Editorial 


Angesichts der Instabilität der Lage in der Volksrepublik Polen ist es ein gewisses Risiko, im 
Sommer des Jahres ein Editorial zu einem »Polen-Hefi« zu schreiben, das erst im Herbst 
den Leser erreichen wird. Als wir dieses Heft vor einem knappen Jahr konzipierten, wollten 
wir es unter das Leitthema »Entstaatlichung der Gesellschaft« stellen. Mit der Errichtung 
des Militärtegimes ist dieses Thema zwar nicht vom Tisch (dies könnten nur sehr kurzsichti- 
ge Bürokraten hoffen), taugt aber nicht mehr als leitende Fragestellung für eine Interpreta- 
tion der polnischen Entwicklung. Wir haben jetzt das Thema »Polen und die Misere des 
‘realen Sozialismus’« gewählt. Dies meint beides: daß Polen ein Modellfall für den gegen- 
wärtigen Entwicklungsstand gesellschaftlicher Widersprüche in den Ländern sowjetsoziali- 
stischen Typs ist und daß Polen doch auch eine Reihe besonderer Merkmale und Merkmals- 
kombinationen aufweist, die das Umschlagen der latenten in eine offene Krise ermöglich- 
ten. 
Ein gemeinsames Problem aller RgW-Länder scheint es zu sein, daß sie wieder auf Grenzen 
ihrer ökonomischen Entwicklung stoßen, die nur - wenn überhaupt - durch Eingriffe in 
die Struktur ihres Vergesellschaftungszusammenhanges zu überwinden wären. Das ist na- 
türlich nicht die erste Krise dieser Art. Bereits Mitte der 50er Jahre traten die in den stalini- 
stischen Vergesellschaftungsprozessen unterdrückten Konflikte offen zutage und führten 
zu einem ersten Reformschub, damals vorrangig im politischen Bereich. In der etsten Hälf- 
te der 60er Jahre wurde offenbar, daß sich die Wachstumsdynamik des bürokratisch zentra- 
listischen Systems erschöpfte und in allen osteuropäischen Ländern wurden »ökonomische 
Reformen« - auch als Palliativ gegen weitergehende Strukturveränderungen - eingeleitet. 
Diese Reformphase kam im Übergang zu den 70er Jahren zu einem Ende. Statt auf »öko- 
nomische Hebel« als Steuerungsinstrument wurde nun wieder stärker auf direkte Anwei- 
sungen der Zentralbehörden gesetzt. Daß dies allein keinen Ausweg aus den bestehenden 
Schwierigkeiten bieten würde, wat gewiß auch den Führungen der RgW-Staaten bewußt. 
Sie versuchten deshalb als zusätzlichen Wachstumsfaktor den internationalen Handel und 
die internationale Arbeitsteilung fruchtbar zu machen: Zum einen durch das RgW-Kom- 
plexprogramm von 1971, zum anderen durch die Orientierung aller einzelnen RgW-Län- 
der auf den kapitalistischen Weltmarkt. 
Dieser Weltmarkt sollte zweierlei zur Entwicklung der RgW-Ökonomien beisteuern: Kapi- 
tal und Technologie. Bezahlt werden sollte mit den auf diesem Wege zusätzlich produzier- 
ten Waren. Daß dieses Politikmodell weder die kapitalistische Weltmarktkrise noch die sy- 
. stembedingt niedrigere Effizienz der RgW-Wirtschaften eingeplant hatte und deshalb auf 
irtealen Voraussetzungen basierte, war schon vor der offenen Krise in Polen deutlich, die 
diesen Sachverhalt nur ins allgemeine Bewußtsein gehoben hat. In den letzten Jahren wurde 
deshalb bereits versucht, sich aus dieser Verstrickung wieder frei zu machen - allerdings 
bisher ohne großen Erfolg. Was an die Stelle dieses »Modells« treten soll, ist noch gänzlich 
unklar. 
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Selbstverständlich handelte es sich bei den skizzierten Entwicklungen nicht einfach um 
»Modelle« staatlichen Wirtschaftens, sondern auch um Bewegungsformen des Konflikts 
zwischen Partei-Staat und Gesellschaft. Die klassisch stalinistische Politik hatte ihr 1953 
(DDR; UdSSR) und 1956 (UdSSR; Polen; Ungarn); das politisch reformierte Modell sein 
1962 (UdSSR, als bekanntestes Beispiel der Aufstand in Novocerkassk); die Reformperiode 
ihr 1968 (CSSR) und 1970 (Polen); die Orientierung auf den Weltmarkt schließlich ihr 
1980/81. Diese offenen gesellschaftlich-politischen Konflikte hatten immer eine Doppel- 
natur: Sie signalisierten, daß bedeutende gesellschaftliche Kräfte in der Selbst-Reform des 
Partei-Staates nur Ansatzpunkte zur Realisierung ihrer Interessen und Aspirationen keines- 
wegs aber deren tatsächliche Befriedigung sahen, daß also mehr Hoffnungen geweckt wor- 
den waren, als das System einzulösen bereit war, und sie provozierten auf Seiten des Partei- 
Staates eine Linien-Änderung, die in der Regel aus einer Kombination von materiellen Zu- 
geständnissen und mehr oder weniger vorsichtigem Anziehen der Schrauben im politi- 
schen Bereich bestand. Polen 1981 steht in dieser Tradition und es signalisiert zugleich, 
daß die alten Mechanismen zu erneuter Herrschaftsstabilisierung nicht mehr funktionie- 
ren. 
Dies primär natürlich deshalb, weil durch die Tiefe der ökonomischen Krise in Polen, 
durch die Synchronisation der wirtschaftlichen Schwierigkeiten in den verschiedenen RgW- 
Staaten und durch die Weltmarktkrise kein Spielraum für materielle Zugeständnisse mehr 
existiert. 
Wäre schon allein das ein Indiz dafür, daß der alte Zyklus von Krise-Reform-Rebellion-Re- 
pression-Reform sich in diesem Fall nicht einfach wiederholt bzw. wiederholen läßt, so 
kommen andere Momente hinzu, die auf eine neue Qualität krisenhafter Entwicklung 
schließen lassen. Es handelt sich ja nicht nur um wirtschaftliche Schwierigkeiten, sondern 
darüber hinaus um eine fundamentale Legitimationskrise des Systems. Die Bindungskraft 
des »Marxismus-Leninismus« als Modernisierungsidelogie scheint sich in den RgW-Staaten 
(anders als in weniger entwickelten Gesellschaften der »3. Welt«) aufzulösen. Die in den 
60er Jahren als Ersatzideologie propagierte »wissenschaftlich-technische Revolution« ist pas- 
se. Zwat wird der Begriff weiterhin verwendet, doch wird dieser Konzeption keine die ge- 
samte Gesellschaft prägende Kraft mehr zugesprochen. Sie hat nun eher den Charakter ei- 
ner Prognose denn einer Zielkonzeption. Der Zerfall politischer Legitimation hat unmmittel- 
bar gesellschaftliche Folgen. In Polen warnte noch vor dem Ausbruch der Streikwelle vom 
August 1980 eine Reformergruppe aus dem Establishment, daß keine Verbindungsglieder 
zwischen der gesellschaftlichen Grundeinheit Familie und der Nation als übergreifender 
Ordnung mehr existierten (»Gruppe Erfahrung und Zukunfts, DiP, in: »Polen - Sympto- 
me und Utsachen der polnischen Krise«, Hamburg 1981). Staat, Gewerkschaften und Par- 
tei wurden als Vermittlungsorgane nicht mehr angenommen. In dieses politische Vakuum 
konnten Kirche, regionale Streikkomitees und schließlich die »Solidarno$C« hineinstoßen. 
Das Militär wird dieses Vakuum nicht ausfüllen können. Zugleich wurde 1980/81 offen- 
bar, in welch geringem Maße der Partei-Staat in das gesellschaftliche Denken tatsächlich 
“eingedrungen war. Untersuchungen des Wandels der Wertorientierungen in der polni- 
schen Gesellschaft nach drei Jahrzehnten »teal existierendem Sozialismus«, auf die wir an 
dieser Stelle nur hinweisen können (vgl. das vorzügliche Polen-Heft des »Journal für Sozial- 
forschung«, Wien XX11/1982/1-2), belegen eine erstaunliche Konstanz der Einstellungen. 
So kann sich der Partei-Staat zwar militärisch gegen die Gesellschaft einigeln, seine Struk- 
turdefizite aber wird er damit nicht bewältigen. 
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In diesem Heft finden sich zu diesem Problembereich folgende Beiträge: Ursel Schmiede- 
rer interpretiert das Militärregime als Versuch einer Rettung der alten Herrschaftsstruktur 
durch den relativ verselbständigten Einsatz der Macht der einzigen Hertschaftsinstitution, 
die vor dem 13. Dezember 1981 noch einigermaßen intakt geblieben war. Es handelt sich 
demnach nicht um einen neuen, »militärischen Weg zum Sozialismus«, sondern um die 
Bewahrung der gegebenen Strukturen des Partei-Staates durch den Einsatz militärischer 
Mittel. 

Renate Damüs geht in ihrem Beitrag einer These auf den Grund, die sich in der bundes- 
deutschen Linken und von dort aus auch der bürgerlichen Öffentlichkeit großer Beliebtheit 
erfreut: Die polnische Krise sei Folge der Ausbeutung durch die Sowjetunion. Diese These, 
die von dem Parteiökonomen Marian Rajski zuerst unter die Leute gebracht wurde, hält ei- 
ner genauen empirischen Überprüfung nicht stand. Weiterhin zeichnet R. Damus den 
Weg in die gegenwärtige Krise nach (und setzt damit die Kritik von H. Szlajfer an der Gie- 
tekschen Wirtschaftspolitik in Prokla 27, 1977, fort). Ihr Fazit: Die polnische Krise wurde 
durch äußere Faktoren, insbesondere die Stellung Polens zum kapitalistischen Weltmarkt, 
zwat verstärkt, wurzelt aber in den Binnenstrukturen des sowjetsozialistischen Modells, 
dessen Defizite durch eine verfehlte Entwicklungspolitik aktualisiert wurden. 

Die polnische Soziologin Jadwiga Staniszkis, Dozentin für Soziologie an der Uniwersitet 
Warszawa und Beraterin der »Solidarno$%«, analysiert in ihrem Beitrag (zu dessen Abdruck 
wir - aus naheliegenden Gründen - ihr Einverständnis nicht einholen konnten) die Ent- 
wicklung des Bewußtseins der polnischen Arbeiterklasse. Im Unterschied zu vielen vor- 
schnellen Idealisierungen dieser Klasse, die jetzt auf den Markt drängen, versucht sie Be- 
wußtseinsbarrieren und Ansätze zu ihrer Überwindung sichtbar zu machen. Sie analysiert 
die semantischen Kompetenzen, die dieser Arbeiterklasse zur Verfügung standen und ste- 
hen, ihr in Teilen verdinglichtes politisches Denken und ihre Mentalität. Die Phänomene, 
die sie beschreibt, sind teils Erbe der polnischen Kultur, teils Abwehrmechanismen gegen 
den.Partei-Staat, die sich aber in der revolutionären Aufbruchphase nach dem August 
1980 als hinderlich bei der Ausarbeitung einer kohärenten politischen Strategie und Praxis 
erwiesen haben. Sie analysiert, wie sich diese Bewußtseinsstrukturen in der Praxis der vorre- 
volutionären Situation veränderten, partiell aber auch verhärteten. Dieser Artikel wird er- 
gänzt durch den Beitrag von J. Staniszkis in dem von Anna-Jutta Pietsch herausgegebenen 
Polen-Band, der in diesen Monaten bei »SOAK« in Hannover erschienen ist, und dessen 
parallele Lektüre nur empfohlen werden kann. 

Von verschiedenen Seiten wird als Ausweg aus der ökonomischen Misere in Polen das »ju- 
goslawische Modell« propagiert. Hansgeorg Corert zeigt, daß dabei Illusionen verbreitet 
werden. Seine Analyse des Entwicklungsweges und der außenwirtschaftlichen Beziehungen 
Jugoslawiens seit Anfang der 60er Jahre belegt, wenngleich auf fortgeschrittenerem Ni- 
veau, die gleiche Zyklizität von Dezentralisierung/Zentralisierung, Markt und staatlichen 
Eingriffen, wie in den RgW-Staaten. Einen Ausweg aus den wirtschaftlichen Schwierigkei- 
ten hat auch die jugoslawische Führung nicht gefunden. Ihr Bonus ist der höhere Legitima- 
tionsgehalt des politischen Systems. 

Als zweiten Schwerpunkt haben wir, wie in fast jedem der letzten Hefte, die Entwicklung 
der USA im internationalen System gewählt. Diese Schwerpunktsetzung bedarf angesichts 
der gegenwärtigen Situation keiner weiteren Rechtfertigung. Michael Lucas analysiert die 
klassenpolitische Entwicklung, die zu dem Aufstieg und der gegenwärtigen Krise des »Rea- 
ganismus« führte. Er zeigt, wie das liberale Kalte-Kriegs-System zu dem Zeitpunkt schei- 
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Renate Damus 

Die polnische Wirtschafts- und Gesellschaftskrise: 

Folge des Ost-West-Handels, Sowjetischen Raubhandels oder 
verfehlter wirtschaftlicher Entwicklungsstrategie? 


Einleitende Bemerkungen: 


Die »TAZ« (Tageszeitung, 19.8.82, S. 9) veröffentlichte im Januar eine Rede des polni- 

schen Parteiökonomen und »glühenden Verfechters« der Gierekschen Wirtschaftspolitik 

Marian Rajski, gehalten auf einer Parteikonferenz der Danziger Region im Mai 1981 im 

Vorfeld des außerordentlichen 9.!Parteitags der PVAP (Juni 1981). In ihr wird sowjetischer 

Raubhandel für die polnische Wirtschaftsmisere verantwortlich gemacht. »Genossen, die 

Partei muß den Mut und die Stärke finden, die Ursachen der gegenwärtigen Krise aufzu- 

decken, deren Ursachen in einem ungerechten Handelsaustausch liegen, der an einen tota- 

len Raub grenzt.« Im einzelnen sind die Methoden sowjetischen Raubs Rajskis Meinung 
nach 

- die seit 1976 »voll« stattfindende Verrechnung in Transferablen Rubeln (»für die 
UdSSR ist der Transfer-Rubel ein wunderbares Mittel, je 62 Kopeken in einen US-Dol- 
lar umzutauschen, doch der Gewinn der Sowjetunion von jedem Dollar ist gleichzeitig 
unser Verlust.«) Dies ist die entscheidende Ursache, andere kommen hinzu: 

- Polen mußte im Fünfjahrplan 1976-80 (a) die hochwertigsten Güter an die Sowjetunion 
liefern. Zur Erstellung dieser Güter benötigte Polen z.T. (b) westliche Zulieferungen, 
es mußte also Devisen verausgaben, sich im Westen verschulden, um sowjetische An- 
sprüche erfüllen zu können, .(c) die Westverschuldung ist somit Ergebnis sowjetischer 
Lieferforderungen. 

- Die Westverschuldung und der ungleiche Tausch aufgrund der Verrechnung in Trans- 
ferablen Rubeln mit der UdSSR seit 1977 entsprechen einander voll (bis 1975 betrug 
Rajski zufolge die Westverschuldung lediglich 3,8 Mrd. Dollar). 

- Diese sowjetischen Lieferforderungen (auf Basis des ungleichen Tauschs und verbunden 
mit der Westverschuldung) waren so hoch, daß keine Mittel mehr übrig blieben, um 
die polnische Landwirtschaft mit den erforderlichen Geräten und Ersatzteilen beliefern 
zu können. i 

- Aus demselben Grund waren ab 1977 Konsumeinschränkungen erforderlich und Inve- 
stitionen im Reproduktionsbereich (Wohnungsbau z.B.) nicht-im nötigen Umfang 
möglich. 

- Bedingt durch den ungleichen Tausch mittels des Transfer-Rubels (TrR) stieg das Ex- 
portvolumen in die UdSSR 1975-80 um 22 % jährlich (allerdings 1971-75 auch schon 
um 17%), während das Wachstum der Produktion nur 5,8% in den Jahren 1976-80 
betrug -- daher der Mangel an Weizen, Fleisch, Düngemitteln, Medikamenten und 
insgesamt an Nahrungsmitteln. 

Zusammengefaßt: Die ungleiche Förderung der Wirtschaftssektoren (Industrie - Landwirt- 

schaft), die ungleiche Förderung der produktiven und nicht-produktiven Bereiche, die 

Konsumeinschränkungen, die mangelnde Exportfähigkeit Polens Richtung Westen, die 

Westverschuldung - all dies sind ausschließlich Folgen des sowjetisch-polnischen Handels- 

abkommens für 1976-80 und der seit 1976 »volk stattfindenden Verrechnung in Transfer- 
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Rubeln auf der Basis 0,62 TrR = 1 US-$, wobei das Verhältnis von TrR zu US-$ für die So- 
wjetunion ein »wunderbares Mittel« der Dollarvermehrung zulasten Polens ist. 

Die Rede von Rajski wurde von der TAZ nicht einfach als Information abgedruckt, um ih- 
ten Lesern zu vermitteln, wie in Polen die polnische Wirtschaftsmisere u.a. diskutiert wird. 
Sie wurde vielmehr in ihrern Tenor bejaht (vgl. die Anmerkungen zum TıR und dem Zlo- 
ty-Kurs). Nachdrucke, mehr oder weniger wörtlich, erschienen dann u.a. im »Spiegel« und 
in der »Zeit«. Eine Legende war geboren. Bemerkenswert an dieser Legende vom sowjeti- 
schen Raubhandel ist, daß sie in der bundestepublikanischen Diskussion ein Produkt der 
Linken ist, das dann durchaus dankbar bürgerlicherseits aufgegriffen wurde. Jenseits aller 
empirischen Kenninisse müßte jedoch der gesunde Menschenverstand ein paar Fragen stel- 
len: Warum blutet Polen nach der UdSSR hin aus und die anderen osteuropäischen Länder 
nicht (kommt wohl noch)? Welchen ökonomischen und politischen Sinn gibt das Verhal- 
ten einer Hegemonial- und Lagermacht, die die Kuh so sehr melkt, daß sie nach drei Jah- 
ten bereits einen Kollaps erleidet (die Sowjets können wohl nicht nur nicht planen, son- 
dern nicht mal simpel extrapolierend rechnen?). Bei allem berechtigtem wie unberechtig- 
tem Antisowjetismus ist doch bei den Ländern des realen Sozialismus festzuhalten, daß die 
Vergesellschaftungsform durch die Staats- und Parteimaschinerie grundsätzlich dieselbe 
ist. Von daher ist es naheliegend, auch oder primär nach innerpolnischen Ursachen der 
polnischen Entwicklung mindestens zu fragen. Eine Beschäftigung mit dem realen Sozia- 
lismus, die darauf aufbaut, daß die UdSSR das alleinige Übel ist, deren Verhalten dann ja 
ebenfalls nicht aus der gemeinsamen Vergesellschaftungsform erklärt wird, kann m.E. 
nicht zu einer längerfristigen Positionsbestimmung der Linken im Rahmen des Ost-West- 
Konflikts, der Friedensbewegung, der Rüstungsdebatte, der Oppositionsbewegungen im 
tealen Sozialismus beitragen. Dumpfer linker Antisowjetismus ist sicherlich kein probates 
Mittel, die nach wie vor bestehende politisch schädliche Tabuisierung der UdSSR innerhalb 
der Linken, wenn es um internationale Ost-West-Probleme geht, aufzubrechen. 

In Kapitel I gehe ich auf die innere Wirtschaftsentwicklung Polens während der Fünfjahr- 
planperiode 1971-75 ein. In dieser Zeit wurde die »Modernisierungsstrategie« propagiert 
und dutchgeführt, Zu fragen ist, ob diese Modernisietungsstrategie bei unveränderten 
wirtschaftlichen Entscheidungsmechanismen und einseitiger Förderung bestimmter Wirt- 
schaftssektoren die Schwierigkeiten des planwirtschaftlichen Systems nicht noch vergrößern 
mußte. Wenn ja, ist dies das grundlegende und entscheidende Argument dafür, daß die 
polnische Wirtschafts- und Gesellschaftsktise hausgemacht ist und daß ihre Ursachen in ei- 
nem Zeitraum zu suchen sind, den Rajski erst gar nicht thematisiert, da die Welt für ihn 
hier noch heil ist. In Kapitel II gehe ich auf die außenwirtschaftliche Entwicklung unter 
den verschiedensten Aspekten (Wachstumsraten des West- bzw. Osthandels, Regionenan- 
teile, Warenstruktur, Handelsbilanzen, Verschuldung) und im partiellen Vergleich mit 
anderen osteuropäischen Staaten ein, insbesondere auf den Zusammenhang: Beibehaltung 
der bestehenden Wirtschaftsstrukturen - Setzen auf kapitalistische Gebuttshilfe bei der 
Modernisierung - systembedingte Unfähigkeit zur Schließung der »technologischen Lücke« 
- Verschuldung. Auch hier geht es darum, aufzuzeigen, daß die Giereksche Modernisie- 
tungsstrategie zwischen 1971-75 die Verschuldungsspirale zwangsläufig hervorrief, die Ver- 
schuldung also kein Produkt sowjetischer Ausbeutung ist. Der Vergleich mit anderen Län- 
dern soll die Bedingtheit der Verschuldung durch das ineffiziente realsozialistische Wirt- 
schaftssystem veranschaulichen. Dieser Teil ist, bedingt durch die Darstellung, nicht einfach 
zu lesen, insofern ich streckenweise Zahlen interpretiere und die einzelnen Interpretatio- 
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nen in ihrer Abfolge erst das Ganze ergeben. Dennoch hielt ich es nicht für sinnvoll, 
Kernthesen losgelöst von den Zahlen zu formulieren. Derjenige, der vor dem Nachvollzug 
wissen will, worauf das Ganze hinausläuft, sei als Ersatz auf die jeweiligen Schlußbemer- 
kungen von II.1 und II.3 verwiesen. In Kapitel III gehe ich auf die Preisbildung, den trans- 
ferablen Rubel und die Entwicklung der terms of trade (Austauschrelationen) im RGW- 
Handel ein und damit unmittelbar auf Argumente von Rajski, obwohl aufgrund der ersten 
beiden Kapitel die Unhaltbarkeit seiner Position klar geworden sein müßte. In Kapitel IV 
befasse ich mich abschließend kurz mit der Spezialisierung und Kooperation im RGW. 
Dies ist deshalb erforderlich, weil Rajski die Lieferung hochwertiger Produkte an die 
UdSSR unter dem Stichwort Ausbeutung thematisiert. Die ersten beiden Kapitel sind so- 
mit grundsätzlicher und grundlegender Natur, wenn man sich mit der Position von Rajski 
auseinandersetzt, während die beiden lezteren auf einzelne Aspekte, die von ihm beson- 
ders hervorgehoben werden, eingehen. 


I. Die polnische Wirtschaftsstrategie der 7Ver Jahre: Gesamtwirtschaftliche Daten und da- 
mit verbundene Probleme der wirtschaftlichen und geseilschaftlichen Entwicklung 
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Rajski macht für die Situation des Jahres 1981 die Entwicklung seit 1976/77 verantwortlich. 
Stellt man sich die Frage nach der Richtigkeit seiner Ausführungen, dann ergibt sich daraus 
die Untersuchung der Jahre 1971-75, um zu sehen, inwieweit die zeitliche Fixierung be- 
rechtigt ist. (Nur an zwei Stellen seines Referats kommt er nebenbei negativ auf die Zeit 
zwischen 1971-75 zu sprechen. Zum einen erwähnt er, daß der polnische Premierminister 
Jaroszewicz 1971 auf der XXV. Ratstagung des RGW »sämtliche sowjetische Vorschläges 
(was für welche?) akzeptierte. Zum anderen beziffert er die Wachstumsdynamik des polni- 
schen Außenhandels mit der Sowjetunion für die Planphase 1971-75 mit jährlich 17%.) 
Rajski bezeichnet sich selbst als glühenden Verfechter von Giereks Wirtschaftspolitik. Die- 
ses Konzept bestand darin, über kreditfinanzierte Importe von Technologie aus und von 
westlichen Industrieländern die Industrie schnell zu modernisieren, um dann mittels des 
Exports der in den »modernen« Branchen produzierten Güter die Investitionskredite bzw. 
-güter abzuzahlen. Die Struktur des polnischen Exports (Warengruppenstruktut bzw. Wa- 
rengruppenanteile am Export) sollte sich also ändern hin zu einer eindeutig industriellen 
Exportstruktur und zwar auf hohem Stand (statt des bisherigen hohen Anteils von Rohstof- 
fen, landwittschaftlichen Produkten und industriellen Konsumgütern), Insgesamt sollte 
eine »moderne« Grundlage für die künftige wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwick- 
lung geschaffen werden. Da die Investitionstätigkeit nicht einseitig zulasten des Konsums 
erfolgen, vielmehr der Konsum zwecks Steigerung der Arbeitsleistung ebenfalls wachsen 
sollte, mußten äußere Akkumulationsquellen angezapft werden. Dies konnten nur westli- 
che sein, nicht nur wegen der Technologie, sondern auch aufgrund des bilateralen Han- 
delsaustauschs zwischen den RGW-Ländern und damit der Unmöglichkeit, Handelsbi- 
lanzüberschüsse in Finanzquellen für die Akkumulation umsetzen zu können. Eine an- 
fängliche und kurzfristige Westverschuldung ist also in diesem Konzept gewollt und erfor- 
derlich. 

Die Außenhandelsverschuldung Polens mit den westlichen Industrieländern betrug allein 
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Tabelle 1 Wirtschaftliche Entwicklung (1) 


{(durchschnittliche jährliche Wachstumsrate in %) 


7 r er 
T Spalte 1 | Spalte 2 | Spalte 3 ;Spalte 4 
1971-75 1971-75  ; 1976-80 | 1976-80 
Plan Ist Plan ; Ist 
| J 
Nationalprodukt ! 7.0 9.8 | 7.0 | 01.6 
(produziert) | 
| 
Nationalprodukt —_ 12,0 _ — 
(verwendet) i 
1 
Industriepro- 8.5 10.5 8.3 1,3 
duktion | 
Landwirtschaft- 3.5-3.9 3.6 3.0-3.5 - 1.3 
liche Bruttopro- 
duktion 
Bruttoanlagein- T=f 15.0 4.3 _— 
vestitionen 
Einzelhandels- 7.4 10.4 9.8 3.0 
umsätze 2 
Reallöhne 3.4 7.2 3.0-3.4 157 
Außenhandel (zu 
konstanten Prei- 
sen) 3 E 
I 
U 


| Akkumulation y 


Netto-Materialprodukt (vgl. Anm. (2)) 

Zu konstanten Preisen; privater Verbrauch darunter: 8.5% 

E=sExport, I=Import, U=sUmsätze. Die durchschnittliche jährliche 
Wachstumsrate 1971-75 im Außenhandel mit den westlichen Industrie- 
ländern betrug zu laufenden Preisen im Export 21.7 und im Import 
40.7%. Die Steigerungsraten im gesamten Außenhandel zu laufenden 
Preisen betrugen beim Export 19.1 und beim Import 23.6%; im RGW- 
Handel Export 17.7 und Import 13.9. Setzt man 1975 = 100 sollte 
der Außenhandelsumsatz 1980 auf 147.1, der E auf 175.0, der Import 
auf 125.0 steigen (Ist 1980: U = 143.8, E = 151.8, I = 137.3!) 

4 Durchschnittliche jährliche Wachstumsrate der Akkumulation zu kon- 
stanten Preisen: 1971: 15.3; 1972: 21.5; 1973: 27.55 1974: 20.75; 
1975: 0.8; 1976: 4.1. Akkumulation in % des verwendeten National- 
produkts in laufenden Preisen: 1971: 29.3; 1972: 31.73 1973: 34.8; 
1974: 36.0; 1975: 34.2; 1976: 35.1. 


V\Dder 


1975 2941 Mill US-Dollar. Zählt man die Handelsbilanzdefizite der Jahre 1972 (- 316,4), 
1973 (- 1291,4), 1974 (- 2308,2) hinzu und zieht die Überschüsse 1970 (76,6) und 1971 
(53,6) ab, dann hat Polen im Ost-West-Handel 1975 ein kumuliertes Außenhandelsdefizit 
von an die 7 Mrd $ (6727,7 Mill US-Dollar). Hinzu kommt die steigende Belastung durch 
die Abzahlung der aufgenommenen Kredite und deren Zinsen, d.h. die Gesamtverschul- 
dung liegt noch höher (vgl. Kap. II). Ein Parteiökonom sollte eigentlich unterscheiden 
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können zwischen jährlicher Handelsbilanz, kumulierter Handelsbilanz und Zahlungsbi- 

lanz. Rajski ging davon aus, daß sich die Devisenschuld (also die Westverschuldung) Ende 

1975 auf 3,8 Mrd $ belief. 

Sieht man von der Außenhandelsentwicklung gen Westen fürs eıste ab, dann geben diese 

Steigerungen der Wachstumsraten ein imposantes Bild. Ihre wirkliche Relevanz für die 

Entwicklung zwischen 1971 und 75 und damit ihre Auswirkungen auf die folgende Fünf- 

jahrplanperiode läßt sich jedoch erst ermitteln, wenn man nach den Faktoren des Wachs- 

tums fragt, die Zahlen also zueinander in Beziehung setzt. Absolute Zahlen über Wachs- 
tum sagen nur bedingt etwas aus. Vielmehr ist danach zu fragen, wodurch dieses Wachs- 
tum zustande kam, wie sich also z.B. Investitionen und Ausstoß in den einzelnen Wirt- 
schaftssektoren zu einander verhalten. Wurde der Ausstoß mit verhältnismäßig geringen 
oder hohen Investitionen erzielt? Zu fragen ist also nach der Qualität des Wachstums und 
damit nach den Möglichkeiten für ein kontinuierliches Wachstum. Oder umgekehrt: In- 
wieweit stellte diese Entwicklung eine schwere Hypothek für die folgende Planperiode dar? 

Diese Frage ist deshalb wichtig, weil die Argumentation Rajskis zusammenbricht, wenn 

festgestellt werden müßte, 

- daß Polen das kreditinduzierte quantitative Wachstum z.B. der Bruttoinvestitionen, 
der Sachanlagen, nicht zu entsprechendem Wachstum der Industrieproduktion in den 
entsprechenden Zweigen nutzen und damit nicht die Güter in entsprechend geplanter 
Menge für den Export produzieren konnte (Folgen: Zunehmende Verschuldung, 
schlechtere Versorgung der Bevölkerung, da Konsumgüter der traditionellen Export- 
branchen als Ersatz exportiert werden müssen), 

- daß die Investitionen in den einzelnen Sektoren extrem ungleichgewichtig erfolgten, 
z.B.: Was wurde für die Landwirtschaft und damit für die Versorgung der Bevölke- 
rung getan? (Folgen einseitiger Investitionen im Industriebereich: Inflation, Geldüber- 
hang, Käuferschlangen). Oder: Wurden die Bereiche Energie/Verkehr so hinreichend 
mit Mitteln versehen, daß die erweiterten Produktionsmöglichkeiten nicht durch man- 
gelnde an im Energie- und Infrastrukturbereich behindert wer- 
den? 

Nimmt man beide Tabellen zusammen plus ergänzende Daten, die ich hier nicht alle auf- 

führen kann, ergibt sich für die wirtschaftliche Entwicklung 1971-75 folgendes Bild: Der 

Anteil der Akkumulation am verwendeten Nationalprodukt (Einkommen) war extrem 

hoch; Szlajfer zufolge brach er alle bekannten Rekorde einschließlich derer Japans und 

Brasiliens. Diese enormen Aufwendungen für Investitionen und Erhöhung der Lagerbe- 

stände bzw. der materiellen Umlaufmittel stellen bezogen auf den Ist-Zustand wie auf die 

absehbare Zukunft eine Verschiebung im Verhältnis Akkumulation-Konsumtion zugun- 
sten der Akkumulation dar. Die Frage ist, ob diese Verschiebung entsprechend genutzt 
wurde, um rasch zu einer spürbaren Verbesserung der gesamtwittschaftlichen Situation zu 
führen. Anteilig profitierten vornehmlich bestimmte Zweige der Industrie, während der 

Anteil der Landwirtschaft sank. Es sank auch der Anteil der nicht-produktiven Bereiche, 

z.B. der Anteil der Investitionen im Wohnbereich. Ende 1975 waren auf diese Weise über 

50% der im Gebrauch befindlichen industriellen Produktionslagen zwischen 1971 und 

1975 in Betrieb genommen worden. 

Zu den Faktoren und damit zu der Frage, welche Auswirkungen der extrem hohe Anteil 

der Akkumulation am Nationalprodukt für die Steigerung des Wohlstandes haben würde: 

Woran liegt es, daß das Nationalprodukt insgesamt wie die Industrieproduktion und der 
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Tabelle 2 Faktoren des Wirtschaftswachstums (!) 


(durchschnittliche jährliche Wachstumsrate in %) 


en 
Spalte 1 3.0 1b ei 2 
Produzierende Bereiche Industrie 
| 1971-75 1976-80 1976-79 | 1971-75 1976-80 1976-79 
Ist Plan Ist Plan 
| ERBEN: 
Produktion }] 9.8 7.0 
Erwerbstätige 2.0 1.3 
Sachanlagen 8.0 9,9 
Arbeitspro- 8.3 5.6 
auktivität 3) 
Kapitalpro- LT - 2.6 - 5.3 
auktivität 1] 
Kapitalin- 6.5 8,5 7.8 
tensität 


marginaler 
Kapitalkoef- 
fizient 6 


1] Industrie, Bauwesen, Land/Forstwirtschaft, Verkehr, Binnenhandel 
2} Produzierende Bereiche: Netto-Materialprodukt, Industrie: Brutto- 
produktion 
3l Ausstoß je Erwerbstätigen (vgl. Anm. 4) 
Produktion zu Anlagevermögen 
2) Anlagevermögen je Erwerbstätigen 
Bruttoanlageinstitionen zum Zuwachs des Netto-Materialprodukts 
zu konstanten Preisen 
7] 1976-80 
Außenhandel wie das Außenhandelsungleichgewicht beachtlich stärker stieg als geplant 
(vgl. Tab. 1)? Wie aus Tab. 2 (Spalte 1) hervorgeht, stieg der Anteil der Erwerbstätigen in 
den produzierenden Bereichen, auch in der Industrie, nur gering im Vergleich zum allge- 
meinen Wachstum. Wachstum erfolgte demnach über die Steigerung der Arbeitsprodukti- 
vität. Diese Tatsache ist fürs erste positiv zu bewerten. Es ist dann allerdings in einem näch- 
sten Schritt nach dem Verhältnis von Arbeitsproduktivität, Kapitalproduktivität und Kapi- 
talintensität zu fragen. Das Anlagevermögen je Erwerbstätigen ist derart gestiegen (Kapi- 
talintensität), daß die Relation Produktion zu Anlagevermögen, also die Produktivität der 
Sachanlagen (Kapitalproduktivität) 1975 im Vergleich zu 1970 nur 108,8% betrug (Ar- 
beitsproduktivität 144,5%,, Kapitalintensität 132,9 %).° Bei der Modernisierungsstrategie 
mitttels kreditfinanzierter Importe kapitalistischer Technologie muß es um die Steigerung 
der Kapitalproduktivität gehen, soll die Rechnung aufgehen, die Kredite schnell aus eben 
diesen neuen modernen bzw. modernisierten Branchen zurückzuzahlen. Werden die Inve- 
stitionen, die Anlagen nicht rentabel genützt, wächst die Verschuldung und/oder der Ex- 
port von Gütern der traditionellen Branchen. Beide Auswirkungen sind gleichermaßen be- 
denklich: Entweder ist die Importeinschränkung verbunden mit Wachstumseinbußen, da 
die neu installierten industriellen Produktionsanlagen (1975 über 50% der in Gebrauch 
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befindlichen) importabhängig sind, eine Beschneidung der Importe also zu Produktion- 
sausfällen führt und/oder es müssen immer stärker Güter der traditionellen Branchen ex- 
portiert werden, wobei der Lebensstandard relativ oder auch absolut sinkt. 

Kredite und Technologie konnten nicht, wie in der Modernisierungsstrategie »geplant«, 
genutzt werden. Dies zeigt sich, wie in Kapitel II im einzelnen noch zu belegen sein wird, 
an der schnellen Steigerung der Handelsbilanzdefizite (und der damit verbundenen Ver- 
schuldung), an erforderlichen neuen Kreditaufnahmen und daran, daß - entgegen der 
Konzeption-Güter der traditionellen Branchen verstärkt exportiert werden (vgl. Waren- 
gruppenstruktur und Warengruppenanteile). Die Modernisierungspolitik, mit ihrem Set- 
zen auf die schnellstmögliche Steigerung der Kapitalproduktivität, hatte nicht mit den Sy- 
stemstrukturen gerechnet: Mit einem Planungssystem, das, da es nicht reformiert wurde, 
Verschwendung produziert, sei es durch Horten von finanziellen, materiellen und/oder 
personellen Mitteln, durch den Trend zu Erweiterungsinvestitionen (weshalb es auch einen 
systembedingten Investitionszyklus gibt, vgl. w.u.), längere Anlaufzeiten bei der Nutzbar- 
machung von Investitionen, Produktionsausfällen, Stillstandszeiten. Hält man aus (politi- 
schen) Gründen der Hertschaftserhaltung an den ökonomischen Systemstrukturen fest, 
sollte man bei der Wirtschaftspolitik mit ihren Auswirkungen rechnen; eine so extrem auf 
Modernisierung setzende Wirtschaftspolitik ist unter diesen Bedingungen zum Scheitern 
verurteilt. Das direkte Planungssystem und das damit verbundene Planerfüllungsprinzip 
(die betriebliche Leistung besteht in der Umsetzung eines vorgegebenen Plans bei einer 
Vielzahl zu erfüllender Kennziffern) produzieren zwangsläufig Ineffizienz - die Ineffi- 
zienz steigt zusätzlich, wenn deutlich ist bzw. wird, daß sich politisch wie ökonomisch 
nichts groß zum besseren wendet, vielmehr an den bestehenden Herrschaftsformen auch 
ım ökonomischen Bereich festgehalten wird. 

Die ökonomische Relevanz der Motivation bzw. der Erwartungshaltung belegt Brus be- 
zogen auf die Entwicklung in der Industrie und der Landwirtschaft für die einzelnen Jahre 
1971-75. Die Steigerung der Kapitalproduktivität in der Industrie betrug für die gesamte 
Fünfjahrplanphase 1.1., 1972 hingegen 1.9 und 1973 2.3, umgekehrt 1974 0.9 und 1975 
gar -0.4 gegenüber 1974. Die Steigerung der Kapitalproduktivität betrug im Bauwesen als 
einem wichtigen Teil des produzierenden Bereichs 1972 7.9, hingegen stieg 1973, 1974, 
1975 die Arbeitsproduktivität langsamer als die Kapitalintensität, sodaß die Kapitalpro- 
duktivität sich um 3.2, 8.6, 7.6 verringerte. Auch die Modernisierungspolitik änderte 
nichts an den systembedingten langen Anlaufzeiten bis zum Produktionsbeginn, den Pro- 
duktionsausfällen, Stillstandszeiten etc. 

Noch schlechter sieht es in der Landwirtschaft aus. Die landwirtschaftliche Bruttoproduk- 
tion wuchs zwar um 3.6%. Berücksichtigt man jedoch den materiellen Aufwand dieses 
Wachstums, ist das Ergebnis negativ. In Nettowerten war die landwirtschaftliche Produk- 
tion um 2.7 % niedriger als 19707 

Die Kapitalproduktivität betrug 1975 nur 76.8, nimmt man 1970 als Basisjahr (= 100). 
Auch hier zeigt sich der gleiche Trend: 1971 eine 9 %ige und 1972 eine 5 %ige Erhöhung 
der Netto-Landwirtschaftsproduktion. Die landwirtschaftliche Bruttoproduktion stieg 
1971 um 3.6, 1972 um 8.4, 1973 um 7.3 %, hingegen 1974 nur um 1.6, während sie 1975 
gar um 2.6% sank. 

Diese Zahlen in Industrie, Bauwesen, Landwirtschaft zeigen für 1971/72 eine Aufwätts- 
entwicklung, weisen das Jahr 1973 etwas unentschieden aus und verdeutlichen für 1974/75 
einen Abfall. Diese Entwicklung steht in umgekehrter Relation zu den Wachstumsraten 
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des produzierten und des verwendeten Nationaleinkommens: 1971/72 war das produzierte 
noch nicht größer bzw. gleich, ab 1973 steigt das verwendete im Vergleich zum produzier- 
ten rapide an. Die Diskrepanz zwischen produziertem und verwendetem Nationalprodukt 
ist also ein Ergebnis der Jahre 1974/75 (vgl. Tab. 1, Spalte 2). Wachstum wird also zuneh- 
mend über Kapitalimport erzielt, der wiederum nicht rentabel genutzt wird. 


Tabelle 3 


Produziertes und verwendete Nationalprodukt in Sloty (Mrd.) 
zu konstanten Preisen 


1971 1972 1975 1974 1975 
Re 855.02 9145.86 1048.11 ah 
verwendet 841.3 984.4 1214.3 1309.6 1403.3 (8) 

Die unterschiedliche Entwicklung in der ersten und zweiten Hälfte der Fünfjahrplanperio- 
de 1971-75 läßt sich nur mit der Motivation der Menschen erklären. Der Wechsel von Go- 
mulka zu Gierek und die Versprechungen Giereks ließen sie an eine Verbesserung der 
materiellen und gesamtgesellschaftlich-politischen Lebenssituation glauben, damit ver- 
band sich eine größere Arbeitsbereitschaft. In der Landwirtschaft bestand dazu ganz kon- 
kret Veranlassung: Die staatlichen Aufkaufpreise wurden erhöht, die Zwangsablieferungen 
abgeschafft, die Sozialleistungen verbessert. 1974/75 hingegen gingen die staatlichen Ver- 
käufe und Übertragungen von Land an private Besitzer zurück, die Steuerlast der Bauern 
nahm zu, Investitionskredite gingen zurück, Material wie Kohle und Futtergetreide wurde 
knapper. Die höheren Preise führten nicht zu einer Reduzierung der Einkommenskluft 
zwischen Staat und Land, und die Bauern konnten mit dem Geld nichts kaufen. Die Ar- 
beiter bekamen zu Anfang höhere Löhne, Wirtschaftsreformen (mehr Demokratie) wur- 
den angekündigt. 1974/75 zogen die Preise beachtlich an, von Wirtschaftsteformen war 
keine ernsthafte Rede mehr, das Angebot kam der gestiegenen Nachfrage nicht mehr hin- 
terher. 

Die Entwicklung zwischen 1971 - 1975 zusammenfassend ist festzuhalten: 

- Die agreggierten Daten des wirtschaftlichen Wachstums sind auf den ersten Blick be- 
eindruckend, sie sagen jedoch in einer real-sozialistischen Wirtschaft nicht allzuviel aus, 
da sich wirtschaftliche Einbrüche nicht über mangelnde Nachfrage, und damit unmit- 
telbar sinkende Wachstumsraten, vollziehen. Die Investitionen können (und tun dies 
auch) immer noch weiter wachsen, während sich ökonomische Schwierigkeiten schon 
längst zeigen im mangelnden Angebot in verbraucherrelevanten Bereichen, in einer 
unausgewogenen wirtschaftlichen Entwicklung, in sinkender Kapitalproduktivität etc.. 
Irgendwann kommt jedoch der Zeitpunkt, wo die unökonomische Investitionstätigkeit, 
das mehr oder weniger tolle Wachstum, gestoppt werden muß - mit bedeutenden ge- 
samtwirtschaftlichen Verlusten, die die Zukunft negativ belasten im Gegensatz zu ei- 
nem langsameren, aber gleichmäßigerem und ausgewogenerem Wachstum. Dies ist der 
normale Gang der Geschäfte; bei der Gierekschen Modernisierungsstrategie mußte die- 
se real-sozialistische Produktion von Verlusten noch viel stärker zum Tragen kommen, 
insofern sie diesen systembedingten Mechanismus verstärkte (vgl. das Ende dieses Kapi- 
tels). 

- Die tatsächlichen Ergebnisse übersteigen weit die geplanten. Das ist kein positives Zei- 


26 i R. Damus 


chen in einer Planwirtschaft, in der es um die Sicherung eines Wachstums gehen müß- 
te, das die unterschiedlichen Wirtschaftssektoren im Rahmen der Möglichkeiten quan- 
titativ und qualitativ aufeinander bezogen so fördert, daß ein ausgewogener, möglichst 
gleichmäßiger Aufwärtstrend erreicht wird. Unausgewogenheit zwischen den Sektoren 
oder Boomphasen stellen unter längerfristigen Aspekten Verluste dar, die Rechnung 
muß später bezahlt werden. 

- Die Planansätze werden sehr unterschiedlich überschritten (z.B. die geplanten Brutto- 
anlageinvestitionen in viel stärkerem Ausmaß als die Industrieproduktion = Scheitern 
der Modernisierungsstrategie). 

- In einem für die Bevölkerung zentralen wirtschaftlichen Bereich, der Landwirtschaft, 
werden die geplanten Bruttoanlageinvestitionen knapp erteicht (vom Nettoergebnis zu 
schweigen). In Anbetracht der stärker als geplant steigenden Reallöhne ist das (relative) 
Ernährungsproblem einprogrammiert. 

- Die Steigerung der Arbeitsproduktivität in der Industrie in den Jahren 1971/72 ist ent- 
sprechend den überzeugenden Darlegungen von Brus nicht Folge der Investitionstätig- 
keit. Diese kann, soweit sie zu Buche schlägt, auch erst etwas später greifen. 

- Die Steigerung der Arbeitsproduktivität in der Landwirtschaft anfang des Fünfjahr- 
plans ist schon gar nicht durch verstärkten Mitteleinsatz erklärbar; kann sie unter den 
politischen und ökonomischen Verhältnissen nach der Negation anfänglicher Hoffnun- 
gen nicht anhalten, sind Ernährungsschwierigkeiten unausweichlich. 

- Mit Ablauf des Fünfjahrplans wird die Steigerung der Arbeitsproduktivität durch die 
Kapitalintensität bzw. durch die unzureichende Nutzung der Investitionen so kontet- 
katiert, daß die Kapitalproduktivität, gemessen an den Zielen und der Höhe der kredit- 
finanzierten Investitionstätigkeit, nur bescheiden steigt. Damit sind das Verschuldung- 
sptoblem einerseits und sich zuspitzende Versorgungsptobleme andererseits »einge- 
plant«, die Modernisierungsstrategie greift nicht. 


Tabelle 4 


Brutto-Anlagevermögen nach Wirtschaftsbereichen (Anteile in %, 
Preise 1971 


1971 1975 
Industrie 24.8 29.0 9) 
Land- und Forstwirtschaft 16.5 15.8 
Transport-, Post-, Fernmeldewesen 10.2 10.6 
produzierende Bereiche 57.2 62.2 
nichtproduzierende Bereiche 42.8 37.8 2 (9) 


1 Hier ist die Modernisierungsstrategie angesiedelt 
2) Hierunter fällt auch der öffentliche Konsum 
- Die Modernisierungsstrategie (gleichzeitige Steigerung von Investitionen und Ver- 
brauch) funktioniert nicht bzw. funktioniert an der Oberfläche, aber nur durch den 
Rückgriff auf ausländische Akkumulationsquellen (Verhältnis von produziertem zu 
verwendeter Nationaleinkommen 1974/75). : 
- Investitionsmittel kommen einseitig der verarbeitenden Industrie als Ausfluß der Mo- 
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dernisierungsstrategie (Abzahlung der Investitionen mit produzierten Gütern) zugute. 
Damit werden Investitionen in anderen Wirtschaftsbereichen vernachlässigt: In den der 
Industrie vorgelagerten Bereichen (Energie, Rohstoffe), in der Infrastruktur (Verkehr, 
Transport) womit die Effizienz der Verzahnung und Verteilung der Produktion negativ 
tangiert wird. Die Modernisierungsstrategie plant Engpässe ein, die sich für die Indu- 
strie - je schneller die Modernisierungsstrategie getragen hätte, je negativer - ausge- 
wirkt hätten und haben und die, langfristig betrachtet, eine schwere Hypothek darstel- 
len. Irgendwann müssen Investitionen auch in diesen Bereichen in erforderlichem Um- 
fang getätigt werden, bis dahin sind solche Engpässe Schranken, und wenn ihnen end- 
lich abgeholfen wird, sind die Kosten durch die bisherigen Vernachlässigungen wesent- 
lich höher. 

Für den Lebensstandard zentrale Bereiche wurden relativ vernachlässigt, wie z.B. der 
Wohnungsbau. 

Analog zu der mit der Modernisierungsstrategie verbundenen einseitigen Betonung 
(bestimmter Bereiche) der Industrie (nur eine solche Politik läßt Zheoretisch eine schnel- 
le Rückzahlung der Kredite zu) steigen auch die Löhne in den verschiedenen Wirt- 
schaftssektoren und Wirtschaftszweigen unterschiedlich. Setzt man den durchschnittli- 
chen Nettomonatslohn in der gesamten Wirtschaft je Beschäftigten (Arbeiter und An- 
gestellte in staatlichen und genossenschaftlichen Betrieben) = 1, dann schneiden die 
Wirtschaftssektoren Landwirtschaft und Handel sehr schlecht ab (ca. 0.87; 0.86;!°). In 
der Industrie schneiden insbesondere die Beschäftigten der Textil- und Nahrungsmit- 
telindustrie schlecht ab (0.84; 0.87!'). Diese Wirtschaftssektoren wurden also in jeder 
Hinsicht vernachlässigt. Preissteigerungen (1974-76), Versorgungslücken, Schlangen 
und Vitamin B(eziehungen) sind damit eingeplant. Den gesamten Reallohnerhöhun- 
gen entspricht das Angebot nicht - aufgrund der Vernachlässigung von Investitionen 
und Löhnen (mangelnde Motivation) in der Landwirtschaft und der Nahrungsmittelin- 
dustrie, aber auch - als Folge der einseitigen Modernisierungsstrategie - in verbraucher- 
nahen Zweigen der Industrie (Schuhe, Möbel etc.). Die ökonomischen und gesell- 
schaftlichen Probleme können durch den verstärkten Import von Konsumgütern kurze 
Zeit hinausgeschoben werden, kommen aber über die damit verbundene zusätzliche 
Verschuldung und die notwendige Reaktion darauf später zum Tragen. 

Das kumulierte Handelsbilanzdefizit Richtung Westen beträgt 1975 ca. 7MrdD, die 
Gesamtverschuldung ca. 10 Mrd D. Damit ist die Rechnung des Fünfjahrplans bzw. die 
Modernisierungsstrategie nicht aufgegangen. Zudem ist eine zunehmende Verschul- 
dung einprogrammiert: Die jährliche Handelsbilanz muß zwangsläufig defizitär sein - 
es sei denn, es werden verstärkt Güter der traditionellen Exportbranchen herangezogen 
(d.h.: Die Bevölkerung muß die Rechnung einer teuren Scheinblüte zahlen) und/oder 
es wird weniger importiert. Basiert die Industrie jedoch so extrem auf westlicher Tech- 
nologie, dann führt die Drosselung des Imports (notwendige Zulieferungen von Roh-, 
Halbmaterial bzw. Fertigwaren) zu Produktionsausfällen mit Rückwirkungen auf die 
Modernisierungsstrategie (mangelnde Abzahlungsmöglichkeiten in Gütern). Oder 
aber: Es werden neue Kredite zur Importfinanzierung aufgenommen, womit die Ver- 
schuldung steigt. Die Höhe des Anteils am Export, der allein für die Abzahlung der 
Zinsen zu tätigen ist, steigt, die Kredite werden immer schneller fällig (und kumulie- 
ren), die Exporte zur Sicherung der Handelsbilanzen müssen bei zwangsläufig wach- 
senden Importen steigen. All dies zusammen führt zu wachsender Verschuldung, wenn 
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einerseits die Wirtschaftsstrukturen, das Planungssystem grundsätzlich unangetastet 
bleiben, Reformvezsuche nicht systematisch getätigt werden und andererseits die Wirt- 
schaftspolitik beibehalten wird, die wirtschaftliche Entwicklung lediglich auf kleinerer 
Flamme im Fünfjahrplan 1976-80 einfach weiter geschrieben wird. 


X 


12 


Mir kam es, in Konfrontation zu Rajski, als glühendem Verfechter der Gierekschen Wirt- 
schaftspolitik, darauf an, die gesamtwirtschaftlichen Daten, ihre Beziehungen untereinan- 
der, ihre Entwicklung zwischen 1971-75 und ihre Implikationen für die nachfolgende 
Planperiode aufzuzeigen. Daraus folgte, daß die zeitliche Terminierung (1976/77) der pol- 
nischen Wirtschaftsprobleme falsch ist. Da die Terminierung an bestimmte von Rajski kon- 
statierte Ereignisse gekoppelt ist, Transferrubel, Handelsabkommen mit der UdSSR, kön- 
nen die angegebenen Ursachen nicht die wirklichen sein (vgl. Kap III). Aus der vorstehen- 
den Analyse folgt desweiteren, daß die polnische Wirtschaftskrise hausgemacht ist. Die 
UdSSR kann für die zeitliche Entwicklung des Verhältnisses von Arbeitsproduktivität, Ka- 
pitalintensität, Kapitalproduktivität, die extreme Höhe der Bruttoanlageinvestitionen, die 
Akkumulationstate, die Vernachlässigung der Investitionen in der Landwirtschaft und im 
Reproduktionsbeteich etc. nicht verantwortlich gemacht werden. Rajski hingegen argu- 
mentiert nur auf der Zirkulationsebene (unmittelbare Ausbeutung durch ungleichen 
Tausch). Die UdSSR könnte aber auch bei einer früheren Terminierung nicht verantwort- 
lich gemacht werden, weil sie die Effektivität bzw. Nicht-Effektivität in der Produktions- 
sphäre insgesamt wie in den einzelnen Zweigen bzw. Sektoren grundsätzlich gar nicht be- 
einflussen kann, solange keine Internationalisierung des »Kapitals« im RGW möglich ist 
und/oder keine Supranationalität im RGW besteht - beides widerspricht dem Herr- 
schaftssystem. Die angeblichen Mechanismen möglicher Ausbeutung erklären auch nicht, 
warum die Planziele für 1976-80 in allen Bereichen nicht erteicht wurden. Die Arbeitspro- 
duktivität stieg langsamer als geplant, entschieden langsamer als die Kapitalintensität. 
D.h.: Das Wachstum der Kapitalausstattung je Arbeitendem schlug sich nicht in einer ent- 
sprechenden Steigerung der Arbeitsproduktivität nieder, die Kapitalproduktivität sank 
enorm. Für einen bestimmten Zuwachs an Nationaleinkommen mußte immer mehr inve- 
stiert werden. Das Wirtschaftswachstum verlangsamte sich entschieden stärker als das Inve- 
stitionswachstum. Der marginale Kapitalkoeffizient verschlechterte sich gegenüber der Pe- 
tiode 1971-75 um das 6fache (24.6). Verlangsamtes Wachstum der Arbeitsproduktivität, 
Verschlechterung der Kapitalproduktivität, steigende Kapitalintensität (wenn auch auf- 
grund der ausgebrochenen Krise geringer als erwartet, insofern die Investitionen gestoppt 
werden mußten, also aus ökonomisch schädlichen Gründen), ein katastrophales Verhältnis 
von Zuwachs an Nationaleinkommen zu den dafür getätigten Bruttoanlageinvestitionen 
(matginaler Kapitalkoeffizient) - all dies sind Auswirkungen der in der ersten Hälfte der 
70er Jahre begonnenen Modernisierungspolitik, die bereits 1974/75 umkippt, deutlich 
sichtbar nicht mehr zu halten ist. 

Daß die Hertschenden zumindest partiell Probleme erkannten, sieht man an den für 1976- 
80 im Vergleich zur wirtschaftlichen Entwicklung 1971-75 niedrigeren Plandaten für Na- 
tionalprodukt, Industrieproduktion, Bruttoanlageinvestitionen (Tab 1, Spalte 3), an der 
Fortschreibung der Arbeitsproduktivität (Tab 2, Spalte 2) in der Industrie, der Einräu- 
mung einer sich enorm verschlechternden Kapitalproduktivität (Verhältnis von Mittelein- 
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satz und damit erreichtem Ergebnis) etc. Zu Anfang des neuen Fünfjahrplans ist eine ge- 
wisse Zurückhaltung, was die Wachstumsforcierung anbelangt, zu verzeichnen, mehr Kre- 
ativität brachte die Regierung für die neue Planphase nicht auf. Dann jedoch stieg die 
Investitionstätigkeit wiederum enorm an - mit den schädlichen Auswirkungen der Mittel- 
bindung, neuer Importüberschüsse, neuer Kreditaufnahmen, Einbußen in Lebensstandard 
etc. Auch hier trägt die Erklärung »Polen rinnt nach Osten aus« nicht, da eine solche Erklä- 
rung auf der Zirkulationsphäre einsetzt und aufgrund des Außenwirtschaftsmonopols auch 
nicht anders ansetzen kann. Natürlich können Methoden der Ausplünderung auf die Pro- 
duktionsphäre zurückwirken, jedoch nicht bezogen auf Daten wie sinkende Arbeitspro- 
duktivität, steigende Investitionstätigkeit etc. Per Plan wurde zudem von vornherein 
wieder die Landwirtschaft vernachlässigt, die geplante Wachstumsrate der landwirtschaftli- 
chen Bruttoproduktion war identisch mit dem erreichten Ergebnis des Fünfjahrplans 1971- 
75. In Anbetracht bereits vorhandener Versorgungslücken, der diese noch verstärkenden 
Heranziehung der Nahrungsmittelindustrie für Exportzwecke (wegen der jährlichen Han- 
delsbilanz), waren die Probleme in und mit der Landwirtschaft für die Land- und für die 
Stadtbevölkerung eingeplant, soweit sie nicht zu den privilegierten Schichten zählte. 

Nur so wird der außenwirtschaftliche Kollaps Polens verständlich. Der Außenhandel macht 
bei Polen 1975 nur 12.7% (1971: 8.9) des Bruttonationalprodukts aus (Ungarn 28.4, 
1971: 22.2; CSSR 16.5, 1971: 13.3; DDR 15.3, 1971: 14.4)l?. Der polnische Export pro 
Kopf der Bevölkerung in US-D betrug 1975 302 (1978: 403) (Ungarn 576, 593; CSSR 565, 
776; DDR 599, 793). Die Verschuldung pro Kopf der Bevölkerung ist bei Polen und der 
DDR in etwa gleich (1976 ff): Die Schulden Polens sind doppelt so hoch, die Einwohner- 
zahl der DDR’? halb so hoch, dabei ist die polnische Bevölkerung viel jünger. Der Anteil 
Polens am gesamten in den Mitgliedsländern des RGW erstellten »Nationalprodukt« 
(1977) betrug 9.8% (DDR 5.9), an der gesamten Industrieproduktion 8.6 (DDR 6.6). 
Absolut betrachtet ist die Außenhandelsverschuldung im Vergleich somit gar nicht so gra- 
vierend, sie ist bei allen osteuropäischen Ländern bedenklich hoch; die Außenhandelsquo- 
te (Außenhandel bezogen auf das Nationaleinkommen) ist geringer als bei den anderen 
osteuropäischen Ländern. Gravierend sind die Wachstumsraten des Außenhandels im Ver- 
gleich zu anderen volkswirtschaftlichen Daten und damit verbunden die Zahlungsunfähig- 
keit Polens bezogen auf die Zinsen wie die Tilgungen. Gravierend ist, daß die Devisenerlö- 
se zu einem hohen Teil allein für die Zinslasten aufgewandt werden müssen (1980: 40%, 
bei den anderen osteuropäischen Ländern 25%). Gravierend ist, daß für die Belieferung 
der neu aufgebauten Branchen neue Kredite aufgenommen werden müssen und/oder die 
Kapazitäten nicht ausgefahren werden können, gravierend sind die Wachstumsraten des 
Impotts. Nicht die Außenverschuldung als solche ist folglich das Problem, sondern daß die 
Strategie, die ihr zugrunde lag, nicht griff - wie bereits in der zweiten Hälfte des Fünfjahr- 
plans 1971-75 ersichtlich. Ohne den Mut zu strukturellen Entscheidungen muß bei einem 
solchen Konzept und seiner Nichtrealisierung eine rasante Talfahrt einsetzen (vgl. Kap. II, 
2). In Polen hatte - aufgrund der Dezemberunruhen 1970 - neben mehr Koteletts auch 
mehr Demokratie auf der Tagesordnung der Versprechungen gestanden; wie oben an den 
Faktoren des Wirtschaftswachstums zu sehen war, mit Erfolg. Die 1972 entwickelte »neue 
Strategie« jedoch schob die Demokratieversprechungen und den vorsichtigeren Plan beisei- 
te. Sie setzte auf massive sog. Modernisierungsinvestitionen in der Industrie #2 auf Stei- 
gerung des persönlichen Konsums. Die Regierung legitimierte sich zunehmend einseitig 
mit wirtschaftlichen Leistungen und deren Niederschlag im Konsum. Die Strategie, durch 
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kreditfinanzierte Importe aus dem kapitalistischen Ausland schnelles Wachstum zu indu- 
zieren, zeitigte, wie aus Tab. 1 ersichtlich, auf einer oberflächenhaften Ebene auch Erfol- 
ge. Die Modernisierungsstrategie mußte jedoch aus wirtschafts- wie gesellschaftspolitischen 
und wirtschafts- wie systemstrukturellen Gründen scheitern. 
Wirtschafts- bzw. gesellschaftspolitisch!?: 
Die Produktionsstruktur, die unter dem Stichwort »Modernisierung« angepeilt wurde, 
vernachlässigte die Basisgüter bzw. Grundbedürfnisse der Mehrheit der polnischen Bevöl- 
kerung (langlebige industrielle Güter für den normalen Bedarf, z.B. Möbel), sie vernach- 
lässigte die Landwirtschaft und damit die Nahrungsmittelindustrie und die nicht-produ- 
zierenden Bereiche (Wohnungsbau, Gesundheitswesen). Sie kam - sichtbar auch an den 
eingeführten »modernen« industriellen Konsumgütern (Hifi-Geräte z.B.) den Schichten 
zugute, die keine Probleme mit den Grundbedürfnissen haben (und zwar nicht nur auf- 
grund höherer Einkommen, sondern - charakteristisch für den Realen Sozialismus - auf- 
grund der mit ihrer Stellung verbundenen Beziehungen und Privilegien). 
Wirtschafts- bzw. systemstrukturell: 
Die Forcierung der wirtschaftlichen Entwicklung in der beschriebenen Form und dem be- 
schriebenen Inhalt, die Wirtschaftspolitik der Modernisierung, reduzierte nicht die system- 
bedingten Probleme. Im Gegenteil, sie verstärkte sie. Ohne Wirtschaftsreformen, die zu 
keiner Zeit ernsthaft angegangen wurden, verstärkte die Modernisierungsstrategie die 
grundsätzlich im realen Sozialismus festzustellenden wirtschaftsstrukturellen Probleme, 
statt sie zu korrigieren: 

- die - innerhalb des Systems, also bei mangelnder Produktivität - Überbeanspruchung 
der Ressourcen, die zu Angebots- und Kapazitätsschranken führt; übermäßig viele In- 
vestitionen in der verarbeitenden Industrie, die nicht dutchzuhalten sind; Krisen zei- 
gen sich nicht in mangelnder Nachfrage, sondern im mangelnden Angebot bei steigen- 
der Investitionstätigkeit - bis ihnen Einhalt geboten werden muß (Krise in Gestalt eines 
von der Nachfrage losgelösten Investitionszyklus), 

- das Zurückbleiben der Grundstoffindustrie, so daß die verarbeitende Industrie an die 
Barrieren mangelhaft zugänglichen Rohmaterials stößt, 

- das Zurückbleiben der Landwirtschaft und Nahrungsmittelindustrie hinter den zuneh- 
menden Einkommen aus zunehmend industrieller Tätigkeit, 

- die Orientierung an möglichst schnellem und hohem Wachstum stellt die verarbeiten- 
de Industrie in den Vordergrund (steigende Akkumulation auf Kosten der Konsum- 
tion), 

- Überbeanspruchung einerseits, Vernachlässigung (und damit ebenfalls Überbean- 
spruchung) andererseits führen zu Wachstumseinbrüchen. 

Hinter diesen Mängeln, die durch eine forcierte Wachstumspolitik ohne Wirtschaftsrefor- 

men nicht korrigiert, sondern nur forciert werden können, steckt ein System: Solange die 

Volkswirtschaft geleitet wird über Plandirektiven und die Betriebe mittels des Planerfül- 

lungsprinzips (Belohnung bei Planerfüllung) an diese Direktiven ‚angekoppel: werden, 

spielen sich zwangsläufig folgende Mechanismen ab: 

- Bei der Planvorbereitung verheimlichen die Betriebe ihr Produktionspotential (um die 
Pläne ohne Schwierigkeiten erfüllen zu können) und fordern zugleich überhöhte Res- 
sourcen an (materieller, finanzieller und menschlicher Natur). 

- Bei der Planfeszsetzung steuert die Zentrale, die um dieses (systembedingte) Verhalten 
weiß, gegen, d.h., sie versucht, die Anforderungen an den betrieblichen Output zu er- 
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höhen und den Input zu senken. 

- Bei der Plandurchführung haben die Betriebe kein bzw. nur ein bedingtes Interesse an 
einer möglichst kostensparenden Form des Wirtschaftens. Die Planergebnisse bilden 
die Grundlage für spätere Plananforderungen, hohe Planergebnisse gefährden die 
nächsten Planerfüllungen, indem sie die Anforderungen heraufschrauben. Das Planer- 
füllungsprinzip ruft Innovationsträgheit, technische Trägheit, die Tendenz zu Erweite- 
rungsinvestitionen, zu einem ungünstigen Verhältnis von Investitionstätigkeit und Pro- 
duktivitätssteigerungen und die Vergeudung von Ressoutcen, unnötige Reserven und 
Lagerhaltung hervor. Machen sich aufgrund der systernbedingten Überbeanspruchung 
einerseits und Vernachlässigung andererseits Knappheiten bemerkbar, horten die Be- 
triebe erst recht (genauso wie die einzelnen Konsumenten) und verstärken damit die 
Probleme. 

- Die Orientierung an Wachstum und Weltniveau führt zu einer Überbetonung der 
verarbeitenden Industrie zwecks Produktion verarbeitender Industrie, nicht zwecks Pro- 
duktion von Konsumgütern, sonst würde sich ja die Konsumquote zulasten der Akku- 
mulationsquote erhöhen und damit kurzfristig Wachstum schmälern; längerfristig hin- 
gegen würde ein langsameres und gleichmäßigeres Wachstum eine höhere Effektivität 
sichern. 

- Die Bürokratie hat die Tendenz zur Steigerung der Akkumulation, damit verbindet 
sich ihr Macht- und Aufgabenbereich, auf diese Weise sichert sie ihre gesellschaftliche 
Reproduktionsbasis. Daraus ergibt sich die Tendenz zur Investitionstätigkeit als sol- 
cher. 

Ein System direkter Planung, das die Betriebe über das Planerfüllungsprinzip anbindet, 

und die eingeschlagene Wirtschaftspolitik sind miteinander unverträglich, sollen die mit 

der Wirtschaftspolitik formulierten Ziele erreicht werden. Diese Wirtschaftspolitik treibt 
die systernstrukturellen Mängel auf die Spitze. Werden gar bedeutende äußere Akkumula- 
tionsquellen herangezogen, erhöht sich das Ausmaß der Krise, insofern die Probleme län- 
ger verdrängt werden können. Die Wirtschaft wächst noch immer munter weiter, bis sie an 
kapazitäre und finanzielle Grenzen stößt. Gesamtdaten der wirtschaftlichen Entwicklung 
sagen daher in einer real-sozialistischen Wirtschaft nicht all zu viel, da sich Einbrüche nicht 
über mangelnde Nachfrage und damit unmittelbar sinkende Wachstumsraten vollziehen 

(Tab. 1). Ökonomische Schwierigkeiten zeigen sich vielmehr in Knappheiten allerortens - 

da können die Investitionen (und damit das Wachstum, wenn auch negativ beeinflußt 

durch die Knappheiten) immer noch munter weiterwachsen. 

1976 - also vor Rajskis Beginn der »Ausbeutungsphase« - weigerten sich die Arbeiter im 

Kampf gegen die Erhöhung der Fleischpreise, die Kosten der Krisenfinanzierung für eine 

Entwicklungsstrategie zu zahlen, die nicht die ihre war. Sie weigerten sich, wie schon zuvor 

die Bauern auch, indem sie nicht dem Fetisch der individuellen Produktivität, die die ma- 

kroökonomische Verschwendung verschleiern soll, aufsaßen (Szlajfer). Die Reaktion der 

Herrschenden 1976 beraubte das System all seiner inneren ökonomischen und gesellschaft- 

lichen Ressourcen: 

- Die politisch-polizeilich-militärische Reaktion begrub endgültig alle Hoffnungen auf 
Reformen und damit Motivation und Bereitschaft der Arbeiter. 

- Wirtschaftsreformen, die die Modernisierungsstrategie hätten unterstützen können, 
wurden nicht systematisch angegangen. 

- Das Modernisierungsprogramm wurde auf niedrigerem Level, das bald in der Praxis der 
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Investitionstätigkeit nicht eingehalten wurde, fortgeschrieben. Das Problem der 
Fleischpreise bzw. der Knappheit an Konsumgütern war damit einprogrammiert: Die 
Landwirtschaft wie die industriellen Bereiche für den Massenbedarf wurden weiterhin 
vernachlässigt. 

Ohne ein neues stringentes Konzept konnte sich die Situation daher nur verschlimmern - 
was von Oppositionellen bereits 1976 prophezeit wurde'°. Die Ursachen für die Wirt- 
schaftsprobleme Polens sind also in Polen selbst zu suchen: Zum einen in den Systemstruk- 
turen und deren ökonomischen Auswirkungen, zum anderen in der Modernisierungsstra- 
tegie, die die negative Seite des Wirtschaftssystems verstärkte. Daher kann es auch nicht 
überraschen, daß sich in den anderen osteuropäischen Ländern die Probleme und die Me- 
thoden ihrer Lösung ähnlich stellen, wie im folgenden Kapitel zu zeigen sein wird. Auch sie 
bemühen sich verstärkt um Modernisierungsinvestitionen bei gleichzeitiger Steigerung des 
privaten Konsums (zwecks Leistungsanreiz bei intensivem Wachstum), auch sie greifen im 
Zeichen der Entspannung auf kapitalistische Akkumulationsquellen zurück. Intensives 
Wachstum sollte statt über Wirtschaftsreformen (wie partiell in den 60er Jahren) über ka- 
pitalistisches Know-how, kapitalistische Kredite und privaten Konsum forciert werden. 
Der Unterschied zwischen Polen und den anderen osteuropäischen Ländern besteht nur im 
Grad der Forcierung dieser Politik und damit im Grad der Forcierung des staatlich-wirt- 
schaftlichen Kollaps. 


I. Die außenwirtschaftliche Entwicklung: Wachstumsraten, Anteile der unterschiedlichen 
Regionen, Warenstruktur, Handelsbilanzen, Verschuldung 


Rajski benennt ursächlich für die Wirtschaftssituation Polens das polnisch-sowjetische Han- 
delsabkommen von 1976/77; den »vollen« Übergang zum transferablen Rubel als Verrech- 
nungseinheit 1976 auf der Basis 62 Kopeken = 1 US-$; die Zwangslieferungen an hoch- 
wertigen Gütern einerseits, zu deren Herstellung andererseits westliche Vorprodukte (und 
damit Devisen) erforderlich sind, die West-Verschuldung als Auswirkung des ungleichen 
Tauschs (die Zahlen der sowjetischen Ausbeutung und die der Westverschuldung entspre- 
chen sich angeblich). 

Obwohl durch die Ausführungen in Kapitel I grundlegend klar geworden sein müßte, daß 
dies die Legende eines Verfechters der Modernisierungsstrategie ist, soll in der weiteren 
Analyse auf die von Rajski angesprochenen außenwirtschaftlichen Aspekte eingegangen 
werden. Um den Zeitpunkt des Beginns der wirtschaftlichen Talfahrt (und damit die ange- 
gebene Ursache) zu überprüfen, ist es wiederum erforderlich, auf die Entwicklung des pol- 
nischen West- wie des polnischen Osthandels 1971-75 (ihr Verhältnis zueinander, jeweili- 
ges Verhältnis von Export/Import, jeweilige Warenstruktur und die Warengruppenantei- 
le) und die Auswirkungen für die nachfolgende Planperiode, auf die Preisentwicklung und 
die damit verbundenen terms of trade, die Bedeutung und Rolle des transferablen Rubel 
wie auf die Frage, weshalb Polen hochwertige Produkte, in die auch westliche Zulieferun- 
gen eingehen können, an UdSSR liefert, eingegangen werden. Neben strukturellen real- 
sozialistischen innergesellschaftlichen wie zwischenstaatlichen Bedingungsfaktoren sind 
konjunkturelle (Weltwirtschaftskrise, Ölkrise) zu berücksichtigen. 
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IL.1 Die Entwicklung des polnischen West- bzw. Osthandels zwischen 1971-75 


In den 60er Jahren wurde im Zuge von mehr oder weniger systematischen oder nur wur- 
stelnden Wirtschaftsreformen in allen osteuropäischen Ländern die Funktion der Außen- 
wirtschaft neu bestimmt. Außenwirtschaftliche Aktivitäten sollten zur Wachstumssteige- 
rung beitragen (und nicht einfach Lücken schließen), z.B. durch höhere Stückzahlen, 
Spezialisierungen. Ausdruck dieser gemeinsamen Überlegungen war das Komplexpto- 
gramm der Mitgliedsländer des RGW (1971). Es sah die verstärkte Gründung zwischen- 
staatlicher ökonomischer Organisationen, internationaler Wirtschaftsorganisationen (inter- 
nationale Wirtschaftsvereinigungen, gemeinsame Betriebe), verstärkte Zusammenarbeit 
bei der Planungstätigkeit, Koordinierung der längerfristigen Pläne für wichtige Volkswirt- 
schaftszweige und Produktionsarten, Koordinierung der Fünfjahrpläne, gemeinsame Pla- 
nung einzelner Industriezweige und Produktionsatten, verstärkte Stimulierung über mo- 
netäre Instrumentarien vor. ‚Dem Programm zufolge waren zunehmende Produktionsab- 
sprachen (Koordinierung, Spezialisierung) bis hin zur gemeinsamen Produktion zwischen 
den jeweils »interessierten« Ländern einerseits und über die verstärkte Bedeutung der Wa- 
te-Geld-Beziehung bzw. der monetären Instrumentarien die Multilateralisierung des Han- 
dels andererseits zu erwarten!’. Entgegen diesen 1971 ratifizierten Vorstellungen der 
RGW-Mitgliedsländer nimmt die Bedeutung des Außenhandels in der Tat zwar zu, aber 
ab 1972 als allgemeine Expansion des Ost-West-Handels zu Lasten des Ost-Ost-Handels. 


Tabelle 5 


Anteil des Außenhandels am Brutto-Nationalprodukt (18) 
Bulgarien CSSR DDR Polen Rumänien Ungarn UdSSR 


1970 29.6 11.6 11.0 7.8 10.1 14.6 2.8 
1971 30.6 13.3 14.4 8.9 13.8 22.2 3.8 
1974 26.0 15.3 15.8 12.3 22.9 26.4 4,5 
1975 25.6 16.5 15.3 12.7 20.8 28.4 5.4 
1976 25.5 16.6 16.2 12.6 20.4 21.1 542 


1. Der Anteil des Außenhandels bei Polen ist also nach wie vor am geringsten. 
2. Außer bei Bulgarien steigt die Außenhandelsverflechtung überall. 
3. Der Aufschwung läuft bis 1974, danach grundsätzlich Stagnation. 


Tabelle 6 


Exporte Polens und Osteuropas (einschließlich Polen ohne UdSSR 


in US-D zu laufenden Preisen) (19) 


- (durehschnittliche jährliche Wachstumsrate in %) - 


1971-75 
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1. Die durchschnittlichen jährlichen Wachstumsraten steigen bis 1973/74. 

2. Ein Einschnitt ist für Polen wie Osteuropa 1974/75, verstärkt mit den neuen Fünfjahr- 
plänen festzustellen. 

3. Der Trend von Aufstieg und Fall ist für Polen und Osteuropa derselbe. 

4. Die Wachstumsraten sind bei Polen höher, allerdings von einem niedrigeren Level aus- 
gehend bezogen auf den Anteil des Außenhandels am Bruttonationalprodukt. 


Tabelle 7 


Importe Polens und Osteuropas (einschließlich Polen ohne UdSSR) 


in US-D zu laufenden Preisen (20) 


(durchschnittliche jährliche Wachstumsrate in %) 


1971-75 } 1971 1973 


Polen 28.3 11.9 16.6 
Osteuropa 22.5 9.7 33.9 
UdSSR 25.8 6.4 31.5 


1. Die durchschnittlichen jährlichen Wachstumsraten steigen bis 1973 rapide an. 

2. Der Einschnitt erfolgt 1975/76. 

3. Der Trend von Aufstieg und Fall ist für Polen und Osteuropa derselbe. 

4. In Polen und den anderen osteuropäischen Ländern besteht eine Disktepanz zwischen 
Export und Import zulasten der nationalen Zahlungsbilanzen. 

5. Die Diskrepanz ist bei Polen jedoch höher. Die Wachstumsraten des Exports sind höher, 
die des Imports aber noch entschieden größer. 


Tabelle 8 

Exporte der RGW-Länder in US-D (21) 

= Anteile einzelner RGW-Länder an den gesamten Exporten des RGW in % - 

Bulgarien CSSR [por Troien Rumänien | Ungarn Osteuropa vassr] 

1960 4.3 14.6 .16.7| 10.1 5.4 6.6 ı 57.8 42,2 

1970) 6.5 12.3 '14.8| 11.5 6.0 71.51 58.6 41.4 
6.5 12.4 j15.1| 11.5 59.1 40.9 
6.6 1243 ı 15.5 12.3 61-3 38.5 
6.2 11,5 re 59.4 10.6 
5.9 10.8 .4| 12.7 58.1 41.9 
6.0 10.7 .9| 13.2 57.4 42,6 
6.2 10.5 .2] 12.8 57.0 43.0 


(Fortsetzung der Tabelle 8 auf Seite 66!) 
1. Bei Polen, Ungarn, Rumänien liegen die Anteile am Westhandel höher als am Gesamt- 
handel (Export), bei der DDR ungefähr gleich, bei der CSSR und Bulgarien deutlich dar- 
unter (Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 449) 
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2. Für den Import gilt grundsätzlich dieselbe Aussage, jedoch liegt hier der (West-)Anteil 
Polens wesentlich höher als der am gesamten Import. Es ist somit nicht nur die Westver- 
schuldung stärker, sondern auch die Diskrepanz zwischen West-Export und West-Import. 
(Vgl. a.a.0., S. 452) 

3. Die Export-Anteile zeigen zwischen 1971-73 eine deutliche Zuhnahme des Anteils der 
osteuropäischen Länder und damit einen sinkenden Anteil der UdSSR. 

4. Die Tabelle zeigt, daß 1976 ungefähr wieder der Stand der Anteile von 1960 erreicht ist, 
die Phase zwischen 1971-73 (für längere Zeit) eine Episode darstellt. 

5. Die Import-Anteile zeigen für Osteuropa eine schwach steigende und für die UdSSR 
schwach fallende Tendenz. 

6. Der Anteil Osteuropas am Import (1976: 59,3) ist höher als der Anteil Osteuropas am 
Export (1976: 57,0). (UdSSR - Import: 40,7; Export: 43,0) 

7. Die außenwirtschaftliche Situation hat sich folglich für die UdSSR in den 70er Jahren 
günstiger entwickelt als für die osteuropäischen Länder; ihr Anteil am Export ist gestiegen, 
die Relation von Export- zu Importanteilen ist günstiger. 


Tabelle 9 


Exporte Polens, Osteuropas (einschl. Polen ohne UdSSR) und der 


UdSSR in die westlichen Industrieländer (bezogen auf US-D zu 


laufenden Preisen) (23) 


(durchschnittliche jährliche Wachstumsrate i 


Polen 


Osteuropa 
VAasSSR 


1. Die durchschnittlichen jährlichen Wachstumsraten (Polen, Osteuropa) stiegen bis 
1973/74 enorm an, allerdings auch bedingt durch die Preissteigerungen auf dem Hinter- 
grund der Ölktise 1973. 

2. 1975 ist ein deutlicher Einschnitt (Polen, Osteuropa) zu verzeichnen. 

3, Der Trend von Aufstieg und Fall ist bei Polen und den anderen osteuropäischen Län- 
dern derselbe. 

4. Die Wachstumsraten sind bei Polen höher als bei allen übrigen osteuropäischen Län- 
dern. 

5. Die Wachstumsraten liegen bei Polen und Osteuropa höher als die Wachstumsraten ih- 
res jeweiligen Gesamthandels in den Jahren 1972-74. 

6. 1975 ist die Wachstumsrate des gesamten Exports bei Polen und Osteuropa höher als die 
ihres Westhandels. Osteuropa hat sogar ein Miniwachstum. Dem Einbruch im West-Ex- 
port (neben sich bemerkbar machenden Exportschranken der Effektivität und Konkurrenz- 
fähigkeit auch Folge der kapitalistischen Weltwirtschaftskrise) brauchen keineswegs per se 
höhere Exporte in den RGW-Raum zu korrespondieren,. die mangelnde Flexibilität der 
Pläne schließt diese Kompensationsweise sogar aus. Es muß also einen anderen Grund ge- 
ben, nämlich die veränderte terms of trade aufgrund der neuen Preisbildungsformel im 
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RGW im Gefolge der sog. Ölkrise. 

7. Die UDSSR verzeichnet 1973/74 einen riesigen Exportboom, der ihre Gesamtwachs- 
tumsrate weit übertrifft. Diese extremen Steigerungen werden nur durch die enorm gestie- 
genen Ölpreise erklärbar, als Ergebnis der veränderten terms of trade und nicht (bei kon- 
stanten Preisen) einer verstärkten Handelsverzahnung - im Gegensatz zu den osteuropäi- 
schen Ländern, die von der Erhöhung der Rohstoffpreise nichts zu erwarten haben. 


Tabelle 10 


Importe Polens, Osteuropas (einschl. Polen ohne UdSSR) und der 


UdSSR aus den westlichen Industrieländern (bezogen auf US-D zu 


laufenden Preisen) (24) 


- (durchschnittliche jährliche Wachstumsrate in 2) - 


Polen 


Osteuropa 
VASSR 


. Die durchschnittlichen jährlichen Wachstumsraten stiegen bis 1973/74 enorm an. 

. 1975/76 ist ein deutlicher Einschnitt bei Polen/Osteuropa zu verzeichnen. 

3. Der Trend von Aufstieg und Fall sind derselbe. 

4. Die Wachstumsraten sind bei Polen höher als bei den übrigen osteuropäischen Ländern. 
5. Die Wachstumsraten liegen bei Polen und den anderen osteuropäischen Ländern höher 
als die Wachstumsraten ihres jeweiligen Gesamtexports in den Jahren 1971-74. 

6. Die Wachstumsraten des Imports liegen bei Polen und den anderen osteuropäischen 
Ländern höher als die des Expotts. 

7. Die Diskrepanzen zwischen den Wachstumsraten Export und Import mit den westlichen 
Industrieländern und die Wachstumsraten Gesamtexport / Gesamtimport einerseits, Ex- 
port / Import mit kapitalistischen Industrieländern andererseits, sind bei Polen jeweils hö- 
her. 

8. 1975/76 ist die Wachstumsrate des gesamten Imports bei Polen und Osteuropa höher 
als die ihres jeweiligen Westhandels. Osteuropa hat sogar 1976 ein Minuswachstum des 
Westimports. Auch hier treffen die Ausführungen in Punkt 7 zu Tab. 8 zu. Die Abnahme 
des Imports aus den westlichen Industrieländern ist die Reaktion auf mangelnde Export- 
möglichkeiten bedingt auch durch die Weltwittschaftskrise und die systembedingte einsei-- 
tige Verschuldung gen Westen (untereinander sind sie nicht nenneswert verschuldet und 
nur vorübergehend, gen Westen jedoch alle schr hoch und auf längere Sicht). Die hohen 
Importe aus dem RGW-Raum sind jedoch noch weniger eine logische Folge der Abnahme 
des West-Imports, da es ja beim West-Import auf bestimmte Güter ankommt. Auch hier 
gelten zudem die Bemerkungen über die mangelnde Flexibilität des Außenhandels im 
RGW-Raum aufgrund der Starrheit der Pläne, der je bilateralen Ausbilanzierung, der 
Sinnlosigkeit von Überschüssen. Es muß also einen anderen Grund geben, nämlich die ver- 
änderten terms of trade - abgesehen davon, daß auf der einen Seite die Anteile (bezogen 
auf 100) auch schlicht deshalb steigen, weil sie auf der anderen Seite sinken. Ist diese An- 


[SS u 
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nahme richtig, dann heißt dies, daß die Wachstumsrate von Export und Import im RGW- 
Raum zu laufenden Preisen jeweils im Handel der einzelnen osteuropäischen Länder mit 
der UdSSR und nicht primär untereinander gestiegen sind. Das würde bedeuten, daß sy- 
stembedingte Ineffizienz, Weltmarktöffnung anstelle von Wirtschaftsreformen und damit 
verbundene neue Formen der Preisbildung im RGW-Raum dazu führen, daß die osteuro- 
päischen Länder je einzeln stärker an die UdSSR gebunden werden. 

9. Die UdSSR verzeichnet 1972-75 enorme Wachstumsraten; sie liegen über denen des Ex- 
ports in die westlichen Industrieländer. Sie werden genauso wenig wie beim Export (1976 
Steigerungsrate von 22,1%,) durch die Weltwirtschaftskrise beschnitten (Import 1975: 
64,8%). Deutlich wird dies auch daran, daß sowohl die Wachstumsrate des Gesamtexports 
wie die des Gesamtimports 1975/76 deutlich kleiner ist als die des West-Exports bzw. 
West-Imports bei allgemeiner Abnahme. Bei Polen und Osteuropa insgesamt verhält es 
sich hingegen umgekehrt. Da die UdSSR weder über ein effizienteres Wirtschaftssystem 
verfügt noch höher industrialisiert ist, kann dies nur an den gestiegenen Ölpreisen liegen. 
Die Weltwirtschaftskrise schadet ihr daher nicht, die Ölpreisexplosion nutzt ihr. Von daher 
steigt ihre politische Macht im RGW-Raum nun auch - ohne eigenes Verdienst - ökono- 
misch bedingt. 


Tabelle 11 


Exporte/Importe Osteuropas und der UdSSR in die bzw. aus den west- 


lichen Industrieländer(n) (bezogen auf US-D zu laufenden Preisen) (25) 


- Anteile in % - 


Osteuropa .1 65.5166.4 63.0|162.0 63.5|57.0 66.5]55.9 56.2153.3 56.1 
UVASSR .9 34.5133.6 37.0| 38.0 36.5)43.0 33.5|44.1 43.8)46.7 43.9 


E = Export, I = Import 


Auch hier sieht man, vergleicht man mit den Wachstumsraten des Exports und Imports, 
daß 

1. 1973 trotz steigender Wachstumsraten beim Import der Anteil der UdSSR steigt (Jahr 
der Ölpreisexplosion auf dem Weltmarkt), 

2. die Anteile der UdSSR 1974 steigen, die Weltwirtschaftskrise also für sie nicht so zu Bu- 
che schlägt, 
3, dadurch bedingt der Importanteil der UdSSR steigt. 

Festzuhalten an all diesen Zahlen bleibt grundsätzlich: 

1. Der Westhandel Osteuropas und Polens steigt Anfang der 70er Jahre explosionsartig an. 
2. Der Import Osteuropas und Polens aus den westlichen Industrieländern steigt stärker an 
als der Export. 

3. Mitte der 70er Jahre (1974/75) ist ein Einbruch zu verzeichnen (die Weltwirtschaftskrise 
trifft die osteuropäischen Länder in einer Phase der Verschuldung). 

4. Polen macht also eine allgemeine Entwicklung mit, allerdings in verstärkter Form: höhe- 
te Wachtumsraten, insbesondere des Imports, folglich höhere Verschuldung. 

5. Der Westexport/Westimport sinkt bei Osteuropa im Verhältnis zum Gesamtexport/Ge- 
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samtimpott stärker als bei Polen. Das Verhältnis von Ost-West-Handel zu Ost-Ost-Handel 
ändeit sich also Mitte der 70er Jahre zugunsten des Ost-Ost-Handels. Dies ist bei Osteuro- 
pa stärker als bei Polen der Fall. Entweder geht Polen also weiterhin das Risiko stärkerer 
Westverschuldung ein und/oder sein Osthandel steigt in Relation zum Westhandel aus an- 
deren Gründen nicht in detselben Weise an (vgl. w.u. die Ausführungen zu den terms of 
trade). Da nicht von einer plötzlich vorhandenen Flexibilität ausgegangen werden kann, 
die osteuropäischen Länder aus technologischen Gründen ohnehin aus den westlichen In- 
dustrieländern importieren wollen, können die Ursachen für diese Entwicklung nicht nur 
im Ost-West-Handel gesucht werden. Es muß auch Ursachen im Ost-Ost-Handel geben, 
die für Polen nicht in derselben Weise zu Buche schlagen. 

6. Die UdSSR geht aus der Entwicklung des Ost-West- bzw. des Ost-Ost-Handels gegen- 
über Osteuropa gestärkt hervor. Dies kann nur an ihrer Exportstruktur liegen, die weder 
durch mangelnde systembedingte Konkurrenzfähigkeit (wie bei Industrieprodukten) noch 
durch die kapitalistische Weltwirtschaftskrise tangiert wird und die von der Ölpreisexplo- 
sion auf dem kapitalistischen Weltmarkt wie im RGW-Raum profitiert. 


Tabelle 12 


Handelsbilanzen der RGW-Länder mit den westlichen Industrieländern 
in Mill. US-D zu laufenden Preisen von 1970-76 (kumuliert) (26) 
- 


Bulgarien Rumänien 
1970 -1190.0 
1971 -1306.2 
1972 -1487.1 
1973 -1605.7 
-2053.4 
-2518.2 
-2613.1 


1. Die Handelsbilanzdefizite Osteuropas nehmen allgemein zu. Polen hat sogar eine gün- 
stigere Ausgangsbasis. 

2. Die Handelsbilanzdefizite Polens nehmen stärker zu. Sie wachsen von Jahr zu Jaht in ei- 
nem extremen Ausmaß. 


Die Nettoverschuldung Polens (also nach Abzug polnischer Guthaben bei westlichen Ban- 
ken) betrug 1976 bereits 10680 Mrd. US-$. Die Verschuldung der osteuropäischen Länder 
stieg ebenfalls stark an; absolut betrachtet war die Polens 1975 mit Abstand bereits am 
höchsten. Diese absolute Zahl sagt jedoch für die zukünftige Entwicklung nur bedingt et- 
was aus. Die Zahl gewinnt an Gewicht z.B. im Verhältnis zum Exportvolumen, um zu se- 
hen, ob die Verschuldung schnell abgebaut werden kann. Die Nettoverschuldung war be- 
reits 1975 mehr als doppelt so hoch als das Exportvolumen. Der Zinsendienst verschlang 
bereits über 25% der Exporterlöse. Aufgrund dieser Entwicklung wurden bereits ab 
1976/77 vom Wiener Institut für internationale Wirtschaftsvergleiche Szenarien ermittelt, 
unter welchen Bedingungen wie lange wie stark die Verschuldung der osteuropäischen 
Staaten, insbesondere auch die Polens, weiterhin zwangsläufig zunimmt.?? Die Zukunfts- 
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Tabelle 13 


Verschuldung der RGW-Länder gegenüber den westlichen Industrie- 
Ländern in Mrd. US-D von 1971 - 1976 (27) " 


1971 1972 | 

b n b n b 
Bulgarien]0.7 0.711.0 0.9/1.0 0.9 1; sel: 3% 
CSSR 0.4 0.110.6 0.1)0.7 0.2 0, Bu SE Re 
DDR 1.4 1:21.155. 1:.2]2:2.2:8 2 2, Du 
|Polen 1,10, 711,5 1 2.8 2.2 y. N 
Rumänien 1.2 1.2|1.2 1.2|1.6 1.5 24 HB] 2% 
UdSSR 1.8 0.612.4 0.5!3.7 1.1 #3 4 j14, 
Ungarn ro 0.8113. 011.4 1 ds .2i 
SR i 


b = brutto, n = netto 


perspektive erwies sich in Anbetracht der Gesamtsituation 1975/76 bereits als sehr proble- 
matisch, insofern?” 


die unausgeglichene Handelsbilanz auf kreditfinanzierten Importen basiert, 

die Handelsbilanzen in Zukunft somit nicht nur ausgeglichen sein, sondern die Exporte 
wesentlich stärker als die Importe wachsen müßten, 

die Zinsen für die Kredite und Tilgungen der Kredite einen kumulativen Effekt haben, 
also einen immer höheren Teil der Exporterlöse verschlingen (1979: Zinsenlast 40 %), 
die Importe nicht beliebig reduziert werden können, da aufgrund der Importabhängig- 
keiten eine zu starke Kürzung der Importe zu unmittelbaren Wachstumseinbußen 
führt, insofern die Kapazitäten bei mangelnden Zulieferungen nicht ausgefahren wer- 
den können, 

die Importe nicht beliebig reduziert werden können, da aufgrund der Importabhängig- 
keit eine zu starke Kürzung der Importe die Exportfähigkeit tangiert, also die Erwirt- 
schaftung der Devisen beeinträchtigt, 

die Importabhängigkeit verbunden mit der systembedingten mangelnden Effektivität 


.der Nutzung von Investitionen zu Wachstumseinbußen und damit auch zu mangeln- 


der Exportfähigkeit und Verschuldung führen mußte, 

es nach der Erfahrung bis 1975 (systembedingt plus kapitalistische Weltwirtschaftskrise) 
hier bereits klar war, daß es nicht möglich ist, über steigende Exporte die Steigerung der 
Gesamtverschuldung zu verhindern, auch nicht bei Rückgriff auf den - gesellschaftlich 
begrenzten - Export der traditionellen Branchen, 

in die Modernisierungsstrategie somit der Zwang zu steigender Verschuldung einge- 
baut war. 


Die Devisenschuld in etwa dem Handelsbilanzdefizit eines Jahres (etwas höher) gleichzu- 
setzen und dann das Exportvolumen dieses Jahres dieser Schuld gegenüberzustellen, ist so- 
mit eine Milchmädchenrechnung. Rajskis Feststellungen für Ende 1975: Devisenschuld 
von 3,8 Mrd $ bei einer jährlichen Rückzahlungsfähigkeit von 3 Mrd (entspricht in etwa 
dem Exportvolumen 1975 in westliche Industrieländer) sind also schlichtweg falsch. 
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Tabelle 14 


Export/Import nach Regionen in Mill. Valuta-Zioty zu laufenden Preisen (30) _ 


Total Total 
Soz.L Kap.L); EL Soz.L Kap.L. 
davon: davon: 
RGW davon? RGW davon: 
E x se 6) I m D —= r 
1970 |14190.5| 9064.0} 8599.7 5003.34 4027.5|1099.08 12430.1 9892.31 9502.51 | 3721.1:; 817.0 
1975 | 34160.7! 20472.2 119453. 3|10776.3| 10767.5 2021.08 41650.7119086.9|18257.8 410556.8 } 20539.2 } 2025.0 
1976 | 36600.3}21853.1 120845.5|11080.4| 11711.0 3036.24 46070.9|21587.5| 20687 .7 |11744.4 22528.7 | 195U.7 
1977 | 40747 .81 24551.9 103350.1|12900.0] 12738.0 13457, 48558.4125206.3]24174.4 114107.2 | 21030.0 | 2322,14 
1978 | 41685.0|27310.0 125904.0 15138.6 13984 .0 j3391.0 27578.9|26413.0 |15221.7 | 20638.0 | 2721.0 
1979 | 50141.0| 30516.0 |28965.0117677.0] 15577.0 29370.027977.016957.8 | 20484.0 | 4161.0 
Jährliche Handelsbilanzen Kumulierte Handelsbilanzen 

1970 | -239.6] -828.3 | -902.8| -Au1.8| 306.4 -5157.3]-5552.8| -856.3 -973.6 | 648.0 
1975 | -7490.0| 1385.3 } 1195.5| 219.5} -9771.7 -5961.81-6550.5| 648.6 |-23656.9 | 2550.6 
1976 | -9470.6| 265.61 157.8 -564.010817.7 -5696.2|-6392.7| -15.4 |-34474.6 | 3641.1 
1977 | -7810.6] -654.4 | -824.3]-1207.2] -8292.0 -6350.6|-7217.0|-1222.6 |-42766.6 
1978 | -6253.4| -268.9 | -509.0) -83.1} -6654.0 -6619 1-7726.0|-1305.7 |-49420.6 
Ihsro -3874.0 1146.0 | 988.0) 719.3 -4907.0 1-5473.5|26738.0 -586.5 1-54327.6 
Soz.L = Sozialistische Länder, Kap.L = Kapitalistische Länder, EL = Entwicklungsländer, 


RGW einschließlich Albanien, Mongolei und Kuba 


Anhand dieser Tabellen (14, 15) läßt sich ebenfalls aufzeigen, daß die Ursachen der polni- 
schen Wirtschafts- und Gesellschaftskrise anderer Natur sind, als Rajski gerne annehmen 
möchte: 

1. Eine deutliche Zunahme des poinischen Exports an die UdSSR ist für 1975 festzustellen, 
während Rajski die Zwangslieferungen mit dem sowjetischen polnischen Handelsabkom- 
men 1976/77 verbindet. 

2. Die gleiche Feststellung ist für den Import Polens aus der UdSSR zu treffen (vgl. Expor- 
te/Importe zu laufenden Preisen). 

3. Die Wachstumsraten des Exports und Imports Polens nach bzw. von der UdSSR steigen 
1974/75 stark und sinken 1976. Hierfür gibt es nur einen plausiblen Grund: Die Ölprei- 
sexplosion und die damit verbundene geänderte Preisbildungsformel im RGW-Raum. 

4. Die jährliche bzw. aggregierte Handelsbilanz ist, wie sich dies für realsozialistische Län- 
der untereinander gehört, bilateral weitgehend ausgeglichen. 

5. Die Anteile der Regionen am polnischen Export zwischen 1971 und 1979 verhalten sich 
spiegelbildlich: Während der ersten Hälfte der 70er Jahre steigt der Export Polens Rich- 
tung Westen, in der zweiten Hälfte der 70er Jahre Richtung Osten und insbesondere Rich- 
tung UdSSR. 

6. Die Anteile der Regionen am polnischen Import zwischen 1971-74 verhalten sich zwar 
grundsätzlich in derselben Weise spiegelbildlich, sie nähern sich jedoch am Ende der 70er 
Jahre viel weniger dem Ausgangspunkt, da der Anteil des Westimports entschieden höher 
bleibt als der des Westexports - trotz scharfer Importbeschränkungen aus den westlichen 
Industrieländern (vgl. jährliche Wachstumsraten) und Exportanstrengungen Richtung We- 
sten (vgl. jährliche Wachstumsraten). 

7. Nun müßte M. Rajski argumentieren, diese spiegelbildliche Entwicklung sei der Beweis 
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Tabelle 15 


Export/Import nach Regionen (31) 


- Durehschnittliche jährliche Wachstumsraten und Anteile der 


Regionen in % (bezogen auf den Valuta-Zloty zu laufenden Preisen) - 
EEE 


Kap.L| EL 
davon} | 
RGW  |davon 


VASSR 


davon! 
VASSR 


für seine Erklärung, daß Polen zunehmend an die UdSSR Lieferungen auf Basis des unglei- 
chen Tauschs mittels des Tranferrubels tätigen, Polen daher Westschulden wegen zuneh- 
mender Ostverpflichtungen auf Basis des ungleichen Tauschs machen mußte (»unsere Ver- 
luste betragen jährlich so viel wie unsere Verschuldung seit 1977 steigt«, »6 Mrd. $«). Diese 
Erklärung stimmt u.a. deshalb nicht, 
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weil die durchschnittliche Wachstumsrate des polnischen Exports mit den westlichen 
Industrieländern um 21,7%, die des Imports aber um 40,7% zwischen 1971 und 1975 
gestiegen war. Der Westimport bei steigender Verschuldung aufgrund der Entwicklung 
bis 1975 gebremst werden mußte, 

weil der Westexport auch durch die Weltwirtschaftskrise getroffen wurde, 

weil die größte Steigerung der Wachstumsraten im Export wie Import nach bzw. von 
der UdSSR in den Jahren 1974/75 liegen (und nicht 1976/77), wobei 1974 die Wachs- 
tumstaten im Export sowohl gegenüber der UdSSR als auch gegenüber dem Westen 
steigen, 

weil das verwendete Nationaleinkommen 1975 schon größer ist als das produzierte, das 
Nationalprodukt bzw. die Produktion in den »modernen« Branchen und damit die 
Möglichkeiten zu verstärktem Export in beide Richtungen nicht in entsprechender Wei- 
se steigen - abgesehen davon, daß im Ost-Ost-Handel die Lieferungen ja feststehen - 
die Steigerungsrate im Handel mit der UdSSR auch von daher Folge der Berechnung in 
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laufenden Preisen ist (also der im Gefolge der Ölpreisexplosion veränderten Preisbil- 
dungsformel). Dann ist allerdings zu klären, wieso die veränderte Preisbildungsformel 
auch Polen zugute kommt, 

weil sich die spiegelbildliche Entwicklung auch bei den anderen osteuropäischen Staa- 
ten und zwar grundsätzlich in der gleichen zeitlichen Entwicklung vollzieht. Polen hält 
noch etwas stärker am Ost-West-Handel fest. Die Außenhandelssalden der osteuropäi- 
schen Länder mit der UdSSR verweisen auf eine gemeinsame Ursache (auch gerade in 
der Außenseiterrolle Rumäniens), die in 1974/75 begründet liegt. Während die osteu- 
topäischen Länder vorher Überschüsse erwirtschaften, kommen sie nun in rote Zahlen 
bei den jährlichen Handelsbilanzen, j 

weil erst 1979 die polnischen Exporte in die UdSSR das Volumen von 6 Mrd. $ errei- 
chen. 


Auch diese Vergleiche bestätigen die Ursachen der Entwicklung: 


alle osteuropäischen Länder setzen auf Westimport, 

alle osteuropäischen Länder verschulden sich, 

Polen verfolgt diesen Trend besonders intensiv und belastet damit seine zukünftige 
Entwicklung stärker als die anderen osteuropäischen Länder, insbesondere durch die 
Importabhängigkeit, die eine zwangsläufig steigende Verschuldung impliziert (in An- 
bettacht des besonders unausgeglichenen Export/Import-Wachstums), 


Tabelle 16 


Außenhandelssalden der osteuropäischen Länder mit der UdSSR 
(1970-77 in Mill. US-D (32) 


Bulgarien CSSR 


+ 142,7 + 30,9 
+ 119,9 - 14,8 
N 
A 


Polen Rumänien Ungarn 


- 88,8 + 38,7 - 140,8 
273,2: 1>#291,7 43,2 
+228,2 | +135,4 + 89,6 
+149,8 | +125,7 +152,5 
-122,6 + 44,6 + 17,5 
+168,6 
+ 78,9 
+ 24,7 


123,7 +143,1 
126,6 + 70,1 
69,9 + 9,6 
- 178,0 -177,2 


- 116,6 -129,6 
- 220,4 -327,1 
alle osteuropäischen Länder kehren in der zweiten Hälfte der 70er Jahre verstärkt in den 


Schoß der UdSSR zurück, 
diese Entwicklung spielt sich vor 1976/77 ab. 


So bleiben nur drei Erklärungen, die auch noch unter anderen Aspekten zu belegen sein 
werden, nämlich: 


die Modernisierungsstrategie der osteuropäischen Länder und die besonders pointierte 
Version Polens, 

die Weltwirtschaftskrise in einer Phase vorhandener Verschuldung der osteuropäischen 
Länder; der Export wird nun nicht nur systembedingt (deshalb die Verschuldung), son- 
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dern auch konjunkturell bedingt behindert, 
- die Wachstumsraten im Ost-Ost-Handel sind Ergebnis einer verändetten Prekbildung 

im Gefolge der Ölkrise und nicht unbedingt durch eine angeblich neue Situation der 

Verrechnung in Transferrubel (seit 1976/77) auf der Basis 62 Kopeken zu 1 US-$. 


IL2 


1. Deutlich sichtbar ist die Wachstumssteigerung beim Export sowjetischen Öls 1974, ins- 
besondere aber 1975. 
2. Der Anteil dieser Warengruppe am sowjetischen Export nach Osteuropa steigt kontinui- 
erlich, er ist 1979 mehr als doppelt so hoch wie 1972 vor der Ölkrise. 
3. Beim Import ist eine horrende Wachstumssteigerung für 1975 bei allen Warengruppen 


zu verzeichnen. 


Tabelle 17 


Anteile der Ländergruppen in % bezogen auf die jeweiligen 


„offiziellen nationalen Verrechnungseinheiten zu laufenden Preisen 


1971 


Bulga- 
rien 


[ossr 


I 33.9 24 


E 54.8 13. 
! I 52.3 16 


E 31.7 20. 


8156.3 13.1 
‚852.2 15.0 


2 
.8 


33.9 19.6 
33.2 23.2 


1975 
KL 


54.7 15.4150.3 11.7154.6 9.3 


51.9 15.8 43.6 22.5150.7. 23.6 


31.7 21.81 29.7 


\30.0 25.4127.3 


DDR 
E 38.2 21. 
I 38.0 27. 
Polen 


E 35.8 29. 
I 3.3 27. 


40.2 21.0 
35.0 30.8 


1 
6 


37.8 22.91 32.7 


131.6 32.6| 30.2 


24.0 


27.4 
34.1 


33.0 19.8 


35.5 22,4 
35.8 22.1 


1976 


54.2 10.4 
54.4 18.4 


33.9 18.2 


27.7132.1 24.6) 32.6 24.91 33.9 23.5 


32,72 
32.4 


54,0 9.6 
57.1 15.6 


34.3 18.4 


35.4 20.6 
35.2 26.4 


—_7 
36.9 30. 
29.9 3. 4 


32.4 34.2]28.5 
24.4 4u.4l22.4 


36.2 
50.8 


31.5 31.5 
25.3 19.3]2 3 


30.3 
25.5 


32.0 
48.9 


31.7 31.3 


29.1 43.3 


Rumä- 
nien 57,0 34. 


I 23.0 39. 


26.9 34.2 
22.1 40.9 


22.2 38.8116.9 
19.8 44.8114.7 


42.1 
48.6 


19.9 34.7 
17.2 13.4 


18.2 
17.5 


31.9 
36.7 


19.2 30.2 
19.1 36.7 


Unzam 


UdSSR, 
Export, 
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E 34.9 24. 
I 34.1 28. 


36.1 25.0 
34.7 28.2 


KL 
I = Import 


eu = 


33.4 27.0|31.9 
34.1 30.5|28.5 


26.6 


| 


35.6 23 


38.9 21.8|35. .5 
35.3 134.9 27.4133.6 27.71 — 


Kapitalistische Länder, 


(33) 
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4. Herausfällt die Wachstumssteigerung bei Energie, zum einen aufgrun:‘ der Warengrup- 
pe als solcher, zum anderen aufgrund der Höhe - bei einem insgesamt kleinen Anteil, wo- 
bei dieser Anteil wieder sinkt. 

5. Während sich beim sowjetischen Export Wachstumsraten und Anteile der am wichtig- 
sten werdenden Warengruppe in der Entwicklung grundsätzlich korrespondieren, die 
Ölexporte 1975 enorm steigen, die Maschinenexporte zurückgehen, steigen 1975 die 
Wachstumsraten aller Warengruppen beim Import enorm an, wobei das Wachstum in der 
Warengruppe Energie (114%) und das Gesamtwachstum (35,6%) überraschen. Bemer- 
kenswert ist, daß sich #//e Warengruppen durch hohe Wachstumssteigerung auszeichnen, 
die Gesamtsteigerung weder davor noch danach je erreicht wurde und selbst bei der Ener- 
gie eine hohe - die höchste - Wachstumssteigerung zu verzeichnen ist. 


Tabelle 18 


Anteile der Warengruppen 


UdSSR: Export/Import nach Osteuropa (34) 


Jährliches Wachstum und Anteile in % bezogen auf den Verrechnungs- 


rubel zu laufenden Preisen 


sn we ESG BEEHEFEERNER", 
- Wachstumsrate - 
Maschinen, Ausrüstun Brennstoffe,| Nahrungsmittel Industrielle 
‚gen, Transportmittel Energie ı Konsumgüter 
E I E I E I 
1973| 14.9 12,2 16.6 3.1 5.1 15.9 13,5 1.0 
1974| 20.8 6.5 27.9 -7.6 | 46.4 11.6.3341 5.8 
1975} .10.0 30.5 84.8 114.0 | -4.4 68.1 | 24.0 24.6 
1976| 22.7 11.8 18.4 -2.7 | -27.5 -1.6 | 12.8 6.5 | 
1977| 17.5 16.0 26.8 4.20 35.5 16.6 1,5 10.1 
1978| 10.8 38.3 18.7 20.8 -31.1 9.2 ı 15.3 11.0 
1979| 4.3 25. 4 7.3 | -0.3 2.7 
E E aa E I 
1972| 27.1 16.6 2.4 6.7 12.6 3.1 23.9 
1973, 28.3 42.2 17.6 2.3 6.4 13.5 3.2 22.3 
1974| 28.1 40.2 18.5 1.9 7.7 17-4 3.5 21.1 
19751 23.5 28.7 26.0 3.0 5.6 21.2 3.3 19.4 
1976 | 25.6 40.0 27.3 2.7 3.6 19.3 3.3 19.1 
1977| 25.9 40.8 29.8 2.4 4.2 19.8 2.8 18.5 
1978| 25.8 46.6 31.8 2.4 2.6 17.9 2.9 17.0 
11979 | 24.2 45.8 36.0 2.2 3.4 18.6 2.6 16.9 
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6. Das Geheimnis dieser Tatsache liegt in der weiter unten zu erläuternden neuen Preisbil- 
dungsformel, auf die ich schon ab und zu hingewiesen habe. Die reale Wachstumssteige- 
tung liegt also viel niedriger, weshalb es unsinnig ist, wenn Rasjki das Wachstum der Indu- 
strieproduktion zwischen 1976-79 mit dem Wachstum des Exports vergleicht, der dann na- 
türlich das Wachstum der Industrieproduktion um ein vielfaches übersteigt, weil die Zah- 
lenbasis nicht vergleichbar ist, wenn nicht gefragt wird, ob dieses Exportwachstum real 
oder primär Ergebnis von Preissteigerungen ist. (Desweiteren ist es unsinnig, nur die Indu- 
strieproduktion zugrunde zu legen, wenn Rajski sich gerade auch über Zwangslieferungen 
an Nahrungsmitteln beschwert. Zum anderen: Da der Außenhandelsexport zu konstanten 
Preisen insgesamt um 10,7% gestiegen ist, der Anteil des Westens überproportional zu- 
nahm, ist schon von daher die angegebene Steigerung der Wachstumsrate mit der UdSSR 
von 17% zu konstanten Preisen Unsinn.)? 


Festzustellen ist 

1. daß die Warengruppe B einen hohen Anteil am polnischen Export hat, 

2. daß die Anteile des Exports bei den Warengruppen A und B sehr ausgewogen sind, 

3. daß die Anteile des Exports und des Imports in der Warengruppe B sehr ausgewogen 
sind. 

Daraus folgt, daß die Ölpreisexplosion und die anderer Rohstoffe und die damit verbunde- 
ne neue Preisbildungsformel den polnischen terms of trade zugute kommen muß, wäh- 
trend für die DDR und Ungarn eine Belastung in ihrem Ost-Ost-Handel mit der UdSSR 
eintritt (daher beziehen sie ja ihre Energie im wesentlichen). 


Tabelle 19 


Export/Import der DDR, Polen, Ungarn nach Warengruppen (36) 


Anteile der Warengruppen A und B (37) bezogen auf die je 
offizielle Verrechnungseinheit zu laufenden Preisen 


r a ı — 
I m ° r t 
A B 
"> op U T D » IV | 
1970| 51.7 36.2] 30.9| 27.61 26.6 23. 
1971| 51.8 34,71 36.1| 27.8| 26.0122. 
1972 | 51.3 38.91 35.3| 28.1 2u.2|2u. 
[1973 | 51.4 41.2| 31.7 | 24.41 23.3123. 
|1974 | 18.2 38.5! 30.4 
1975 | 50.7 37.4 32.2 
1976 | 51.2 8.9]32.2 
k Pr ER 


A = Maschinen, Ausrüstungen, Transportmittel 
B = Brennstoffe, mineralische Rohstoffe, Metalle 
D = DDR, P = Polen, U = Ungarn 
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Tabelle 20 


Exporte und Importe Polens nach Warengruppen (38) 


Anteile der Warengruppen in % bezogen auf den Valuta-Zloty 
zu laufenden Preisen 


Pat r) -. 2. 27 r er 7 
E x p [e) r t e I m p [e) r t e 
EEE} ar ex a srupp 1-3 MW a r en Bm U n-p. ein fi 
A B c D E A B c D E 
’ 
1970 | 38.50 23.90 15.90 16.10 5.60|| 36.20 26.60 21.40 6.40 9.Ho| 
1971| 39.50 24.10 13.40 16.20 6.50|| 34.70 26.00 23.20 7.20 8.90] 
1972| 39.10 22.70 15.00 16.00 7.20|| 38.90 24.24 20.10 7.90 8.90! 
| 1973| 38.80 21.80 15.20 16.30 7.90|| 41.20 23.30 20.40 6.20 8.90! 
ı 1974| 37.00 25.70 13.40 15.20 8.70|| 38.50 25.40 20.30 5.60 10.20 
1975 | 39.00 29.10 10.50 14.70 6.70|| 37.40 30.00 17.70 5.30 9.60 
1976 | 1.40 26.60 11.70 15.00 5.30|| 38.90 27.70 18.40 5.70 9.30| 


Signifikante Verschiebungen innerhalb der Warengruppen zugunsten der »modernen 
Branchen« der verarbeitenden Industrie, die das Ergebnis der Modernisierungsstrategie 
sein sollten, lassen sich nicht feststellen. Der Anteil der Warengruppe C am Export wie Im- 
port ist gesunken. Der Anteil der Warengruppen A und B am Export wie Import ist dafür 
gestiegen, wobei bei der Warengruppe B der Exportanteil stärker als der Importanteil stieg. 
Trotz Modernisierungsstrategie waren folgende 25 Güter 1977 Polens Spitzenreiter beim 
Export in den industrialisierten Westen.” 

Hauptexportgut ist mit Abstand Kohle, an zweiter Stelle stehen Schiffe in einer noch be- 
achtlichen Höhe, dann folgen Güter der Warengruppe 0 (Nahrungsmittel und Tiere), der 
Warengruppe 2 (Rohstoffe) und je ein Produkt der Warengruppe 7 (Verbrennungsmaschi- 
nen) und Warengruppe 8 (Damenbekleidung). Diese Produkte erreichen einen Anteil von 
44,74% . Dabei machen die beiden einzigen Produkte der heiß ersehnten Warengruppe 7 
(Maschinen und Transportmittel) lediglich etwas über die Hälfte der exportierten Kohle 
aus! Die übrigen Spitzenreiter des Exports - mit Ausnahme der Positionen 19 und 25 - 
sind die der traditionellen Exportbranchen, der Warengruppe 0 (Nahrungsmittel) und der 
Warengruppe 8 (industrielle Massengüter wie Schuhe, Möbel, Kleidung) - Produkte, die 
in Polen zu der Zeit im Verhältnis zur Nachfrage knapp waren. Die Modernisierungsstrate- 
gie - kreditfinanzierte Importe kapitalistischer Technologie zwecks Installierung »moder- 
ner« Branchen - schlägt sich in dieser Exportstruktur Richtung Westen nicht nieder. Fest- 
zuhalten bleibt einstweilen das Herausfallen der Position 2 unter einem doppelten Aspekt: 
Zum einen behauptet Rajski auch für diese Warengruppe die Ausplünderung durch die 
Sowjets (und zwar genau für diese Zeit), zum anderen ist zu fragen, ob dieser Export so 
konkurrenzfähig ist (allein) aufgrund der Modernisierungsstrategie oder ob es da nicht so- 
wohl eine polnische Tradition als auch eine Förderung durch Spezialisierung und Koopera- 
tion im RGW-Handel gibt. 

Als Argumentation bliebe Rajski die Behauptung, daß die Produkte der neuen Branchen 
an die UdSSR geliefert werden müßten. Nach den obigen Ausführungen ist jedoch zu kon- 
statieren, daß die kapitalistischen Akkumulationsquellen bereits bis 1976 systembedingt 
wenig genutzt werden konnten (vgl. Tab.2, Faktoren des Wirtschaftswachstums), so daß 
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N 


Tabelle 21 


SITC Warengruppe Export 
(in 100/)) 
1. 3214 Coal (anthracite, bituminous) "602514 
2. 353 Ships and boats, other than 
warships 256415 
3. 0138 Prepared or preserved meat 146346 
4. 68212 Copper, refinded 105329 
5. 2741 Sulphur 81065 
6. 24321 Lumber, sawn lenghtwise 70356 
7. 3324 Residual fuel oils 70339 
8. 0015 Horses, asses, mules, hinnies 64227 
9. 7115 Internal combustion engines 61673 
10. 84112 Women's outer wear, knit 58661 
11. 3323 Distillate fuels 56066 
12. 84111 Men's and boys! outer garments 55713 
13. 85102 Footwear, leather 47733 
ı4. 82109 Furniture, parts 46339 
15.° 68111 Silver, unrought 45557 
16. 05361 Fruit preserved by freezing 39480 
17. 9310 Special transactions not classified 
according to kind 38569 
18. 2120 Fur skins, undressed 37196 
19. 7321 Passenger motor cars 36019 
20. 0114 Poultry, killed or dressed 33801 
21. 0011 Bovine cattle (incl. buffaloes) 256880 
22. 0311 Fish, fresh, chiled, frozen 25321 
23. 0121 Bacon, ham and other pig meat 24481 
2u, 4ı44 Outer garments, knitted, 
erocheted 24186 
25. 7151 23778 


1 Standard International Trade Classification (UN-Klassifikation 


Machine tools for working metal 


kumulierte 


Anteile in % 


44.74 


57.61 


61.29 


(") 


der Warengruppen (vgl. Anm. 41)) 


die Verschuldungsspirale schon mächtig eingesetzt hatte. Ob die Produktion mittels kapi- 
talistischer Technologie so einseitig an die UdSSR geliefert werden mußte, daß sie im Han- 
del mit den westlichen Industrieländern gar nicht erst an relevanter Stelle erscheint, ist 
auch weiter unten bei der Preis- und terms of trade-Problematik zu fragen. Die Unterstel- 
lung, die Modernisierungsstrategie griff in der Produktion, die Produkte können jedoch 
nicht gen Westen geliefert werden, wird dadurch widerlegt, daß sich zwischen 1971-75 die 
Anteile der Warengruppen am polnischen Gesamtexport nich: entsprechend der Moderni- 


sierungsstrategie ändern: 
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Die »modernen« Branchen (9 - 11) haben ihren Anteil zwischen 1971-75 nicht erhöht, im 
Gegenteil. Der Anteil der modernen Branchen Chemie / elektronische Industrie am Export 
in sozialistische Länder betrug 1975 61,9% und am Export in kapitalistische Länder 33,9 % 
- also vor dem ominösen Handelsabkommen. Die Anteile der Warengruppen am Export 
entsprechen der Modernisierungsstrategie genausowenig wie das Verhältnis der Anteile 
dieser Warengruppen am Export Richtung Westen bzw. Richtung Osten. Dies wird an der 
Tabelle von Szlajfer deutlich, die zum einen die Exportanteile an der Gesamtproduktion 
wichtiger Exportbranchen und Industrien aufzeigt sowie die Exportanteile der entwickelten 
kapitalistischen Länder. Abgesehen von Schiffen ist der Anteil der traditionellen Exportgü- 
ter am Westexport (Rohstoffe, Nahrungsmittel, industrielle Konsumgüter der Leichtindu- 
strie) schr hoch. Waggons und Traktoren gehen bereits 1975 Richtung Osten. Die Gründe 
sind also nicht im Transferrubel und dem polnisch-sowjetischen Handelsabkommen von 
1976/77 zu suchen. 


Tabelle 22 


Warenanteile des polnischen Exports 1960 - 1975 (in%) 


1960 1965 1970 1971 1972 1973 1974 1975 


1. Brennstoff & Energie 22.7 16.1 12.5 14.0 13.5 12.6 15.9 20.1 
2. Landwirtschaft 3.6 4,5 4,7 3.4 5.4 4,5 3.0 27 
3, Forstwirtschaft 0.5 0.6 0.3 0.3 0.3 0.4 0.5 0.5 
4. Lebensmittel 16.1 16.0 9.8 9.2 9.3 10.5 9.5 7.1 
5, Leichtindustrie Ti 7.0 8.4 9.0 8.9 9.2 8.7 8.9 
6. Mineralprodukte Ro 1,2 0.9 0.9 0.8 0.8 0.7 0.7 
7. Holz & Papier 3.2 4.0 3.2 2.8 047, 2.8 2.5 2.0 
8. Kupfer 0.0 0.0 0.6 0.8 1.0 0.9 1.2 1.1 
Zusammen (1-8) 54.3 48.4 40.4 40.4 41,9 41.7 42.0 43.1 
ohne (1) Energie 31.6 32.5 27.9 26.4 28.4 29.1 26.1 23.0 
9. Elektrotechn. Ind. 30.0 36.9 41.7 42.3 4 11.5 39.4 41.3 
10. Chemie 4,9 6.1 8.4 9.0 9.1 9.5 10.9 9.3 
11. Metallverarbeitung 10.3 7.8 2 RE) 6.6 54T 
(ohne Kupfer) 
Zusammen (9-11) 45,2 50.4 58.8 58.5 57.0 57.3 56.9 56.4 


ohne (11) (Metallverarb.) 34.9 43.0 50.1 51.3 50.9 51.0 50.1 50.7 


UI, Preisbildung, Transferrubel und Entwicklung der Terms of trade im RGW-Handel 
Ill. 1. Preise, terms of trade 

Den Preisen zwischen den Mitgliedsländern des RGW liegen die sog. Weltmarktpreise zu- 
grunde, die von Konjunkturen und allzu starken, verzerrenden Schwankungen bereinigt 


sein sollen. Bis 1974/75 lagen den jeweiligen Fünfjahrplänen die durchschnittlichen Welt 
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marktpreise der vorhergehenden Fünfjahrplanperiode zugrunde, also für 1971-75 die von 

1966-70 (Bukarester Preisformel von 1958). Diese Regelung entsprach sozusagen den star- 

ten Plansystemen mit festen Handelsvereinbarungen, die Preisveränderungen während der 

Fünfjahrplanperiode schwerlich zulassen. 1974 wurde diese Verfahrensweise geändert. Für 

1975 wurden die durchschnittlichen sog. Weltmarktpreise von 1972-74 einschließlich zu- 

grunde gelegt und für. die Zeit ab 1976 beschlossen, daß nunmehr die durchschnittlichen 

sog. Weltmarktpreise der letzten fünf Jahre für die RGW-Preisbildung gelten sollten. Die- 
se Preisbildung, ob im Fünfjahreszyklus starr wie früher oder fließend wie heute, impliziert 
folgende Probleme 

- es gibt Weltmarktpreise nur für Rohstoffe, nicht hingegen für Güter der verarbeiten- 
den Industtie, 

- die sog. (kapitalistischen) Weltmarktpreise drücken nicht die Produktionsbedingungen 
im Realen Sozialismus aus, sondern die Produktivität der kapitalistischen Länder (die 
Kosten, die Qualität wie die Macht etc.), 

- RGW-Preise als Ausgangspunkt, die der dutchschnittlichen Produktivität im RGW-Be- 
teich Ausdruck verleihen würden, können nicht ermittelt werden, da die jeweiligen na- 
tionalen Preise nicht stimmen, die Preisbildungsmechanismen unterschiedlich sind, der 
Wert der Währungen auch deswegen fiktiv ist, von daher die Relationen zueinander 
nicht zu bestimmen sind. (Zu den Problemen, die sich daraus ergeben und in deren 
Kontext die Rolle des Transferrubel einzuschätzen ist, vgl. w.u.) 

Weshalb 1974 eine andere Preisbildungsformel, die andere »Weltmarktpreise« ergibt, abe, 

schlossen« wurde, liegt auf der Hand. 1973 war das Jahr der sog. Ölktise; die Ölpreise auf 

dem Weltmarkt stiegen enorm; die UdSSR hatte ein Interesse, an dieser Entwicklung zu 
partizipieren. Es stiegen allerdings auch die Preise für andere Energieträger, wie z.B. für 

Kohle. Diese veränderte Preisbildung bewirkt, daß der Handel im RGW-Raum zu laufen- 

Tabelle 23 


terms of trade der osteuropäischen Länder (insgesamt) (1970 = 100) 


(Nach offiziellen Angaben der osteuropäischen Länder) 


————T- a ee Ä | | 
11550 _| 3965 | 1970 | 1975 | 1976 | 1977 | 1978 
Bulgarien 1102.0| 103.9 | 100.0 | 96.0 | 91.3. 88.4 | 83.3 
"CSSR Hi | | | | | 
T | 96.0 96.0 ; 100.0: 90.01 88.0 | 86.0: 84.0. 
—... 8 [102.0 ;.101.0 | 100.0 99.0 | AOL 88.0 ni 
DDR 199.8 , 98.5 | 100.0 | 86.9 | 87.9! 
_ Polen | 97.7 99.1 | 100.0 | 105.9 , 108.0 _105.5 105.5 
| Ungarn | i | | 
| T | 975 | 100.0 | 83.1: 84.9 82.0 | 81.5 
_ BB |, 98 ee ı 84.2 1 82.2 | 80.3 
! Rumänien 97.9 102.9 100.0 97.5 | oh 
w vs Zu I ws 
7  j112.7 100.0 | 101.9 | 108.8 | a1u.7 | 117.4 
| RG 125.3 100.0 | 110.4 | 114.2 | 118.7 | 120.7 
Bro ER R BERNER m nv. 


T = Total, RS = Sozialistische Länder, RG = RGW-Länder 
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‘den Preisen 1975/76.so enorm steigt. Die UdSSR muß also keineswegs mehr liefern, schr 
wohl aber die anderen osteuropäischen Länder, die nicht über Rohstoffe verfügen, deren 
Preise ebenfalls enorm steigen. D.h.: Die terms of trade der osteuropäischen Länder ver- 
schlechtern sich, für dieselbe Menge an importierten Waren aus der UdSSR müssen sie ih- 
rerseits mehr Waren liefern, daher die plötzlich auftretenden negativen Zahlungsbilanzen 
gegenüber der UdSSR. Die terms of trade, die sich für die UdSSR von 1974 zu 1975 im 
RGW um 11% verbessern, verändern sich für die osteuropäischen Länder folgenderma- 
ßen(vgl. Tabelle 23, S. 50): 

Nur Polen konnte einer Verschlechterung seiner terms of trade in seinem Gesamthandel 
entgehen. Dafür gibt es nur'eine einzige Erklärung: Polen ist das einzige Land des RGW, 
das neben der UdSSR nennenswert Rohstoffe exportiert. Und: Polen hat eine Exportstruk- 
tur (Warengruppen und -anteile), bei der die Rohstoffe eine große Rolle spielen. Die stei- 
genden Rohstoffpreise schlagen sich also auch für Polen günstig nieder.” 

R. Dietz hat in einem äußerst lesenswerten Artikel die Preisveränderungen im sowjetischen 
Außenhandel mit den einzelnen osteuropäischen Ländern aufgrund der Ölkrise und der 
damit einhergehenden Änderung der Preisbildungsformel die sich hieraus ergebenden 
Preisveränderungen mit den einzelnen Ländern ermittelt (in %):* 


Tabelle 24 


RE DEREN Enden ner ee re ha ER udn 
” | Bulgarien CSSR | DDR Polen | Rumänien | Ungarn 
| IA Pia Pla pa Pia» |a 
| Warengruppe 9 mu 75 Telru 75 Tdau 15 Telmu 75 Taruıs var ms 
| | | 
| 


[Er x o_ r|t _e 


ML ' ! 

‚ Maschinen 50 519j26 -ı 2128 9 91e9 14 20 42 7 40128 16 
‚ Brennstoffe 22 104 7:27 87 13 22 56 17 19 94 7 895 -3| 21 85 
‚Erze, Metalle 'ıl 67 -1128 26 -2]28 56 ılı hi 1137 53 -ojou 34 


! 
| 
I 
| 
} 


Im = D t e 
|Maschinen u6 18 3|68 20 12l72 22 3 118 22 ı7l25 20 arıso 26 | 
| Brennstoffe , ae =24ll 572 Are = 
Erze, Metalle | 1 61 5| - - - - - -|3 50 1611364 014 3 
terms of 8.7 = 13.11.41 17.655 2.7 -1.2) 2.8 3.1] 11.7 
trade 
L_ u “= M| 


A = Anteile, P = Preise, 74 = 1974, 75 = 1975, 76 = 1976 
N) Drei von neun Warengruppen aufgrund der Fragestellung 


. Diese Zahlen belegen eindeutig, daß die Exportstruktur der osteuropäischen Länder in die 
UdSSR die Preisrelationen und ihre Verschlechterung bestimmt. Die beiden höchst ent- 
wickelten Länder, die DDR und CSSR, die in die Sowjetunion insbesondere Maschinen 
(neben industriellen Konsumgütern) liefern, schneiden am schlechtesten ab. Sie konnten 
die Preissteigerungen bei Brennstoffen und anderen Rohstoffen am schlechtesten kompen- 
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sieren, da die Preise für ihr Produkte in Relation zu den sowjetischen am wenigsten stie- 
gen, Bulgarien kommt im Vergleich zur DDR und CSSR fürs erste günstiger weg, weil es 
mit der UdSSR extrem verzahnt ist, weshalb Veränderungen in einer einzigen Warengrup- 
pe nicht so durchschlagen. Die Verluste Rumäniens sind gering, weil es wenig Rohstoffe 
bezieht. Polen erleidet 1975 einen geringen Verlust (von knapp 3%) und erzielt 1976 ei- 
nen geringen Gewinn aus den veränderten Preisen (1.2 %), weil die Anteile des polnischen 
Imports sowjetischer Brenn- und Rohstoffe im Vergleich zum polnischen Export solcher 
Güter in die UdSSR ziemlich ausgewogen sind. Von daher wird auch verständlich, daß die 
UdSSR 1975 in der Warengruppe Brennstoffe zu laufenden Preisen eine so enorme Wachs- 
tumsrate aufweist. Dies ist die polnische Kohle zu neuen Preisen. 

Setzt man 1974=1.00, so ergeben sich nach den bei Dietz nachzulesenden 
Berechnungen‘? folgende terms of trade der UdSSR für 1975, 1976, 1977 mit den einzel- 
nen osteuropäischen Ländern: 


Tabelle 25 


1975 1976 1977 
Bulgarien 1.097 1.178 1.260 


CSSR 1.131 1.144 1.244 
DDR 1176 1,204 1.345 
Polen 1.027 1015 1.047 
Rumänien 1.028 1,061 1.086 
Ungarn 11T 1.153 1.221 


Bezogen auf die Argumentation von Rajski heißt dies: 

- Die entscheidende Wachstumssteigerung zu laufenden Preisen irn Export der osteuropät- 
schen Länder, auch Polens, vollzieht sich bereits 1975 (und nicht durch das sowjetisch-pol- 
nische Handelsabkommen von 76/77 und den »vollen« Übergang zur Verrechnung in 
Transfer-Rubel 1976). 

- Die Wachstumssteigerung ist bedingt durch die Änderung der Preisbildungsformel, die 
der UdSSR zugute kommt. 

- Die neue Preisbildungsformel kommt aber in hohem Maße auch Polen zugute. 

- Die Preisrelationen im polnischen Handel mit der UdSSR sind viel günstiger als die aller 
anderen osteuropäischen Länder. 

- Die für die UdSSR politisch am wenigsten komplizierten und ökonomisch besonders 
wichtigen Länder erleiden den größten Nachteil. 

- Den veränderten Handelsbedingungen liegt keine willkürliche sowjetische Ausbeutung, 
am wenigsten Polens, zugrunde, vielmehr schlagen aufgrund der veränderten Preisbil- 
dungsformel strukturell die Weltmarktpreise schneller durch. 


32 R. Damus 


- Da in den folgenden Jahren keine ähnliche Wachstumssteigerung im Handel mit der 
UdSSR festzustellen ist, da die Preisbildungsformel weiterhin (wenn auch nicht mehr in 
derselben Weise) preistreibend durchschlägt und der Osthandel auch bedingt durch die 
Reduktion des Westhandels zunimmt, bleibt für eine Erklärung »Ausbeurung durch Ver- 
rechnung im Transfer-Rubel« kaum noch Spielraum. (Dennoch soil darauf noch weiter un- 
ten eingegangen werden.) Das Exportwachturn zu laufenden Preisen (was Rajski nicht er- 
wähnte) setzt also früher ein, als Rajski annimmt, und ist daher Ergebnis der veränderten 
terms of trade und nicht direkter Ausbeutungsmethoden speziell gegenüber Polen über 
ominöse Transfer-Rubel-Manipulationen. 

- Die Mengen in Tonnen bzw. Einheiten von Gütern im Außenhandel Polens, die damit 
erzielten Einnahmen in Verrechnungs-Zloty im kommerziellen Handel wie die Entwick- 
lung in den Jahren 1970 bis 1978 veranschaulichen im einzelnen die allgemeine Entwick- 
lung deutlich“®: (a) Die hohen Preissteigerungen für Rohstoffe, die dann in Preisen ausge- 
drückt von Rajski als reale Wachstumssteigerung, also als zusätzliche Lieferungen Polens 
interpretiert werden; (b) die nach 1975/76 nur geringen Mengensteigerungen an Gütern 
der verarbeitenden Industrie für den Export und damit die Begrenztheit der polnischen 
Exportmöglichkeiten, insbesondere in den »modernen« Branchen. In Anbetracht der Be- 
mühungen, die Westverschuldung zu begrenzen, blieb nicht mehr viel, was die UdSSR 
sich hätte aneignen können. Wäre die Umverteilung dennoch geschehen, müßte Polen 
entweder einen beachtlichen Handelsbilanzüberschuß mit der UdSSR haben (was nicht der 
Fall ist) oder die Warengruppen-Anteile des polnischen Exports gegen Osten verändert 
sein und Polen damit im Handel mit der UdSSR schlechtere terms of trade haben (was 
ebenfalls nicht der Fall ist). 

- Die allgemeine Entwicklung und ihre Ursachen lassen keine Sonderinterpretation für Po- 
len zu. Die Ursachen für die polnische Wirtschaftsmisere können nicht bei der UdSSR ge- 
sucht werden. 


II.2 Der Transferable Rubel als wundersame Dollar-Vermehrung der UdSSR? 


Im vorstehenden Unterabschnitt bin ich darauf eingegangen, daß die Steigerung der 
Wachstumsraten im OÖst-Ost-Handel, die Rajski feststellt, nur mit der veränderten Preisbil- 
dung zu erklären ist. Polen schnitt dabei günstiger als die anderen osteuropäischen Länder 
ab, die nicht »nach Osten ausbluteten«e. Die durch die neue Preisbildung bedingten 
Wachstumssteigerungen in laufenden Preisen (und verschlechterten terms of trade) macht 
Rajski am Transfer-Rubel und dies auch erst für 1977 fest. Nur so läßt sich behaupten, daß 
Polen am sowjetischen Raubhandel leidet. Die veränderten terms of trade stellen zwar eine 
große Belastung für die Wirtschaften der osteuropäischen Länder dar, sie basieren jedoch 
nicht auf sowjetischem Raubhandel, sondern auf dem - bedingt durch Unwissen über die 
Kosten, Mißtrauen gegeneinander und Interessengegensätze aufgrund des unterschiedli- 
chen wirtschaftlichen Entwicklungsstandes - Konsens, dem RGW-Handei bereinigte Welt- 
marktpreise zugrundezulegen. Dennoch will ich im folgenden kurz eingehen auf die Tauschre- 
lationen (Transfer-Rubel, Dollar, offizielle »Wechselkurses der sog. nationalen Währun- 
gen), die Intentionen, die sich mit dem Transferrubel im Kompiexprogramm des RGW 
1974 verbanden und daran anschließend auf die tatsächliche Bedeutungslosigkeit des 
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Transfer-Rubel aufgrund der planwirtschaftlichen Strukturen bzw. der spezifischen plan- 
wirtschaftlichen Systeme als Herrschaftssysteme im Inneren. 


Tabelle 26 


49 


Offizielle "Wechselkurse" je Dollar 1970-80 im kommerziellen 


Zahlungsverkehr (50) (nach den jeweiligen nationalen Angaben) 


"Polen 


DDR Ungarn UdSSR 
Valuta-Mark | Valuta-Zloty Valuta-Forint Valuta-Rubel 
960 4.20 "4.00 11.74 4.0 
970 4.19 4,00 11.74 0.9 
1971/2 517 3.68 10.81 0.82 
1973 2,84 34.32. 9.39 0.72 
| 1974 2.50 3.32 9.15 0.75 
1975 2.40 3.32 8.59 0.69 
1976 2.55 3.32 41.30 8.75 
1977 210 ud 39.80 0.70 
1978 2,05 3427 37.45 0.69 
1979 140 2.98 34.00 0.639 
[2989 1.78 3.03 


32.60 . 


Statt der Bezugsbasis Dollar kann die Umrechnung umgekehrt erfolgen, indem für eine 
nationale Einheit (1 Valuta-Mark etc.) angegeben wird, wieviel Dollar dies im offiziellen 
Handelskurs sind. 

Zwischen 1960 und 1971 halten alle Länder an einem starren Verhältnis zum Dollar fest. 
Mit der offiziellen Lösung des Dollars vom Gold und der Abwertung des Dollars Anfang 
der 70er Jahre setzen alle Länder ihre Valuta-»Währungen« bzw. Umrechnungskoeffizien- 
ten in ein anderes Verhältnis zum Dollar; sie werten auf. Auf Basis dieser grundsätzlichen 
Gemeinsamkeit sind dann leichte Unterschiede festzustellen. Ungarn hingegen verzeich- 
net 1976 einen tiefen Einschnitt, nicht weil Ungarn 1976 einen wirtschaftlichen Zusam- 
menbruch erlitte (der sich im Umrechnungskoeffizienten gar nicht niederzuschlagen 
braucht), sondern weil Ungarn zwecks Effektivierung der ungarischen Wirtschaft in seinem 
Westhandel die Konvertibilität seiner Währung anstrebt. Auf der Basis einer willkürlichen 
Setzung von Forint zu Dollar ist das jedoch nicht möglich. An dieser Änderung von 8.59 zu 
41.30 Forint per 1 US-$ sieht man, was diese »Kurse« taugen. Was diese Kutse taugen, 
sieht man auch daran, daß die DDR ihre Valuta-Mark im Mai 1980 auf 1.78 zu I US- 
$ festsetzt (DM:DDR-M ohnchin 1:1) - eine in Anbetracht der freundlichen Taxierung 
von 1 DM : 2.50 DDR-M (nach Berechnungen des DIW) irreale Relation. Was diese Kurse 
taugen, sieht man auch daran, daß sich die polnische wirtschaftliche Entwicklung (angelegt 
in der ersten Hälfte der 70er Jahre) in der zweiten Hälfte der 70er Jahre verhältnismäßig ge- 
ring im Umtechnungskoeffizienten niederschlägt. 

Zur wundersamen Dollar-Vermehrung von Rajski (62 Kopeken = 1 US-Dollar, an anderer 
Stelle 69 Kopeken = 1 US-Dollar - die erstere Zahl trifft nicht zu, die letztere sehr wohl, 


oO 
a 
v1 
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Tabelle 27 


Umrechnungskoeffizienten: US-D je Einheit nationaler Valuta-Währung (51) 


(Auf Basis von U N -Publikationen) 


| | DDR | Polen | Ungarn VdSSR 
| |US-D je Valuta-M| US-D je Valuta-Z |US-D je Valuta-R US-D je Valuta-R 
VorD Je Val i ar autant ı 
1960 0.238 0.250 0.0852 1.111 | 
| 1970 0.238 0.250 i 0.0852 | 1.111 
1971: 0.238 | 0.250 . 0.0852 1.111 
| 1972; 0.258 | 0.271 | 0.0925 1.206 
| 1973| 0.287 0.299 | 0.1051 1.358 
| 197u| 0.287 0.301 | 0.1093 1.321° 
1975 0.287 0.301 0.1166 1.386 
1976 0.287 0.301 0.0240 * | 1.326 
* Handelskurs des neuen Forint, M = Mark, Z = Zloty, F = Forint, 
R = Rubel 


allerdings für 1975): Entsprechend den Dollar-Abwertungen verlaufen die Aufwertungen 
.des sowjetischen Rubel (wie des Transfer-Rubel, den Unterschied kann man ökonomisch 
vernachlässigen, er ist eine Frage der politischen Kosmetik?) in der ersten Hälfte der 70er 
Jahre, während sich in der zweiten Hälfte ein Hin- und Herschwanken vollzieht, verbun- 
den mit Aufwertungen. Die Entwicklung seit 1976/77 erklärt also nichts, nimmt man die 
»Wechselkurse«, Umrechnungskoeffizienten, einmal ernst (wegen Rajski). Weder läßt sich 
hier eine besonders signifikante Entwicklung des Rubels feststellen, noch bewirkten die 
Aufwertungen des Rubels gegenüber dem Dollar für die anderen Länder Verschlechterun- 
gen, da sie in der ersten Hälfte der 70er Jahre ebenfalls auf die Dollar-Abwertung ein- 
schneidend reagieren und auch in der zweiten Hälfte weiterhin aufwerten. Die wundersa- 
men Vermehrungen durch Aufwertungen gegenüber dem US-Dollar machen also alle Län- 
der mit, seit der Dollar seine Funktion als Leitwährung auf Basis eines Systems fester Wech- 
selkurse verloren hat. Wie fiktiv auch immer die Ausgangssetzungen sind, die Schwankun- 
gen legitimieren sich durch die Dollar-Schwankungen, und sie verlaufen bei allen »Wäh- 
rungen« in gleicher Richtung. Daher läßt sich an dieser Entwicklung keine sowjetische Aus- 
beutung - in der zweiten Hälfte der 70er Jahre als Ursache für das polnische Fiasko - fest- 
machen. 

Die Kurse sind offenkundig abgestimmt auf die sog. Wechselkurse per Dollar. Am Beispiel 
Polens: 1Z = 0.225 R. 0.225 R sind ungefähr ein Drittel Dollar (0.63 R = 1 US-$). Da 
2.9892 = 1$,1Z2ca. 1/3$ = 0.225 R. Die offiziellen Umrechnungskoeffizienten im 
RGW-Raum zu einander widersprechen sich also selbst in einer so katastrophalen Situation 
wie der Polens 1980 nicht. Rajski argumentiert auch nicht so, sondern legt die offiziellen 
»Wechselkurse« des Transferablen Rubels zum Dollar als Realität zugrunde. Dennoch hät- 
te in ungünstigen Abweichungen der offiziellen Wechselkurse innerhalb des RGW-Raums 
zu denen gegenüber dem Dollar eventuell für seine Position etwas herausgeholt werden 
können. In EG-Terminologie: Die osteuropäischen sog. Währungen befinden sich in einer 
Währungsschlange zum US-$, insofern führt die Aufwertung des Transfer-Rubels nicht zu 
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Tabelle 28 


Offizielle Wechselkurse innerhalb des RGW (Mai 1980) (53) _ 


Bulgaria] CSSR | GDR }Hungary Poland !Romania| USSR E 
; F-E Leval F-E Kos! P-E Hark F-E BorinIt zi0ty| F-E Leu!F-E Roubles | 
Bulgaria 100 Teva | Is15. 38 |19. 93 I2154, 071): 341.880 [512.82 76.92 ! 
BESSER 100 Kes 16.25 | | 30.86 ! 349, sa 55.550 ! 83.33 12.50 ! 
' GDR 100 Marks 52,65 13 324,0 ;1134.00(1) 180.00 270.00 | 40,50 
; Hungary 100 Forintsi 9.97 | 61.36 | 18.94 | 34,070 51.15 ! 7.67 
‚Poland 100 Zloty | 29.25 179.99 | 55.56 630.34(1) 150.00 | 22.50 
|Romania 100 Lei 19.50 120.01 37.04 419.86(1) | 66.670 15.00 
lussr 400 ‚Roubles| 130.00 I 800.0 [26.51 je800.0 e| Auy. uno . 667 DR ee | 

(1) geschätzt F-E = offizieller Handelskurs (Valuta) 


einer grundsätzlichen Verteuerung der sowjetischen Exportgüter, weil sich die Verteuerung 
bedingt durch die Schlange, das gemeinsame »Floaten«, nicht auswirkt. Geht man nicht 
vom Devisen-Zloty aus, sondern vom Zloty, also der Binnenwährung, ergibt sich ein Ver- 
lust für Polen bei Exporten in die UdSSR, in die westliche Vorprodukte eingehen. Für die 
Zugtundelegung der Binnenwährung spricht, daß - wenn überhaupt - nur sie etwas über 
die Rentabilität des Außenhandels aussagen kann. Dagegen ist einzuwenden, daß die Prei- 
se aufgrund des planwirtschaftlichen Systems die Kosten nur sehr unzulänglich zum Aus- 
druck bringen - der Zloty also auch nicht geeignet ist, etwas über Rentabilität auszusagen. 
Unterstellt man jedoch einmal, daß die Zahlen (Relationen) und Mechanismen (Währun- 
gen, Wechselkurse, Umrechnungskoeffizienten) die ökonomische und politische Realität 
wiedergeben, entsteht für Polen insofern ein Verlust, als im Außenhandel mit dem RGW- 
Raum 1 Devisenzloty (DZ) mit 10 Zloty (Z) gleichgesetzt wird, während für das nichtsozia- 
listische Wirtschaftsgebiet die Relation 1 DZ = 13 Z betrug. Geht man für 1977 von einer 
Relation 0.75 Transferrubel = 1 Dollar aus, führt dies beim Weiterexport von Westimpor- 
ten in die UdSSR zu einem Verlust. Demnach erleidet Polen durch die unterschiedlichen 
Relationen im Transferrubel- bzw. Dollar-Raum und durch das Verhältnis Transferrubel 
zu Dollar einen Verlust. Das Ganze gilt dann natürlich auch umgekehrt: Soweit in die pol- 
nischen Exporte in den Westen Güter aus der UdSSR eingehen, erzielt Polen über diesen 
Mechanismus einen Gewinn - auch dann, wenn in diese Produkte keine westlichen Vorlei- 
stungen eingehen, entscheidend ist das Dreiecksgeschäft. Der Gewinn steigt, wenn auch 
noch westliche Vorprodukte eingehen, wie z.B. Eneigielieferungen. Gabrisch (a.a.O., $. 
82ff,) kommt zu dem Ergebnis, daß über diesen Mechanismus Polen zwischen 1977 und 
1979 nur sehr geringe Verluste entstanden sind, die keine Wirtschaftskrise erklären können 
(0.8-1.5% des polnischen Exports in die UdSSR). So sinnvoll diese Rechnungen sind, sie 
werden relativiert einerseits dadurch, daß die Binnenwährung nur sehr eingeschränkt etwas 
über Rentabilität aussagt, und andererseits dadurch, daß jeweils bilateral Preise ausgehan- 
delt werden, die Tatsache, daß für Vorprodukte der zur Diskussion stehenden Fertiggüter 
Devisen in bestimmten Relationen verausgabt werden mußten, in die Verhandlungen da- 
her eingehen kann, da es keine Automatik von Ware-Geld-Beziehungen gibt. 

Hätte Rajski die Ausbeutungsthese nicht erfunden, wäre es nicht erforderlich gewesen, die 
offiziellen Wechselkurse, ihr Verhältnis zueinander und zum Dollar und in der Entwick- 
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lung der 70er Jahre nachzuzeichnen. Durch diese Nachzeichnung wird der Eindruck ver- 
stärkt, daß der Transferable Rubel als »kollektive Währung« in irgendeiner Weise eine be- 
deutsame Rolle spielt. Dies ist nicht der Fall, und zwar aus mehreren Gründen: 

(a) 

- Direkte Planung und bilateraler Handel gehören zusammen. Export und Import werden 
in Menge und/oder Wert auf den zentralen Plan bezogen, die Waren in naturaler Form 
ausbilanziert.’* 

- Da es der direkten Planung auf bestimmte Waren in bestimmten Mengen ankommt, 
gibt es besonders gefragte und weniger gefragte Waren (harte-weiche Waren, wobei insbe- 
sondere hochwertige industrielle Investitionserzeugnisse oder Rohstoffe zu den harten zäh- 
len). 

- Da diese Waren nicht gekauft werden können (selbst wenn man über genügend Transfer- 
able Rubel verfügt), sondern nur gegen Gleichwertiges (Waren oder konvertible Währun- 
gen) herausgerückt werden, sind Handelsabkommen erst einmal Kämpfe um harte Güter 
(da man sie im RGW-Raum nicht kaufen kann, Waren nicht einfach gegeneinander ge- 
tauscht werden können, spricht Levcik von der »Nichtkonvertibilität der Waren«). 

(b) 

- Direkte Planung und Preisverzerrungen auf dem nationalen Binnenmarkt gehören zu- 
sammen. In den Preisen kommen im je nationalen Rahmen weder die Kosten noch Knapp- 
heit hinlänglich zum Ausdruck. 


Exportanteile in % in ausgewählten Branchen 1975 


Exportanteil für entwickelte 


Export | Produktion (1)/(2) | kap.Länder in % des Ges.Exp. 

Kohle & Koks (Tsd.t) 41.616 | 190.300 21.8 49.9 Frankr.,Dänem., 
Italien, Finnland, 
BRD, Japan 

Kupfer (t) 90.329 249.000 36.2 76.8 BRD, Großbritann, 

Eisenbahnwaggons 7.194 19.243 37:31 x 

(Pers.-u.Güterw.)(Stck.) 

Autos (Stck.) 40.859 | 164.000 24.9 16.9 Frankr., Großbrit. 

Traktoren (Stck.) 18.013 57.600 5052 4.0 Dänemark 

Schiffe (Tsd. BRT) 946 1.023 92.4 30.4 Holl., Norw., BRD, 
Schweden 

Frischfleisch (t) 90.977 k.Ang. k.Ang. |k.Ang. 

Speck (t) 18.101 23.000 78.7 99.9 Großbritannien 

Schinkenkonserven (t) 38.230 | 476.000 14.0 95.0 USA, GB, Schweden 

Fleischkonserven (t) 24.725 | 176.000 14.0 95.2 BRD, USA, Großbr. 
Schweden 

Geflügel (t) 23.158 1 162.000 14.3 79.7 BRD, Österr., 
Schweiz 

Butter (t) 15.277 i 193.000 1.9 - 

Möbel (Mio.Zioty für = 

. 338.9 Ba.2.200 ca.15.4 31.4 Schweden, BRD 

intern. Abkommen) USA, Großbrit. 

Lederschuhe . 

(Tsd. Stück) 24.469 73.000 53.8 38.9 Großbrit., USA, 


ER A 


Canada, BRD (#3) 
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- Mit diesen Preisen läßt sich daher im RGW nichts anfangen. Insofern werden Weltmarkt- 
preise als Ausgangspunkt der Verhandlungen genommen. 

- Da die Preise die Kostenstruktur nicht wiedergeben, sagen auch die nationalen »Wäh- 
rungen«, ihre sog. Wechselkurse nichts aus. 

- Diese »Währungen« (obwohl schon zwischen Binnen-Währung und Valuta-Währung 
unterschieden wird) können daher gegen die offiziellen Verrechnungskutse nicht einge- 
tauscht werden. Waluta-Währungen sind nicht konvertibel, sie existieren überhaupt nicht, 
vielmehr handelt es sich um Umrechnungskoeffizienten (gedacht als Orientierung für die 
Außenhandelsorganisationen und Außenhandelsbettriebe). 

®) 

- Direkte Planung, Monopol des Anbieters gegenüber dem Nachfrager, mangelnde Effek- 
tivität und Qualität (und damit das Problem harte-weiche Waren) gehören zusammen, 
- Daher sind die Weltmarktpteise lediglich Ausgangspunkt der Verhandlungen. Bei Gü- 
tern der verarbeitenden Industrie muß man sich einigen, welcher Markt der Hauptmarkt 
(= Weltmarkt) ist, welche Preise also die Weltmarktpreise sind. Dann geht es im Bargai- 
ning weiter um die vergleichbare Qualität der Produkte oder des Service, um Mengen und 
Rabatte, Zahlungsbedingungen, Fristen. Entschieden werden muß auch über die Bereini- 
gung der Weltmarktpreise von konjunkturellen und saisonalen Schwankungen. 

- Die Preise, die so zustande kommen, sind ungleich den »Weltmarktpreisen«. 

- Die Preise, die so zustande kommen, sind bei ein und demselben Produkt im Austausch 
von Land zu Land verschieden. 

- Die Preise, die so zustande kommen, sagen nicht nur über die Güter, sondern auch über 
die Verhandlungsmacht der bilateralen Partner etwas aus. 

(d) 

- Direkte Planung und bilateral ausbilanzierter Handel führen im Idealfall, wenn Planung 
und Realität sich entsprechen, zu ausgewogenen Konten bei der Internationalen Bank für 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit (IBWZ), die die Verrechnungen registriert, d.h. zur 
praktischen Nicht-Existenz des Transferrubel. 

- Abweichungen vom Idealfall bewirken positive bzw. negative Kostenstände in Transfer- 
rubel bei der IBWZ. 

- Guthaben in Transferrubel, den es nicht gibt, den man nicht um- oder eintauschen 
kann, können nicht in Waren umgesetzt werden aufgrund (a) der vollständigen Verpla- 
nung der Waren, der Nicht-Konvertibilität der Waren (harte-weiche), (b) der Nicht-Kon- 
vertibitität der »Währungen« (je nationale Preisverzerrungen, fiktive Währungen bzw. 
Umrechnungskoeffizienten) und (c) des Bargaining um die Preise im bilateralen Warenaus- 
tausch. 

- Der Transferable Rubel kann also nur genutzt werden, wenn irgendwo etwas zur Verfü- 
gung steht, was nicht per Plan festgelegt ist (bestimmt keine harten Waren). 

- Der Transferable Rubel kann nur genutzt werden, wenn zufällig der andere die Ware los- 
bekommen will, die man selbst haben will. 

- Der Transferable Rubel kann unmittelbar nur genutzt werd:n, wenn die diesen speziel- 
len Guthaben zugrunde liegende Kaufkraft und das Angebet sich entsprechen - dies ist ei- 
ne Prüfung von Fall zu Fall, keine Frage eines Kuzses. 

Der Transferable Rubel ist also entgegen seinem Namen nicht transferierbat. Planwidrige 
Guthaben in Transferablen Rubeln bei der IBEWZ können ohne Warenvereinbarungen 
nicht genutzt werden, konkrete Warenvereinbarungen etst bringen ihn zum Leben - als 
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Verrechnungsgröße. Er eignet sich daher auch nicht zu einer wundersamen Dollar-Ver- 
mehrung. Er wurde etfunden, weil der Handel, systembedingt bilateral, vom Bilateralis- 
mus allmählich befreit werden sollte, da die Bilateralität die Handelsmöglichkeiten be- 
schränkt. Im Komplexprogramm von 1971 wurde dem Transferablen Rubel eine große Zu- 
kunft als kollektive konvertible Währung vorausgesagt bzw. aus ökonomischen Gründen 
angestrebt. Ökonomische Probleme, die durch die Form der Vergesellschaftung bedingt 
sind, lassen sich jedoch nicht in der Zirkulationsspäre lösen. Deshalb ist es entgegen Rajski 
bei dem bilateralen Ausgleich zwischen zwei Partnern geblieben, etwas anderes läßt die 
Hertschaftsfunktion der Plansysteme nicht zu. Die Verrechnung im Transferablen Rubel 
wie die in den Valuta-Währungen (Umrechnungskoeffizienten) hat den Vorteil, daß die 
RGW-Länder je einzeln wie untereinander nicht in einem »Valuta-Dollat« rechnen müs- 
sen. Guthaben bei der IBWZ in Valuta-Dollar (»Valuta«, weil der Dollar natürlich auch 
nicht mehr konvertibel wäre) machen jedoch optisch nicht gerade den Eindruck von Über- 
legenheit des Realen Sozialismus gegenüber dem Kapitalismus. 


IV. Investitionsbeteiligungen, gemeinsamer Plan, Spezialisierung und Kooperation, inter- 
nationale Wirtschaftsorganisationen der Mitghedsländer des RGW 


Abschließend muß auf die in der Überschrift angesprochenen Formen der produktionsbe- 
zogenen Kooperation und Spezialisierung noch kurz eingegangen werden, da Rajski be- 
hauptet, daß polnische Fertigprodukte, in die westliche Vorprodukte eingehen, an die 
UdSSR abgeführt werden müssen. Diese Produkte, deren Herstellung z.T. Kosten in Devi- 
sen verutsacht, stehen laut Rajski zum Schaden Polens weder dem Westexport zur Verfü- 
gung, wodurch einerseits weniger importiert werden kann und andererseits Schulden nicht 
abgezahlt werden können bzw. steigen, noch dem polnischen Binnenmarkt, wodurch sich 
einerseits Produktionsmöglichkeiten verringern und andererseits der Konsum beeinträch- 
tigt wird. 

Die Tatsache, daß Polen hochwertige Güter, selbst solche, in die westliche Vorprodukte 
eingehen, an die UdSSR liefert, besagt als solche überhaupt nichts. Das Bestreben, die Au- 
ßenwirtschaft als Wachstumsfaktor zu benutzen, hat 1971 zur Verabschiedung des Kom- 
plexprogramms geführt. In diesem wird nicht nur eine multilaterale Zirkulationssphäre 
zwecks Wachstumssteigerung (vgl. die Ausführungen zum Transferrubel) angestrebt, son- 
dern auch die Internationalisierung der Produktionssphäre durch Kooperation und Spezia- 
lisierung, Investitionsbeteiligungen (in Form von Warenlicferungen), zwischenstaatliche 
bzw. internationale Wirtschaftsorganisationen, die auch getrennt-gemeinsam produzie- 
ten, bis hin zu gemeinsamen Betrieben. Bei diesen Überlegungen ging es ebenfalls um die 
Effektivierung der Wirtschaft, und zwar duich ein - bereits für die Produktion geplantes 
und vereinbartes - Überspringen der Schranken der nationalen-Binnenmärkte. In der real- 
sozialistischen Diskussion der ersten Hälfte der 70er Jahre war es ein durchaus geläufiges 
Argument, die Ost-West-Kooperation auch zu benutzen, um sich (mit ihrer Hilfe) für at- 
traktive Produkte bei Spezialisierungen im RGW-Raum eine Monopolherstellung zu si- 
chern (= Ausweitung des Markies). 

Wie Rajski die Wachstumssteigerungen im Außenhandel an einem ausbeuterischen Trans- 
ferablen Rubel statt an der veränderten Preisbildungsformel festmacht, die auch Polen zu- 
gute kam, so behauptet er für 1976 das Ende der bilateralen Verrechnung in Transferrubel 
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im Kontext von zunehmenden Lieferungen hochqualifizierter Produkte. Der bilaterale 
Handel und die bilaterale Verrechnung bestehen jedoch nach wie vor. Der falschen Infor- 
mation und Interpretation liegt in diesem Falle ein mangelndes Verständnis des auf der 
XXIX. Ratstagung des RGW (1975) angenommenen »abgestimmten Plans der mehsseiti- 
gen Integrationsmaßnahmen 1976-80« zugrunde. Der abgestimmte Plan« ist jedoch kein 
mulktilateraler Plan. Er regelt Warenlieferungen der Fünfjahrpläne 1976-80 im Rahmen 
von schon lange laufenden Investitionsbeieiligungen und Spezialisierungs- bzw. Koopera- 
tionsabkommen auf der Basis zweiseitiger zwischenstaatlicher Vereinbarungen insbesonde- 
te der kieineren Länder mit der UdSSR. Diese werden dann zur Mehtseitigkeit zusammen- 
gefügt und im je nationalen Planteil sozialistische ökonomische Integration (1973 von den 
Mitgliedsländern des RGW auf der XXVII. Ratstagung empfohlen) ausgewiesen. Fast alle 
abgestimmten Investitionsprojekte dienen der Erschließung sowjetischer Rohstoffvorkom- 
men.?° Die osteuropäischen Länder liefern die entsprechenden Güter auf Kreditbasis (bei 
nur 2% Verzinsung), die später mit Produkten aus eben diesen Projekten zurückgezahlt 
werden. Die gemeinsamen Investitionsprojekte liefen 1971 an - taugen daher auch nicht 
als Erklärung für die polnische Wirtschaftsmisere der zweiten Hälfte der 70er Jahre. Aus 
diesem Grund haben die osteuropäischen Länder Handelsbilanzüberschüsse gegenüber der 
UdSSR zwischen 1971 und 1973. Daß diese Investitionsbeteiligungen 1975 in eine so schö- 
ne Formel gekleidet (Mehtseitigkeit, bei der die UdSSR das Zentrum ist, das jeweils mit 
den anderen Ländern bilateral abschließt) und durch einen so bezeichneten Vertrag wie 
durch entsprechende Planteile der nationalen Volkswirtschaften abgesichert werden konn- 
ten, liegt an der ökonomisch erstarkten Stellung der UdSSR bedingt durch die Ölkrise, die 
Weltwirtschaftskrise und die sich abzeichnenden real-sozialistischen strukturellen Proble- 
me des Öst-West-Handels. Gegen diese Investitionsbeteiligungen (Lieferungen von Waren 
bei niedriger Verzinsung gegen zukünftige Partizipation an der harten Ware Öl z.B. - mit 
Transferablen Rubeln ist da nichts zu machen) ist isoliert betrachtet grundsätzlich nichts 
einzuwenden. Investitionsbeteiligungen mit finanziellen Einbußen (aufgrund der niedri- 
gen Verzinsung) #»d um 11% verschlechterte terms of trade (Osteuropa - UdSSR) zusam- 
men jedoch müßten als Ausbeutung bezeichnet werden - allerdings aller osteuropäischen 
Länder, nicht nur Polens (nur hat das nichts mit dem Transferablen Rubel, mit mehtseiti- 
ger Verrechnung und auch nichts mit Lieferzwängen zu tun und erklärt nicht die polnische 
Wirtschaftsmisere). Relativierend ist allerdings hinzuzufügen, daß mit dem Verweis auf 
die Investitionsbeteiligungen ein Teil der sowjetischen Erdöllieferungen schon billiger ab- 
gegeben wurde.’’ 

Bei Kooperationen und Spezialisierungen geht es entweder um Vereinbarungen, die ge- 
wachsene Traditionen festschreiben (diese Form überwiegt), um Vereinbarungen, die neue 
Entwicklungen und deren Austauschregela (Spezialisierungen innerhalb der Produktions- 
zweige, weil kein Land auf Preduktionszweige verzichten will), oder gar um solche Verein- 
barungen, die mittels spezieller Wirtschaftsorganisationen der »interessierten« Länder die 
getrennt stattfindende Produktion spezialisiert koordinieren (wenige Vorhaben). Grund- 
lagen dieser Arbeitsteilung, die nur sehr bedingt funktioniert, wurden bereits auf der 
RGW-Konferenz von 1959 gelegt, 1962 wurden die »Grundprinzipien der internationalen 
sozialistischen Arbeitsteilung« beschlossen. Im Lauf der Zeit haben sich Schwerpunkte 
durch bilaterale Vereinbarungen, die eventuell multilateral synchronisiert abgesegnet wer- 
den, herausgebildet. Polnische Schwerpunkte der Arbeitsteihung zwischen den Mitglieds- 
ländern des RGW sind insbesondere folgende: Hochseesschiffe, Bagger, Fördermaschinen, 
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Maschinen für die Nahrungsmittel- und Zementindustrie, Walzanlagen.’” M.a.W.: Polen 
hat sich im RGW in einigen Bereichen führend spezialisiert und profitiert insofern von der 
damit verbundenen Möglichkeit großer Stückzahlen. In dieser Aufzählung sind einige Gü- 
ter enthalten, die Rajski unter dem Aspekt der Zwangsablieferungen gegen einen überbe- 
werteten Transferablen Rubel aufführt. 
Des weiteren ist Polen Mitglied in internationalen ökonomischen Organisationen der »in- 
teressierten« Mitgliedsländer des RGW (mit unterschiedlich verbindlichem Rechischarak- 
ter), deren Sinn in der Organisation von Kooperation und Spezialisierung besteht. Hervor- 
heben möchte ich aufgrund der von Rajski genannten Produkte 
- die internationale Wirtschaftsvereinigung Interatominstrument; gegr. 1972, Sitz: War- 
schau, womit ein besonderes polnisches Interesse signalisiert wird; 
- die internationale Wirtschaftsvereinigung Interatomenergie; gegr. 1973; 
- die zwischenstaatliche ökonomische Organisation Interchim; gegr. 1969; 
- die internationale Wirtschaftsvereinigung Interchemiefaser; gegr. 1974; 
- die zwischenstaatliche ökonomische Organisation Interelektro; gegr. 1973; 
- die zwischenstaatliche ökonomische Organisation Intermetall; gegr. 1964; 
- die internationale Wirtschaftsvereinigung Intertextilmasch; gegr. 1973; 
- die zwischenstaatliche ökonomische Organisation für Zusammenarbeit in der Wälzla- 
gerindustrie (dt: OZWI, russ.: OSPP); gegr. 1964, Sitz: Warschau. 
Daneben gibt es noch, sieht man von den bilateralen Kommissionen ab, Ständige Kom- 
missionen des RGW für bestimmte Produktionsbereiche, so für den Maschinenbau und die 
Schwarzmetallurgie. Diese Kommission hat - nach vorhergehenden bilateralen Vereinba- 
rungen - mehtseitige Abkommen über Spezialisierung und Kooperation u.a. auf den Ge- 
bieten Hochsee- und Binnenschiffe, Traktoren und Landmaschinen sowie »komplette tech- 
nologische Linien zut Gewinnung von Phosphor-, Stickstoff- und Schwefelsäure«° , Spezia- 
lisierungen bei spanabhebenden Werkzeugmaschinen, elektronischen Rechenmaschinen 
und Bergbauausrüstungen abgesegnet. 
Weitere Auflistungen möchte ich mir hier ersparen. Ich habe mich auf die Organisationen 
der Mitgliedsländer des RGW bzw. die Ständige Kommission des RGW beschränkt, die 
zwischen 1965 und 1975 (vorher spielte sich an Spezialierung/Koorration besonders we- 
nig ab) ins Leben gerufen wurden (danach wurden keine internationalen ökonomischen 
Oıganisationen mehr gegründet trotz Komplexprogramm, di” Ständigen Ausschüsse des 
RGW wiederum mit ihren viel geringeren Kompetenzen star:ien schon) und die von Inter- 
esse sind in Anbetracht der Produkte, die Rajski aufführt, um seine These vom Raubhan- 
del der UdSSR zu belegen. Polen beteiligt sich in alien diesen Bereichen an Spezialisie- 
rungs- und Kooperationsvereinbarungen aus freien Stücken, da »interessiert« - sieht man 
von den Investitionsbeteiligungen ab, bei denen m.E. Freiwilligkeit nicht mehr gegeben 
ist. Insofern ist es selbstverständlich, daß Polen solche Güter liefert, daß es sie aufgrund der 
unterschiedlichen Binnenmarktgrößen der UdSSR und der anderen Länder primär in die 
UdSSR exportiert und daß es dies, da es im Realsozialismus grundsätzlich um Wachstum 
geht, international in wachsendem Maße tut. Da die RGW-Länder ihren Maschinenhandel 
zu einem hohen Teil untereinander abwickeln, nimmt der Maschinenhandel allein aus die- 
sem Grunde gegenüber dem Gesamthandel zu. Steigende Lieferungen höher qualifizier- 
ter Güter beweisen also nichts, sie sind aus wirtschaftlichen Gründen gewollt. Rajski müßte 
insofern im Einzelfali nachweisen, daß Polen Lieferungen Richtung Westen zugunsten von 
Lieferungen für die UdSSR stoppen mußte, und er müßte eine große Zahl solcher Fälle, ein 
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Strukturprinzip, beweisen können. Daß solche Umverlagerungen des Exports von West 
nach Ost, und zwar in bestimmten Warengruppen, in nennenswertem Ausmaß nicht statt- 
gefunden haben, habe ich auf vielfältige Weise nachgewiesen. Steigende spezialisierte Lie- 
ferungen im RGW-Handel als solche, in die westliche Vorprodukte eingehen, werden von 
den RGW-Ländern zwecks Nutzung des Außenhandels als Wachstumsfaktor grundsätzlich 
angestrebt, Aufgrund der ineffizienten Planungssysteme ist ihr praktischer Nutzen viel 
geinger als gewünscht. Da die Planungssysteme unterschiedlich funktioniern, ist z.B. die 
DDR in letzter Zeit gegenüber Spezialisierungsvereinbarungen skeptischer geworden (An- 
gewiesenheit auf Zulieferungen). Zudem wäre es unsinnig, moderne Branchen mit westli- 
cher Technologie aufzubauen, die nur für den Westexport produzieren würden. Der mög- 
liche Absatz wäre aus verschiedenen Gründen zu gering, die Abhängigkeit vom Weltmarkt 
total, viel größere Möglichkeiten und Chancen auf dem RGW-Markt wären vertan. Daher 
ist es notwendig, daß im RGW-Raum Fertigprodukte auf Basis von Spezialisierungen und 
Kooperationen getauscht werden, in die westliche Vorprodukte eingehen - je forcierter 
sich eine Modernisierungsstrategie gebärdet, um s6 zwangsläufiger. 


Abschließende Bemerkungen 


1. Ich hoffe, daß der Leser bis hierher gekommen ist. Ich war gezwungen, Strukturen der 
innerwirtschaftlichen Entwicklung des Wachstums und des Außenhandels aufzuzeigen, 
um eine kurze Rede mit ihren wahllos zusammengestückelten Fakten auseinandernehmen 
zu können. Dabei war es erforderlich, die Entwicklung der anderen osteuropäischen Län- 
der einzubeziehen. Die Ursachen für die polnische Wirtschafts- und Gesellschaftskrise sind 
in Polen selbst zu suchen. Die Krise ist ökonomisch betrachtet ein Ergebnis der strukturel- 
len Ineffizienz des Systems (eine grundsätzlich realsozialistische Gemeinsamkeit) und des 
Versuchs eines großen Sprungs nach vorn mittels kapitalistischer Technologie und Kredite. 
Dieser Versuch mußte systembedingt scheitern, kapitalistische Effizienz erfordert eben 
nicht nur kapitalistische Technik, sondern auch kapitalistische Vergesellschaftungsformen. 
Hinzu kamen - sozusagen konjunkturell - die Weltwirtschaftskrise und die veränderten 
terms of trade im RGW-Raum. Die strukturellen Probleme führten zu einem Boom des 
polnischen West-Handels, die strukturell und konjunkturell bedingte Krise wiederum zu 
einer stärkeren Verzahnung im RGW-Raum, insbesondere mit der UdSSR aufgrund ihrer 
Größe wie ihrer Ressourcen. Diese Entwicklung ist - aufgrund ihres strukturellen Charak- 
ters - allen osteuropäischen Ländern gemeinsam, sie ist keine Frage spezifischer direkter 
Ausbeutung Polens durch die UdSSR. 

2. Aufgrund der politisch partiell durchaus verständlichen emotionellen Stoßrichting Raj- 

skis und der partiell großen Bereitschaft in der westeuropäischen Linken, Rajskis These zu 

übernehmen, war mir ein bestimmter Untersuchungsgang aufgezwungen. 

3. Es war mir in diesem Aufsatz aufgrund der Fragestellung daher nicht möglich, auf fol- 

gende mir persönlich viel wichtiger erscheinenden Probleme der wirtschaftlichen Zusam- 

menarbeit in Osteuropa einzugehen: 

- Warum wurde entgegen dem »Kompiexprogramm für die weitere Vertiefung und Ver- 
vollkommnung der Zusammenarbeit und Entwicklung der sozialistischen ökonomi- 
schen Integration der Mitgliedsländer des RGW« (1971) die Verzahnung im RGW zu- 
gunsten des rapide steigenden Ost-West-Handels vernachlässigt? 
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- Können die Vorstellungen im Komplexprogramm bezogen auf die Produktionssphäre 
(gemeinsame Produktion, Spezialisierung/Kooperation, Arbeitsteilung) und Zirkula- 
tionssphäre (monetäre Instrumentarien, kollektive Währung, Konvertibilität, funktio- 
nierende Preise) überhaupt realisiert werden? Wie fruchtbar - ökonomisch betrachtet - 
kann also die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedsländern des RGW überhaupt 
sein? - Eine ökonomisch wichtige Frage in Anbetracht der geringen Chancen dieser 
Länder, auf dem Weltmarkt eine größere Rolle zu spielen. 

- Inwieweit wirken sich die bestehenden Strukturen als Ergebnis der spezifischen Pla- 
nungssysteme und ihrer je nationalen Nutzung als Hertschaftsinstrumentarien allein 
aufgrund der unterschiedlichen Größe der UdSSR einerseits und der osteuropäischen 
Länder andererseits besonders nachteilig für die osteuropäischen Länder aus? 

- Lassen sich außenwirtschaftliche Strukturreformen, ökonomische Formen der Verzah- 
nung denken, solange die UdSSR aus politischen Gründen keine Wirtschaftsrteformen 
im Inneren durchführt? - Abgesehen davon, daß die anderen Länder auch nicht gera- 
de reformfreudig sind (außer Ungarn), und wenn, dann technokratischer Natur. Behin- 
dert die UdSSR also Wirtschaftsreformen, die aus ökonomischen Gründen notwendig 
wären, zusätzlich? 

Der Bedeutung dieser Fragen wegen, und um politisch nicht falsch gelesen zu werden (auf- 

grund der mit gestellten Aufgabe), erlaube ich mir, auf mein Buch über die wirtschaftliche 

Zusammenarbeit in Osteuropa zu verweisen - ansonsten könnte ich als politischer Mensch 

an dieser Stelle nicht aufhören zu schreiben. 


Anmerkungen 
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2 Das produzierte Nationalprodukt (Nationaleinkommen) bezieht nur produktive Leistungen in die 
Berechnung ein. Produktiv sind alle Leistungen der materiellen Produktion (einschließlich Repa- 
tatur und Instandhaltung), Transport, Handel (= produzierende Bereiche). Nichtproduzierende 
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nach dem Saldo Export/Import größer oder kleiner sein als das produzierte. Ist es größer als das 
produzierte, würde Walter Ulbricht sagen: »Teil des im Inland verwendeten Nationaleinkom- 
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- Erhöhung des Anlagevermögens in nichtproduzierenden Bereichen (Nettoinvestitionen), 

- Erhöhung der Lagerbestände und der materiellen Umlaufmittel«. 

RGW in Zahlen. CMEA Data 1978. Wien 1978. S. 3. Zu den Wachstumsraten der Akkumulation 
vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 10f. 
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Vgl. S. 30f. (Kap. II, 1 B). 

Vgl. Askanas, a.a.O, Reprint Nr. 53 und 38. 

H. Szlajfer: Nachzuholende Entwicklung unter Bedingungen des Wellcaikis: das Beispiel der 
polnischen Entwicklung. In: Prokla 27. Berlin-West 1977. S. 27. 

Vgl. Brus, a.a.O., S. 14. 

Vgl. Brus, a.a.O., S. 15. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., 5. 5, 7. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., $. 137. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 87. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 178. In der DDR und Ungarn liegen die Werte in der Landwirt- 
schaft und den Industriezweigen Textil, Nahrung ebenfalls unter 1, im Vergleich zu Polen jedoch 
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97, 102, 175, 184, 187. 

Vgl. Comecon foreign trade Data 1980. Hg. v. Wiener Institut für internationale Wirtschaftsver- 
gleiche. London 1981. S. 34f. 

Vgl. Comecon foreign ..., a.a.O., S. 473. 

Legt man die westliche Bruttonationalproduktberechnung zugrunde, beträgt das BNP für 1976 je 
Einwohner Polens 2860 US-$, bei der DDR 4220 US-$. Vgl. Comecon foreign ..., a.2.0., 8. 1. 
Unter dem diskutierten Aspekt ist es jedoch nicht abträglich, sich nur auf die produzierenden Be- 
reiche zu beziehen. 

Vgl. Szlajfer, a.a.O. Weiterhin: St. Horton: Die »Revolution der Hoffnung« und ihre Ergebnisse - 
Einige Bemerkungen zur gegenwärtigen Situation in Polen. In: Prokla 27. Berlin-West 1977. S. 
25ff. Weiterhin: G. Fink / F. Levcik: Die Wirtschaftskrise im RGW-Raum. Wiener Institut für in- 
ternationale Wirtschaftsvergleiche. Reprint-Serie Nr. 55. August 1981. _ 

Vgl. Horton, a.a.O.. S. 29. 

Vgl. R. Damus: RGW. Wirtschaftliche Zusammenarbeit in Osteuropa. Opladen 1979. S. 78ff. 
Vgl. Comecon foreign ..., a.a.O., S. 35 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 377. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., $. 382. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., $. 378. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., $. 383. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., $. 448. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 451. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 449, 452. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 454. 

Vgl. Comecon foreign ..., a.2.0., $. 473f. An diesen Zahlen ist nicht nur die Höhe, sondern auch 
die schnelle Steigerung von Interesse. Die Modernisierungsstrategie ohne Wirtschaftsreformen 
führt zu einer Verschuldungsspirale. 

Vgl. F. Levcik: Ostverschuldung und Ost-West-Wirtschaftsbeziehungen. Wiener Institut für in- 
ternationale Wirtschaftsvergleiche. Reprint-Serie Nr. 27. Mai 1977. S. 4£. Weiterhin: B. Askanas 
/ G. Fink / F. Levcik: East-West Trade and CMEA indebtedness in the Seventies and Eighties. 
Wiener Institut für internationale Wirtschaftsvergleiche. Reprint-Serie Nr. 41. Oktober 1979. $. 
15. 

Vgl. Szlajfer, a.a.O.; Horton, a.a.O. 

Vgl. Comecon foreign ..., a.a.O., S. 129 

Vgl. Comecon foreign ..., a.a.0., S. 130 

Vgl. Damus, a.a.O., S. 106 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 386 - 419 und Comecon foreign ..., 2.2.0., S. 41, 60, 79, 130, 
164. 

Vgl. Comecon foreign ..., a.2.0., S. 208, 214 

Vgl. R. Dietz: Preisveränderungen im sowjetischen Außenhandel mit dem RGW und der übrigen 
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Welt seit 1975. Wiener Institut für internationale Wirtschaftsvergleiche. Forschungsberichte Nr. 

55. August 1979. S. 36 zu den Preis- und Mengeneffekten. - 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 434, 437, 443. 

Warengtuppen nach RGW-Klassifikation: 

A Maschinen, Ausrüstungen, Transportmittel 

B Brennstoffe, mineralische Rohstoffe, Metalle 

C andere Rohstoffe und Halbfabrikate für Industriezwecke, Rohstoffe und Produkre der Nah- 
tungsmittelindustrie 

D industrielle Konsumgüter 

E chemische Erzeugnisse, Düngemittel, Kautschuk, Baumaterialien und andere Waren (nach 
RGW in Zahlen, a.a.O., $. 372). 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 437. 

»Industrialisierter Westen« hier nach der Definition des Handelsministeriums der USA: Kanada, 

USA, Japan, Österreich, Belgien, Dänemark, Frankreich, BRD, Italien, Niederlande, Norwegen, 

Schweden, Schweiz, Großbritannien. (Es fehlen also die OECD-Länder: Griechenland, Island, Ir- 

land, Portugal, Spanien, Türkei und Australien, also die weniger entwickelten.) Vgl. Comecon fo- 

reign ..., a.a.0., S. 252. 

Vgl. Comecon foreign ..., a.a.0., $. 396 

SITC 0 Food and live animals 

SITC 1 Beverages and tobacco 

SITC 2 Crude materials, inedible, except fuels 

SITC 3 Mineral fuels, lubricants and related materials 

SITC 4 Animal and vegetable oils and fats 

SITC 5 Chemicals and chemical products 

SITC 6 Manufactured goods classified chiefly by material 

SITC 7 Machinery and transport equipment 

SITC 8 Miscellaneous manufactured articles 

SITC 9 Commodities and transactions not otherwise classified 

(nach Comecon foreign ..., a.2.0., $. 253 

Vgl. Szlajfer, a.a.O., S. 17. 

Vgl. Szlajfer, a.a.O., S. 18. 

Vgl. Comecon foreign ..., a.a.O., S. 58, 77, 98, 128, 162, 181, 217. 

Zur Verschlechterung der terms of trade 1979 vgl. Askanas, Forschungsbericht Nt. 59, a.a.O., $. 

30f. 

Vgl. Dietz, a.a.O., S. 30f. 

Vgl. Dietz, a.a.O., S. 34. 

Vgl. Comecon foreign ..., a.a.O., S. 139ff. 

Vgl. Damus, a.a.O., S. 153ff., insbes. 182ff. 

Vgl. Comecon foreign ..., a.a.O., S. 481f. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 373. 

1973 einigte man sich im RGW auf die Festsetzung 1 TrR = 1.20 Sowjetrubel -schließlich soll 

der Transferrubel eine »kollektive Währung« sein, und dazu gehört, daß nicht wie im Kapitalis- 

mus eine nationale Währung herausgehoben wird. Dieser »Wechselkurs« hat jedoch überhaupt 

keine Bedeutung ökonomisch (vgl. F. Levcik: Transferable Rouble and Convertibility. Wiener In- 

stitut für internationale Wirtschaftsvergleiche. Reprint-Serie Nr. 37. Oktober 1978. $. 6), seine 

Bedeutung ist rein politischer Natur. Die sowjetische Hegemonialposition soll nicht noch dadurch 

dokumentiert werden, daß die sowjetische Währung zur kollektiven Währung wird. Die sowjeti- 

sche Hegemonialposition soll nicht noch dadurch gestärkt werden, daß offiziell der sowjetische 

Rubel als kollektive Währung anerkannt wird. Politisch ist die Unterscheidung zwischen de jure 

und de facto folglich durchaus von Interesse. j 

Vgl. Comecon foreign ..., a.a.O., S. 483. 
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Laut Levcik (Reptint Nr. 37, S. 69) wurde 1977 nur 2% des RGW-Handels multilateral im Trans- 
ferrubel abgewickelt. 5 - 10% wurden in konvertiblen Währungen abgewickelt. 

1974 bezahlte die DDR 32 Rubel per Tonne Rohöl, Ungarn hingegen 45 Rubel. Vgl. Dietz, 
a.a.O., S. 11. Andere Beispiele bei H. Winter: Institutionalisierung, Methoden und Umfang der 
Integration im RGW. Stuttgart 1976. $. 172. 

Vgl. Damus, a.a.O., S. 232£. 

Vgl. E. Lieser-Triebnigg / A. Uschakow: Die DDR in der osteuropäischen Integration. Köln 1982. 
S. A2ff. . 

Vgl. Winter, a.a.O., S. 100. 

Vgl. Autorenkollektiv: RGW. Bilanz und Perspektiven. Berlin-DDR 1975. S. 66. 

Vgl. Winter, a.a.O., S. 98. 


Fortsetzung von Tabelle 8, Seite 35: 


Importe der RGW-Länder in US-D (22) 


Anteile einzelner RGW-Länder an den gesamten Importen des RGW in % 


Bulgarien Rumänien | Ungarn IOsteuropa | UdSSR 


= 


42. 
38.3 
38.: 


1960 
1970 
1971 
1972 
1973 
1974 
1975 
1976 


58. 
61. 
61. 
60. 
60. 
63. 
57. 
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Renate Damus 

Die polnische Wirtschafts- und Gesellschaftskrise: 

Folge des Ost-West-Handels, Sowjetischen Raubhandels oder 
verfehlter wirtschaftlicher Entwicklungsstrategie? 


Einleitende Bemerkungen: 


Die »TAZ« (Tageszeitung, 19.8.82, S. 9) veröffentlichte im Januar eine Rede des polni- 

schen Parteiökonomen und »glühenden Verfechters« der Gierekschen Wirtschaftspolitik 

Marian Rajski, gehalten auf einer Parteikonferenz der Danziger Region im Mai 1981 im 

Vorfeld des außerordentlichen 9.!Parteitags der PVAP (Juni 1981). In ihr wird sowjetischer 

Raubhandel für die polnische Wirtschaftsmisere verantwortlich gemacht. »Genossen, die 

Partei muß den Mut und die Stärke finden, die Ursachen der gegenwärtigen Krise aufzu- 

decken, deren Ursachen in einem ungerechten Handelsaustausch liegen, der an einen tota- 

len Raub grenzt.« Im einzelnen sind die Methoden sowjetischen Raubs Rajskis Meinung 
nach 

- die seit 1976 »voll« stattfindende Verrechnung in Transferablen Rubeln (»für die 
UdSSR ist der Transfer-Rubel ein wunderbares Mittel, je 62 Kopeken in einen US-Dol- 
lar umzutauschen, doch der Gewinn der Sowjetunion von jedem Dollar ist gleichzeitig 
unser Verlust.«) Dies ist die entscheidende Ursache, andere kommen hinzu: 

- Polen mußte im Fünfjahrplan 1976-80 (a) die hochwertigsten Güter an die Sowjetunion 
liefern. Zur Erstellung dieser Güter benötigte Polen z.T. (b) westliche Zulieferungen, 
es mußte also Devisen verausgaben, sich im Westen verschulden, um sowjetische An- 
sprüche erfüllen zu können, .(c) die Westverschuldung ist somit Ergebnis sowjetischer 
Lieferforderungen. 

- Die Westverschuldung und der ungleiche Tausch aufgrund der Verrechnung in Trans- 
ferablen Rubeln mit der UdSSR seit 1977 entsprechen einander voll (bis 1975 betrug 
Rajski zufolge die Westverschuldung lediglich 3,8 Mrd. Dollar). 

- Diese sowjetischen Lieferforderungen (auf Basis des ungleichen Tauschs und verbunden 
mit der Westverschuldung) waren so hoch, daß keine Mittel mehr übrig blieben, um 
die polnische Landwirtschaft mit den erforderlichen Geräten und Ersatzteilen beliefern 
zu können. i 

- Aus demselben Grund waren ab 1977 Konsumeinschränkungen erforderlich und Inve- 
stitionen im Reproduktionsbereich (Wohnungsbau z.B.) nicht-im nötigen Umfang 
möglich. 

- Bedingt durch den ungleichen Tausch mittels des Transfer-Rubels (TrR) stieg das Ex- 
portvolumen in die UdSSR 1975-80 um 22 % jährlich (allerdings 1971-75 auch schon 
um 17%), während das Wachstum der Produktion nur 5,8% in den Jahren 1976-80 
betrug -- daher der Mangel an Weizen, Fleisch, Düngemitteln, Medikamenten und 
insgesamt an Nahrungsmitteln. 

Zusammengefaßt: Die ungleiche Förderung der Wirtschaftssektoren (Industrie - Landwirt- 

schaft), die ungleiche Förderung der produktiven und nicht-produktiven Bereiche, die 

Konsumeinschränkungen, die mangelnde Exportfähigkeit Polens Richtung Westen, die 

Westverschuldung - all dies sind ausschließlich Folgen des sowjetisch-polnischen Handels- 

abkommens für 1976-80 und der seit 1976 »volk stattfindenden Verrechnung in Transfer- 
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Rubeln auf der Basis 0,62 TrR = 1 US-$, wobei das Verhältnis von TrR zu US-$ für die So- 
wjetunion ein »wunderbares Mittel« der Dollarvermehrung zulasten Polens ist. 

Die Rede von Rajski wurde von der TAZ nicht einfach als Information abgedruckt, um ih- 
ten Lesern zu vermitteln, wie in Polen die polnische Wirtschaftsmisere u.a. diskutiert wird. 
Sie wurde vielmehr in ihrern Tenor bejaht (vgl. die Anmerkungen zum TıR und dem Zlo- 
ty-Kurs). Nachdrucke, mehr oder weniger wörtlich, erschienen dann u.a. im »Spiegel« und 
in der »Zeit«. Eine Legende war geboren. Bemerkenswert an dieser Legende vom sowjeti- 
schen Raubhandel ist, daß sie in der bundestepublikanischen Diskussion ein Produkt der 
Linken ist, das dann durchaus dankbar bürgerlicherseits aufgegriffen wurde. Jenseits aller 
empirischen Kenninisse müßte jedoch der gesunde Menschenverstand ein paar Fragen stel- 
len: Warum blutet Polen nach der UdSSR hin aus und die anderen osteuropäischen Länder 
nicht (kommt wohl noch)? Welchen ökonomischen und politischen Sinn gibt das Verhal- 
ten einer Hegemonial- und Lagermacht, die die Kuh so sehr melkt, daß sie nach drei Jah- 
ten bereits einen Kollaps erleidet (die Sowjets können wohl nicht nur nicht planen, son- 
dern nicht mal simpel extrapolierend rechnen?). Bei allem berechtigtem wie unberechtig- 
tem Antisowjetismus ist doch bei den Ländern des realen Sozialismus festzuhalten, daß die 
Vergesellschaftungsform durch die Staats- und Parteimaschinerie grundsätzlich dieselbe 
ist. Von daher ist es naheliegend, auch oder primär nach innerpolnischen Ursachen der 
polnischen Entwicklung mindestens zu fragen. Eine Beschäftigung mit dem realen Sozia- 
lismus, die darauf aufbaut, daß die UdSSR das alleinige Übel ist, deren Verhalten dann ja 
ebenfalls nicht aus der gemeinsamen Vergesellschaftungsform erklärt wird, kann m.E. 
nicht zu einer längerfristigen Positionsbestimmung der Linken im Rahmen des Ost-West- 
Konflikts, der Friedensbewegung, der Rüstungsdebatte, der Oppositionsbewegungen im 
tealen Sozialismus beitragen. Dumpfer linker Antisowjetismus ist sicherlich kein probates 
Mittel, die nach wie vor bestehende politisch schädliche Tabuisierung der UdSSR innerhalb 
der Linken, wenn es um internationale Ost-West-Probleme geht, aufzubrechen. 

In Kapitel I gehe ich auf die innere Wirtschaftsentwicklung Polens während der Fünfjahr- 
planperiode 1971-75 ein. In dieser Zeit wurde die »Modernisierungsstrategie« propagiert 
und dutchgeführt, Zu fragen ist, ob diese Modernisietungsstrategie bei unveränderten 
wirtschaftlichen Entscheidungsmechanismen und einseitiger Förderung bestimmter Wirt- 
schaftssektoren die Schwierigkeiten des planwirtschaftlichen Systems nicht noch vergrößern 
mußte. Wenn ja, ist dies das grundlegende und entscheidende Argument dafür, daß die 
polnische Wirtschafts- und Gesellschaftsktise hausgemacht ist und daß ihre Ursachen in ei- 
nem Zeitraum zu suchen sind, den Rajski erst gar nicht thematisiert, da die Welt für ihn 
hier noch heil ist. In Kapitel II gehe ich auf die außenwirtschaftliche Entwicklung unter 
den verschiedensten Aspekten (Wachstumsraten des West- bzw. Osthandels, Regionenan- 
teile, Warenstruktur, Handelsbilanzen, Verschuldung) und im partiellen Vergleich mit 
anderen osteuropäischen Staaten ein, insbesondere auf den Zusammenhang: Beibehaltung 
der bestehenden Wirtschaftsstrukturen - Setzen auf kapitalistische Gebuttshilfe bei der 
Modernisierung - systembedingte Unfähigkeit zur Schließung der »technologischen Lücke« 
- Verschuldung. Auch hier geht es darum, aufzuzeigen, daß die Giereksche Modernisie- 
tungsstrategie zwischen 1971-75 die Verschuldungsspirale zwangsläufig hervorrief, die Ver- 
schuldung also kein Produkt sowjetischer Ausbeutung ist. Der Vergleich mit anderen Län- 
dern soll die Bedingtheit der Verschuldung durch das ineffiziente realsozialistische Wirt- 
schaftssystem veranschaulichen. Dieser Teil ist, bedingt durch die Darstellung, nicht einfach 
zu lesen, insofern ich streckenweise Zahlen interpretiere und die einzelnen Interpretatio- 
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nen in ihrer Abfolge erst das Ganze ergeben. Dennoch hielt ich es nicht für sinnvoll, 
Kernthesen losgelöst von den Zahlen zu formulieren. Derjenige, der vor dem Nachvollzug 
wissen will, worauf das Ganze hinausläuft, sei als Ersatz auf die jeweiligen Schlußbemer- 
kungen von II.1 und II.3 verwiesen. In Kapitel III gehe ich auf die Preisbildung, den trans- 
ferablen Rubel und die Entwicklung der terms of trade (Austauschrelationen) im RGW- 
Handel ein und damit unmittelbar auf Argumente von Rajski, obwohl aufgrund der ersten 
beiden Kapitel die Unhaltbarkeit seiner Position klar geworden sein müßte. In Kapitel IV 
befasse ich mich abschließend kurz mit der Spezialisierung und Kooperation im RGW. 
Dies ist deshalb erforderlich, weil Rajski die Lieferung hochwertiger Produkte an die 
UdSSR unter dem Stichwort Ausbeutung thematisiert. Die ersten beiden Kapitel sind so- 
mit grundsätzlicher und grundlegender Natur, wenn man sich mit der Position von Rajski 
auseinandersetzt, während die beiden lezteren auf einzelne Aspekte, die von ihm beson- 
ders hervorgehoben werden, eingehen. 


I. Die polnische Wirtschaftsstrategie der 7Ver Jahre: Gesamtwirtschaftliche Daten und da- 
mit verbundene Probleme der wirtschaftlichen und geseilschaftlichen Entwicklung 


11 


Rajski macht für die Situation des Jahres 1981 die Entwicklung seit 1976/77 verantwortlich. 
Stellt man sich die Frage nach der Richtigkeit seiner Ausführungen, dann ergibt sich daraus 
die Untersuchung der Jahre 1971-75, um zu sehen, inwieweit die zeitliche Fixierung be- 
rechtigt ist. (Nur an zwei Stellen seines Referats kommt er nebenbei negativ auf die Zeit 
zwischen 1971-75 zu sprechen. Zum einen erwähnt er, daß der polnische Premierminister 
Jaroszewicz 1971 auf der XXV. Ratstagung des RGW »sämtliche sowjetische Vorschläges 
(was für welche?) akzeptierte. Zum anderen beziffert er die Wachstumsdynamik des polni- 
schen Außenhandels mit der Sowjetunion für die Planphase 1971-75 mit jährlich 17%.) 
Rajski bezeichnet sich selbst als glühenden Verfechter von Giereks Wirtschaftspolitik. Die- 
ses Konzept bestand darin, über kreditfinanzierte Importe von Technologie aus und von 
westlichen Industrieländern die Industrie schnell zu modernisieren, um dann mittels des 
Exports der in den »modernen« Branchen produzierten Güter die Investitionskredite bzw. 
-güter abzuzahlen. Die Struktur des polnischen Exports (Warengruppenstruktut bzw. Wa- 
rengruppenanteile am Export) sollte sich also ändern hin zu einer eindeutig industriellen 
Exportstruktur und zwar auf hohem Stand (statt des bisherigen hohen Anteils von Rohstof- 
fen, landwittschaftlichen Produkten und industriellen Konsumgütern), Insgesamt sollte 
eine »moderne« Grundlage für die künftige wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwick- 
lung geschaffen werden. Da die Investitionstätigkeit nicht einseitig zulasten des Konsums 
erfolgen, vielmehr der Konsum zwecks Steigerung der Arbeitsleistung ebenfalls wachsen 
sollte, mußten äußere Akkumulationsquellen angezapft werden. Dies konnten nur westli- 
che sein, nicht nur wegen der Technologie, sondern auch aufgrund des bilateralen Han- 
delsaustauschs zwischen den RGW-Ländern und damit der Unmöglichkeit, Handelsbi- 
lanzüberschüsse in Finanzquellen für die Akkumulation umsetzen zu können. Eine an- 
fängliche und kurzfristige Westverschuldung ist also in diesem Konzept gewollt und erfor- 
derlich. 

Die Außenhandelsverschuldung Polens mit den westlichen Industrieländern betrug allein 
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Tabelle 1 Wirtschaftliche Entwicklung (1) 


{(durchschnittliche jährliche Wachstumsrate in %) 


7 r er 
T Spalte 1 | Spalte 2 | Spalte 3 ;Spalte 4 
1971-75 1971-75  ; 1976-80 | 1976-80 
Plan Ist Plan ; Ist 
| J 
Nationalprodukt ! 7.0 9.8 | 7.0 | 01.6 
(produziert) | 
| 
Nationalprodukt —_ 12,0 _ — 
(verwendet) i 
1 
Industriepro- 8.5 10.5 8.3 1,3 
duktion | 
Landwirtschaft- 3.5-3.9 3.6 3.0-3.5 - 1.3 
liche Bruttopro- 
duktion 
Bruttoanlagein- T=f 15.0 4.3 _— 
vestitionen 
Einzelhandels- 7.4 10.4 9.8 3.0 
umsätze 2 
Reallöhne 3.4 7.2 3.0-3.4 157 
Außenhandel (zu 
konstanten Prei- 
sen) 3 E 
I 
U 


| Akkumulation y 


Netto-Materialprodukt (vgl. Anm. (2)) 

Zu konstanten Preisen; privater Verbrauch darunter: 8.5% 

E=sExport, I=Import, U=sUmsätze. Die durchschnittliche jährliche 
Wachstumsrate 1971-75 im Außenhandel mit den westlichen Industrie- 
ländern betrug zu laufenden Preisen im Export 21.7 und im Import 
40.7%. Die Steigerungsraten im gesamten Außenhandel zu laufenden 
Preisen betrugen beim Export 19.1 und beim Import 23.6%; im RGW- 
Handel Export 17.7 und Import 13.9. Setzt man 1975 = 100 sollte 
der Außenhandelsumsatz 1980 auf 147.1, der E auf 175.0, der Import 
auf 125.0 steigen (Ist 1980: U = 143.8, E = 151.8, I = 137.3!) 

4 Durchschnittliche jährliche Wachstumsrate der Akkumulation zu kon- 
stanten Preisen: 1971: 15.3; 1972: 21.5; 1973: 27.55 1974: 20.75; 
1975: 0.8; 1976: 4.1. Akkumulation in % des verwendeten National- 
produkts in laufenden Preisen: 1971: 29.3; 1972: 31.73 1973: 34.8; 
1974: 36.0; 1975: 34.2; 1976: 35.1. 


V\Dder 


1975 2941 Mill US-Dollar. Zählt man die Handelsbilanzdefizite der Jahre 1972 (- 316,4), 
1973 (- 1291,4), 1974 (- 2308,2) hinzu und zieht die Überschüsse 1970 (76,6) und 1971 
(53,6) ab, dann hat Polen im Ost-West-Handel 1975 ein kumuliertes Außenhandelsdefizit 
von an die 7 Mrd $ (6727,7 Mill US-Dollar). Hinzu kommt die steigende Belastung durch 
die Abzahlung der aufgenommenen Kredite und deren Zinsen, d.h. die Gesamtverschul- 
dung liegt noch höher (vgl. Kap. II). Ein Parteiökonom sollte eigentlich unterscheiden 
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können zwischen jährlicher Handelsbilanz, kumulierter Handelsbilanz und Zahlungsbi- 

lanz. Rajski ging davon aus, daß sich die Devisenschuld (also die Westverschuldung) Ende 

1975 auf 3,8 Mrd $ belief. 

Sieht man von der Außenhandelsentwicklung gen Westen fürs eıste ab, dann geben diese 

Steigerungen der Wachstumsraten ein imposantes Bild. Ihre wirkliche Relevanz für die 

Entwicklung zwischen 1971 und 75 und damit ihre Auswirkungen auf die folgende Fünf- 

jahrplanperiode läßt sich jedoch erst ermitteln, wenn man nach den Faktoren des Wachs- 

tums fragt, die Zahlen also zueinander in Beziehung setzt. Absolute Zahlen über Wachs- 
tum sagen nur bedingt etwas aus. Vielmehr ist danach zu fragen, wodurch dieses Wachs- 
tum zustande kam, wie sich also z.B. Investitionen und Ausstoß in den einzelnen Wirt- 
schaftssektoren zu einander verhalten. Wurde der Ausstoß mit verhältnismäßig geringen 
oder hohen Investitionen erzielt? Zu fragen ist also nach der Qualität des Wachstums und 
damit nach den Möglichkeiten für ein kontinuierliches Wachstum. Oder umgekehrt: In- 
wieweit stellte diese Entwicklung eine schwere Hypothek für die folgende Planperiode dar? 

Diese Frage ist deshalb wichtig, weil die Argumentation Rajskis zusammenbricht, wenn 

festgestellt werden müßte, 

- daß Polen das kreditinduzierte quantitative Wachstum z.B. der Bruttoinvestitionen, 
der Sachanlagen, nicht zu entsprechendem Wachstum der Industrieproduktion in den 
entsprechenden Zweigen nutzen und damit nicht die Güter in entsprechend geplanter 
Menge für den Export produzieren konnte (Folgen: Zunehmende Verschuldung, 
schlechtere Versorgung der Bevölkerung, da Konsumgüter der traditionellen Export- 
branchen als Ersatz exportiert werden müssen), 

- daß die Investitionen in den einzelnen Sektoren extrem ungleichgewichtig erfolgten, 
z.B.: Was wurde für die Landwirtschaft und damit für die Versorgung der Bevölke- 
rung getan? (Folgen einseitiger Investitionen im Industriebereich: Inflation, Geldüber- 
hang, Käuferschlangen). Oder: Wurden die Bereiche Energie/Verkehr so hinreichend 
mit Mitteln versehen, daß die erweiterten Produktionsmöglichkeiten nicht durch man- 
gelnde an im Energie- und Infrastrukturbereich behindert wer- 
den? 

Nimmt man beide Tabellen zusammen plus ergänzende Daten, die ich hier nicht alle auf- 

führen kann, ergibt sich für die wirtschaftliche Entwicklung 1971-75 folgendes Bild: Der 

Anteil der Akkumulation am verwendeten Nationalprodukt (Einkommen) war extrem 

hoch; Szlajfer zufolge brach er alle bekannten Rekorde einschließlich derer Japans und 

Brasiliens. Diese enormen Aufwendungen für Investitionen und Erhöhung der Lagerbe- 

stände bzw. der materiellen Umlaufmittel stellen bezogen auf den Ist-Zustand wie auf die 

absehbare Zukunft eine Verschiebung im Verhältnis Akkumulation-Konsumtion zugun- 
sten der Akkumulation dar. Die Frage ist, ob diese Verschiebung entsprechend genutzt 
wurde, um rasch zu einer spürbaren Verbesserung der gesamtwittschaftlichen Situation zu 
führen. Anteilig profitierten vornehmlich bestimmte Zweige der Industrie, während der 

Anteil der Landwirtschaft sank. Es sank auch der Anteil der nicht-produktiven Bereiche, 

z.B. der Anteil der Investitionen im Wohnbereich. Ende 1975 waren auf diese Weise über 

50% der im Gebrauch befindlichen industriellen Produktionslagen zwischen 1971 und 

1975 in Betrieb genommen worden. 

Zu den Faktoren und damit zu der Frage, welche Auswirkungen der extrem hohe Anteil 

der Akkumulation am Nationalprodukt für die Steigerung des Wohlstandes haben würde: 

Woran liegt es, daß das Nationalprodukt insgesamt wie die Industrieproduktion und der 
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Tabelle 2 Faktoren des Wirtschaftswachstums (!) 


(durchschnittliche jährliche Wachstumsrate in %) 


en 
Spalte 1 3.0 1b ei 2 
Produzierende Bereiche Industrie 
| 1971-75 1976-80 1976-79 | 1971-75 1976-80 1976-79 
Ist Plan Ist Plan 
| ERBEN: 
Produktion }] 9.8 7.0 
Erwerbstätige 2.0 1.3 
Sachanlagen 8.0 9,9 
Arbeitspro- 8.3 5.6 
auktivität 3) 
Kapitalpro- LT - 2.6 - 5.3 
auktivität 1] 
Kapitalin- 6.5 8,5 7.8 
tensität 


marginaler 
Kapitalkoef- 
fizient 6 


1] Industrie, Bauwesen, Land/Forstwirtschaft, Verkehr, Binnenhandel 
2} Produzierende Bereiche: Netto-Materialprodukt, Industrie: Brutto- 
produktion 
3l Ausstoß je Erwerbstätigen (vgl. Anm. 4) 
Produktion zu Anlagevermögen 
2) Anlagevermögen je Erwerbstätigen 
Bruttoanlageinstitionen zum Zuwachs des Netto-Materialprodukts 
zu konstanten Preisen 
7] 1976-80 
Außenhandel wie das Außenhandelsungleichgewicht beachtlich stärker stieg als geplant 
(vgl. Tab. 1)? Wie aus Tab. 2 (Spalte 1) hervorgeht, stieg der Anteil der Erwerbstätigen in 
den produzierenden Bereichen, auch in der Industrie, nur gering im Vergleich zum allge- 
meinen Wachstum. Wachstum erfolgte demnach über die Steigerung der Arbeitsprodukti- 
vität. Diese Tatsache ist fürs erste positiv zu bewerten. Es ist dann allerdings in einem näch- 
sten Schritt nach dem Verhältnis von Arbeitsproduktivität, Kapitalproduktivität und Kapi- 
talintensität zu fragen. Das Anlagevermögen je Erwerbstätigen ist derart gestiegen (Kapi- 
talintensität), daß die Relation Produktion zu Anlagevermögen, also die Produktivität der 
Sachanlagen (Kapitalproduktivität) 1975 im Vergleich zu 1970 nur 108,8% betrug (Ar- 
beitsproduktivität 144,5%,, Kapitalintensität 132,9 %).° Bei der Modernisierungsstrategie 
mitttels kreditfinanzierter Importe kapitalistischer Technologie muß es um die Steigerung 
der Kapitalproduktivität gehen, soll die Rechnung aufgehen, die Kredite schnell aus eben 
diesen neuen modernen bzw. modernisierten Branchen zurückzuzahlen. Werden die Inve- 
stitionen, die Anlagen nicht rentabel genützt, wächst die Verschuldung und/oder der Ex- 
port von Gütern der traditionellen Branchen. Beide Auswirkungen sind gleichermaßen be- 
denklich: Entweder ist die Importeinschränkung verbunden mit Wachstumseinbußen, da 
die neu installierten industriellen Produktionsanlagen (1975 über 50% der in Gebrauch 
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befindlichen) importabhängig sind, eine Beschneidung der Importe also zu Produktion- 
sausfällen führt und/oder es müssen immer stärker Güter der traditionellen Branchen ex- 
portiert werden, wobei der Lebensstandard relativ oder auch absolut sinkt. 

Kredite und Technologie konnten nicht, wie in der Modernisierungsstrategie »geplant«, 
genutzt werden. Dies zeigt sich, wie in Kapitel II im einzelnen noch zu belegen sein wird, 
an der schnellen Steigerung der Handelsbilanzdefizite (und der damit verbundenen Ver- 
schuldung), an erforderlichen neuen Kreditaufnahmen und daran, daß - entgegen der 
Konzeption-Güter der traditionellen Branchen verstärkt exportiert werden (vgl. Waren- 
gruppenstruktur und Warengruppenanteile). Die Modernisierungspolitik, mit ihrem Set- 
zen auf die schnellstmögliche Steigerung der Kapitalproduktivität, hatte nicht mit den Sy- 
stemstrukturen gerechnet: Mit einem Planungssystem, das, da es nicht reformiert wurde, 
Verschwendung produziert, sei es durch Horten von finanziellen, materiellen und/oder 
personellen Mitteln, durch den Trend zu Erweiterungsinvestitionen (weshalb es auch einen 
systembedingten Investitionszyklus gibt, vgl. w.u.), längere Anlaufzeiten bei der Nutzbar- 
machung von Investitionen, Produktionsausfällen, Stillstandszeiten. Hält man aus (politi- 
schen) Gründen der Hertschaftserhaltung an den ökonomischen Systemstrukturen fest, 
sollte man bei der Wirtschaftspolitik mit ihren Auswirkungen rechnen; eine so extrem auf 
Modernisierung setzende Wirtschaftspolitik ist unter diesen Bedingungen zum Scheitern 
verurteilt. Das direkte Planungssystem und das damit verbundene Planerfüllungsprinzip 
(die betriebliche Leistung besteht in der Umsetzung eines vorgegebenen Plans bei einer 
Vielzahl zu erfüllender Kennziffern) produzieren zwangsläufig Ineffizienz - die Ineffi- 
zienz steigt zusätzlich, wenn deutlich ist bzw. wird, daß sich politisch wie ökonomisch 
nichts groß zum besseren wendet, vielmehr an den bestehenden Herrschaftsformen auch 
ım ökonomischen Bereich festgehalten wird. 

Die ökonomische Relevanz der Motivation bzw. der Erwartungshaltung belegt Brus be- 
zogen auf die Entwicklung in der Industrie und der Landwirtschaft für die einzelnen Jahre 
1971-75. Die Steigerung der Kapitalproduktivität in der Industrie betrug für die gesamte 
Fünfjahrplanphase 1.1., 1972 hingegen 1.9 und 1973 2.3, umgekehrt 1974 0.9 und 1975 
gar -0.4 gegenüber 1974. Die Steigerung der Kapitalproduktivität betrug im Bauwesen als 
einem wichtigen Teil des produzierenden Bereichs 1972 7.9, hingegen stieg 1973, 1974, 
1975 die Arbeitsproduktivität langsamer als die Kapitalintensität, sodaß die Kapitalpro- 
duktivität sich um 3.2, 8.6, 7.6 verringerte. Auch die Modernisierungspolitik änderte 
nichts an den systembedingten langen Anlaufzeiten bis zum Produktionsbeginn, den Pro- 
duktionsausfällen, Stillstandszeiten etc. 

Noch schlechter sieht es in der Landwirtschaft aus. Die landwirtschaftliche Bruttoproduk- 
tion wuchs zwar um 3.6%. Berücksichtigt man jedoch den materiellen Aufwand dieses 
Wachstums, ist das Ergebnis negativ. In Nettowerten war die landwirtschaftliche Produk- 
tion um 2.7 % niedriger als 19707 

Die Kapitalproduktivität betrug 1975 nur 76.8, nimmt man 1970 als Basisjahr (= 100). 
Auch hier zeigt sich der gleiche Trend: 1971 eine 9 %ige und 1972 eine 5 %ige Erhöhung 
der Netto-Landwirtschaftsproduktion. Die landwirtschaftliche Bruttoproduktion stieg 
1971 um 3.6, 1972 um 8.4, 1973 um 7.3 %, hingegen 1974 nur um 1.6, während sie 1975 
gar um 2.6% sank. 

Diese Zahlen in Industrie, Bauwesen, Landwirtschaft zeigen für 1971/72 eine Aufwätts- 
entwicklung, weisen das Jahr 1973 etwas unentschieden aus und verdeutlichen für 1974/75 
einen Abfall. Diese Entwicklung steht in umgekehrter Relation zu den Wachstumsraten 
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des produzierten und des verwendeten Nationaleinkommens: 1971/72 war das produzierte 
noch nicht größer bzw. gleich, ab 1973 steigt das verwendete im Vergleich zum produzier- 
ten rapide an. Die Diskrepanz zwischen produziertem und verwendetem Nationalprodukt 
ist also ein Ergebnis der Jahre 1974/75 (vgl. Tab. 1, Spalte 2). Wachstum wird also zuneh- 
mend über Kapitalimport erzielt, der wiederum nicht rentabel genutzt wird. 


Tabelle 3 


Produziertes und verwendete Nationalprodukt in Sloty (Mrd.) 
zu konstanten Preisen 


1971 1972 1975 1974 1975 
Re 855.02 9145.86 1048.11 ah 
verwendet 841.3 984.4 1214.3 1309.6 1403.3 (8) 

Die unterschiedliche Entwicklung in der ersten und zweiten Hälfte der Fünfjahrplanperio- 
de 1971-75 läßt sich nur mit der Motivation der Menschen erklären. Der Wechsel von Go- 
mulka zu Gierek und die Versprechungen Giereks ließen sie an eine Verbesserung der 
materiellen und gesamtgesellschaftlich-politischen Lebenssituation glauben, damit ver- 
band sich eine größere Arbeitsbereitschaft. In der Landwirtschaft bestand dazu ganz kon- 
kret Veranlassung: Die staatlichen Aufkaufpreise wurden erhöht, die Zwangsablieferungen 
abgeschafft, die Sozialleistungen verbessert. 1974/75 hingegen gingen die staatlichen Ver- 
käufe und Übertragungen von Land an private Besitzer zurück, die Steuerlast der Bauern 
nahm zu, Investitionskredite gingen zurück, Material wie Kohle und Futtergetreide wurde 
knapper. Die höheren Preise führten nicht zu einer Reduzierung der Einkommenskluft 
zwischen Staat und Land, und die Bauern konnten mit dem Geld nichts kaufen. Die Ar- 
beiter bekamen zu Anfang höhere Löhne, Wirtschaftsreformen (mehr Demokratie) wur- 
den angekündigt. 1974/75 zogen die Preise beachtlich an, von Wirtschaftsteformen war 
keine ernsthafte Rede mehr, das Angebot kam der gestiegenen Nachfrage nicht mehr hin- 
terher. 

Die Entwicklung zwischen 1971 - 1975 zusammenfassend ist festzuhalten: 

- Die agreggierten Daten des wirtschaftlichen Wachstums sind auf den ersten Blick be- 
eindruckend, sie sagen jedoch in einer real-sozialistischen Wirtschaft nicht allzuviel aus, 
da sich wirtschaftliche Einbrüche nicht über mangelnde Nachfrage, und damit unmit- 
telbar sinkende Wachstumsraten, vollziehen. Die Investitionen können (und tun dies 
auch) immer noch weiter wachsen, während sich ökonomische Schwierigkeiten schon 
längst zeigen im mangelnden Angebot in verbraucherrelevanten Bereichen, in einer 
unausgewogenen wirtschaftlichen Entwicklung, in sinkender Kapitalproduktivität etc.. 
Irgendwann kommt jedoch der Zeitpunkt, wo die unökonomische Investitionstätigkeit, 
das mehr oder weniger tolle Wachstum, gestoppt werden muß - mit bedeutenden ge- 
samtwirtschaftlichen Verlusten, die die Zukunft negativ belasten im Gegensatz zu ei- 
nem langsameren, aber gleichmäßigerem und ausgewogenerem Wachstum. Dies ist der 
normale Gang der Geschäfte; bei der Gierekschen Modernisierungsstrategie mußte die- 
se real-sozialistische Produktion von Verlusten noch viel stärker zum Tragen kommen, 
insofern sie diesen systembedingten Mechanismus verstärkte (vgl. das Ende dieses Kapi- 
tels). 

- Die tatsächlichen Ergebnisse übersteigen weit die geplanten. Das ist kein positives Zei- 
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chen in einer Planwirtschaft, in der es um die Sicherung eines Wachstums gehen müß- 
te, das die unterschiedlichen Wirtschaftssektoren im Rahmen der Möglichkeiten quan- 
titativ und qualitativ aufeinander bezogen so fördert, daß ein ausgewogener, möglichst 
gleichmäßiger Aufwärtstrend erreicht wird. Unausgewogenheit zwischen den Sektoren 
oder Boomphasen stellen unter längerfristigen Aspekten Verluste dar, die Rechnung 
muß später bezahlt werden. 

- Die Planansätze werden sehr unterschiedlich überschritten (z.B. die geplanten Brutto- 
anlageinvestitionen in viel stärkerem Ausmaß als die Industrieproduktion = Scheitern 
der Modernisierungsstrategie). 

- In einem für die Bevölkerung zentralen wirtschaftlichen Bereich, der Landwirtschaft, 
werden die geplanten Bruttoanlageinvestitionen knapp erteicht (vom Nettoergebnis zu 
schweigen). In Anbetracht der stärker als geplant steigenden Reallöhne ist das (relative) 
Ernährungsproblem einprogrammiert. 

- Die Steigerung der Arbeitsproduktivität in der Industrie in den Jahren 1971/72 ist ent- 
sprechend den überzeugenden Darlegungen von Brus nicht Folge der Investitionstätig- 
keit. Diese kann, soweit sie zu Buche schlägt, auch erst etwas später greifen. 

- Die Steigerung der Arbeitsproduktivität in der Landwirtschaft anfang des Fünfjahr- 
plans ist schon gar nicht durch verstärkten Mitteleinsatz erklärbar; kann sie unter den 
politischen und ökonomischen Verhältnissen nach der Negation anfänglicher Hoffnun- 
gen nicht anhalten, sind Ernährungsschwierigkeiten unausweichlich. 

- Mit Ablauf des Fünfjahrplans wird die Steigerung der Arbeitsproduktivität durch die 
Kapitalintensität bzw. durch die unzureichende Nutzung der Investitionen so kontet- 
katiert, daß die Kapitalproduktivität, gemessen an den Zielen und der Höhe der kredit- 
finanzierten Investitionstätigkeit, nur bescheiden steigt. Damit sind das Verschuldung- 
sptoblem einerseits und sich zuspitzende Versorgungsptobleme andererseits »einge- 
plant«, die Modernisierungsstrategie greift nicht. 


Tabelle 4 


Brutto-Anlagevermögen nach Wirtschaftsbereichen (Anteile in %, 
Preise 1971 


1971 1975 
Industrie 24.8 29.0 9) 
Land- und Forstwirtschaft 16.5 15.8 
Transport-, Post-, Fernmeldewesen 10.2 10.6 
produzierende Bereiche 57.2 62.2 
nichtproduzierende Bereiche 42.8 37.8 2 (9) 


1 Hier ist die Modernisierungsstrategie angesiedelt 
2) Hierunter fällt auch der öffentliche Konsum 
- Die Modernisierungsstrategie (gleichzeitige Steigerung von Investitionen und Ver- 
brauch) funktioniert nicht bzw. funktioniert an der Oberfläche, aber nur durch den 
Rückgriff auf ausländische Akkumulationsquellen (Verhältnis von produziertem zu 
verwendeter Nationaleinkommen 1974/75). : 
- Investitionsmittel kommen einseitig der verarbeitenden Industrie als Ausfluß der Mo- 
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dernisierungsstrategie (Abzahlung der Investitionen mit produzierten Gütern) zugute. 
Damit werden Investitionen in anderen Wirtschaftsbereichen vernachlässigt: In den der 
Industrie vorgelagerten Bereichen (Energie, Rohstoffe), in der Infrastruktur (Verkehr, 
Transport) womit die Effizienz der Verzahnung und Verteilung der Produktion negativ 
tangiert wird. Die Modernisierungsstrategie plant Engpässe ein, die sich für die Indu- 
strie - je schneller die Modernisierungsstrategie getragen hätte, je negativer - ausge- 
wirkt hätten und haben und die, langfristig betrachtet, eine schwere Hypothek darstel- 
len. Irgendwann müssen Investitionen auch in diesen Bereichen in erforderlichem Um- 
fang getätigt werden, bis dahin sind solche Engpässe Schranken, und wenn ihnen end- 
lich abgeholfen wird, sind die Kosten durch die bisherigen Vernachlässigungen wesent- 
lich höher. 

Für den Lebensstandard zentrale Bereiche wurden relativ vernachlässigt, wie z.B. der 
Wohnungsbau. 

Analog zu der mit der Modernisierungsstrategie verbundenen einseitigen Betonung 
(bestimmter Bereiche) der Industrie (nur eine solche Politik läßt Zheoretisch eine schnel- 
le Rückzahlung der Kredite zu) steigen auch die Löhne in den verschiedenen Wirt- 
schaftssektoren und Wirtschaftszweigen unterschiedlich. Setzt man den durchschnittli- 
chen Nettomonatslohn in der gesamten Wirtschaft je Beschäftigten (Arbeiter und An- 
gestellte in staatlichen und genossenschaftlichen Betrieben) = 1, dann schneiden die 
Wirtschaftssektoren Landwirtschaft und Handel sehr schlecht ab (ca. 0.87; 0.86;!°). In 
der Industrie schneiden insbesondere die Beschäftigten der Textil- und Nahrungsmit- 
telindustrie schlecht ab (0.84; 0.87!'). Diese Wirtschaftssektoren wurden also in jeder 
Hinsicht vernachlässigt. Preissteigerungen (1974-76), Versorgungslücken, Schlangen 
und Vitamin B(eziehungen) sind damit eingeplant. Den gesamten Reallohnerhöhun- 
gen entspricht das Angebot nicht - aufgrund der Vernachlässigung von Investitionen 
und Löhnen (mangelnde Motivation) in der Landwirtschaft und der Nahrungsmittelin- 
dustrie, aber auch - als Folge der einseitigen Modernisierungsstrategie - in verbraucher- 
nahen Zweigen der Industrie (Schuhe, Möbel etc.). Die ökonomischen und gesell- 
schaftlichen Probleme können durch den verstärkten Import von Konsumgütern kurze 
Zeit hinausgeschoben werden, kommen aber über die damit verbundene zusätzliche 
Verschuldung und die notwendige Reaktion darauf später zum Tragen. 

Das kumulierte Handelsbilanzdefizit Richtung Westen beträgt 1975 ca. 7MrdD, die 
Gesamtverschuldung ca. 10 Mrd D. Damit ist die Rechnung des Fünfjahrplans bzw. die 
Modernisierungsstrategie nicht aufgegangen. Zudem ist eine zunehmende Verschul- 
dung einprogrammiert: Die jährliche Handelsbilanz muß zwangsläufig defizitär sein - 
es sei denn, es werden verstärkt Güter der traditionellen Exportbranchen herangezogen 
(d.h.: Die Bevölkerung muß die Rechnung einer teuren Scheinblüte zahlen) und/oder 
es wird weniger importiert. Basiert die Industrie jedoch so extrem auf westlicher Tech- 
nologie, dann führt die Drosselung des Imports (notwendige Zulieferungen von Roh-, 
Halbmaterial bzw. Fertigwaren) zu Produktionsausfällen mit Rückwirkungen auf die 
Modernisierungsstrategie (mangelnde Abzahlungsmöglichkeiten in Gütern). Oder 
aber: Es werden neue Kredite zur Importfinanzierung aufgenommen, womit die Ver- 
schuldung steigt. Die Höhe des Anteils am Export, der allein für die Abzahlung der 
Zinsen zu tätigen ist, steigt, die Kredite werden immer schneller fällig (und kumulie- 
ren), die Exporte zur Sicherung der Handelsbilanzen müssen bei zwangsläufig wach- 
senden Importen steigen. All dies zusammen führt zu wachsender Verschuldung, wenn 
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einerseits die Wirtschaftsstrukturen, das Planungssystem grundsätzlich unangetastet 
bleiben, Reformvezsuche nicht systematisch getätigt werden und andererseits die Wirt- 
schaftspolitik beibehalten wird, die wirtschaftliche Entwicklung lediglich auf kleinerer 
Flamme im Fünfjahrplan 1976-80 einfach weiter geschrieben wird. 


X 


12 


Mir kam es, in Konfrontation zu Rajski, als glühendem Verfechter der Gierekschen Wirt- 
schaftspolitik, darauf an, die gesamtwirtschaftlichen Daten, ihre Beziehungen untereinan- 
der, ihre Entwicklung zwischen 1971-75 und ihre Implikationen für die nachfolgende 
Planperiode aufzuzeigen. Daraus folgte, daß die zeitliche Terminierung (1976/77) der pol- 
nischen Wirtschaftsprobleme falsch ist. Da die Terminierung an bestimmte von Rajski kon- 
statierte Ereignisse gekoppelt ist, Transferrubel, Handelsabkommen mit der UdSSR, kön- 
nen die angegebenen Ursachen nicht die wirklichen sein (vgl. Kap III). Aus der vorstehen- 
den Analyse folgt desweiteren, daß die polnische Wirtschaftskrise hausgemacht ist. Die 
UdSSR kann für die zeitliche Entwicklung des Verhältnisses von Arbeitsproduktivität, Ka- 
pitalintensität, Kapitalproduktivität, die extreme Höhe der Bruttoanlageinvestitionen, die 
Akkumulationstate, die Vernachlässigung der Investitionen in der Landwirtschaft und im 
Reproduktionsbeteich etc. nicht verantwortlich gemacht werden. Rajski hingegen argu- 
mentiert nur auf der Zirkulationsebene (unmittelbare Ausbeutung durch ungleichen 
Tausch). Die UdSSR könnte aber auch bei einer früheren Terminierung nicht verantwort- 
lich gemacht werden, weil sie die Effektivität bzw. Nicht-Effektivität in der Produktions- 
sphäre insgesamt wie in den einzelnen Zweigen bzw. Sektoren grundsätzlich gar nicht be- 
einflussen kann, solange keine Internationalisierung des »Kapitals« im RGW möglich ist 
und/oder keine Supranationalität im RGW besteht - beides widerspricht dem Herr- 
schaftssystem. Die angeblichen Mechanismen möglicher Ausbeutung erklären auch nicht, 
warum die Planziele für 1976-80 in allen Bereichen nicht erteicht wurden. Die Arbeitspro- 
duktivität stieg langsamer als geplant, entschieden langsamer als die Kapitalintensität. 
D.h.: Das Wachstum der Kapitalausstattung je Arbeitendem schlug sich nicht in einer ent- 
sprechenden Steigerung der Arbeitsproduktivität nieder, die Kapitalproduktivität sank 
enorm. Für einen bestimmten Zuwachs an Nationaleinkommen mußte immer mehr inve- 
stiert werden. Das Wirtschaftswachstum verlangsamte sich entschieden stärker als das Inve- 
stitionswachstum. Der marginale Kapitalkoeffizient verschlechterte sich gegenüber der Pe- 
tiode 1971-75 um das 6fache (24.6). Verlangsamtes Wachstum der Arbeitsproduktivität, 
Verschlechterung der Kapitalproduktivität, steigende Kapitalintensität (wenn auch auf- 
grund der ausgebrochenen Krise geringer als erwartet, insofern die Investitionen gestoppt 
werden mußten, also aus ökonomisch schädlichen Gründen), ein katastrophales Verhältnis 
von Zuwachs an Nationaleinkommen zu den dafür getätigten Bruttoanlageinvestitionen 
(matginaler Kapitalkoeffizient) - all dies sind Auswirkungen der in der ersten Hälfte der 
70er Jahre begonnenen Modernisierungspolitik, die bereits 1974/75 umkippt, deutlich 
sichtbar nicht mehr zu halten ist. 

Daß die Hertschenden zumindest partiell Probleme erkannten, sieht man an den für 1976- 
80 im Vergleich zur wirtschaftlichen Entwicklung 1971-75 niedrigeren Plandaten für Na- 
tionalprodukt, Industrieproduktion, Bruttoanlageinvestitionen (Tab 1, Spalte 3), an der 
Fortschreibung der Arbeitsproduktivität (Tab 2, Spalte 2) in der Industrie, der Einräu- 
mung einer sich enorm verschlechternden Kapitalproduktivität (Verhältnis von Mittelein- 
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satz und damit erreichtem Ergebnis) etc. Zu Anfang des neuen Fünfjahrplans ist eine ge- 
wisse Zurückhaltung, was die Wachstumsforcierung anbelangt, zu verzeichnen, mehr Kre- 
ativität brachte die Regierung für die neue Planphase nicht auf. Dann jedoch stieg die 
Investitionstätigkeit wiederum enorm an - mit den schädlichen Auswirkungen der Mittel- 
bindung, neuer Importüberschüsse, neuer Kreditaufnahmen, Einbußen in Lebensstandard 
etc. Auch hier trägt die Erklärung »Polen rinnt nach Osten aus« nicht, da eine solche Erklä- 
rung auf der Zirkulationsphäre einsetzt und aufgrund des Außenwirtschaftsmonopols auch 
nicht anders ansetzen kann. Natürlich können Methoden der Ausplünderung auf die Pro- 
duktionsphäre zurückwirken, jedoch nicht bezogen auf Daten wie sinkende Arbeitspro- 
duktivität, steigende Investitionstätigkeit etc. Per Plan wurde zudem von vornherein 
wieder die Landwirtschaft vernachlässigt, die geplante Wachstumsrate der landwirtschaftli- 
chen Bruttoproduktion war identisch mit dem erreichten Ergebnis des Fünfjahrplans 1971- 
75. In Anbetracht bereits vorhandener Versorgungslücken, der diese noch verstärkenden 
Heranziehung der Nahrungsmittelindustrie für Exportzwecke (wegen der jährlichen Han- 
delsbilanz), waren die Probleme in und mit der Landwirtschaft für die Land- und für die 
Stadtbevölkerung eingeplant, soweit sie nicht zu den privilegierten Schichten zählte. 

Nur so wird der außenwirtschaftliche Kollaps Polens verständlich. Der Außenhandel macht 
bei Polen 1975 nur 12.7% (1971: 8.9) des Bruttonationalprodukts aus (Ungarn 28.4, 
1971: 22.2; CSSR 16.5, 1971: 13.3; DDR 15.3, 1971: 14.4)l?. Der polnische Export pro 
Kopf der Bevölkerung in US-D betrug 1975 302 (1978: 403) (Ungarn 576, 593; CSSR 565, 
776; DDR 599, 793). Die Verschuldung pro Kopf der Bevölkerung ist bei Polen und der 
DDR in etwa gleich (1976 ff): Die Schulden Polens sind doppelt so hoch, die Einwohner- 
zahl der DDR’? halb so hoch, dabei ist die polnische Bevölkerung viel jünger. Der Anteil 
Polens am gesamten in den Mitgliedsländern des RGW erstellten »Nationalprodukt« 
(1977) betrug 9.8% (DDR 5.9), an der gesamten Industrieproduktion 8.6 (DDR 6.6). 
Absolut betrachtet ist die Außenhandelsverschuldung im Vergleich somit gar nicht so gra- 
vierend, sie ist bei allen osteuropäischen Ländern bedenklich hoch; die Außenhandelsquo- 
te (Außenhandel bezogen auf das Nationaleinkommen) ist geringer als bei den anderen 
osteuropäischen Ländern. Gravierend sind die Wachstumsraten des Außenhandels im Ver- 
gleich zu anderen volkswirtschaftlichen Daten und damit verbunden die Zahlungsunfähig- 
keit Polens bezogen auf die Zinsen wie die Tilgungen. Gravierend ist, daß die Devisenerlö- 
se zu einem hohen Teil allein für die Zinslasten aufgewandt werden müssen (1980: 40%, 
bei den anderen osteuropäischen Ländern 25%). Gravierend ist, daß für die Belieferung 
der neu aufgebauten Branchen neue Kredite aufgenommen werden müssen und/oder die 
Kapazitäten nicht ausgefahren werden können, gravierend sind die Wachstumsraten des 
Impotts. Nicht die Außenverschuldung als solche ist folglich das Problem, sondern daß die 
Strategie, die ihr zugrunde lag, nicht griff - wie bereits in der zweiten Hälfte des Fünfjahr- 
plans 1971-75 ersichtlich. Ohne den Mut zu strukturellen Entscheidungen muß bei einem 
solchen Konzept und seiner Nichtrealisierung eine rasante Talfahrt einsetzen (vgl. Kap. II, 
2). In Polen hatte - aufgrund der Dezemberunruhen 1970 - neben mehr Koteletts auch 
mehr Demokratie auf der Tagesordnung der Versprechungen gestanden; wie oben an den 
Faktoren des Wirtschaftswachstums zu sehen war, mit Erfolg. Die 1972 entwickelte »neue 
Strategie« jedoch schob die Demokratieversprechungen und den vorsichtigeren Plan beisei- 
te. Sie setzte auf massive sog. Modernisierungsinvestitionen in der Industrie #2 auf Stei- 
gerung des persönlichen Konsums. Die Regierung legitimierte sich zunehmend einseitig 
mit wirtschaftlichen Leistungen und deren Niederschlag im Konsum. Die Strategie, durch 
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kreditfinanzierte Importe aus dem kapitalistischen Ausland schnelles Wachstum zu indu- 
zieren, zeitigte, wie aus Tab. 1 ersichtlich, auf einer oberflächenhaften Ebene auch Erfol- 
ge. Die Modernisierungsstrategie mußte jedoch aus wirtschafts- wie gesellschaftspolitischen 
und wirtschafts- wie systemstrukturellen Gründen scheitern. 
Wirtschafts- bzw. gesellschaftspolitisch!?: 
Die Produktionsstruktur, die unter dem Stichwort »Modernisierung« angepeilt wurde, 
vernachlässigte die Basisgüter bzw. Grundbedürfnisse der Mehrheit der polnischen Bevöl- 
kerung (langlebige industrielle Güter für den normalen Bedarf, z.B. Möbel), sie vernach- 
lässigte die Landwirtschaft und damit die Nahrungsmittelindustrie und die nicht-produ- 
zierenden Bereiche (Wohnungsbau, Gesundheitswesen). Sie kam - sichtbar auch an den 
eingeführten »modernen« industriellen Konsumgütern (Hifi-Geräte z.B.) den Schichten 
zugute, die keine Probleme mit den Grundbedürfnissen haben (und zwar nicht nur auf- 
grund höherer Einkommen, sondern - charakteristisch für den Realen Sozialismus - auf- 
grund der mit ihrer Stellung verbundenen Beziehungen und Privilegien). 
Wirtschafts- bzw. systemstrukturell: 
Die Forcierung der wirtschaftlichen Entwicklung in der beschriebenen Form und dem be- 
schriebenen Inhalt, die Wirtschaftspolitik der Modernisierung, reduzierte nicht die system- 
bedingten Probleme. Im Gegenteil, sie verstärkte sie. Ohne Wirtschaftsreformen, die zu 
keiner Zeit ernsthaft angegangen wurden, verstärkte die Modernisierungsstrategie die 
grundsätzlich im realen Sozialismus festzustellenden wirtschaftsstrukturellen Probleme, 
statt sie zu korrigieren: 

- die - innerhalb des Systems, also bei mangelnder Produktivität - Überbeanspruchung 
der Ressourcen, die zu Angebots- und Kapazitätsschranken führt; übermäßig viele In- 
vestitionen in der verarbeitenden Industrie, die nicht dutchzuhalten sind; Krisen zei- 
gen sich nicht in mangelnder Nachfrage, sondern im mangelnden Angebot bei steigen- 
der Investitionstätigkeit - bis ihnen Einhalt geboten werden muß (Krise in Gestalt eines 
von der Nachfrage losgelösten Investitionszyklus), 

- das Zurückbleiben der Grundstoffindustrie, so daß die verarbeitende Industrie an die 
Barrieren mangelhaft zugänglichen Rohmaterials stößt, 

- das Zurückbleiben der Landwirtschaft und Nahrungsmittelindustrie hinter den zuneh- 
menden Einkommen aus zunehmend industrieller Tätigkeit, 

- die Orientierung an möglichst schnellem und hohem Wachstum stellt die verarbeiten- 
de Industrie in den Vordergrund (steigende Akkumulation auf Kosten der Konsum- 
tion), 

- Überbeanspruchung einerseits, Vernachlässigung (und damit ebenfalls Überbean- 
spruchung) andererseits führen zu Wachstumseinbrüchen. 

Hinter diesen Mängeln, die durch eine forcierte Wachstumspolitik ohne Wirtschaftsrefor- 

men nicht korrigiert, sondern nur forciert werden können, steckt ein System: Solange die 

Volkswirtschaft geleitet wird über Plandirektiven und die Betriebe mittels des Planerfül- 

lungsprinzips (Belohnung bei Planerfüllung) an diese Direktiven ‚angekoppel: werden, 

spielen sich zwangsläufig folgende Mechanismen ab: 

- Bei der Planvorbereitung verheimlichen die Betriebe ihr Produktionspotential (um die 
Pläne ohne Schwierigkeiten erfüllen zu können) und fordern zugleich überhöhte Res- 
sourcen an (materieller, finanzieller und menschlicher Natur). 

- Bei der Planfeszsetzung steuert die Zentrale, die um dieses (systembedingte) Verhalten 
weiß, gegen, d.h., sie versucht, die Anforderungen an den betrieblichen Output zu er- 
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höhen und den Input zu senken. 

- Bei der Plandurchführung haben die Betriebe kein bzw. nur ein bedingtes Interesse an 
einer möglichst kostensparenden Form des Wirtschaftens. Die Planergebnisse bilden 
die Grundlage für spätere Plananforderungen, hohe Planergebnisse gefährden die 
nächsten Planerfüllungen, indem sie die Anforderungen heraufschrauben. Das Planer- 
füllungsprinzip ruft Innovationsträgheit, technische Trägheit, die Tendenz zu Erweite- 
rungsinvestitionen, zu einem ungünstigen Verhältnis von Investitionstätigkeit und Pro- 
duktivitätssteigerungen und die Vergeudung von Ressoutcen, unnötige Reserven und 
Lagerhaltung hervor. Machen sich aufgrund der systernbedingten Überbeanspruchung 
einerseits und Vernachlässigung andererseits Knappheiten bemerkbar, horten die Be- 
triebe erst recht (genauso wie die einzelnen Konsumenten) und verstärken damit die 
Probleme. 

- Die Orientierung an Wachstum und Weltniveau führt zu einer Überbetonung der 
verarbeitenden Industrie zwecks Produktion verarbeitender Industrie, nicht zwecks Pro- 
duktion von Konsumgütern, sonst würde sich ja die Konsumquote zulasten der Akku- 
mulationsquote erhöhen und damit kurzfristig Wachstum schmälern; längerfristig hin- 
gegen würde ein langsameres und gleichmäßigeres Wachstum eine höhere Effektivität 
sichern. 

- Die Bürokratie hat die Tendenz zur Steigerung der Akkumulation, damit verbindet 
sich ihr Macht- und Aufgabenbereich, auf diese Weise sichert sie ihre gesellschaftliche 
Reproduktionsbasis. Daraus ergibt sich die Tendenz zur Investitionstätigkeit als sol- 
cher. 

Ein System direkter Planung, das die Betriebe über das Planerfüllungsprinzip anbindet, 

und die eingeschlagene Wirtschaftspolitik sind miteinander unverträglich, sollen die mit 

der Wirtschaftspolitik formulierten Ziele erreicht werden. Diese Wirtschaftspolitik treibt 
die systernstrukturellen Mängel auf die Spitze. Werden gar bedeutende äußere Akkumula- 
tionsquellen herangezogen, erhöht sich das Ausmaß der Krise, insofern die Probleme län- 
ger verdrängt werden können. Die Wirtschaft wächst noch immer munter weiter, bis sie an 
kapazitäre und finanzielle Grenzen stößt. Gesamtdaten der wirtschaftlichen Entwicklung 
sagen daher in einer real-sozialistischen Wirtschaft nicht all zu viel, da sich Einbrüche nicht 
über mangelnde Nachfrage und damit unmittelbar sinkende Wachstumsraten vollziehen 

(Tab. 1). Ökonomische Schwierigkeiten zeigen sich vielmehr in Knappheiten allerortens - 

da können die Investitionen (und damit das Wachstum, wenn auch negativ beeinflußt 

durch die Knappheiten) immer noch munter weiterwachsen. 

1976 - also vor Rajskis Beginn der »Ausbeutungsphase« - weigerten sich die Arbeiter im 

Kampf gegen die Erhöhung der Fleischpreise, die Kosten der Krisenfinanzierung für eine 

Entwicklungsstrategie zu zahlen, die nicht die ihre war. Sie weigerten sich, wie schon zuvor 

die Bauern auch, indem sie nicht dem Fetisch der individuellen Produktivität, die die ma- 

kroökonomische Verschwendung verschleiern soll, aufsaßen (Szlajfer). Die Reaktion der 

Herrschenden 1976 beraubte das System all seiner inneren ökonomischen und gesellschaft- 

lichen Ressourcen: 

- Die politisch-polizeilich-militärische Reaktion begrub endgültig alle Hoffnungen auf 
Reformen und damit Motivation und Bereitschaft der Arbeiter. 

- Wirtschaftsreformen, die die Modernisierungsstrategie hätten unterstützen können, 
wurden nicht systematisch angegangen. 

- Das Modernisierungsprogramm wurde auf niedrigerem Level, das bald in der Praxis der 
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Investitionstätigkeit nicht eingehalten wurde, fortgeschrieben. Das Problem der 
Fleischpreise bzw. der Knappheit an Konsumgütern war damit einprogrammiert: Die 
Landwirtschaft wie die industriellen Bereiche für den Massenbedarf wurden weiterhin 
vernachlässigt. 

Ohne ein neues stringentes Konzept konnte sich die Situation daher nur verschlimmern - 
was von Oppositionellen bereits 1976 prophezeit wurde'°. Die Ursachen für die Wirt- 
schaftsprobleme Polens sind also in Polen selbst zu suchen: Zum einen in den Systemstruk- 
turen und deren ökonomischen Auswirkungen, zum anderen in der Modernisierungsstra- 
tegie, die die negative Seite des Wirtschaftssystems verstärkte. Daher kann es auch nicht 
überraschen, daß sich in den anderen osteuropäischen Ländern die Probleme und die Me- 
thoden ihrer Lösung ähnlich stellen, wie im folgenden Kapitel zu zeigen sein wird. Auch sie 
bemühen sich verstärkt um Modernisierungsinvestitionen bei gleichzeitiger Steigerung des 
privaten Konsums (zwecks Leistungsanreiz bei intensivem Wachstum), auch sie greifen im 
Zeichen der Entspannung auf kapitalistische Akkumulationsquellen zurück. Intensives 
Wachstum sollte statt über Wirtschaftsreformen (wie partiell in den 60er Jahren) über ka- 
pitalistisches Know-how, kapitalistische Kredite und privaten Konsum forciert werden. 
Der Unterschied zwischen Polen und den anderen osteuropäischen Ländern besteht nur im 
Grad der Forcierung dieser Politik und damit im Grad der Forcierung des staatlich-wirt- 
schaftlichen Kollaps. 


I. Die außenwirtschaftliche Entwicklung: Wachstumsraten, Anteile der unterschiedlichen 
Regionen, Warenstruktur, Handelsbilanzen, Verschuldung 


Rajski benennt ursächlich für die Wirtschaftssituation Polens das polnisch-sowjetische Han- 
delsabkommen von 1976/77; den »vollen« Übergang zum transferablen Rubel als Verrech- 
nungseinheit 1976 auf der Basis 62 Kopeken = 1 US-$; die Zwangslieferungen an hoch- 
wertigen Gütern einerseits, zu deren Herstellung andererseits westliche Vorprodukte (und 
damit Devisen) erforderlich sind, die West-Verschuldung als Auswirkung des ungleichen 
Tauschs (die Zahlen der sowjetischen Ausbeutung und die der Westverschuldung entspre- 
chen sich angeblich). 

Obwohl durch die Ausführungen in Kapitel I grundlegend klar geworden sein müßte, daß 
dies die Legende eines Verfechters der Modernisierungsstrategie ist, soll in der weiteren 
Analyse auf die von Rajski angesprochenen außenwirtschaftlichen Aspekte eingegangen 
werden. Um den Zeitpunkt des Beginns der wirtschaftlichen Talfahrt (und damit die ange- 
gebene Ursache) zu überprüfen, ist es wiederum erforderlich, auf die Entwicklung des pol- 
nischen West- wie des polnischen Osthandels 1971-75 (ihr Verhältnis zueinander, jeweili- 
ges Verhältnis von Export/Import, jeweilige Warenstruktur und die Warengruppenantei- 
le) und die Auswirkungen für die nachfolgende Planperiode, auf die Preisentwicklung und 
die damit verbundenen terms of trade, die Bedeutung und Rolle des transferablen Rubel 
wie auf die Frage, weshalb Polen hochwertige Produkte, in die auch westliche Zulieferun- 
gen eingehen können, an UdSSR liefert, eingegangen werden. Neben strukturellen real- 
sozialistischen innergesellschaftlichen wie zwischenstaatlichen Bedingungsfaktoren sind 
konjunkturelle (Weltwirtschaftskrise, Ölkrise) zu berücksichtigen. 
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IL.1 Die Entwicklung des polnischen West- bzw. Osthandels zwischen 1971-75 


In den 60er Jahren wurde im Zuge von mehr oder weniger systematischen oder nur wur- 
stelnden Wirtschaftsreformen in allen osteuropäischen Ländern die Funktion der Außen- 
wirtschaft neu bestimmt. Außenwirtschaftliche Aktivitäten sollten zur Wachstumssteige- 
rung beitragen (und nicht einfach Lücken schließen), z.B. durch höhere Stückzahlen, 
Spezialisierungen. Ausdruck dieser gemeinsamen Überlegungen war das Komplexpto- 
gramm der Mitgliedsländer des RGW (1971). Es sah die verstärkte Gründung zwischen- 
staatlicher ökonomischer Organisationen, internationaler Wirtschaftsorganisationen (inter- 
nationale Wirtschaftsvereinigungen, gemeinsame Betriebe), verstärkte Zusammenarbeit 
bei der Planungstätigkeit, Koordinierung der längerfristigen Pläne für wichtige Volkswirt- 
schaftszweige und Produktionsarten, Koordinierung der Fünfjahrpläne, gemeinsame Pla- 
nung einzelner Industriezweige und Produktionsatten, verstärkte Stimulierung über mo- 
netäre Instrumentarien vor. ‚Dem Programm zufolge waren zunehmende Produktionsab- 
sprachen (Koordinierung, Spezialisierung) bis hin zur gemeinsamen Produktion zwischen 
den jeweils »interessierten« Ländern einerseits und über die verstärkte Bedeutung der Wa- 
te-Geld-Beziehung bzw. der monetären Instrumentarien die Multilateralisierung des Han- 
dels andererseits zu erwarten!’. Entgegen diesen 1971 ratifizierten Vorstellungen der 
RGW-Mitgliedsländer nimmt die Bedeutung des Außenhandels in der Tat zwar zu, aber 
ab 1972 als allgemeine Expansion des Ost-West-Handels zu Lasten des Ost-Ost-Handels. 


Tabelle 5 


Anteil des Außenhandels am Brutto-Nationalprodukt (18) 
Bulgarien CSSR DDR Polen Rumänien Ungarn UdSSR 


1970 29.6 11.6 11.0 7.8 10.1 14.6 2.8 
1971 30.6 13.3 14.4 8.9 13.8 22.2 3.8 
1974 26.0 15.3 15.8 12.3 22.9 26.4 4,5 
1975 25.6 16.5 15.3 12.7 20.8 28.4 5.4 
1976 25.5 16.6 16.2 12.6 20.4 21.1 542 


1. Der Anteil des Außenhandels bei Polen ist also nach wie vor am geringsten. 
2. Außer bei Bulgarien steigt die Außenhandelsverflechtung überall. 
3. Der Aufschwung läuft bis 1974, danach grundsätzlich Stagnation. 


Tabelle 6 


Exporte Polens und Osteuropas (einschließlich Polen ohne UdSSR 


in US-D zu laufenden Preisen) (19) 


- (durehschnittliche jährliche Wachstumsrate in %) - 


1971-75 
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1. Die durchschnittlichen jährlichen Wachstumsraten steigen bis 1973/74. 

2. Ein Einschnitt ist für Polen wie Osteuropa 1974/75, verstärkt mit den neuen Fünfjahr- 
plänen festzustellen. 

3. Der Trend von Aufstieg und Fall ist für Polen und Osteuropa derselbe. 

4. Die Wachstumsraten sind bei Polen höher, allerdings von einem niedrigeren Level aus- 
gehend bezogen auf den Anteil des Außenhandels am Bruttonationalprodukt. 


Tabelle 7 


Importe Polens und Osteuropas (einschließlich Polen ohne UdSSR) 


in US-D zu laufenden Preisen (20) 


(durchschnittliche jährliche Wachstumsrate in %) 


1971-75 } 1971 1973 


Polen 28.3 11.9 16.6 
Osteuropa 22.5 9.7 33.9 
UdSSR 25.8 6.4 31.5 


1. Die durchschnittlichen jährlichen Wachstumsraten steigen bis 1973 rapide an. 

2. Der Einschnitt erfolgt 1975/76. 

3. Der Trend von Aufstieg und Fall ist für Polen und Osteuropa derselbe. 

4. In Polen und den anderen osteuropäischen Ländern besteht eine Disktepanz zwischen 
Export und Import zulasten der nationalen Zahlungsbilanzen. 

5. Die Diskrepanz ist bei Polen jedoch höher. Die Wachstumsraten des Exports sind höher, 
die des Imports aber noch entschieden größer. 


Tabelle 8 

Exporte der RGW-Länder in US-D (21) 

= Anteile einzelner RGW-Länder an den gesamten Exporten des RGW in % - 

Bulgarien CSSR [por Troien Rumänien | Ungarn Osteuropa vassr] 

1960 4.3 14.6 .16.7| 10.1 5.4 6.6 ı 57.8 42,2 

1970) 6.5 12.3 '14.8| 11.5 6.0 71.51 58.6 41.4 
6.5 12.4 j15.1| 11.5 59.1 40.9 
6.6 1243 ı 15.5 12.3 61-3 38.5 
6.2 11,5 re 59.4 10.6 
5.9 10.8 .4| 12.7 58.1 41.9 
6.0 10.7 .9| 13.2 57.4 42,6 
6.2 10.5 .2] 12.8 57.0 43.0 


(Fortsetzung der Tabelle 8 auf Seite 66!) 
1. Bei Polen, Ungarn, Rumänien liegen die Anteile am Westhandel höher als am Gesamt- 
handel (Export), bei der DDR ungefähr gleich, bei der CSSR und Bulgarien deutlich dar- 
unter (Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 449) 
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2. Für den Import gilt grundsätzlich dieselbe Aussage, jedoch liegt hier der (West-)Anteil 
Polens wesentlich höher als der am gesamten Import. Es ist somit nicht nur die Westver- 
schuldung stärker, sondern auch die Diskrepanz zwischen West-Export und West-Import. 
(Vgl. a.a.0., S. 452) 

3. Die Export-Anteile zeigen zwischen 1971-73 eine deutliche Zuhnahme des Anteils der 
osteuropäischen Länder und damit einen sinkenden Anteil der UdSSR. 

4. Die Tabelle zeigt, daß 1976 ungefähr wieder der Stand der Anteile von 1960 erreicht ist, 
die Phase zwischen 1971-73 (für längere Zeit) eine Episode darstellt. 

5. Die Import-Anteile zeigen für Osteuropa eine schwach steigende und für die UdSSR 
schwach fallende Tendenz. 

6. Der Anteil Osteuropas am Import (1976: 59,3) ist höher als der Anteil Osteuropas am 
Export (1976: 57,0). (UdSSR - Import: 40,7; Export: 43,0) 

7. Die außenwirtschaftliche Situation hat sich folglich für die UdSSR in den 70er Jahren 
günstiger entwickelt als für die osteuropäischen Länder; ihr Anteil am Export ist gestiegen, 
die Relation von Export- zu Importanteilen ist günstiger. 


Tabelle 9 


Exporte Polens, Osteuropas (einschl. Polen ohne UdSSR) und der 


UdSSR in die westlichen Industrieländer (bezogen auf US-D zu 


laufenden Preisen) (23) 


(durchschnittliche jährliche Wachstumsrate i 


Polen 


Osteuropa 
VAasSSR 


1. Die durchschnittlichen jährlichen Wachstumsraten (Polen, Osteuropa) stiegen bis 
1973/74 enorm an, allerdings auch bedingt durch die Preissteigerungen auf dem Hinter- 
grund der Ölktise 1973. 

2. 1975 ist ein deutlicher Einschnitt (Polen, Osteuropa) zu verzeichnen. 

3, Der Trend von Aufstieg und Fall ist bei Polen und den anderen osteuropäischen Län- 
dern derselbe. 

4. Die Wachstumsraten sind bei Polen höher als bei allen übrigen osteuropäischen Län- 
dern. 

5. Die Wachstumsraten liegen bei Polen und Osteuropa höher als die Wachstumsraten ih- 
res jeweiligen Gesamthandels in den Jahren 1972-74. 

6. 1975 ist die Wachstumsrate des gesamten Exports bei Polen und Osteuropa höher als die 
ihres Westhandels. Osteuropa hat sogar ein Miniwachstum. Dem Einbruch im West-Ex- 
port (neben sich bemerkbar machenden Exportschranken der Effektivität und Konkurrenz- 
fähigkeit auch Folge der kapitalistischen Weltwirtschaftskrise) brauchen keineswegs per se 
höhere Exporte in den RGW-Raum zu korrespondieren,. die mangelnde Flexibilität der 
Pläne schließt diese Kompensationsweise sogar aus. Es muß also einen anderen Grund ge- 
ben, nämlich die veränderte terms of trade aufgrund der neuen Preisbildungsformel im 
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RGW im Gefolge der sog. Ölkrise. 

7. Die UDSSR verzeichnet 1973/74 einen riesigen Exportboom, der ihre Gesamtwachs- 
tumsrate weit übertrifft. Diese extremen Steigerungen werden nur durch die enorm gestie- 
genen Ölpreise erklärbar, als Ergebnis der veränderten terms of trade und nicht (bei kon- 
stanten Preisen) einer verstärkten Handelsverzahnung - im Gegensatz zu den osteuropäi- 
schen Ländern, die von der Erhöhung der Rohstoffpreise nichts zu erwarten haben. 


Tabelle 10 


Importe Polens, Osteuropas (einschl. Polen ohne UdSSR) und der 


UdSSR aus den westlichen Industrieländern (bezogen auf US-D zu 


laufenden Preisen) (24) 


- (durchschnittliche jährliche Wachstumsrate in 2) - 


Polen 


Osteuropa 
VASSR 


. Die durchschnittlichen jährlichen Wachstumsraten stiegen bis 1973/74 enorm an. 

. 1975/76 ist ein deutlicher Einschnitt bei Polen/Osteuropa zu verzeichnen. 

3. Der Trend von Aufstieg und Fall sind derselbe. 

4. Die Wachstumsraten sind bei Polen höher als bei den übrigen osteuropäischen Ländern. 
5. Die Wachstumsraten liegen bei Polen und den anderen osteuropäischen Ländern höher 
als die Wachstumsraten ihres jeweiligen Gesamtexports in den Jahren 1971-74. 

6. Die Wachstumsraten des Imports liegen bei Polen und den anderen osteuropäischen 
Ländern höher als die des Expotts. 

7. Die Diskrepanzen zwischen den Wachstumsraten Export und Import mit den westlichen 
Industrieländern und die Wachstumsraten Gesamtexport / Gesamtimport einerseits, Ex- 
port / Import mit kapitalistischen Industrieländern andererseits, sind bei Polen jeweils hö- 
her. 

8. 1975/76 ist die Wachstumsrate des gesamten Imports bei Polen und Osteuropa höher 
als die ihres jeweiligen Westhandels. Osteuropa hat sogar 1976 ein Minuswachstum des 
Westimports. Auch hier treffen die Ausführungen in Punkt 7 zu Tab. 8 zu. Die Abnahme 
des Imports aus den westlichen Industrieländern ist die Reaktion auf mangelnde Export- 
möglichkeiten bedingt auch durch die Weltwittschaftskrise und die systembedingte einsei-- 
tige Verschuldung gen Westen (untereinander sind sie nicht nenneswert verschuldet und 
nur vorübergehend, gen Westen jedoch alle schr hoch und auf längere Sicht). Die hohen 
Importe aus dem RGW-Raum sind jedoch noch weniger eine logische Folge der Abnahme 
des West-Imports, da es ja beim West-Import auf bestimmte Güter ankommt. Auch hier 
gelten zudem die Bemerkungen über die mangelnde Flexibilität des Außenhandels im 
RGW-Raum aufgrund der Starrheit der Pläne, der je bilateralen Ausbilanzierung, der 
Sinnlosigkeit von Überschüssen. Es muß also einen anderen Grund geben, nämlich die ver- 
änderten terms of trade - abgesehen davon, daß auf der einen Seite die Anteile (bezogen 
auf 100) auch schlicht deshalb steigen, weil sie auf der anderen Seite sinken. Ist diese An- 
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nahme richtig, dann heißt dies, daß die Wachstumsrate von Export und Import im RGW- 
Raum zu laufenden Preisen jeweils im Handel der einzelnen osteuropäischen Länder mit 
der UdSSR und nicht primär untereinander gestiegen sind. Das würde bedeuten, daß sy- 
stembedingte Ineffizienz, Weltmarktöffnung anstelle von Wirtschaftsreformen und damit 
verbundene neue Formen der Preisbildung im RGW-Raum dazu führen, daß die osteuro- 
päischen Länder je einzeln stärker an die UdSSR gebunden werden. 

9. Die UdSSR verzeichnet 1972-75 enorme Wachstumsraten; sie liegen über denen des Ex- 
ports in die westlichen Industrieländer. Sie werden genauso wenig wie beim Export (1976 
Steigerungsrate von 22,1%,) durch die Weltwirtschaftskrise beschnitten (Import 1975: 
64,8%). Deutlich wird dies auch daran, daß sowohl die Wachstumsrate des Gesamtexports 
wie die des Gesamtimports 1975/76 deutlich kleiner ist als die des West-Exports bzw. 
West-Imports bei allgemeiner Abnahme. Bei Polen und Osteuropa insgesamt verhält es 
sich hingegen umgekehrt. Da die UdSSR weder über ein effizienteres Wirtschaftssystem 
verfügt noch höher industrialisiert ist, kann dies nur an den gestiegenen Ölpreisen liegen. 
Die Weltwirtschaftskrise schadet ihr daher nicht, die Ölpreisexplosion nutzt ihr. Von daher 
steigt ihre politische Macht im RGW-Raum nun auch - ohne eigenes Verdienst - ökono- 
misch bedingt. 


Tabelle 11 


Exporte/Importe Osteuropas und der UdSSR in die bzw. aus den west- 


lichen Industrieländer(n) (bezogen auf US-D zu laufenden Preisen) (25) 


- Anteile in % - 


Osteuropa .1 65.5166.4 63.0|162.0 63.5|57.0 66.5]55.9 56.2153.3 56.1 
UVASSR .9 34.5133.6 37.0| 38.0 36.5)43.0 33.5|44.1 43.8)46.7 43.9 


E = Export, I = Import 


Auch hier sieht man, vergleicht man mit den Wachstumsraten des Exports und Imports, 
daß 

1. 1973 trotz steigender Wachstumsraten beim Import der Anteil der UdSSR steigt (Jahr 
der Ölpreisexplosion auf dem Weltmarkt), 

2. die Anteile der UdSSR 1974 steigen, die Weltwirtschaftskrise also für sie nicht so zu Bu- 
che schlägt, 
3, dadurch bedingt der Importanteil der UdSSR steigt. 

Festzuhalten an all diesen Zahlen bleibt grundsätzlich: 

1. Der Westhandel Osteuropas und Polens steigt Anfang der 70er Jahre explosionsartig an. 
2. Der Import Osteuropas und Polens aus den westlichen Industrieländern steigt stärker an 
als der Export. 

3. Mitte der 70er Jahre (1974/75) ist ein Einbruch zu verzeichnen (die Weltwirtschaftskrise 
trifft die osteuropäischen Länder in einer Phase der Verschuldung). 

4. Polen macht also eine allgemeine Entwicklung mit, allerdings in verstärkter Form: höhe- 
te Wachtumsraten, insbesondere des Imports, folglich höhere Verschuldung. 

5. Der Westexport/Westimport sinkt bei Osteuropa im Verhältnis zum Gesamtexport/Ge- 
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samtimpott stärker als bei Polen. Das Verhältnis von Ost-West-Handel zu Ost-Ost-Handel 
ändeit sich also Mitte der 70er Jahre zugunsten des Ost-Ost-Handels. Dies ist bei Osteuro- 
pa stärker als bei Polen der Fall. Entweder geht Polen also weiterhin das Risiko stärkerer 
Westverschuldung ein und/oder sein Osthandel steigt in Relation zum Westhandel aus an- 
deren Gründen nicht in detselben Weise an (vgl. w.u. die Ausführungen zu den terms of 
trade). Da nicht von einer plötzlich vorhandenen Flexibilität ausgegangen werden kann, 
die osteuropäischen Länder aus technologischen Gründen ohnehin aus den westlichen In- 
dustrieländern importieren wollen, können die Ursachen für diese Entwicklung nicht nur 
im Ost-West-Handel gesucht werden. Es muß auch Ursachen im Ost-Ost-Handel geben, 
die für Polen nicht in derselben Weise zu Buche schlagen. 

6. Die UdSSR geht aus der Entwicklung des Ost-West- bzw. des Ost-Ost-Handels gegen- 
über Osteuropa gestärkt hervor. Dies kann nur an ihrer Exportstruktur liegen, die weder 
durch mangelnde systembedingte Konkurrenzfähigkeit (wie bei Industrieprodukten) noch 
durch die kapitalistische Weltwirtschaftskrise tangiert wird und die von der Ölpreisexplo- 
sion auf dem kapitalistischen Weltmarkt wie im RGW-Raum profitiert. 


Tabelle 12 


Handelsbilanzen der RGW-Länder mit den westlichen Industrieländern 
in Mill. US-D zu laufenden Preisen von 1970-76 (kumuliert) (26) 
- 


Bulgarien Rumänien 
1970 -1190.0 
1971 -1306.2 
1972 -1487.1 
1973 -1605.7 
-2053.4 
-2518.2 
-2613.1 


1. Die Handelsbilanzdefizite Osteuropas nehmen allgemein zu. Polen hat sogar eine gün- 
stigere Ausgangsbasis. 

2. Die Handelsbilanzdefizite Polens nehmen stärker zu. Sie wachsen von Jahr zu Jaht in ei- 
nem extremen Ausmaß. 


Die Nettoverschuldung Polens (also nach Abzug polnischer Guthaben bei westlichen Ban- 
ken) betrug 1976 bereits 10680 Mrd. US-$. Die Verschuldung der osteuropäischen Länder 
stieg ebenfalls stark an; absolut betrachtet war die Polens 1975 mit Abstand bereits am 
höchsten. Diese absolute Zahl sagt jedoch für die zukünftige Entwicklung nur bedingt et- 
was aus. Die Zahl gewinnt an Gewicht z.B. im Verhältnis zum Exportvolumen, um zu se- 
hen, ob die Verschuldung schnell abgebaut werden kann. Die Nettoverschuldung war be- 
reits 1975 mehr als doppelt so hoch als das Exportvolumen. Der Zinsendienst verschlang 
bereits über 25% der Exporterlöse. Aufgrund dieser Entwicklung wurden bereits ab 
1976/77 vom Wiener Institut für internationale Wirtschaftsvergleiche Szenarien ermittelt, 
unter welchen Bedingungen wie lange wie stark die Verschuldung der osteuropäischen 
Staaten, insbesondere auch die Polens, weiterhin zwangsläufig zunimmt.?? Die Zukunfts- 
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Tabelle 13 


Verschuldung der RGW-Länder gegenüber den westlichen Industrie- 
Ländern in Mrd. US-D von 1971 - 1976 (27) " 


1971 1972 | 

b n b n b 
Bulgarien]0.7 0.711.0 0.9/1.0 0.9 1; sel: 3% 
CSSR 0.4 0.110.6 0.1)0.7 0.2 0, Bu SE Re 
DDR 1.4 1:21.155. 1:.2]2:2.2:8 2 2, Du 
|Polen 1,10, 711,5 1 2.8 2.2 y. N 
Rumänien 1.2 1.2|1.2 1.2|1.6 1.5 24 HB] 2% 
UdSSR 1.8 0.612.4 0.5!3.7 1.1 #3 4 j14, 
Ungarn ro 0.8113. 011.4 1 ds .2i 
SR i 


b = brutto, n = netto 


perspektive erwies sich in Anbetracht der Gesamtsituation 1975/76 bereits als sehr proble- 
matisch, insofern?” 


die unausgeglichene Handelsbilanz auf kreditfinanzierten Importen basiert, 

die Handelsbilanzen in Zukunft somit nicht nur ausgeglichen sein, sondern die Exporte 
wesentlich stärker als die Importe wachsen müßten, 

die Zinsen für die Kredite und Tilgungen der Kredite einen kumulativen Effekt haben, 
also einen immer höheren Teil der Exporterlöse verschlingen (1979: Zinsenlast 40 %), 
die Importe nicht beliebig reduziert werden können, da aufgrund der Importabhängig- 
keiten eine zu starke Kürzung der Importe zu unmittelbaren Wachstumseinbußen 
führt, insofern die Kapazitäten bei mangelnden Zulieferungen nicht ausgefahren wer- 
den können, 

die Importe nicht beliebig reduziert werden können, da aufgrund der Importabhängig- 
keit eine zu starke Kürzung der Importe die Exportfähigkeit tangiert, also die Erwirt- 
schaftung der Devisen beeinträchtigt, 

die Importabhängigkeit verbunden mit der systembedingten mangelnden Effektivität 


.der Nutzung von Investitionen zu Wachstumseinbußen und damit auch zu mangeln- 


der Exportfähigkeit und Verschuldung führen mußte, 

es nach der Erfahrung bis 1975 (systembedingt plus kapitalistische Weltwirtschaftskrise) 
hier bereits klar war, daß es nicht möglich ist, über steigende Exporte die Steigerung der 
Gesamtverschuldung zu verhindern, auch nicht bei Rückgriff auf den - gesellschaftlich 
begrenzten - Export der traditionellen Branchen, 

in die Modernisierungsstrategie somit der Zwang zu steigender Verschuldung einge- 
baut war. 


Die Devisenschuld in etwa dem Handelsbilanzdefizit eines Jahres (etwas höher) gleichzu- 
setzen und dann das Exportvolumen dieses Jahres dieser Schuld gegenüberzustellen, ist so- 
mit eine Milchmädchenrechnung. Rajskis Feststellungen für Ende 1975: Devisenschuld 
von 3,8 Mrd $ bei einer jährlichen Rückzahlungsfähigkeit von 3 Mrd (entspricht in etwa 
dem Exportvolumen 1975 in westliche Industrieländer) sind also schlichtweg falsch. 
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Tabelle 14 


Export/Import nach Regionen in Mill. Valuta-Zioty zu laufenden Preisen (30) _ 


Total Total 
Soz.L Kap.L); EL Soz.L Kap.L. 
davon: davon: 
RGW davon? RGW davon: 
E x se 6) I m D —= r 
1970 |14190.5| 9064.0} 8599.7 5003.34 4027.5|1099.08 12430.1 9892.31 9502.51 | 3721.1:; 817.0 
1975 | 34160.7! 20472.2 119453. 3|10776.3| 10767.5 2021.08 41650.7119086.9|18257.8 410556.8 } 20539.2 } 2025.0 
1976 | 36600.3}21853.1 120845.5|11080.4| 11711.0 3036.24 46070.9|21587.5| 20687 .7 |11744.4 22528.7 | 195U.7 
1977 | 40747 .81 24551.9 103350.1|12900.0] 12738.0 13457, 48558.4125206.3]24174.4 114107.2 | 21030.0 | 2322,14 
1978 | 41685.0|27310.0 125904.0 15138.6 13984 .0 j3391.0 27578.9|26413.0 |15221.7 | 20638.0 | 2721.0 
1979 | 50141.0| 30516.0 |28965.0117677.0] 15577.0 29370.027977.016957.8 | 20484.0 | 4161.0 
Jährliche Handelsbilanzen Kumulierte Handelsbilanzen 

1970 | -239.6] -828.3 | -902.8| -Au1.8| 306.4 -5157.3]-5552.8| -856.3 -973.6 | 648.0 
1975 | -7490.0| 1385.3 } 1195.5| 219.5} -9771.7 -5961.81-6550.5| 648.6 |-23656.9 | 2550.6 
1976 | -9470.6| 265.61 157.8 -564.010817.7 -5696.2|-6392.7| -15.4 |-34474.6 | 3641.1 
1977 | -7810.6] -654.4 | -824.3]-1207.2] -8292.0 -6350.6|-7217.0|-1222.6 |-42766.6 
1978 | -6253.4| -268.9 | -509.0) -83.1} -6654.0 -6619 1-7726.0|-1305.7 |-49420.6 
Ihsro -3874.0 1146.0 | 988.0) 719.3 -4907.0 1-5473.5|26738.0 -586.5 1-54327.6 
Soz.L = Sozialistische Länder, Kap.L = Kapitalistische Länder, EL = Entwicklungsländer, 


RGW einschließlich Albanien, Mongolei und Kuba 


Anhand dieser Tabellen (14, 15) läßt sich ebenfalls aufzeigen, daß die Ursachen der polni- 
schen Wirtschafts- und Gesellschaftskrise anderer Natur sind, als Rajski gerne annehmen 
möchte: 

1. Eine deutliche Zunahme des poinischen Exports an die UdSSR ist für 1975 festzustellen, 
während Rajski die Zwangslieferungen mit dem sowjetischen polnischen Handelsabkom- 
men 1976/77 verbindet. 

2. Die gleiche Feststellung ist für den Import Polens aus der UdSSR zu treffen (vgl. Expor- 
te/Importe zu laufenden Preisen). 

3. Die Wachstumsraten des Exports und Imports Polens nach bzw. von der UdSSR steigen 
1974/75 stark und sinken 1976. Hierfür gibt es nur einen plausiblen Grund: Die Ölprei- 
sexplosion und die damit verbundene geänderte Preisbildungsformel im RGW-Raum. 

4. Die jährliche bzw. aggregierte Handelsbilanz ist, wie sich dies für realsozialistische Län- 
der untereinander gehört, bilateral weitgehend ausgeglichen. 

5. Die Anteile der Regionen am polnischen Export zwischen 1971 und 1979 verhalten sich 
spiegelbildlich: Während der ersten Hälfte der 70er Jahre steigt der Export Polens Rich- 
tung Westen, in der zweiten Hälfte der 70er Jahre Richtung Osten und insbesondere Rich- 
tung UdSSR. 

6. Die Anteile der Regionen am polnischen Import zwischen 1971-74 verhalten sich zwar 
grundsätzlich in derselben Weise spiegelbildlich, sie nähern sich jedoch am Ende der 70er 
Jahre viel weniger dem Ausgangspunkt, da der Anteil des Westimports entschieden höher 
bleibt als der des Westexports - trotz scharfer Importbeschränkungen aus den westlichen 
Industrieländern (vgl. jährliche Wachstumsraten) und Exportanstrengungen Richtung We- 
sten (vgl. jährliche Wachstumsraten). 

7. Nun müßte M. Rajski argumentieren, diese spiegelbildliche Entwicklung sei der Beweis 
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Tabelle 15 


Export/Import nach Regionen (31) 


- Durehschnittliche jährliche Wachstumsraten und Anteile der 


Regionen in % (bezogen auf den Valuta-Zloty zu laufenden Preisen) - 
EEE 


Kap.L| EL 
davon} | 
RGW  |davon 


VASSR 


davon! 
VASSR 


für seine Erklärung, daß Polen zunehmend an die UdSSR Lieferungen auf Basis des unglei- 
chen Tauschs mittels des Tranferrubels tätigen, Polen daher Westschulden wegen zuneh- 
mender Ostverpflichtungen auf Basis des ungleichen Tauschs machen mußte (»unsere Ver- 
luste betragen jährlich so viel wie unsere Verschuldung seit 1977 steigt«, »6 Mrd. $«). Diese 
Erklärung stimmt u.a. deshalb nicht, 
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weil die durchschnittliche Wachstumsrate des polnischen Exports mit den westlichen 
Industrieländern um 21,7%, die des Imports aber um 40,7% zwischen 1971 und 1975 
gestiegen war. Der Westimport bei steigender Verschuldung aufgrund der Entwicklung 
bis 1975 gebremst werden mußte, 

weil der Westexport auch durch die Weltwirtschaftskrise getroffen wurde, 

weil die größte Steigerung der Wachstumsraten im Export wie Import nach bzw. von 
der UdSSR in den Jahren 1974/75 liegen (und nicht 1976/77), wobei 1974 die Wachs- 
tumstaten im Export sowohl gegenüber der UdSSR als auch gegenüber dem Westen 
steigen, 

weil das verwendete Nationaleinkommen 1975 schon größer ist als das produzierte, das 
Nationalprodukt bzw. die Produktion in den »modernen« Branchen und damit die 
Möglichkeiten zu verstärktem Export in beide Richtungen nicht in entsprechender Wei- 
se steigen - abgesehen davon, daß im Ost-Ost-Handel die Lieferungen ja feststehen - 
die Steigerungsrate im Handel mit der UdSSR auch von daher Folge der Berechnung in 
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laufenden Preisen ist (also der im Gefolge der Ölpreisexplosion veränderten Preisbil- 
dungsformel). Dann ist allerdings zu klären, wieso die veränderte Preisbildungsformel 
auch Polen zugute kommt, 

weil sich die spiegelbildliche Entwicklung auch bei den anderen osteuropäischen Staa- 
ten und zwar grundsätzlich in der gleichen zeitlichen Entwicklung vollzieht. Polen hält 
noch etwas stärker am Ost-West-Handel fest. Die Außenhandelssalden der osteuropäi- 
schen Länder mit der UdSSR verweisen auf eine gemeinsame Ursache (auch gerade in 
der Außenseiterrolle Rumäniens), die in 1974/75 begründet liegt. Während die osteu- 
topäischen Länder vorher Überschüsse erwirtschaften, kommen sie nun in rote Zahlen 
bei den jährlichen Handelsbilanzen, j 

weil erst 1979 die polnischen Exporte in die UdSSR das Volumen von 6 Mrd. $ errei- 
chen. 


Auch diese Vergleiche bestätigen die Ursachen der Entwicklung: 


alle osteuropäischen Länder setzen auf Westimport, 

alle osteuropäischen Länder verschulden sich, 

Polen verfolgt diesen Trend besonders intensiv und belastet damit seine zukünftige 
Entwicklung stärker als die anderen osteuropäischen Länder, insbesondere durch die 
Importabhängigkeit, die eine zwangsläufig steigende Verschuldung impliziert (in An- 
bettacht des besonders unausgeglichenen Export/Import-Wachstums), 


Tabelle 16 


Außenhandelssalden der osteuropäischen Länder mit der UdSSR 
(1970-77 in Mill. US-D (32) 


Bulgarien CSSR 


+ 142,7 + 30,9 
+ 119,9 - 14,8 
N 
A 


Polen Rumänien Ungarn 


- 88,8 + 38,7 - 140,8 
273,2: 1>#291,7 43,2 
+228,2 | +135,4 + 89,6 
+149,8 | +125,7 +152,5 
-122,6 + 44,6 + 17,5 
+168,6 
+ 78,9 
+ 24,7 


123,7 +143,1 
126,6 + 70,1 
69,9 + 9,6 
- 178,0 -177,2 


- 116,6 -129,6 
- 220,4 -327,1 
alle osteuropäischen Länder kehren in der zweiten Hälfte der 70er Jahre verstärkt in den 


Schoß der UdSSR zurück, 
diese Entwicklung spielt sich vor 1976/77 ab. 


So bleiben nur drei Erklärungen, die auch noch unter anderen Aspekten zu belegen sein 
werden, nämlich: 


die Modernisierungsstrategie der osteuropäischen Länder und die besonders pointierte 
Version Polens, 

die Weltwirtschaftskrise in einer Phase vorhandener Verschuldung der osteuropäischen 
Länder; der Export wird nun nicht nur systembedingt (deshalb die Verschuldung), son- 
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dern auch konjunkturell bedingt behindert, 
- die Wachstumsraten im Ost-Ost-Handel sind Ergebnis einer verändetten Prekbildung 

im Gefolge der Ölkrise und nicht unbedingt durch eine angeblich neue Situation der 

Verrechnung in Transferrubel (seit 1976/77) auf der Basis 62 Kopeken zu 1 US-$. 


IL2 


1. Deutlich sichtbar ist die Wachstumssteigerung beim Export sowjetischen Öls 1974, ins- 
besondere aber 1975. 
2. Der Anteil dieser Warengruppe am sowjetischen Export nach Osteuropa steigt kontinui- 
erlich, er ist 1979 mehr als doppelt so hoch wie 1972 vor der Ölkrise. 
3. Beim Import ist eine horrende Wachstumssteigerung für 1975 bei allen Warengruppen 


zu verzeichnen. 


Tabelle 17 


Anteile der Ländergruppen in % bezogen auf die jeweiligen 


„offiziellen nationalen Verrechnungseinheiten zu laufenden Preisen 


1971 


Bulga- 
rien 


[ossr 


I 33.9 24 


E 54.8 13. 
! I 52.3 16 


E 31.7 20. 


8156.3 13.1 
‚852.2 15.0 


2 
.8 


33.9 19.6 
33.2 23.2 


1975 
KL 


54.7 15.4150.3 11.7154.6 9.3 


51.9 15.8 43.6 22.5150.7. 23.6 


31.7 21.81 29.7 


\30.0 25.4127.3 


DDR 
E 38.2 21. 
I 38.0 27. 
Polen 


E 35.8 29. 
I 3.3 27. 


40.2 21.0 
35.0 30.8 


1 
6 


37.8 22.91 32.7 


131.6 32.6| 30.2 


24.0 


27.4 
34.1 


33.0 19.8 


35.5 22,4 
35.8 22.1 


1976 


54.2 10.4 
54.4 18.4 


33.9 18.2 


27.7132.1 24.6) 32.6 24.91 33.9 23.5 


32,72 
32.4 


54,0 9.6 
57.1 15.6 


34.3 18.4 


35.4 20.6 
35.2 26.4 


—_7 
36.9 30. 
29.9 3. 4 


32.4 34.2]28.5 
24.4 4u.4l22.4 


36.2 
50.8 


31.5 31.5 
25.3 19.3]2 3 


30.3 
25.5 


32.0 
48.9 


31.7 31.3 


29.1 43.3 


Rumä- 
nien 57,0 34. 


I 23.0 39. 


26.9 34.2 
22.1 40.9 


22.2 38.8116.9 
19.8 44.8114.7 


42.1 
48.6 


19.9 34.7 
17.2 13.4 


18.2 
17.5 


31.9 
36.7 


19.2 30.2 
19.1 36.7 


Unzam 


UdSSR, 
Export, 
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E 34.9 24. 
I 34.1 28. 


36.1 25.0 
34.7 28.2 


KL 
I = Import 


eu = 


33.4 27.0|31.9 
34.1 30.5|28.5 


26.6 


| 


35.6 23 


38.9 21.8|35. .5 
35.3 134.9 27.4133.6 27.71 — 


Kapitalistische Länder, 


(33) 
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4. Herausfällt die Wachstumssteigerung bei Energie, zum einen aufgrun:‘ der Warengrup- 
pe als solcher, zum anderen aufgrund der Höhe - bei einem insgesamt kleinen Anteil, wo- 
bei dieser Anteil wieder sinkt. 

5. Während sich beim sowjetischen Export Wachstumsraten und Anteile der am wichtig- 
sten werdenden Warengruppe in der Entwicklung grundsätzlich korrespondieren, die 
Ölexporte 1975 enorm steigen, die Maschinenexporte zurückgehen, steigen 1975 die 
Wachstumsraten aller Warengruppen beim Import enorm an, wobei das Wachstum in der 
Warengruppe Energie (114%) und das Gesamtwachstum (35,6%) überraschen. Bemer- 
kenswert ist, daß sich #//e Warengruppen durch hohe Wachstumssteigerung auszeichnen, 
die Gesamtsteigerung weder davor noch danach je erreicht wurde und selbst bei der Ener- 
gie eine hohe - die höchste - Wachstumssteigerung zu verzeichnen ist. 


Tabelle 18 


Anteile der Warengruppen 


UdSSR: Export/Import nach Osteuropa (34) 


Jährliches Wachstum und Anteile in % bezogen auf den Verrechnungs- 


rubel zu laufenden Preisen 


sn we ESG BEEHEFEERNER", 
- Wachstumsrate - 
Maschinen, Ausrüstun Brennstoffe,| Nahrungsmittel Industrielle 
‚gen, Transportmittel Energie ı Konsumgüter 
E I E I E I 
1973| 14.9 12,2 16.6 3.1 5.1 15.9 13,5 1.0 
1974| 20.8 6.5 27.9 -7.6 | 46.4 11.6.3341 5.8 
1975} .10.0 30.5 84.8 114.0 | -4.4 68.1 | 24.0 24.6 
1976| 22.7 11.8 18.4 -2.7 | -27.5 -1.6 | 12.8 6.5 | 
1977| 17.5 16.0 26.8 4.20 35.5 16.6 1,5 10.1 
1978| 10.8 38.3 18.7 20.8 -31.1 9.2 ı 15.3 11.0 
1979| 4.3 25. 4 7.3 | -0.3 2.7 
E E aa E I 
1972| 27.1 16.6 2.4 6.7 12.6 3.1 23.9 
1973, 28.3 42.2 17.6 2.3 6.4 13.5 3.2 22.3 
1974| 28.1 40.2 18.5 1.9 7.7 17-4 3.5 21.1 
19751 23.5 28.7 26.0 3.0 5.6 21.2 3.3 19.4 
1976 | 25.6 40.0 27.3 2.7 3.6 19.3 3.3 19.1 
1977| 25.9 40.8 29.8 2.4 4.2 19.8 2.8 18.5 
1978| 25.8 46.6 31.8 2.4 2.6 17.9 2.9 17.0 
11979 | 24.2 45.8 36.0 2.2 3.4 18.6 2.6 16.9 
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6. Das Geheimnis dieser Tatsache liegt in der weiter unten zu erläuternden neuen Preisbil- 
dungsformel, auf die ich schon ab und zu hingewiesen habe. Die reale Wachstumssteige- 
tung liegt also viel niedriger, weshalb es unsinnig ist, wenn Rasjki das Wachstum der Indu- 
strieproduktion zwischen 1976-79 mit dem Wachstum des Exports vergleicht, der dann na- 
türlich das Wachstum der Industrieproduktion um ein vielfaches übersteigt, weil die Zah- 
lenbasis nicht vergleichbar ist, wenn nicht gefragt wird, ob dieses Exportwachstum real 
oder primär Ergebnis von Preissteigerungen ist. (Desweiteren ist es unsinnig, nur die Indu- 
strieproduktion zugrunde zu legen, wenn Rajski sich gerade auch über Zwangslieferungen 
an Nahrungsmitteln beschwert. Zum anderen: Da der Außenhandelsexport zu konstanten 
Preisen insgesamt um 10,7% gestiegen ist, der Anteil des Westens überproportional zu- 
nahm, ist schon von daher die angegebene Steigerung der Wachstumsrate mit der UdSSR 
von 17% zu konstanten Preisen Unsinn.)? 


Festzustellen ist 

1. daß die Warengruppe B einen hohen Anteil am polnischen Export hat, 

2. daß die Anteile des Exports bei den Warengruppen A und B sehr ausgewogen sind, 

3. daß die Anteile des Exports und des Imports in der Warengruppe B sehr ausgewogen 
sind. 

Daraus folgt, daß die Ölpreisexplosion und die anderer Rohstoffe und die damit verbunde- 
ne neue Preisbildungsformel den polnischen terms of trade zugute kommen muß, wäh- 
trend für die DDR und Ungarn eine Belastung in ihrem Ost-Ost-Handel mit der UdSSR 
eintritt (daher beziehen sie ja ihre Energie im wesentlichen). 


Tabelle 19 


Export/Import der DDR, Polen, Ungarn nach Warengruppen (36) 


Anteile der Warengruppen A und B (37) bezogen auf die je 
offizielle Verrechnungseinheit zu laufenden Preisen 


r a ı — 
I m ° r t 
A B 
"> op U T D » IV | 
1970| 51.7 36.2] 30.9| 27.61 26.6 23. 
1971| 51.8 34,71 36.1| 27.8| 26.0122. 
1972 | 51.3 38.91 35.3| 28.1 2u.2|2u. 
[1973 | 51.4 41.2| 31.7 | 24.41 23.3123. 
|1974 | 18.2 38.5! 30.4 
1975 | 50.7 37.4 32.2 
1976 | 51.2 8.9]32.2 
k Pr ER 


A = Maschinen, Ausrüstungen, Transportmittel 
B = Brennstoffe, mineralische Rohstoffe, Metalle 
D = DDR, P = Polen, U = Ungarn 
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Tabelle 20 


Exporte und Importe Polens nach Warengruppen (38) 


Anteile der Warengruppen in % bezogen auf den Valuta-Zloty 
zu laufenden Preisen 


Pat r) -. 2. 27 r er 7 
E x p [e) r t e I m p [e) r t e 
EEE} ar ex a srupp 1-3 MW a r en Bm U n-p. ein fi 
A B c D E A B c D E 
’ 
1970 | 38.50 23.90 15.90 16.10 5.60|| 36.20 26.60 21.40 6.40 9.Ho| 
1971| 39.50 24.10 13.40 16.20 6.50|| 34.70 26.00 23.20 7.20 8.90] 
1972| 39.10 22.70 15.00 16.00 7.20|| 38.90 24.24 20.10 7.90 8.90! 
| 1973| 38.80 21.80 15.20 16.30 7.90|| 41.20 23.30 20.40 6.20 8.90! 
ı 1974| 37.00 25.70 13.40 15.20 8.70|| 38.50 25.40 20.30 5.60 10.20 
1975 | 39.00 29.10 10.50 14.70 6.70|| 37.40 30.00 17.70 5.30 9.60 
1976 | 1.40 26.60 11.70 15.00 5.30|| 38.90 27.70 18.40 5.70 9.30| 


Signifikante Verschiebungen innerhalb der Warengruppen zugunsten der »modernen 
Branchen« der verarbeitenden Industrie, die das Ergebnis der Modernisierungsstrategie 
sein sollten, lassen sich nicht feststellen. Der Anteil der Warengruppe C am Export wie Im- 
port ist gesunken. Der Anteil der Warengruppen A und B am Export wie Import ist dafür 
gestiegen, wobei bei der Warengruppe B der Exportanteil stärker als der Importanteil stieg. 
Trotz Modernisierungsstrategie waren folgende 25 Güter 1977 Polens Spitzenreiter beim 
Export in den industrialisierten Westen.” 

Hauptexportgut ist mit Abstand Kohle, an zweiter Stelle stehen Schiffe in einer noch be- 
achtlichen Höhe, dann folgen Güter der Warengruppe 0 (Nahrungsmittel und Tiere), der 
Warengruppe 2 (Rohstoffe) und je ein Produkt der Warengruppe 7 (Verbrennungsmaschi- 
nen) und Warengruppe 8 (Damenbekleidung). Diese Produkte erreichen einen Anteil von 
44,74% . Dabei machen die beiden einzigen Produkte der heiß ersehnten Warengruppe 7 
(Maschinen und Transportmittel) lediglich etwas über die Hälfte der exportierten Kohle 
aus! Die übrigen Spitzenreiter des Exports - mit Ausnahme der Positionen 19 und 25 - 
sind die der traditionellen Exportbranchen, der Warengruppe 0 (Nahrungsmittel) und der 
Warengruppe 8 (industrielle Massengüter wie Schuhe, Möbel, Kleidung) - Produkte, die 
in Polen zu der Zeit im Verhältnis zur Nachfrage knapp waren. Die Modernisierungsstrate- 
gie - kreditfinanzierte Importe kapitalistischer Technologie zwecks Installierung »moder- 
ner« Branchen - schlägt sich in dieser Exportstruktur Richtung Westen nicht nieder. Fest- 
zuhalten bleibt einstweilen das Herausfallen der Position 2 unter einem doppelten Aspekt: 
Zum einen behauptet Rajski auch für diese Warengruppe die Ausplünderung durch die 
Sowjets (und zwar genau für diese Zeit), zum anderen ist zu fragen, ob dieser Export so 
konkurrenzfähig ist (allein) aufgrund der Modernisierungsstrategie oder ob es da nicht so- 
wohl eine polnische Tradition als auch eine Förderung durch Spezialisierung und Koopera- 
tion im RGW-Handel gibt. 

Als Argumentation bliebe Rajski die Behauptung, daß die Produkte der neuen Branchen 
an die UdSSR geliefert werden müßten. Nach den obigen Ausführungen ist jedoch zu kon- 
statieren, daß die kapitalistischen Akkumulationsquellen bereits bis 1976 systembedingt 
wenig genutzt werden konnten (vgl. Tab.2, Faktoren des Wirtschaftswachstums), so daß 
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Tabelle 21 


SITC Warengruppe Export 
(in 100/)) 
1. 3214 Coal (anthracite, bituminous) "602514 
2. 353 Ships and boats, other than 
warships 256415 
3. 0138 Prepared or preserved meat 146346 
4. 68212 Copper, refinded 105329 
5. 2741 Sulphur 81065 
6. 24321 Lumber, sawn lenghtwise 70356 
7. 3324 Residual fuel oils 70339 
8. 0015 Horses, asses, mules, hinnies 64227 
9. 7115 Internal combustion engines 61673 
10. 84112 Women's outer wear, knit 58661 
11. 3323 Distillate fuels 56066 
12. 84111 Men's and boys! outer garments 55713 
13. 85102 Footwear, leather 47733 
ı4. 82109 Furniture, parts 46339 
15.° 68111 Silver, unrought 45557 
16. 05361 Fruit preserved by freezing 39480 
17. 9310 Special transactions not classified 
according to kind 38569 
18. 2120 Fur skins, undressed 37196 
19. 7321 Passenger motor cars 36019 
20. 0114 Poultry, killed or dressed 33801 
21. 0011 Bovine cattle (incl. buffaloes) 256880 
22. 0311 Fish, fresh, chiled, frozen 25321 
23. 0121 Bacon, ham and other pig meat 24481 
2u, 4ı44 Outer garments, knitted, 
erocheted 24186 
25. 7151 23778 


1 Standard International Trade Classification (UN-Klassifikation 


Machine tools for working metal 


kumulierte 


Anteile in % 


44.74 


57.61 


61.29 


(") 


der Warengruppen (vgl. Anm. 41)) 


die Verschuldungsspirale schon mächtig eingesetzt hatte. Ob die Produktion mittels kapi- 
talistischer Technologie so einseitig an die UdSSR geliefert werden mußte, daß sie im Han- 
del mit den westlichen Industrieländern gar nicht erst an relevanter Stelle erscheint, ist 
auch weiter unten bei der Preis- und terms of trade-Problematik zu fragen. Die Unterstel- 
lung, die Modernisierungsstrategie griff in der Produktion, die Produkte können jedoch 
nicht gen Westen geliefert werden, wird dadurch widerlegt, daß sich zwischen 1971-75 die 
Anteile der Warengruppen am polnischen Gesamtexport nich: entsprechend der Moderni- 


sierungsstrategie ändern: 
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Die »modernen« Branchen (9 - 11) haben ihren Anteil zwischen 1971-75 nicht erhöht, im 
Gegenteil. Der Anteil der modernen Branchen Chemie / elektronische Industrie am Export 
in sozialistische Länder betrug 1975 61,9% und am Export in kapitalistische Länder 33,9 % 
- also vor dem ominösen Handelsabkommen. Die Anteile der Warengruppen am Export 
entsprechen der Modernisierungsstrategie genausowenig wie das Verhältnis der Anteile 
dieser Warengruppen am Export Richtung Westen bzw. Richtung Osten. Dies wird an der 
Tabelle von Szlajfer deutlich, die zum einen die Exportanteile an der Gesamtproduktion 
wichtiger Exportbranchen und Industrien aufzeigt sowie die Exportanteile der entwickelten 
kapitalistischen Länder. Abgesehen von Schiffen ist der Anteil der traditionellen Exportgü- 
ter am Westexport (Rohstoffe, Nahrungsmittel, industrielle Konsumgüter der Leichtindu- 
strie) schr hoch. Waggons und Traktoren gehen bereits 1975 Richtung Osten. Die Gründe 
sind also nicht im Transferrubel und dem polnisch-sowjetischen Handelsabkommen von 
1976/77 zu suchen. 


Tabelle 22 


Warenanteile des polnischen Exports 1960 - 1975 (in%) 


1960 1965 1970 1971 1972 1973 1974 1975 


1. Brennstoff & Energie 22.7 16.1 12.5 14.0 13.5 12.6 15.9 20.1 
2. Landwirtschaft 3.6 4,5 4,7 3.4 5.4 4,5 3.0 27 
3, Forstwirtschaft 0.5 0.6 0.3 0.3 0.3 0.4 0.5 0.5 
4. Lebensmittel 16.1 16.0 9.8 9.2 9.3 10.5 9.5 7.1 
5, Leichtindustrie Ti 7.0 8.4 9.0 8.9 9.2 8.7 8.9 
6. Mineralprodukte Ro 1,2 0.9 0.9 0.8 0.8 0.7 0.7 
7. Holz & Papier 3.2 4.0 3.2 2.8 047, 2.8 2.5 2.0 
8. Kupfer 0.0 0.0 0.6 0.8 1.0 0.9 1.2 1.1 
Zusammen (1-8) 54.3 48.4 40.4 40.4 41,9 41.7 42.0 43.1 
ohne (1) Energie 31.6 32.5 27.9 26.4 28.4 29.1 26.1 23.0 
9. Elektrotechn. Ind. 30.0 36.9 41.7 42.3 4 11.5 39.4 41.3 
10. Chemie 4,9 6.1 8.4 9.0 9.1 9.5 10.9 9.3 
11. Metallverarbeitung 10.3 7.8 2 RE) 6.6 54T 
(ohne Kupfer) 
Zusammen (9-11) 45,2 50.4 58.8 58.5 57.0 57.3 56.9 56.4 


ohne (11) (Metallverarb.) 34.9 43.0 50.1 51.3 50.9 51.0 50.1 50.7 


UI, Preisbildung, Transferrubel und Entwicklung der Terms of trade im RGW-Handel 
Ill. 1. Preise, terms of trade 

Den Preisen zwischen den Mitgliedsländern des RGW liegen die sog. Weltmarktpreise zu- 
grunde, die von Konjunkturen und allzu starken, verzerrenden Schwankungen bereinigt 


sein sollen. Bis 1974/75 lagen den jeweiligen Fünfjahrplänen die durchschnittlichen Welt 
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marktpreise der vorhergehenden Fünfjahrplanperiode zugrunde, also für 1971-75 die von 

1966-70 (Bukarester Preisformel von 1958). Diese Regelung entsprach sozusagen den star- 

ten Plansystemen mit festen Handelsvereinbarungen, die Preisveränderungen während der 

Fünfjahrplanperiode schwerlich zulassen. 1974 wurde diese Verfahrensweise geändert. Für 

1975 wurden die durchschnittlichen sog. Weltmarktpreise von 1972-74 einschließlich zu- 

grunde gelegt und für. die Zeit ab 1976 beschlossen, daß nunmehr die durchschnittlichen 

sog. Weltmarktpreise der letzten fünf Jahre für die RGW-Preisbildung gelten sollten. Die- 
se Preisbildung, ob im Fünfjahreszyklus starr wie früher oder fließend wie heute, impliziert 
folgende Probleme 

- es gibt Weltmarktpreise nur für Rohstoffe, nicht hingegen für Güter der verarbeiten- 
den Industtie, 

- die sog. (kapitalistischen) Weltmarktpreise drücken nicht die Produktionsbedingungen 
im Realen Sozialismus aus, sondern die Produktivität der kapitalistischen Länder (die 
Kosten, die Qualität wie die Macht etc.), 

- RGW-Preise als Ausgangspunkt, die der dutchschnittlichen Produktivität im RGW-Be- 
teich Ausdruck verleihen würden, können nicht ermittelt werden, da die jeweiligen na- 
tionalen Preise nicht stimmen, die Preisbildungsmechanismen unterschiedlich sind, der 
Wert der Währungen auch deswegen fiktiv ist, von daher die Relationen zueinander 
nicht zu bestimmen sind. (Zu den Problemen, die sich daraus ergeben und in deren 
Kontext die Rolle des Transferrubel einzuschätzen ist, vgl. w.u.) 

Weshalb 1974 eine andere Preisbildungsformel, die andere »Weltmarktpreise« ergibt, abe, 

schlossen« wurde, liegt auf der Hand. 1973 war das Jahr der sog. Ölktise; die Ölpreise auf 

dem Weltmarkt stiegen enorm; die UdSSR hatte ein Interesse, an dieser Entwicklung zu 
partizipieren. Es stiegen allerdings auch die Preise für andere Energieträger, wie z.B. für 

Kohle. Diese veränderte Preisbildung bewirkt, daß der Handel im RGW-Raum zu laufen- 

Tabelle 23 


terms of trade der osteuropäischen Länder (insgesamt) (1970 = 100) 


(Nach offiziellen Angaben der osteuropäischen Länder) 


————T- a ee Ä | | 
11550 _| 3965 | 1970 | 1975 | 1976 | 1977 | 1978 
Bulgarien 1102.0| 103.9 | 100.0 | 96.0 | 91.3. 88.4 | 83.3 
"CSSR Hi | | | | | 
T | 96.0 96.0 ; 100.0: 90.01 88.0 | 86.0: 84.0. 
—... 8 [102.0 ;.101.0 | 100.0 99.0 | AOL 88.0 ni 
DDR 199.8 , 98.5 | 100.0 | 86.9 | 87.9! 
_ Polen | 97.7 99.1 | 100.0 | 105.9 , 108.0 _105.5 105.5 
| Ungarn | i | | 
| T | 975 | 100.0 | 83.1: 84.9 82.0 | 81.5 
_ BB |, 98 ee ı 84.2 1 82.2 | 80.3 
! Rumänien 97.9 102.9 100.0 97.5 | oh 
w vs Zu I ws 
7  j112.7 100.0 | 101.9 | 108.8 | a1u.7 | 117.4 
| RG 125.3 100.0 | 110.4 | 114.2 | 118.7 | 120.7 
Bro ER R BERNER m nv. 


T = Total, RS = Sozialistische Länder, RG = RGW-Länder 
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‘den Preisen 1975/76.so enorm steigt. Die UdSSR muß also keineswegs mehr liefern, schr 
wohl aber die anderen osteuropäischen Länder, die nicht über Rohstoffe verfügen, deren 
Preise ebenfalls enorm steigen. D.h.: Die terms of trade der osteuropäischen Länder ver- 
schlechtern sich, für dieselbe Menge an importierten Waren aus der UdSSR müssen sie ih- 
rerseits mehr Waren liefern, daher die plötzlich auftretenden negativen Zahlungsbilanzen 
gegenüber der UdSSR. Die terms of trade, die sich für die UdSSR von 1974 zu 1975 im 
RGW um 11% verbessern, verändern sich für die osteuropäischen Länder folgenderma- 
ßen(vgl. Tabelle 23, S. 50): 

Nur Polen konnte einer Verschlechterung seiner terms of trade in seinem Gesamthandel 
entgehen. Dafür gibt es nur'eine einzige Erklärung: Polen ist das einzige Land des RGW, 
das neben der UdSSR nennenswert Rohstoffe exportiert. Und: Polen hat eine Exportstruk- 
tur (Warengruppen und -anteile), bei der die Rohstoffe eine große Rolle spielen. Die stei- 
genden Rohstoffpreise schlagen sich also auch für Polen günstig nieder.” 

R. Dietz hat in einem äußerst lesenswerten Artikel die Preisveränderungen im sowjetischen 
Außenhandel mit den einzelnen osteuropäischen Ländern aufgrund der Ölkrise und der 
damit einhergehenden Änderung der Preisbildungsformel die sich hieraus ergebenden 
Preisveränderungen mit den einzelnen Ländern ermittelt (in %):* 


Tabelle 24 


RE DEREN Enden ner ee re ha ER udn 
” | Bulgarien CSSR | DDR Polen | Rumänien | Ungarn 
| IA Pia Pla pa Pia» |a 
| Warengruppe 9 mu 75 Telru 75 Tdau 15 Telmu 75 Taruıs var ms 
| | | 
| 


[Er x o_ r|t _e 


ML ' ! 

‚ Maschinen 50 519j26 -ı 2128 9 91e9 14 20 42 7 40128 16 
‚ Brennstoffe 22 104 7:27 87 13 22 56 17 19 94 7 895 -3| 21 85 
‚Erze, Metalle 'ıl 67 -1128 26 -2]28 56 ılı hi 1137 53 -ojou 34 


! 
| 
I 
| 
} 


Im = D t e 
|Maschinen u6 18 3|68 20 12l72 22 3 118 22 ı7l25 20 arıso 26 | 
| Brennstoffe , ae =24ll 572 Are = 
Erze, Metalle | 1 61 5| - - - - - -|3 50 1611364 014 3 
terms of 8.7 = 13.11.41 17.655 2.7 -1.2) 2.8 3.1] 11.7 
trade 
L_ u “= M| 


A = Anteile, P = Preise, 74 = 1974, 75 = 1975, 76 = 1976 
N) Drei von neun Warengruppen aufgrund der Fragestellung 


. Diese Zahlen belegen eindeutig, daß die Exportstruktur der osteuropäischen Länder in die 
UdSSR die Preisrelationen und ihre Verschlechterung bestimmt. Die beiden höchst ent- 
wickelten Länder, die DDR und CSSR, die in die Sowjetunion insbesondere Maschinen 
(neben industriellen Konsumgütern) liefern, schneiden am schlechtesten ab. Sie konnten 
die Preissteigerungen bei Brennstoffen und anderen Rohstoffen am schlechtesten kompen- 
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sieren, da die Preise für ihr Produkte in Relation zu den sowjetischen am wenigsten stie- 
gen, Bulgarien kommt im Vergleich zur DDR und CSSR fürs erste günstiger weg, weil es 
mit der UdSSR extrem verzahnt ist, weshalb Veränderungen in einer einzigen Warengrup- 
pe nicht so durchschlagen. Die Verluste Rumäniens sind gering, weil es wenig Rohstoffe 
bezieht. Polen erleidet 1975 einen geringen Verlust (von knapp 3%) und erzielt 1976 ei- 
nen geringen Gewinn aus den veränderten Preisen (1.2 %), weil die Anteile des polnischen 
Imports sowjetischer Brenn- und Rohstoffe im Vergleich zum polnischen Export solcher 
Güter in die UdSSR ziemlich ausgewogen sind. Von daher wird auch verständlich, daß die 
UdSSR 1975 in der Warengruppe Brennstoffe zu laufenden Preisen eine so enorme Wachs- 
tumsrate aufweist. Dies ist die polnische Kohle zu neuen Preisen. 

Setzt man 1974=1.00, so ergeben sich nach den bei Dietz nachzulesenden 
Berechnungen‘? folgende terms of trade der UdSSR für 1975, 1976, 1977 mit den einzel- 
nen osteuropäischen Ländern: 


Tabelle 25 


1975 1976 1977 
Bulgarien 1.097 1.178 1.260 


CSSR 1.131 1.144 1.244 
DDR 1176 1,204 1.345 
Polen 1.027 1015 1.047 
Rumänien 1.028 1,061 1.086 
Ungarn 11T 1.153 1.221 


Bezogen auf die Argumentation von Rajski heißt dies: 

- Die entscheidende Wachstumssteigerung zu laufenden Preisen irn Export der osteuropät- 
schen Länder, auch Polens, vollzieht sich bereits 1975 (und nicht durch das sowjetisch-pol- 
nische Handelsabkommen von 76/77 und den »vollen« Übergang zur Verrechnung in 
Transfer-Rubel 1976). 

- Die Wachstumssteigerung ist bedingt durch die Änderung der Preisbildungsformel, die 
der UdSSR zugute kommt. 

- Die neue Preisbildungsformel kommt aber in hohem Maße auch Polen zugute. 

- Die Preisrelationen im polnischen Handel mit der UdSSR sind viel günstiger als die aller 
anderen osteuropäischen Länder. 

- Die für die UdSSR politisch am wenigsten komplizierten und ökonomisch besonders 
wichtigen Länder erleiden den größten Nachteil. 

- Den veränderten Handelsbedingungen liegt keine willkürliche sowjetische Ausbeutung, 
am wenigsten Polens, zugrunde, vielmehr schlagen aufgrund der veränderten Preisbil- 
dungsformel strukturell die Weltmarktpreise schneller durch. 
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- Da in den folgenden Jahren keine ähnliche Wachstumssteigerung im Handel mit der 
UdSSR festzustellen ist, da die Preisbildungsformel weiterhin (wenn auch nicht mehr in 
derselben Weise) preistreibend durchschlägt und der Osthandel auch bedingt durch die 
Reduktion des Westhandels zunimmt, bleibt für eine Erklärung »Ausbeurung durch Ver- 
rechnung im Transfer-Rubel« kaum noch Spielraum. (Dennoch soil darauf noch weiter un- 
ten eingegangen werden.) Das Exportwachturn zu laufenden Preisen (was Rajski nicht er- 
wähnte) setzt also früher ein, als Rajski annimmt, und ist daher Ergebnis der veränderten 
terms of trade und nicht direkter Ausbeutungsmethoden speziell gegenüber Polen über 
ominöse Transfer-Rubel-Manipulationen. 

- Die Mengen in Tonnen bzw. Einheiten von Gütern im Außenhandel Polens, die damit 
erzielten Einnahmen in Verrechnungs-Zloty im kommerziellen Handel wie die Entwick- 
lung in den Jahren 1970 bis 1978 veranschaulichen im einzelnen die allgemeine Entwick- 
lung deutlich“®: (a) Die hohen Preissteigerungen für Rohstoffe, die dann in Preisen ausge- 
drückt von Rajski als reale Wachstumssteigerung, also als zusätzliche Lieferungen Polens 
interpretiert werden; (b) die nach 1975/76 nur geringen Mengensteigerungen an Gütern 
der verarbeitenden Industrie für den Export und damit die Begrenztheit der polnischen 
Exportmöglichkeiten, insbesondere in den »modernen« Branchen. In Anbetracht der Be- 
mühungen, die Westverschuldung zu begrenzen, blieb nicht mehr viel, was die UdSSR 
sich hätte aneignen können. Wäre die Umverteilung dennoch geschehen, müßte Polen 
entweder einen beachtlichen Handelsbilanzüberschuß mit der UdSSR haben (was nicht der 
Fall ist) oder die Warengruppen-Anteile des polnischen Exports gegen Osten verändert 
sein und Polen damit im Handel mit der UdSSR schlechtere terms of trade haben (was 
ebenfalls nicht der Fall ist). 

- Die allgemeine Entwicklung und ihre Ursachen lassen keine Sonderinterpretation für Po- 
len zu. Die Ursachen für die polnische Wirtschaftsmisere können nicht bei der UdSSR ge- 
sucht werden. 


II.2 Der Transferable Rubel als wundersame Dollar-Vermehrung der UdSSR? 


Im vorstehenden Unterabschnitt bin ich darauf eingegangen, daß die Steigerung der 
Wachstumsraten im OÖst-Ost-Handel, die Rajski feststellt, nur mit der veränderten Preisbil- 
dung zu erklären ist. Polen schnitt dabei günstiger als die anderen osteuropäischen Länder 
ab, die nicht »nach Osten ausbluteten«e. Die durch die neue Preisbildung bedingten 
Wachstumssteigerungen in laufenden Preisen (und verschlechterten terms of trade) macht 
Rajski am Transfer-Rubel und dies auch erst für 1977 fest. Nur so läßt sich behaupten, daß 
Polen am sowjetischen Raubhandel leidet. Die veränderten terms of trade stellen zwar eine 
große Belastung für die Wirtschaften der osteuropäischen Länder dar, sie basieren jedoch 
nicht auf sowjetischem Raubhandel, sondern auf dem - bedingt durch Unwissen über die 
Kosten, Mißtrauen gegeneinander und Interessengegensätze aufgrund des unterschiedli- 
chen wirtschaftlichen Entwicklungsstandes - Konsens, dem RGW-Handei bereinigte Welt- 
marktpreise zugrundezulegen. Dennoch will ich im folgenden kurz eingehen auf die Tauschre- 
lationen (Transfer-Rubel, Dollar, offizielle »Wechselkurses der sog. nationalen Währun- 
gen), die Intentionen, die sich mit dem Transferrubel im Kompiexprogramm des RGW 
1974 verbanden und daran anschließend auf die tatsächliche Bedeutungslosigkeit des 
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Transfer-Rubel aufgrund der planwirtschaftlichen Strukturen bzw. der spezifischen plan- 
wirtschaftlichen Systeme als Herrschaftssysteme im Inneren. 


Tabelle 26 
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Offizielle "Wechselkurse" je Dollar 1970-80 im kommerziellen 


Zahlungsverkehr (50) (nach den jeweiligen nationalen Angaben) 


"Polen 


DDR Ungarn UdSSR 
Valuta-Mark | Valuta-Zloty Valuta-Forint Valuta-Rubel 
960 4.20 "4.00 11.74 4.0 
970 4.19 4,00 11.74 0.9 
1971/2 517 3.68 10.81 0.82 
1973 2,84 34.32. 9.39 0.72 
| 1974 2.50 3.32 9.15 0.75 
1975 2.40 3.32 8.59 0.69 
1976 2.55 3.32 41.30 8.75 
1977 210 ud 39.80 0.70 
1978 2,05 3427 37.45 0.69 
1979 140 2.98 34.00 0.639 
[2989 1.78 3.03 


32.60 . 


Statt der Bezugsbasis Dollar kann die Umrechnung umgekehrt erfolgen, indem für eine 
nationale Einheit (1 Valuta-Mark etc.) angegeben wird, wieviel Dollar dies im offiziellen 
Handelskurs sind. 

Zwischen 1960 und 1971 halten alle Länder an einem starren Verhältnis zum Dollar fest. 
Mit der offiziellen Lösung des Dollars vom Gold und der Abwertung des Dollars Anfang 
der 70er Jahre setzen alle Länder ihre Valuta-»Währungen« bzw. Umrechnungskoeffizien- 
ten in ein anderes Verhältnis zum Dollar; sie werten auf. Auf Basis dieser grundsätzlichen 
Gemeinsamkeit sind dann leichte Unterschiede festzustellen. Ungarn hingegen verzeich- 
net 1976 einen tiefen Einschnitt, nicht weil Ungarn 1976 einen wirtschaftlichen Zusam- 
menbruch erlitte (der sich im Umrechnungskoeffizienten gar nicht niederzuschlagen 
braucht), sondern weil Ungarn zwecks Effektivierung der ungarischen Wirtschaft in seinem 
Westhandel die Konvertibilität seiner Währung anstrebt. Auf der Basis einer willkürlichen 
Setzung von Forint zu Dollar ist das jedoch nicht möglich. An dieser Änderung von 8.59 zu 
41.30 Forint per 1 US-$ sieht man, was diese »Kurse« taugen. Was diese Kutse taugen, 
sieht man auch daran, daß die DDR ihre Valuta-Mark im Mai 1980 auf 1.78 zu I US- 
$ festsetzt (DM:DDR-M ohnchin 1:1) - eine in Anbetracht der freundlichen Taxierung 
von 1 DM : 2.50 DDR-M (nach Berechnungen des DIW) irreale Relation. Was diese Kurse 
taugen, sieht man auch daran, daß sich die polnische wirtschaftliche Entwicklung (angelegt 
in der ersten Hälfte der 70er Jahre) in der zweiten Hälfte der 70er Jahre verhältnismäßig ge- 
ring im Umtechnungskoeffizienten niederschlägt. 

Zur wundersamen Dollar-Vermehrung von Rajski (62 Kopeken = 1 US-Dollar, an anderer 
Stelle 69 Kopeken = 1 US-Dollar - die erstere Zahl trifft nicht zu, die letztere sehr wohl, 
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Tabelle 27 


Umrechnungskoeffizienten: US-D je Einheit nationaler Valuta-Währung (51) 


(Auf Basis von U N -Publikationen) 


| | DDR | Polen | Ungarn VdSSR 
| |US-D je Valuta-M| US-D je Valuta-Z |US-D je Valuta-R US-D je Valuta-R 
VorD Je Val i ar autant ı 
1960 0.238 0.250 0.0852 1.111 | 
| 1970 0.238 0.250 i 0.0852 | 1.111 
1971: 0.238 | 0.250 . 0.0852 1.111 
| 1972; 0.258 | 0.271 | 0.0925 1.206 
| 1973| 0.287 0.299 | 0.1051 1.358 
| 197u| 0.287 0.301 | 0.1093 1.321° 
1975 0.287 0.301 0.1166 1.386 
1976 0.287 0.301 0.0240 * | 1.326 
* Handelskurs des neuen Forint, M = Mark, Z = Zloty, F = Forint, 
R = Rubel 


allerdings für 1975): Entsprechend den Dollar-Abwertungen verlaufen die Aufwertungen 
.des sowjetischen Rubel (wie des Transfer-Rubel, den Unterschied kann man ökonomisch 
vernachlässigen, er ist eine Frage der politischen Kosmetik?) in der ersten Hälfte der 70er 
Jahre, während sich in der zweiten Hälfte ein Hin- und Herschwanken vollzieht, verbun- 
den mit Aufwertungen. Die Entwicklung seit 1976/77 erklärt also nichts, nimmt man die 
»Wechselkurse«, Umrechnungskoeffizienten, einmal ernst (wegen Rajski). Weder läßt sich 
hier eine besonders signifikante Entwicklung des Rubels feststellen, noch bewirkten die 
Aufwertungen des Rubels gegenüber dem Dollar für die anderen Länder Verschlechterun- 
gen, da sie in der ersten Hälfte der 70er Jahre ebenfalls auf die Dollar-Abwertung ein- 
schneidend reagieren und auch in der zweiten Hälfte weiterhin aufwerten. Die wundersa- 
men Vermehrungen durch Aufwertungen gegenüber dem US-Dollar machen also alle Län- 
der mit, seit der Dollar seine Funktion als Leitwährung auf Basis eines Systems fester Wech- 
selkurse verloren hat. Wie fiktiv auch immer die Ausgangssetzungen sind, die Schwankun- 
gen legitimieren sich durch die Dollar-Schwankungen, und sie verlaufen bei allen »Wäh- 
rungen« in gleicher Richtung. Daher läßt sich an dieser Entwicklung keine sowjetische Aus- 
beutung - in der zweiten Hälfte der 70er Jahre als Ursache für das polnische Fiasko - fest- 
machen. 

Die Kurse sind offenkundig abgestimmt auf die sog. Wechselkurse per Dollar. Am Beispiel 
Polens: 1Z = 0.225 R. 0.225 R sind ungefähr ein Drittel Dollar (0.63 R = 1 US-$). Da 
2.9892 = 1$,1Z2ca. 1/3$ = 0.225 R. Die offiziellen Umrechnungskoeffizienten im 
RGW-Raum zu einander widersprechen sich also selbst in einer so katastrophalen Situation 
wie der Polens 1980 nicht. Rajski argumentiert auch nicht so, sondern legt die offiziellen 
»Wechselkurse« des Transferablen Rubels zum Dollar als Realität zugrunde. Dennoch hät- 
te in ungünstigen Abweichungen der offiziellen Wechselkurse innerhalb des RGW-Raums 
zu denen gegenüber dem Dollar eventuell für seine Position etwas herausgeholt werden 
können. In EG-Terminologie: Die osteuropäischen sog. Währungen befinden sich in einer 
Währungsschlange zum US-$, insofern führt die Aufwertung des Transfer-Rubels nicht zu 
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Tabelle 28 


Offizielle Wechselkurse innerhalb des RGW (Mai 1980) (53) _ 


Bulgaria] CSSR | GDR }Hungary Poland !Romania| USSR E 
; F-E Leval F-E Kos! P-E Hark F-E BorinIt zi0ty| F-E Leu!F-E Roubles | 
Bulgaria 100 Teva | Is15. 38 |19. 93 I2154, 071): 341.880 [512.82 76.92 ! 
BESSER 100 Kes 16.25 | | 30.86 ! 349, sa 55.550 ! 83.33 12.50 ! 
' GDR 100 Marks 52,65 13 324,0 ;1134.00(1) 180.00 270.00 | 40,50 
; Hungary 100 Forintsi 9.97 | 61.36 | 18.94 | 34,070 51.15 ! 7.67 
‚Poland 100 Zloty | 29.25 179.99 | 55.56 630.34(1) 150.00 | 22.50 
|Romania 100 Lei 19.50 120.01 37.04 419.86(1) | 66.670 15.00 
lussr 400 ‚Roubles| 130.00 I 800.0 [26.51 je800.0 e| Auy. uno . 667 DR ee | 

(1) geschätzt F-E = offizieller Handelskurs (Valuta) 


einer grundsätzlichen Verteuerung der sowjetischen Exportgüter, weil sich die Verteuerung 
bedingt durch die Schlange, das gemeinsame »Floaten«, nicht auswirkt. Geht man nicht 
vom Devisen-Zloty aus, sondern vom Zloty, also der Binnenwährung, ergibt sich ein Ver- 
lust für Polen bei Exporten in die UdSSR, in die westliche Vorprodukte eingehen. Für die 
Zugtundelegung der Binnenwährung spricht, daß - wenn überhaupt - nur sie etwas über 
die Rentabilität des Außenhandels aussagen kann. Dagegen ist einzuwenden, daß die Prei- 
se aufgrund des planwirtschaftlichen Systems die Kosten nur sehr unzulänglich zum Aus- 
druck bringen - der Zloty also auch nicht geeignet ist, etwas über Rentabilität auszusagen. 
Unterstellt man jedoch einmal, daß die Zahlen (Relationen) und Mechanismen (Währun- 
gen, Wechselkurse, Umrechnungskoeffizienten) die ökonomische und politische Realität 
wiedergeben, entsteht für Polen insofern ein Verlust, als im Außenhandel mit dem RGW- 
Raum 1 Devisenzloty (DZ) mit 10 Zloty (Z) gleichgesetzt wird, während für das nichtsozia- 
listische Wirtschaftsgebiet die Relation 1 DZ = 13 Z betrug. Geht man für 1977 von einer 
Relation 0.75 Transferrubel = 1 Dollar aus, führt dies beim Weiterexport von Westimpor- 
ten in die UdSSR zu einem Verlust. Demnach erleidet Polen durch die unterschiedlichen 
Relationen im Transferrubel- bzw. Dollar-Raum und durch das Verhältnis Transferrubel 
zu Dollar einen Verlust. Das Ganze gilt dann natürlich auch umgekehrt: Soweit in die pol- 
nischen Exporte in den Westen Güter aus der UdSSR eingehen, erzielt Polen über diesen 
Mechanismus einen Gewinn - auch dann, wenn in diese Produkte keine westlichen Vorlei- 
stungen eingehen, entscheidend ist das Dreiecksgeschäft. Der Gewinn steigt, wenn auch 
noch westliche Vorprodukte eingehen, wie z.B. Eneigielieferungen. Gabrisch (a.a.O., $. 
82ff,) kommt zu dem Ergebnis, daß über diesen Mechanismus Polen zwischen 1977 und 
1979 nur sehr geringe Verluste entstanden sind, die keine Wirtschaftskrise erklären können 
(0.8-1.5% des polnischen Exports in die UdSSR). So sinnvoll diese Rechnungen sind, sie 
werden relativiert einerseits dadurch, daß die Binnenwährung nur sehr eingeschränkt etwas 
über Rentabilität aussagt, und andererseits dadurch, daß jeweils bilateral Preise ausgehan- 
delt werden, die Tatsache, daß für Vorprodukte der zur Diskussion stehenden Fertiggüter 
Devisen in bestimmten Relationen verausgabt werden mußten, in die Verhandlungen da- 
her eingehen kann, da es keine Automatik von Ware-Geld-Beziehungen gibt. 

Hätte Rajski die Ausbeutungsthese nicht erfunden, wäre es nicht erforderlich gewesen, die 
offiziellen Wechselkurse, ihr Verhältnis zueinander und zum Dollar und in der Entwick- 
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lung der 70er Jahre nachzuzeichnen. Durch diese Nachzeichnung wird der Eindruck ver- 
stärkt, daß der Transferable Rubel als »kollektive Währung« in irgendeiner Weise eine be- 
deutsame Rolle spielt. Dies ist nicht der Fall, und zwar aus mehreren Gründen: 

(a) 

- Direkte Planung und bilateraler Handel gehören zusammen. Export und Import werden 
in Menge und/oder Wert auf den zentralen Plan bezogen, die Waren in naturaler Form 
ausbilanziert.’* 

- Da es der direkten Planung auf bestimmte Waren in bestimmten Mengen ankommt, 
gibt es besonders gefragte und weniger gefragte Waren (harte-weiche Waren, wobei insbe- 
sondere hochwertige industrielle Investitionserzeugnisse oder Rohstoffe zu den harten zäh- 
len). 

- Da diese Waren nicht gekauft werden können (selbst wenn man über genügend Transfer- 
able Rubel verfügt), sondern nur gegen Gleichwertiges (Waren oder konvertible Währun- 
gen) herausgerückt werden, sind Handelsabkommen erst einmal Kämpfe um harte Güter 
(da man sie im RGW-Raum nicht kaufen kann, Waren nicht einfach gegeneinander ge- 
tauscht werden können, spricht Levcik von der »Nichtkonvertibilität der Waren«). 

(b) 

- Direkte Planung und Preisverzerrungen auf dem nationalen Binnenmarkt gehören zu- 
sammen. In den Preisen kommen im je nationalen Rahmen weder die Kosten noch Knapp- 
heit hinlänglich zum Ausdruck. 


Exportanteile in % in ausgewählten Branchen 1975 


Exportanteil für entwickelte 


Export | Produktion (1)/(2) | kap.Länder in % des Ges.Exp. 

Kohle & Koks (Tsd.t) 41.616 | 190.300 21.8 49.9 Frankr.,Dänem., 
Italien, Finnland, 
BRD, Japan 

Kupfer (t) 90.329 249.000 36.2 76.8 BRD, Großbritann, 

Eisenbahnwaggons 7.194 19.243 37:31 x 

(Pers.-u.Güterw.)(Stck.) 

Autos (Stck.) 40.859 | 164.000 24.9 16.9 Frankr., Großbrit. 

Traktoren (Stck.) 18.013 57.600 5052 4.0 Dänemark 

Schiffe (Tsd. BRT) 946 1.023 92.4 30.4 Holl., Norw., BRD, 
Schweden 

Frischfleisch (t) 90.977 k.Ang. k.Ang. |k.Ang. 

Speck (t) 18.101 23.000 78.7 99.9 Großbritannien 

Schinkenkonserven (t) 38.230 | 476.000 14.0 95.0 USA, GB, Schweden 

Fleischkonserven (t) 24.725 | 176.000 14.0 95.2 BRD, USA, Großbr. 
Schweden 

Geflügel (t) 23.158 1 162.000 14.3 79.7 BRD, Österr., 
Schweiz 

Butter (t) 15.277 i 193.000 1.9 - 

Möbel (Mio.Zioty für = 

. 338.9 Ba.2.200 ca.15.4 31.4 Schweden, BRD 

intern. Abkommen) USA, Großbrit. 

Lederschuhe . 

(Tsd. Stück) 24.469 73.000 53.8 38.9 Großbrit., USA, 


ER A 


Canada, BRD (#3) 
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- Mit diesen Preisen läßt sich daher im RGW nichts anfangen. Insofern werden Weltmarkt- 
preise als Ausgangspunkt der Verhandlungen genommen. 

- Da die Preise die Kostenstruktur nicht wiedergeben, sagen auch die nationalen »Wäh- 
rungen«, ihre sog. Wechselkurse nichts aus. 

- Diese »Währungen« (obwohl schon zwischen Binnen-Währung und Valuta-Währung 
unterschieden wird) können daher gegen die offiziellen Verrechnungskutse nicht einge- 
tauscht werden. Waluta-Währungen sind nicht konvertibel, sie existieren überhaupt nicht, 
vielmehr handelt es sich um Umrechnungskoeffizienten (gedacht als Orientierung für die 
Außenhandelsorganisationen und Außenhandelsbettriebe). 

®) 

- Direkte Planung, Monopol des Anbieters gegenüber dem Nachfrager, mangelnde Effek- 
tivität und Qualität (und damit das Problem harte-weiche Waren) gehören zusammen, 
- Daher sind die Weltmarktpteise lediglich Ausgangspunkt der Verhandlungen. Bei Gü- 
tern der verarbeitenden Industrie muß man sich einigen, welcher Markt der Hauptmarkt 
(= Weltmarkt) ist, welche Preise also die Weltmarktpreise sind. Dann geht es im Bargai- 
ning weiter um die vergleichbare Qualität der Produkte oder des Service, um Mengen und 
Rabatte, Zahlungsbedingungen, Fristen. Entschieden werden muß auch über die Bereini- 
gung der Weltmarktpreise von konjunkturellen und saisonalen Schwankungen. 

- Die Preise, die so zustande kommen, sind ungleich den »Weltmarktpreisen«. 

- Die Preise, die so zustande kommen, sind bei ein und demselben Produkt im Austausch 
von Land zu Land verschieden. 

- Die Preise, die so zustande kommen, sagen nicht nur über die Güter, sondern auch über 
die Verhandlungsmacht der bilateralen Partner etwas aus. 

(d) 

- Direkte Planung und bilateral ausbilanzierter Handel führen im Idealfall, wenn Planung 
und Realität sich entsprechen, zu ausgewogenen Konten bei der Internationalen Bank für 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit (IBWZ), die die Verrechnungen registriert, d.h. zur 
praktischen Nicht-Existenz des Transferrubel. 

- Abweichungen vom Idealfall bewirken positive bzw. negative Kostenstände in Transfer- 
rubel bei der IBWZ. 

- Guthaben in Transferrubel, den es nicht gibt, den man nicht um- oder eintauschen 
kann, können nicht in Waren umgesetzt werden aufgrund (a) der vollständigen Verpla- 
nung der Waren, der Nicht-Konvertibilität der Waren (harte-weiche), (b) der Nicht-Kon- 
vertibitität der »Währungen« (je nationale Preisverzerrungen, fiktive Währungen bzw. 
Umrechnungskoeffizienten) und (c) des Bargaining um die Preise im bilateralen Warenaus- 
tausch. 

- Der Transferable Rubel kann also nur genutzt werden, wenn irgendwo etwas zur Verfü- 
gung steht, was nicht per Plan festgelegt ist (bestimmt keine harten Waren). 

- Der Transferable Rubel kann nur genutzt werden, wenn zufällig der andere die Ware los- 
bekommen will, die man selbst haben will. 

- Der Transferable Rubel kann unmittelbar nur genutzt werd:n, wenn die diesen speziel- 
len Guthaben zugrunde liegende Kaufkraft und das Angebet sich entsprechen - dies ist ei- 
ne Prüfung von Fall zu Fall, keine Frage eines Kuzses. 

Der Transferable Rubel ist also entgegen seinem Namen nicht transferierbat. Planwidrige 
Guthaben in Transferablen Rubeln bei der IBEWZ können ohne Warenvereinbarungen 
nicht genutzt werden, konkrete Warenvereinbarungen etst bringen ihn zum Leben - als 
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Verrechnungsgröße. Er eignet sich daher auch nicht zu einer wundersamen Dollar-Ver- 
mehrung. Er wurde etfunden, weil der Handel, systembedingt bilateral, vom Bilateralis- 
mus allmählich befreit werden sollte, da die Bilateralität die Handelsmöglichkeiten be- 
schränkt. Im Komplexprogramm von 1971 wurde dem Transferablen Rubel eine große Zu- 
kunft als kollektive konvertible Währung vorausgesagt bzw. aus ökonomischen Gründen 
angestrebt. Ökonomische Probleme, die durch die Form der Vergesellschaftung bedingt 
sind, lassen sich jedoch nicht in der Zirkulationsspäre lösen. Deshalb ist es entgegen Rajski 
bei dem bilateralen Ausgleich zwischen zwei Partnern geblieben, etwas anderes läßt die 
Hertschaftsfunktion der Plansysteme nicht zu. Die Verrechnung im Transferablen Rubel 
wie die in den Valuta-Währungen (Umrechnungskoeffizienten) hat den Vorteil, daß die 
RGW-Länder je einzeln wie untereinander nicht in einem »Valuta-Dollat« rechnen müs- 
sen. Guthaben bei der IBWZ in Valuta-Dollar (»Valuta«, weil der Dollar natürlich auch 
nicht mehr konvertibel wäre) machen jedoch optisch nicht gerade den Eindruck von Über- 
legenheit des Realen Sozialismus gegenüber dem Kapitalismus. 


IV. Investitionsbeteiligungen, gemeinsamer Plan, Spezialisierung und Kooperation, inter- 
nationale Wirtschaftsorganisationen der Mitghedsländer des RGW 


Abschließend muß auf die in der Überschrift angesprochenen Formen der produktionsbe- 
zogenen Kooperation und Spezialisierung noch kurz eingegangen werden, da Rajski be- 
hauptet, daß polnische Fertigprodukte, in die westliche Vorprodukte eingehen, an die 
UdSSR abgeführt werden müssen. Diese Produkte, deren Herstellung z.T. Kosten in Devi- 
sen verutsacht, stehen laut Rajski zum Schaden Polens weder dem Westexport zur Verfü- 
gung, wodurch einerseits weniger importiert werden kann und andererseits Schulden nicht 
abgezahlt werden können bzw. steigen, noch dem polnischen Binnenmarkt, wodurch sich 
einerseits Produktionsmöglichkeiten verringern und andererseits der Konsum beeinträch- 
tigt wird. 

Die Tatsache, daß Polen hochwertige Güter, selbst solche, in die westliche Vorprodukte 
eingehen, an die UdSSR liefert, besagt als solche überhaupt nichts. Das Bestreben, die Au- 
ßenwirtschaft als Wachstumsfaktor zu benutzen, hat 1971 zur Verabschiedung des Kom- 
plexprogramms geführt. In diesem wird nicht nur eine multilaterale Zirkulationssphäre 
zwecks Wachstumssteigerung (vgl. die Ausführungen zum Transferrubel) angestrebt, son- 
dern auch die Internationalisierung der Produktionssphäre durch Kooperation und Spezia- 
lisierung, Investitionsbeteiligungen (in Form von Warenlicferungen), zwischenstaatliche 
bzw. internationale Wirtschaftsorganisationen, die auch getrennt-gemeinsam produzie- 
ten, bis hin zu gemeinsamen Betrieben. Bei diesen Überlegungen ging es ebenfalls um die 
Effektivierung der Wirtschaft, und zwar duich ein - bereits für die Produktion geplantes 
und vereinbartes - Überspringen der Schranken der nationalen-Binnenmärkte. In der real- 
sozialistischen Diskussion der ersten Hälfte der 70er Jahre war es ein durchaus geläufiges 
Argument, die Ost-West-Kooperation auch zu benutzen, um sich (mit ihrer Hilfe) für at- 
traktive Produkte bei Spezialisierungen im RGW-Raum eine Monopolherstellung zu si- 
chern (= Ausweitung des Markies). 

Wie Rajski die Wachstumssteigerungen im Außenhandel an einem ausbeuterischen Trans- 
ferablen Rubel statt an der veränderten Preisbildungsformel festmacht, die auch Polen zu- 
gute kam, so behauptet er für 1976 das Ende der bilateralen Verrechnung in Transferrubel 
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im Kontext von zunehmenden Lieferungen hochqualifizierter Produkte. Der bilaterale 
Handel und die bilaterale Verrechnung bestehen jedoch nach wie vor. Der falschen Infor- 
mation und Interpretation liegt in diesem Falle ein mangelndes Verständnis des auf der 
XXIX. Ratstagung des RGW (1975) angenommenen »abgestimmten Plans der mehsseiti- 
gen Integrationsmaßnahmen 1976-80« zugrunde. Der abgestimmte Plan« ist jedoch kein 
mulktilateraler Plan. Er regelt Warenlieferungen der Fünfjahrpläne 1976-80 im Rahmen 
von schon lange laufenden Investitionsbeieiligungen und Spezialisierungs- bzw. Koopera- 
tionsabkommen auf der Basis zweiseitiger zwischenstaatlicher Vereinbarungen insbesonde- 
te der kieineren Länder mit der UdSSR. Diese werden dann zur Mehtseitigkeit zusammen- 
gefügt und im je nationalen Planteil sozialistische ökonomische Integration (1973 von den 
Mitgliedsländern des RGW auf der XXVII. Ratstagung empfohlen) ausgewiesen. Fast alle 
abgestimmten Investitionsprojekte dienen der Erschließung sowjetischer Rohstoffvorkom- 
men.?° Die osteuropäischen Länder liefern die entsprechenden Güter auf Kreditbasis (bei 
nur 2% Verzinsung), die später mit Produkten aus eben diesen Projekten zurückgezahlt 
werden. Die gemeinsamen Investitionsprojekte liefen 1971 an - taugen daher auch nicht 
als Erklärung für die polnische Wirtschaftsmisere der zweiten Hälfte der 70er Jahre. Aus 
diesem Grund haben die osteuropäischen Länder Handelsbilanzüberschüsse gegenüber der 
UdSSR zwischen 1971 und 1973. Daß diese Investitionsbeteiligungen 1975 in eine so schö- 
ne Formel gekleidet (Mehtseitigkeit, bei der die UdSSR das Zentrum ist, das jeweils mit 
den anderen Ländern bilateral abschließt) und durch einen so bezeichneten Vertrag wie 
durch entsprechende Planteile der nationalen Volkswirtschaften abgesichert werden konn- 
ten, liegt an der ökonomisch erstarkten Stellung der UdSSR bedingt durch die Ölkrise, die 
Weltwirtschaftskrise und die sich abzeichnenden real-sozialistischen strukturellen Proble- 
me des Öst-West-Handels. Gegen diese Investitionsbeteiligungen (Lieferungen von Waren 
bei niedriger Verzinsung gegen zukünftige Partizipation an der harten Ware Öl z.B. - mit 
Transferablen Rubeln ist da nichts zu machen) ist isoliert betrachtet grundsätzlich nichts 
einzuwenden. Investitionsbeteiligungen mit finanziellen Einbußen (aufgrund der niedri- 
gen Verzinsung) #»d um 11% verschlechterte terms of trade (Osteuropa - UdSSR) zusam- 
men jedoch müßten als Ausbeutung bezeichnet werden - allerdings aller osteuropäischen 
Länder, nicht nur Polens (nur hat das nichts mit dem Transferablen Rubel, mit mehtseiti- 
ger Verrechnung und auch nichts mit Lieferzwängen zu tun und erklärt nicht die polnische 
Wirtschaftsmisere). Relativierend ist allerdings hinzuzufügen, daß mit dem Verweis auf 
die Investitionsbeteiligungen ein Teil der sowjetischen Erdöllieferungen schon billiger ab- 
gegeben wurde.’’ 

Bei Kooperationen und Spezialisierungen geht es entweder um Vereinbarungen, die ge- 
wachsene Traditionen festschreiben (diese Form überwiegt), um Vereinbarungen, die neue 
Entwicklungen und deren Austauschregela (Spezialisierungen innerhalb der Produktions- 
zweige, weil kein Land auf Preduktionszweige verzichten will), oder gar um solche Verein- 
barungen, die mittels spezieller Wirtschaftsorganisationen der »interessierten« Länder die 
getrennt stattfindende Produktion spezialisiert koordinieren (wenige Vorhaben). Grund- 
lagen dieser Arbeitsteilung, die nur sehr bedingt funktioniert, wurden bereits auf der 
RGW-Konferenz von 1959 gelegt, 1962 wurden die »Grundprinzipien der internationalen 
sozialistischen Arbeitsteilung« beschlossen. Im Lauf der Zeit haben sich Schwerpunkte 
durch bilaterale Vereinbarungen, die eventuell multilateral synchronisiert abgesegnet wer- 
den, herausgebildet. Polnische Schwerpunkte der Arbeitsteihung zwischen den Mitglieds- 
ländern des RGW sind insbesondere folgende: Hochseesschiffe, Bagger, Fördermaschinen, 
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Maschinen für die Nahrungsmittel- und Zementindustrie, Walzanlagen.’” M.a.W.: Polen 
hat sich im RGW in einigen Bereichen führend spezialisiert und profitiert insofern von der 
damit verbundenen Möglichkeit großer Stückzahlen. In dieser Aufzählung sind einige Gü- 
ter enthalten, die Rajski unter dem Aspekt der Zwangsablieferungen gegen einen überbe- 
werteten Transferablen Rubel aufführt. 
Des weiteren ist Polen Mitglied in internationalen ökonomischen Organisationen der »in- 
teressierten« Mitgliedsländer des RGW (mit unterschiedlich verbindlichem Rechischarak- 
ter), deren Sinn in der Organisation von Kooperation und Spezialisierung besteht. Hervor- 
heben möchte ich aufgrund der von Rajski genannten Produkte 
- die internationale Wirtschaftsvereinigung Interatominstrument; gegr. 1972, Sitz: War- 
schau, womit ein besonderes polnisches Interesse signalisiert wird; 
- die internationale Wirtschaftsvereinigung Interatomenergie; gegr. 1973; 
- die zwischenstaatliche ökonomische Organisation Interchim; gegr. 1969; 
- die internationale Wirtschaftsvereinigung Interchemiefaser; gegr. 1974; 
- die zwischenstaatliche ökonomische Organisation Interelektro; gegr. 1973; 
- die zwischenstaatliche ökonomische Organisation Intermetall; gegr. 1964; 
- die internationale Wirtschaftsvereinigung Intertextilmasch; gegr. 1973; 
- die zwischenstaatliche ökonomische Organisation für Zusammenarbeit in der Wälzla- 
gerindustrie (dt: OZWI, russ.: OSPP); gegr. 1964, Sitz: Warschau. 
Daneben gibt es noch, sieht man von den bilateralen Kommissionen ab, Ständige Kom- 
missionen des RGW für bestimmte Produktionsbereiche, so für den Maschinenbau und die 
Schwarzmetallurgie. Diese Kommission hat - nach vorhergehenden bilateralen Vereinba- 
rungen - mehtseitige Abkommen über Spezialisierung und Kooperation u.a. auf den Ge- 
bieten Hochsee- und Binnenschiffe, Traktoren und Landmaschinen sowie »komplette tech- 
nologische Linien zut Gewinnung von Phosphor-, Stickstoff- und Schwefelsäure«° , Spezia- 
lisierungen bei spanabhebenden Werkzeugmaschinen, elektronischen Rechenmaschinen 
und Bergbauausrüstungen abgesegnet. 
Weitere Auflistungen möchte ich mir hier ersparen. Ich habe mich auf die Organisationen 
der Mitgliedsländer des RGW bzw. die Ständige Kommission des RGW beschränkt, die 
zwischen 1965 und 1975 (vorher spielte sich an Spezialierung/Koorration besonders we- 
nig ab) ins Leben gerufen wurden (danach wurden keine internationalen ökonomischen 
Oıganisationen mehr gegründet trotz Komplexprogramm, di” Ständigen Ausschüsse des 
RGW wiederum mit ihren viel geringeren Kompetenzen star:ien schon) und die von Inter- 
esse sind in Anbetracht der Produkte, die Rajski aufführt, um seine These vom Raubhan- 
del der UdSSR zu belegen. Polen beteiligt sich in alien diesen Bereichen an Spezialisie- 
rungs- und Kooperationsvereinbarungen aus freien Stücken, da »interessiert« - sieht man 
von den Investitionsbeteiligungen ab, bei denen m.E. Freiwilligkeit nicht mehr gegeben 
ist. Insofern ist es selbstverständlich, daß Polen solche Güter liefert, daß es sie aufgrund der 
unterschiedlichen Binnenmarktgrößen der UdSSR und der anderen Länder primär in die 
UdSSR exportiert und daß es dies, da es im Realsozialismus grundsätzlich um Wachstum 
geht, international in wachsendem Maße tut. Da die RGW-Länder ihren Maschinenhandel 
zu einem hohen Teil untereinander abwickeln, nimmt der Maschinenhandel allein aus die- 
sem Grunde gegenüber dem Gesamthandel zu. Steigende Lieferungen höher qualifizier- 
ter Güter beweisen also nichts, sie sind aus wirtschaftlichen Gründen gewollt. Rajski müßte 
insofern im Einzelfali nachweisen, daß Polen Lieferungen Richtung Westen zugunsten von 
Lieferungen für die UdSSR stoppen mußte, und er müßte eine große Zahl solcher Fälle, ein 
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Strukturprinzip, beweisen können. Daß solche Umverlagerungen des Exports von West 
nach Ost, und zwar in bestimmten Warengruppen, in nennenswertem Ausmaß nicht statt- 
gefunden haben, habe ich auf vielfältige Weise nachgewiesen. Steigende spezialisierte Lie- 
ferungen im RGW-Handel als solche, in die westliche Vorprodukte eingehen, werden von 
den RGW-Ländern zwecks Nutzung des Außenhandels als Wachstumsfaktor grundsätzlich 
angestrebt, Aufgrund der ineffizienten Planungssysteme ist ihr praktischer Nutzen viel 
geinger als gewünscht. Da die Planungssysteme unterschiedlich funktioniern, ist z.B. die 
DDR in letzter Zeit gegenüber Spezialisierungsvereinbarungen skeptischer geworden (An- 
gewiesenheit auf Zulieferungen). Zudem wäre es unsinnig, moderne Branchen mit westli- 
cher Technologie aufzubauen, die nur für den Westexport produzieren würden. Der mög- 
liche Absatz wäre aus verschiedenen Gründen zu gering, die Abhängigkeit vom Weltmarkt 
total, viel größere Möglichkeiten und Chancen auf dem RGW-Markt wären vertan. Daher 
ist es notwendig, daß im RGW-Raum Fertigprodukte auf Basis von Spezialisierungen und 
Kooperationen getauscht werden, in die westliche Vorprodukte eingehen - je forcierter 
sich eine Modernisierungsstrategie gebärdet, um s6 zwangsläufiger. 


Abschließende Bemerkungen 


1. Ich hoffe, daß der Leser bis hierher gekommen ist. Ich war gezwungen, Strukturen der 
innerwirtschaftlichen Entwicklung des Wachstums und des Außenhandels aufzuzeigen, 
um eine kurze Rede mit ihren wahllos zusammengestückelten Fakten auseinandernehmen 
zu können. Dabei war es erforderlich, die Entwicklung der anderen osteuropäischen Län- 
der einzubeziehen. Die Ursachen für die polnische Wirtschafts- und Gesellschaftskrise sind 
in Polen selbst zu suchen. Die Krise ist ökonomisch betrachtet ein Ergebnis der strukturel- 
len Ineffizienz des Systems (eine grundsätzlich realsozialistische Gemeinsamkeit) und des 
Versuchs eines großen Sprungs nach vorn mittels kapitalistischer Technologie und Kredite. 
Dieser Versuch mußte systembedingt scheitern, kapitalistische Effizienz erfordert eben 
nicht nur kapitalistische Technik, sondern auch kapitalistische Vergesellschaftungsformen. 
Hinzu kamen - sozusagen konjunkturell - die Weltwirtschaftskrise und die veränderten 
terms of trade im RGW-Raum. Die strukturellen Probleme führten zu einem Boom des 
polnischen West-Handels, die strukturell und konjunkturell bedingte Krise wiederum zu 
einer stärkeren Verzahnung im RGW-Raum, insbesondere mit der UdSSR aufgrund ihrer 
Größe wie ihrer Ressourcen. Diese Entwicklung ist - aufgrund ihres strukturellen Charak- 
ters - allen osteuropäischen Ländern gemeinsam, sie ist keine Frage spezifischer direkter 
Ausbeutung Polens durch die UdSSR. 

2. Aufgrund der politisch partiell durchaus verständlichen emotionellen Stoßrichting Raj- 

skis und der partiell großen Bereitschaft in der westeuropäischen Linken, Rajskis These zu 

übernehmen, war mir ein bestimmter Untersuchungsgang aufgezwungen. 

3. Es war mir in diesem Aufsatz aufgrund der Fragestellung daher nicht möglich, auf fol- 

gende mir persönlich viel wichtiger erscheinenden Probleme der wirtschaftlichen Zusam- 

menarbeit in Osteuropa einzugehen: 

- Warum wurde entgegen dem »Kompiexprogramm für die weitere Vertiefung und Ver- 
vollkommnung der Zusammenarbeit und Entwicklung der sozialistischen ökonomi- 
schen Integration der Mitgliedsländer des RGW« (1971) die Verzahnung im RGW zu- 
gunsten des rapide steigenden Ost-West-Handels vernachlässigt? 
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- Können die Vorstellungen im Komplexprogramm bezogen auf die Produktionssphäre 
(gemeinsame Produktion, Spezialisierung/Kooperation, Arbeitsteilung) und Zirkula- 
tionssphäre (monetäre Instrumentarien, kollektive Währung, Konvertibilität, funktio- 
nierende Preise) überhaupt realisiert werden? Wie fruchtbar - ökonomisch betrachtet - 
kann also die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedsländern des RGW überhaupt 
sein? - Eine ökonomisch wichtige Frage in Anbetracht der geringen Chancen dieser 
Länder, auf dem Weltmarkt eine größere Rolle zu spielen. 

- Inwieweit wirken sich die bestehenden Strukturen als Ergebnis der spezifischen Pla- 
nungssysteme und ihrer je nationalen Nutzung als Hertschaftsinstrumentarien allein 
aufgrund der unterschiedlichen Größe der UdSSR einerseits und der osteuropäischen 
Länder andererseits besonders nachteilig für die osteuropäischen Länder aus? 

- Lassen sich außenwirtschaftliche Strukturreformen, ökonomische Formen der Verzah- 
nung denken, solange die UdSSR aus politischen Gründen keine Wirtschaftsrteformen 
im Inneren durchführt? - Abgesehen davon, daß die anderen Länder auch nicht gera- 
de reformfreudig sind (außer Ungarn), und wenn, dann technokratischer Natur. Behin- 
dert die UdSSR also Wirtschaftsreformen, die aus ökonomischen Gründen notwendig 
wären, zusätzlich? 

Der Bedeutung dieser Fragen wegen, und um politisch nicht falsch gelesen zu werden (auf- 

grund der mit gestellten Aufgabe), erlaube ich mir, auf mein Buch über die wirtschaftliche 

Zusammenarbeit in Osteuropa zu verweisen - ansonsten könnte ich als politischer Mensch 

an dieser Stelle nicht aufhören zu schreiben. 


Anmerkungen 


1 Vgl.B. Askanas: Die Wirtschaft der RGW-Länder an der Schwelle der achtziger Jahre. Wiener In- 
stitut für internationale Wirtschaftsvergleiche. Reprint-Serie Nr. 53. Mai 1981. S. 233. Weiterhin: 
B. Askanas / H. Askanas / F. Levcik: Wirtschaftsentwicklung im RGW-Raum 1970 - 1980 - eine 
vergleichende Bilanz. Reptint-Serie Nr. 38. Dezember 1978. S. 318. Weiterhin: W. Brus: Ziele, 
Methoden und politische Determinanten der Wirtschaftspolitik Polens 1970 - 1976. Berichte des 
Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und internationale Studien. 49/1978. Köln 1978. $. 8. 
Weiterhin: B. Askanas u.a.: Die Wirtschft der RGW-Länder und Jugoslawiens an der Jahreswende 
1979/1980. Wiener Institut für internationale Wirtschaftsvergleiche. Forschungsberichte Nr. 59. 
Mai 1980. S. 34. 

2 Das produzierte Nationalprodukt (Nationaleinkommen) bezieht nur produktive Leistungen in die 
Berechnung ein. Produktiv sind alle Leistungen der materiellen Produktion (einschließlich Repa- 
tatur und Instandhaltung), Transport, Handel (= produzierende Bereiche). Nichtproduzierende 
Bereiche sind Dienstleistungen wie Verwaltung, Schulwesen, Gesundheitswesen etc. Das National- 
einkommen ist also kleiner als das Bruttonationalprodukt kapitalistischer Staaten. Desweiteren ist 
zu unterscheiden zwischen produziertem und verwendetem Nationaleinkommen. Das kann je 
nach dem Saldo Export/Import größer oder kleiner sein als das produzierte. Ist es größer als das 
produzierte, würde Walter Ulbricht sagen: »Teil des im Inland verwendeten Nationaleinkom- 
mens, der (verwendet wird) für die 
- Erhöhung des Anlagevermögens in produzierenden Bereichen (Nettoinvestitionen), 

- Erhöhung des Anlagevermögens in nichtproduzierenden Bereichen (Nettoinvestitionen), 

- Erhöhung der Lagerbestände und der materiellen Umlaufmittel«. 

RGW in Zahlen. CMEA Data 1978. Wien 1978. S. 3. Zu den Wachstumsraten der Akkumulation 
vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 10f. 
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Vgl. S. 30f. (Kap. II, 1 B). 

Vgl. Askanas, a.a.O, Reprint Nr. 53 und 38. 

H. Szlajfer: Nachzuholende Entwicklung unter Bedingungen des Wellcaikis: das Beispiel der 
polnischen Entwicklung. In: Prokla 27. Berlin-West 1977. S. 27. 

Vgl. Brus, a.a.O., S. 14. 

Vgl. Brus, a.a.O., S. 15. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., 5. 5, 7. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., $. 137. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 87. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 178. In der DDR und Ungarn liegen die Werte in der Landwirt- 
schaft und den Industriezweigen Textil, Nahrung ebenfalls unter 1, im Vergleich zu Polen jedoch 
höher. Polen kann sich hier »besser« mit der UdSSR vergleichen. Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 
97, 102, 175, 184, 187. 

Vgl. Comecon foreign trade Data 1980. Hg. v. Wiener Institut für internationale Wirtschaftsver- 
gleiche. London 1981. S. 34f. 

Vgl. Comecon foreign ..., a.a.O., S. 473. 

Legt man die westliche Bruttonationalproduktberechnung zugrunde, beträgt das BNP für 1976 je 
Einwohner Polens 2860 US-$, bei der DDR 4220 US-$. Vgl. Comecon foreign ..., a.2.0., 8. 1. 
Unter dem diskutierten Aspekt ist es jedoch nicht abträglich, sich nur auf die produzierenden Be- 
reiche zu beziehen. 

Vgl. Szlajfer, a.a.O. Weiterhin: St. Horton: Die »Revolution der Hoffnung« und ihre Ergebnisse - 
Einige Bemerkungen zur gegenwärtigen Situation in Polen. In: Prokla 27. Berlin-West 1977. S. 
25ff. Weiterhin: G. Fink / F. Levcik: Die Wirtschaftskrise im RGW-Raum. Wiener Institut für in- 
ternationale Wirtschaftsvergleiche. Reprint-Serie Nr. 55. August 1981. _ 

Vgl. Horton, a.a.O.. S. 29. 

Vgl. R. Damus: RGW. Wirtschaftliche Zusammenarbeit in Osteuropa. Opladen 1979. S. 78ff. 
Vgl. Comecon foreign ..., a.a.O., S. 35 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 377. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., $. 382. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., $. 378. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., $. 383. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., $. 448. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 451. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 449, 452. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 454. 

Vgl. Comecon foreign ..., a.2.0., $. 473f. An diesen Zahlen ist nicht nur die Höhe, sondern auch 
die schnelle Steigerung von Interesse. Die Modernisierungsstrategie ohne Wirtschaftsreformen 
führt zu einer Verschuldungsspirale. 

Vgl. F. Levcik: Ostverschuldung und Ost-West-Wirtschaftsbeziehungen. Wiener Institut für in- 
ternationale Wirtschaftsvergleiche. Reprint-Serie Nr. 27. Mai 1977. S. 4£. Weiterhin: B. Askanas 
/ G. Fink / F. Levcik: East-West Trade and CMEA indebtedness in the Seventies and Eighties. 
Wiener Institut für internationale Wirtschaftsvergleiche. Reprint-Serie Nr. 41. Oktober 1979. $. 
15. 

Vgl. Szlajfer, a.a.O.; Horton, a.a.O. 

Vgl. Comecon foreign ..., a.a.O., S. 129 

Vgl. Comecon foreign ..., a.a.0., S. 130 

Vgl. Damus, a.a.O., S. 106 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 386 - 419 und Comecon foreign ..., 2.2.0., S. 41, 60, 79, 130, 
164. 

Vgl. Comecon foreign ..., a.2.0., S. 208, 214 

Vgl. R. Dietz: Preisveränderungen im sowjetischen Außenhandel mit dem RGW und der übrigen 
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Welt seit 1975. Wiener Institut für internationale Wirtschaftsvergleiche. Forschungsberichte Nr. 

55. August 1979. S. 36 zu den Preis- und Mengeneffekten. - 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 434, 437, 443. 

Warengtuppen nach RGW-Klassifikation: 

A Maschinen, Ausrüstungen, Transportmittel 

B Brennstoffe, mineralische Rohstoffe, Metalle 

C andere Rohstoffe und Halbfabrikate für Industriezwecke, Rohstoffe und Produkre der Nah- 
tungsmittelindustrie 

D industrielle Konsumgüter 

E chemische Erzeugnisse, Düngemittel, Kautschuk, Baumaterialien und andere Waren (nach 
RGW in Zahlen, a.a.O., $. 372). 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 437. 

»Industrialisierter Westen« hier nach der Definition des Handelsministeriums der USA: Kanada, 

USA, Japan, Österreich, Belgien, Dänemark, Frankreich, BRD, Italien, Niederlande, Norwegen, 

Schweden, Schweiz, Großbritannien. (Es fehlen also die OECD-Länder: Griechenland, Island, Ir- 

land, Portugal, Spanien, Türkei und Australien, also die weniger entwickelten.) Vgl. Comecon fo- 

reign ..., a.a.0., S. 252. 

Vgl. Comecon foreign ..., a.a.0., $. 396 

SITC 0 Food and live animals 

SITC 1 Beverages and tobacco 

SITC 2 Crude materials, inedible, except fuels 

SITC 3 Mineral fuels, lubricants and related materials 

SITC 4 Animal and vegetable oils and fats 

SITC 5 Chemicals and chemical products 

SITC 6 Manufactured goods classified chiefly by material 

SITC 7 Machinery and transport equipment 

SITC 8 Miscellaneous manufactured articles 

SITC 9 Commodities and transactions not otherwise classified 

(nach Comecon foreign ..., a.2.0., $. 253 

Vgl. Szlajfer, a.a.O., S. 17. 

Vgl. Szlajfer, a.a.O., S. 18. 

Vgl. Comecon foreign ..., a.a.O., S. 58, 77, 98, 128, 162, 181, 217. 

Zur Verschlechterung der terms of trade 1979 vgl. Askanas, Forschungsbericht Nt. 59, a.a.O., $. 

30f. 

Vgl. Dietz, a.a.O., S. 30f. 

Vgl. Dietz, a.a.O., S. 34. 

Vgl. Comecon foreign ..., a.a.O., S. 139ff. 

Vgl. Damus, a.a.O., S. 153ff., insbes. 182ff. 

Vgl. Comecon foreign ..., a.a.O., S. 481f. 

Vgl. RGW in Zahlen, a.a.O., S. 373. 

1973 einigte man sich im RGW auf die Festsetzung 1 TrR = 1.20 Sowjetrubel -schließlich soll 

der Transferrubel eine »kollektive Währung« sein, und dazu gehört, daß nicht wie im Kapitalis- 

mus eine nationale Währung herausgehoben wird. Dieser »Wechselkurs« hat jedoch überhaupt 

keine Bedeutung ökonomisch (vgl. F. Levcik: Transferable Rouble and Convertibility. Wiener In- 

stitut für internationale Wirtschaftsvergleiche. Reprint-Serie Nr. 37. Oktober 1978. $. 6), seine 

Bedeutung ist rein politischer Natur. Die sowjetische Hegemonialposition soll nicht noch dadurch 

dokumentiert werden, daß die sowjetische Währung zur kollektiven Währung wird. Die sowjeti- 

sche Hegemonialposition soll nicht noch dadurch gestärkt werden, daß offiziell der sowjetische 

Rubel als kollektive Währung anerkannt wird. Politisch ist die Unterscheidung zwischen de jure 

und de facto folglich durchaus von Interesse. j 

Vgl. Comecon foreign ..., a.a.O., S. 483. 
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Laut Levcik (Reptint Nr. 37, S. 69) wurde 1977 nur 2% des RGW-Handels multilateral im Trans- 
ferrubel abgewickelt. 5 - 10% wurden in konvertiblen Währungen abgewickelt. 

1974 bezahlte die DDR 32 Rubel per Tonne Rohöl, Ungarn hingegen 45 Rubel. Vgl. Dietz, 
a.a.O., S. 11. Andere Beispiele bei H. Winter: Institutionalisierung, Methoden und Umfang der 
Integration im RGW. Stuttgart 1976. $. 172. 

Vgl. Damus, a.a.O., S. 232£. 

Vgl. E. Lieser-Triebnigg / A. Uschakow: Die DDR in der osteuropäischen Integration. Köln 1982. 
S. A2ff. . 

Vgl. Winter, a.a.O., S. 100. 

Vgl. Autorenkollektiv: RGW. Bilanz und Perspektiven. Berlin-DDR 1975. S. 66. 

Vgl. Winter, a.a.O., S. 98. 


Fortsetzung von Tabelle 8, Seite 35: 


Importe der RGW-Länder in US-D (22) 


Anteile einzelner RGW-Länder an den gesamten Importen des RGW in % 


Bulgarien Rumänien | Ungarn IOsteuropa | UdSSR 
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Jadwiga Staniszkis 
Dynamik des Arbeiterbewußtseins“ 
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Drei Schwellen gilt es zu erwähnen, wenn wir über die Entwicklung der Arbeiterklasse in 
Polen sprechen. 

1. Es ist vor allem eine Barriere begrenzter semantischer Kompetenzen, die in der Vergan- 
genheit zu einem Konkretismus der Interessenartikulation führte. Im ersten Teil dieses 
Aufsatzes möchte ich zu zeigen versuchen, wie jene begrenzten semantischen Kompeten- 
zen der Arbeiterklasse deren Protest weniger wirkungvoll machten. Dies ist ein gutes Bei- 
spiel für eine Situation, in der die Struktur der Rede - mit anderen Worten die Form und 
nicht der Inhalt - eine ideologische Rolle spielte, indem sie objektiv das politische System 
verstärkte und stabilisierte. Es muß jedoch unterstrichen werden, daß genau diese begrenz- 
ten Kompetenzen bisweilen vorteilhaft sein konnten, indem sie bei Verhandlungen die 
Kommunikationsmöglichkeiten reduzierten und als Folge davon die Arbeiterklasse für Ma- 
nipulation weniger zugänglich und in bestimmter Hinsicht radikaler machte. In diesem 
Zusammenhang möchte ich über Radikalismus als Problem von Vorstellungskraft und Ein- 
stellung und über die Ereignisse im August 1980 als Typus einer Kulturrevolution spre- 
chen. 


2. Die zweite Entwicklungswelle der Arbeiterklasse ist eine Barriere der Verdinglichung!, 
wenn Machtverhältnisse als schmerzhaft aber natürlich und ohne Alternative wahrgenom- 
men werden. Im zweiten Teil dieses Artikels werde ich einige Beweise für die Natürlichkeit 
und Vieldimensionalität der hierarchischen Ordnung in Polen vor dem August ’80 anfüh- 
ren, und die Aufgabe der politischen Partizipation der Arbeiterklasse nach dem August 
(mittels der Solidarnose) bei der Überwindung der Verdinglichung der Machthierarchie. 


3. Die dritte Schwelle, die bisher noch nicht überwunden ist, wurzelt im eigentlichen 
Selbstbild der Solidarnos£- Aktivisten und ihrer Realitätswahrnehmung. Im dritten Teil 
dieser Arbeit werde ich zeigen, daß Selbstbild und Realitätswahrnehmung der Aktivisten 
der Solidarnost es der Bewegung unmöglich machen, ihr Potential voll auszuschöpfen. Die 

hervorstechendsten Merkmale sind hier: monistische Tendenzen verbunden mit moralisti- 
“ schen Legitimationsformen der Bewegung, Eindimensionalität der Wahrnehmung der Au- 
ßenwelt (wir versus herrschende Gruppe), ahistorische Neigungen, die als Unfähigkeit, ei- 
ne Entwicklungslogik der Bewegung zu verallgemeinern, verstanden werden, Mangel an 
mittleren Zielen (wie z.B. die Sozialisierung der Produktionsmittel), weil die Struktur der 
Ziele der Solidarno$€ eine seltsame Mischung des Mythos (im Sinne von Sorel) von der tota- 
len Gehorsamverweigerung (wie bei den Streiks im August 1980) und einer stürmischen, 
meist reaktiven Politik darstellt. O.a. Merkmale des typischen Bewußtseins der Mitglieder 
der Solidarnos€ werden noch durch zwei Charakteristika der Organisationsform der Bewe- 


"Der Aufsatz wurde erstmals veröffentlicht in: Journal für Sozialforschung, 22. Jg. (1982), Heft 1-2, 
Wien. Wir danken der Redaktion für die Nachdruckerlaubnis. 
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gung verstärkt: ein Solidarismus, der es unmöglich macht, Konflikte innerhalb der Bewe- 
gung zu erkennen und zu lösen, und die Fiktion des a-politischen Charakters der Solidar- 
no$€. An einer derartigen Fiktion festzuhalten, schafft innerhalb der Bewegung Räume des 
Schweigens und macht die Bildung einer Ideologie der Bewegung unmöglich, die alle 
Sehnsüchte und Ziele ihrer Mitglieder reflektieren würde. Dies Handikap wird noch durch 
ein Schweigen vergrößert, das in der Scheu der »selbstbegrenzenden Revolution« wutrzelt. 
Die Mentalität der Bewegung, verbunden mit o.a. Merkmalen ihrer Organisationsform, 
läßt die Solidarnos€ zu einem eigentümlichen Reflex der PVAP (Polnischen Vereinigten 
Arbeiterpartei) mit ihrer geringen Toleranz für innere Konflikte und weiten Räumen des 
Schweigens werden, eines Schweigens, das sowohl in der Zerstörung und Ritualisierung der 
Ideologie als auch im widersprüchlichen Status der herrschenden Partei verwurzelt ist, die 
nur mit einer revolutionären Rhetorik bewaffnet ist. Hinzu kommt noch, daß die Mentali- 
tät der Aktivisten der Solidarnos© eine surreale Erneuerung der Jugend (historisch und 
nicht biographisch) des gegenwärtigen Parteiapparates erzeugt. In gewisser Weise erinnert 
die moralistische Legitimierung der Solidarnos€ an die fundamentalistische (nicht hinter- 
fragbare, auf »geoffenbarter« und unverifizierbarer Wahrheit ruhender) Legitimität der 
frühen Kommunisten, die in »dialektischen Gesetzen der Geschichte« wurzelte. Auch an- 
dere Folgen eines derartigen Fundamentalismus sind einander in beiden Bewegungen ähn- 
lich: die Tendenz, soziale Kräft zu polarisieren, die Personifizierung von Politik, die Ver- 
achtung formaler Verordnungen (das Heraufbeschwören einer materialen Legalität, die auf 
einem Gerechtigkeitsgefühl der Volkes beruht). Auch die Eigenschaft der Solidarnos£, nur 
schwer Kompromisse schließen zu können und jedes politische Problem als einen doktrinä- 
ren Kampf zwischen gut und böse anzusehen, erinnert in gewisser Weise an die Vorge- 
schichte der heutigen kommunistischen Partei. Wir müssen unterstreichen, daß die Menta- 
lität der »Apparatschiks« der Partei, die in der Vergangenheit auf leidenschaftlichen 
Emotionen aufgebaut war, heute zu täglicher Routine, Ritualen und Rationalisierungen 
eingefroren sind, dennoch aber die o.a. Ähnlichkeit bestehen bleibt. Es ist eine Ähnlich- 
keit der Tiefenstruktur des Bewußtseins beider Seiten trotz ihrer verschiedenen (oder gar 
gegensätzlichen) Wertorientierung. Dies erzeugt die eigentümliche Situation, daß Mitglie- 
der des Parteiapparates ihre eigene Mentalität in einigen Aktivisten der Solidarno$€ erken- 
nen, dennoch aber unfähig sind, miteinander zu kommunizieren, zum Teil weil beide 
vom Kontext her und nicht nach dem Inhalt urteilen. Die Kommunikation wird noch 
durch starke Elemente der Statuspolitik auf beiden Seiten erschwert‘. Es scheint, daß nach 
den Wahlen der Solidarnos€ im Sommer dieser Typus von Politik, der in den ersten Mona- 
ten des Bestehens der Solidarno$€ beliebt war, als die Bewegung versuchte, ihren Impetus 
zu halten (in einer Situation der »selbstbegrenzenden Revolution«), erneut aufleben wird. 
Das liegt daran, daß mehr Leute mit persönlichen Statusproblemen sich den regionalen 
Autoritäten der Solidarnos€ anschlossen. Eine große Zahl entwurzelter, marginalisierter 
und in ihrer Aufwärtsmobilität gestoppter Angestellter wurden gewählt, und nur noch ein 
Viertel der Posten wird von Arbeitern besetzt. Dies war die Folge der wachsenden Passivität 
der Arbeiter nach der Bydgoszczkrise. O.a. surreale Ähnlichkeit beider Seiten des Konflikts 
erschwert nicht nur die Kommunikation, sondern verstärkt auch die beschriebene Mentali- 
tät auf beiden Seiten. Hinzu kommt noch, daß diese Ähnlichkeit mit einem Parallelismus 
der institutionellen Formen beider Seiten verknüpft ist. 

Nach dieser kurzen Einleitung möchte ich nun die o.a. drei Entwicklungsschwellen des Be- 
wußtseins der Arbeiterklasse in Polen genauer untersuchen und Verbindungen dieser Ent- 
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wicklung mit der Entfaltung der Protestformen und der Techniken, diese Proteste aufzu- 
fangen, zeigen. Ich werde auch versuchen, den Einfluß der Praxis der Solidarnos£, o.a. Bar- 
rieren zu überwinden, zu analysieren. 


1. Form als Ideologie 


Die erste Schwelle, die es bei der Entwicklung der Bewegung der Arbeiterklasse zu über- 

winden gilt, ist die Barriere beschränkter semantischer Kompetenzen. Eine Analyse dieses 

Problems hat nicht nur praktische, sondern auch theoretische Implikationen. Dieses Pro- 

blem hängt eng damit zusammen, daß es die Form des sozialen Bewußtseins, und nicht der 

Inhalt ist, der in bezug auf das System ideologische Funktion erfüllt. Und es ist die Folge 

davon, daß das wesentliche Merkmal eines autoritären Regimes in einer Auflösung und Ri- 

tualisierung der Ideologie besteht. 

Ich verstehe unter ideologischen Funktionen der Form der Bewußtseins folgendes: 

— ihre Partizipation an Maßnahmen zur Stabilisierung gegenwärtiget Gesellschafts- und 
Machtverhältnisse 

— ihren Einfluß auf die Möglichkeiten der Individuen, sozialer Gruppen und Klassen in 
Konfliktsituationen 

— ihre Wirkung auf die Verteidigungschancen gegenüber Spannungen, die durch das Sy- 
stem erzeugt werden 

— ihre Rolle als Technik der Herrschaft und Manipulation der herrschenden Klasse. 

Wenn ich davon spreche, daß die Form des Bewußtseins verstärkt ideologische Funktionen 

übernimmt, dann denke ich im besonderen an folgendes: 

— die ideologischen Funktionen der Redeweise, d.h. strukturell differenzierte semanti- 
sche Codes 

— die ideologischen Funktionen der Polarisierung zur Wahrnehmung der Welt 

— die ideologischen Funktionen einer segmentierten Bewußtseinsstruktur, die für Syste- 
me typisch ist, welche auf korporatistischen Techniken der Stabilisierung beruhen 

— die ideologische Funktion der vorherrschenden Formen des sozialen Diskurses. 

Vom Standpunkt der Bewußtseinsentwicklung der Protestbewegung der Arbeiterklasse 

sind die ideologischen Funktionen der Veränderung der semantischen Kompetenzen am 

interessantesten. Die ideologischen Funktionen anderer Formen des Bewußtseins werden 

in Fußnoten beschrieben. 

Nach Basil Bernstein? sind Sprechformen (semantische Codes) Produkt einer sozialen 

Struktur und dienen der Erweiterung deren Dauerhaftigkeit. Bernstein beschäftigte sich 

vorrangig mit dem Einfluß der Veränderung semantischer Codes auf die Möglichkeiten so- 

zialen Aufstiegs von Personen unterschiedlicher sozialer Klassen. Ich interessiere mich im 

wesentlichen für den Einfluß dieser Formen auf das politische Verhalten. 

Daß Sprachformen derartige Funktionen erfüllen, ist auf den ersten Blick ersichtlich. Wie 

wir später noch sehen werden, gibt es für den Sprechenden je nach verwendetem Code 

(oder vielmehr je nach Klasse, weil die Unterschiede des Codes weitgehend von der sozia- 

len Struktur abgeleitet sind) unterschiedliche Möglichkeiten, Aussagen über jeden beliebi- 

gen Situationszusammenhang zu machen. Dies ermöglicht wiederum nicht nur die Artiku- 

lation allgemeiner Interessen (eine Vorbedingung zur Erlangung eines Klassenbewußt- 

seins), sondern es formt auch eine Art politischer Vorstellungskraft, indem es zu einer 


Dynamik des Arbeiterbewußiseins 69 


alternativen Realität, die hier und jetzt noch nicht existiert, Zugang gibt. Nur die Fähig- 
keit, alternativ zu denken, erlaubt es Gruppen (oder einer Klasse), über den Aufstand, der 
‚ein isolierter Akt der Verzweiflung ist, hinauszugehen. Außerdem ist es ohne eine deratti- 
ge Vorstellungskraft, wenn wir zur Bestimmung unserer eigenen gesellschaftlichen Bedin- 
gungen nur kontextgebundene Kategorien verwenden, schwer, mit einer Definition dieser 
Situation zu argumentieren, die von außen auferlegt, abstrakt und in einem fremden Code 
formuliert ist. Eine solche Hilflosigkeit zeigte sich teilweise beim Treffen Giereks mit strei- 
kenden Arbeitern in Szceecin im Januar 1971. Wenn die Möglichkeiten für eine aufrichtige 
Diskussion fehlen, bleiben nur Schweigen und Frustration oder Aggression und totale Ab- 
lehnung der von der anderen Seite präsentierten Definition der Wirklichkeit. 

Bevor ich auf die ideologischen Funktionen des semantischen Codes eingehen werde, 
möchte ich auf der Grundlage der Arbeiten von Bernstein die Unterschiede zweier Codes 
zeigen: eines restringierten und eines elaborierten. Nach Bernstein trifft man ersteren stati- 
stisch häufiger in der Arbeiterklasse, wogegen letzterer in der Mittelschicht (Büroangestell- 
te und Intelligenz) überwiegt. Die Studien von Andrzej Piotrowski und Marek Ziölkowskf 
bestätigen die Gültigkeit dieser These für Polen. Wir müssen in diesem Zusammenhang 
unbedingt anmerken, daß die Unterschiede dieser semantischen Codes (Redeformen) kei- 
neswegs über die Intelligenz oder gar das passive Vokabular des Sprechenden Auskunft ge- 
ben. Sie sind vielmehr mit verschiedenen Haltungen zur Sprache und Kommunikation 
und mit Gewohnheiten verknüpft, die im Laufe der Sozialisation, durch öffentliche Akti- 
vierung eines passiv erworbenen Wortschatzes in der Schule oder über das Fernsehen ver- 
stärkt werden. Die fundamentalen Unterschiede der zwei Codes sind folgende: 

1. Beim elaborierten Code sind die Regeln der sprachlichen Umwandlungen manifest und 
werden vom Sprechenden selbst deutlich wahrgenommen. Dies ermöglicht es, zu den eige- 
nen Aussagen Distanz zu bekommen (bei der sogenannten »ironischen Rede«), den Stil 
bewußt zu verändern und kreativ nachzuahmen. Beim restringierten Code werden die 
Transformationsregeln nicht bewußt verwendet, sondern wurden mechanisch zusammen 
mit einer spezifischen Phraseologie erlernt. Ähnlich mechanisch ist auch die Nachahmung, 
da nicht der Stil, sondern Sätze nachgeahmt werden. 

2. Personen, die einen elaborierten Code verwenden, gehen von der fundamentalen Prä- 
misse aus, daß es in einem Dialog unterschiedliche Standpunkte oder Bezugsrahmen gibt. 
Denn in Mittelschichtfamilien entwickelt sich der Code im Laufe der Sozialisation in der 
Diskussion und die Austauschbarkeit von Rollen im Prozeß der Erziehung, wie auch der Zu- 
gang zu unterschiedlichen Standpunkten (zu geschriebenem Material) mehr die Regel ist 
als bei Arbeiterfamilien, bei denen die Rollenverteilung und die Position innerhalb der Fa- 
milie streng bestimmt sind und der Zugang zu kulturellen Produkten begrenzter ist. Das 
Hinnehmen der Unterschiede als natürliches Merkmal einer Situation führt dazu, daß die 
Darstellung des eigenen Argumentes (die Kultur des Diskurses) zu einer Gewohnheit wird. 
Das Gegenteil trifft für Personen zu, die den restringierten Code verwenden; ihre funda- 
mentale Prämisse ist die Gemeinsamkeit des Kontextes. Daher kann sich die Gewohnheit, 
den eigenen Standpunkt darzulegen, nicht nur nicht entwickeln, sondern die allgemeine 
Toleranz für unterschiedliche Meinungen ist gefinger. Für Personen, die diesen Code ver- 
wenden, gibt es in der Regel geringere Zweifel an der Richtigkeit einer Interpretation, sie 
erkennen nur selten: Zweideutigkeiten der Bedeutung, wodurch sie natürlich größere 
Schwierigkeiten haben, mit der Sprache zu spielen und z.B. die Mehrdeutigkeit von Wör- 
tern auszunützen. Diese Gewohnheiten in der Sprachverwendung scheinen die Sprecher 
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für einen fundamentalistischen Ansatz im Gesellschaftsleben prädisponiert zu machen 
(wie ich es im Einleitungskapitel beschrieben habe). 

3. Personen, die einen elaborierten Code verwenden, gebrauchen häufiger abstrakte Sym- 
bole, wogegen Personen mit restringiertem Code abgekürzte Symbole deutlich vorziehen, 
(wie z.B. den Vornamen von Menschen, die eine bestimmte Situation symbolisieren, ein 
Merkmal oder eine Klasse von abstrakten Merkmalen). Als Folge davon neigen letztere zu 
einer Personifizierung der Politik. 

4. Das Bewußtsein der sprachlichen Transformationsregeln und die Gewohnheit, Abstrak- 
tionen und Ideen außerhalb ihres Situationskontextes zu verwenden, ermöglichen Perso- 
nen Zugang zu einer Sprache der Symbole, die nicht nur eine Sprache der Erneuerung und 
Veränderung, sondern auch der Kontrolle (Macht) ist. Jene hingegen, die einen restringier- 
ten Code gebrauchen, sind im Situationskontext gefangen, in dem eine konkrete Vorstel- 
lung einer Aussage die Bedeutung gibt und sie ergänzt, und es fällt ihnen schwerer, eine 
Metasptache zu gebrauchen und allgemeine Reflexionen über die vorherrschende soziale 
Ordnung anzustellen. Sie haben daher eine Sprache der Resignation und Unterwerfung. 
Wir wollen nun die Wirkungen der o.a. Eigenschaften beider Sprechformen (Codes) auf 
das politische Verhalten untersuchen und ihre ideologischen Funktionen aufzeigen, d.h. 
wie sie dazu dienen, existierende Machtverhältnisse zu stabilisieren. Wir müssen hier un- 
bedingt anmerken, daß es in Polen in den siebziger Jahren zu einem interessanten Phäno- 
men kam: Der limitierte Code wurde auch von anderen Klassen als der Arbeiterklasse ver- 
wendet. Eine der Manifestationen dieser Tendenz bestand in der Verarmung des symboli- 
schen Inhaltes von Aussagen. Dieses Phänomen war m.E. Resultat eines charakteristischen 
Schamgefühls für die Sprache, die Symbole für propagandistische Zwecke künstlich und ir- 
teführend ausschöpfte und die man nun bewußt vermeiden wollte. Dadurch verloren Sym- 
bole ihre Kraft und wurden weniger als ein Kommunikationsmittel, sondern cher als Zei- 
chen der Identifikation mit dem Establishment betrachtet. Die Ereignisse im August 1980 
waten in diesem Kontext eine Art Kulturrevolution, weil sie zumindest einige der politi- 
schen Symbole wieder aufleben ließen. Die unflexible Struktur der Institutionen vor dem 
August 1980, in denen aufgrund des ideologischen Mythos alle Bezüge auf Interessendiver- 
genzen sorgfältig vermieden wurden, verursachte auch ein allgemeines Klima des Schwei- 
gens über Differenzen. zuletzt muß noch erwähnt werden, daß die Atmosphäre, die an das 
Klima des restringierten kontextgebundenen Codes erinnert, die Folge von Machttechni- 
ken war, die in den siebziger Jahren verwendet wurden und die auf einer Entobjektivie- 
rung der Begriffe und deren Bedeutungszusammenhang beruhte, wobei sich letztere je 
nach Kontext veränderte. Diese Tendenz, Einstellungen und Meinungen nach ihrem Kon- 
text und nicht nach ihrem Gehalt zu beurteilen, ging auf das seltsame ideologische Klima 
der siebziger Jahre zurück, als selbst die Opposition (z.B. KOR - Komitee zur Verteidi- 
gung der Arbeiter) auf der Basis der Rhetorik der herrschenden Elite operierte und nur un- 
terstrich, daß letztere jede Legitimität, dieselbe zu verwenden, verloren hatte. In den sech- 
ziger Jahren war die Situation ähnlich, damals formulierten die sogenannten Revisionisten 
keine unterschiedlichen ideologischen Vorschläge, sondern argumentierten, daß sie es wä- 
ten, und nicht die Marxisten, die die ideologischen Prämissen des Systems richtig interpre- 
tierten. Die politische Praxis, Aussagen auf der Basis ihres Situationskontextes und nicht 
nach der Stärke ihrer Bedeutung zu beurteilen, (mit Argumenten wie: »die Ansicht 
stimmt, aber geht von irrigen Positionen aus« oder: »richtig, aber voreilig«) verpflichtete 
Intellektuelle, d.h. die Meister des elaborierten Codes, sich in eine Welt einzufügen, in 
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der aus Gründen der praktischen Vernunft ein kontextgebundenes Denken, wie es für den 
testringierten Code charakteristisch ist, verwendet werden mußte. Diese freiwillige Selbst- 
beschränkung der eigenen semantischen Kompetenzen ist ein Beispiel für Anpassung 
durch Regression, wie sie für Menschen in totalitären und nach-totalitären Systemen ty- 
pisch ist. Die o.a. Sprechformen vollziehen eine Reihe ideologischer Funktionen innerhalb 
des Systems. 

Erstens - das Zentrum der politischen Macht nützte, besonders in den siebziger Jahren, die 
Artikulationsprobleme der Arbeiterklasse, die auf die Verwendung des restringierten Co- 
des zurückgingen, um seine eigene Hertschaftsposition zu festigen. Das beigefügte Proto- 
koll vom Treffen Giereks mit Werftarbeitern im Januar 1971 dient als Beispiel dafür. Bei 
diesem Treffen zeigte sich die totale sprachliche Unangemessenheit der Arbeiter angesichts 
der Einschätzung der Situation durch Gierek, der sich eines elaborierten Codes bediente 
und viele abstrakte Begriffe verwendete, die auf den Kontext der Probleme der Schiffswerft 
nicht direkt anwendbar waren. Deshalb konnten sich die Arbeiter nur auf ihre isolierten, 
konkreten Erfahrungen beziehen und nur örtliche Konzessionen durchsetzen, oder sie 
mußten schweigen. Es war genau dieses Schweigen, als sie erkannten, daß Giereks Diagno- 
se mit ihrem eigenen Urteil unvereinbar war, sie aber genau diesen Sachverhalt nicht aus- 
drücken konnten, welches dazu führte, daß die Arbeiter die unterschiedlichen sprachli- 
chen Kompetenzen erkannten und sie nicht nur auf Unterschiede sprachlicher Art, son- 
dern der Flierarchie zurückführten. Gierek demonstrierte die Kompetenzunterschiede, in- 
dem er gelegentlich Standardphrasen aus der Sprache der »Arbeiter« einstreute. Er war 
zwat in der Lage, ihren Code nachzuahmen, sie hingegen konnten sich dem Stil, den er 
dem Treffen aufprägte, nicht anpassen. Aber vielleicht sollten wir hier nicht von »nicht 
können« sprechen: Die Arbeiter verstanden alle Begriffe ganz klar, aber sie konnten sich 
nicht dazu bringen, sie selbst anzuwenden und einen elaborierten Code zu verwenden, der 
ihren Sprechgewohnheiten fremd war. In diesem Zusammenhang sollten wir nicht verges- 
sen, daß alle Konfrontationen zwischen dem Betriebsmanagement und den Arbeitern in 
den siebziger Jahren auf ähnliche Weise abliefen. 

Nach jüngsten Analysen verschiedener polnischer Memoiren von Winicjusz Narojek’ füh- 
ren in der polnischen Gesellschaft die Differenzen, die von einer Seite mit dem Ziel, dau- 
erhafte hierarchische Verhältnisse aufzubauen, ausgenützt werden, zu ernsthaften Span- 
nungen. In Verbindung mit den o.a. Bemerkungen zum Thema der Protestsituationen, er- 
klärt dies die Aggressivität der Arbeiter gegenüber dem bürokratischen Jargon in den sieb- 
ziger Jahten, wie auch die jüngste anti-intellektuelle Verachtung, die mit einer Monopoli- 
sierung fast aller expressiver Funktionen innerhalb der Solidarnos© durch die Intelligenz 
verknüpft ist. Diese Aggressivität ist jedoch mit einer eigentümlichen Faszination für die 
anderen semantischen Kompetenzen vermischt. Ein gutes und typisches Beispiel dafür ist 
die Situation, die zu Beginn des Streiks auf der Schiffswerft von Gdafisk auftrat, der soge- 
nannte »Fall Lesniak«:* Biner der Angestellten des Personalbüros der Schiffswerft, der u.a. 
für die Entlassung der Arbeiterin Anna Walentynowicz verantwortlich war, welche der un- 
mittelbare Anlaß für den Streik war, hielt eine lange bombastische und eloquente Rede. Er 
unterstrich das Recht der Arbeiter, streiken zu dürfen, aber gleichzeitig versuchte er auch 
heftig, die Politik Giereks zu verteidigen. Die Arbeiter belohnten ihn mit lautstarkem App- 
laus, der erst allmählich erstarb, als Frau Walentynowicz fast unter Tränen rief: »Was tut 
ihr da? Habt ihr vergessen, wer er ist?« Der Applaus ging in einen heftigen aggressiven An- 
griff über. Walesa selbst schützte Lesniak und brachte ihn in Sicherheit. Als ich später ein 
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paar Arbeiter fragte, warum sie Le$niaks Rede so enthusiastisch applaudiert hätten, mein- 
ten sie: »Er hat so schön gesprochen...« Es war die Form und nicht der Inhalt seiner Rede, 
die die Zuhörer so fasziniert hatte. Die nachfolgende Aggression zeigt den Selbsthaß der 
Arbeiter, der in ihrer tiefen Frustration wurzelt, daß sie selbst nur beschränkte semantische 
Kompetenzen haben. 

Außerdem glauben die Arbeiter, daß ihr Schweigen im Kontakt mit dem elaborierten Co- 
de ihre Würde verletze. 

Die Wirkungslosigkeit der Artikulation der Arbeiter, die bei den Konflikten in den siebzi- 
ger Jahren beobachtbar war (und auch bei den korporatistischen Verhandlungen nach 
1976), geht nicht nur darauf zurück, daß die Autoritäten ihre Vorherrschaft durch die Aus- 
nützung der unterschiedlichen semantischen Fähigkeit ohne Schwierigkeit bekräftigen 
konnten. Ein wesentlicher Faktor war auch die Tatsache, daß diejenigen, die einen restrin- 
gierten Code gebrauchten, zu Symbolen schwerer Zugang hatten, die für eine Sprache ei- 
ner alternativen Realität wichtig sind. Zweifellos beschränkte die geringere politische Vor- 
stellungskraft das Ausmaß der Forderungen der Arbeiter.’ 

Auch die Fixierung der Symbole, die für den Protest der Arbeiter so typisch war, förderte 
die Unflexibilität des Bewußtseins der Arbeiter, welche wiederum ihre fundamentalistische 
Orientierung verstärkte. Der restringierte Code führte auch zu dem Phänomen einer 
»Pseudo-Artikulation«, die in den siebziger Jahren bei den Arbeiterprotesten zu beobach- 
ten war. Da sie in der Artikulation ihrer Forderungen Probleme haben (die teiweise auf die 
o.a. sprachlichen »Schuldgefühle« (Scham), teilweise auf den restringierten Code zurück- 
gehen), reduzieren sie alle ihre Forderungen künstlich (auch die nicht-wirtschaftlichen) auf 
die konkrete Sprache von Lohnforderungen ® 

Die Schwierigkeiten der Arbeiterklasse bei der Artikulation ihrer Forderungen führte in 
den siebziger Jahren dazu, daß die Arbeiter in Augenblicken des Konflikts ihre eigene po- 
tentielle Stärke nicht ordentlich ausnützen und auch von den Möglichkeiten nicht Ge- 
brauch machen können, daß die Autoritäten sich in der Behauptung, die Legitimität ihrer 
Herrschaft komme von der Tatsache, daß sie im Interesse der Arbeiter herrschten, selbst 
verstricken. 

Dies dient auch als Beispiel für die ideologische Funktion der verschiedenen Sprechformen. 
Die Ergeignisse im Sommer 1980 scheinen hier einen Wendepunkt anzuzeigen. Die erste 
Streikwelle im Juli 1980 entsprach mit ihrer Kontextgebundenheit und den rein ökonomi- 
schen Forderungen noch dem alten korporatistischen Muster der späten siebziger Jahre. 
Die Schaffung des überbetrieblichen Streikkomitees in Gdafsk am 14. August 1980 zer- 
störte dieses Muster. Es kam nicht nur zu einer Formulierung der Interessen der gesamten 
Arbeiterschaft, sondern allgemeine Forderungen (nach unabhängigen Gerwerkschaften, 
Abschaffung der Zensur) wurden laut. Viele Faktoren sind für diese Entwicklung verant- 
wortlich, u.a.: die Erfahrung einiger der Gründer der MKS in inoffiziellen freien Gewerk- 
schaften, die systematische Lektüre der oppositionellen Monatszeitschrift »Robotnik« (Ar- 
beiter) und die Einschränkung der Aufwärtsmobilität in den siebziger Jahren, welche po- 
tentielle Führer innerhalb der Arbeiterklasse beließ, von denen einige Autodidakten waren 
und o.a. Barriere der beschränkten semantischen Kompetenzen überwinden konnten. 
Diese Situation ist aus der Geschichte allgemein bekannt: Zu verschiedenen Zeiten führte 
das Entstehen von Solidarität unter Plebejern zu neuen potentiellen Herrschern, die eine 
ansonsten im Arbeitermilieu seltene sprachliche Geschicklichkeit besaßen, instinktiv die 
Psychologie ihrer Anhänger aus der Arbeiterklasse verstehen und vor allem die Bedürfnisse 
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der Arbeiter verallgemeinern können. Letzteres gab ihnen, besonders wenn es im Kontakt 
mit Repräsentanten der offiziellen Autoritäten mit einem eigentümlichen, Hierarchie auf- 
hebenden Stil verbunden ist, sofort eine dominante Stellung unter den Arbeitern. In die- 
sem Zusammenhang konnte ein interessantes Phänomen beobachtet werden. Die Leichtig- 
keit ihrer Dominanz durch den kreativen Gebrauch von Symbolen (wenn andere Arbeiter 
nur die Fähigkeit erwarben, Symbole nachzuahmen) führte dazu, daß die Führer der Be- 
wegung der Arbeiterklasse schnell ein Dutzend Symbole fixierten. Das genügte, um wir- 
kungsvoll agieren zu können. Und die meisten der Führer der Ereignisse im August 1980 
brachen nach diesem ersten Schritt die Entfaltung ihrer semantischen Kompetenzen ab. Es 
war zu riskant, zu intelligent zu sein. Zbigniew Bujak, ein Arbeiter aus der Ursusfabrik 
und Führer der Region Mazowsze, eignete sich z.B. schnell den ironischen Redestil der In- 
telligenz an, aber nach einiger Zeit versuchte er bewußt, seine intellektuelle Entwicklung 
zu stoppen (bzw. sie nicht offen zu zeigen), weil er dadurch »weich« genannt wurde. Der 
Grund dafür war, daß er bei Verhandlungen mit der Regierungsseite aufgrund seiner Fä- 
higkeiten für den andeutungsreichen Stil der Gegenseite zu sensibel wurde und sich die 
Verhandlungssphäre in seiner Gegenwart (bzw. die Kompromißmöglichkeiten) erweiterte, 
was bei anderen Arbeiterführern nicht passierte. 

Die leichte Fixierung und Rigidität der symbolischen Definition der Situation hatte viele 
Nebenprodukte. Zum ersten führte sie dazu, daß die Solidarnosc-Führer nicht immer in 
der Lage waren, ihre eigenen Siege zu erkennen. Ein Beispiel dafür ist die Situation im Ok- 
tober 1980, als Kania selbst und nach ihm die Massenmedien wie besessen mit dem Begriff 
des »Sozialkontrakts« als Legitimitätsargument zu operieren anfingen. Aber die Solidar- 
nost-Führer selbst übernahmen den Begriff nicht, obwohl er einen großen Schritt weg vom 
leninistischen Typus der Legitimität der »Avantgarde« darstellte (als nur wenige besser 
wußten, was für die übrige Gesellschaft gut sei). Das Argument mit dem »Sozialkontrakt« 
war in gewisser Weise eine quasi-legale Legitimität, bei der die Vorgangsweise als Rechtfer- 
tigung für Macht diente (procedure). Der Mangel an Reaktion auf Seiten der Solidarnos€ 
führte dazu, daß die Sprachform des »Sozialkontraktes« aufgegeben wurde. Eine weitere 
Folge der Rigidität der symbolischen Definition der Situation auf Seiten der urspünglichen 
Arbeiterführer der Solidarnos€ war deren Konflikt mit intellektuellen Gleichgesinnten der 
Bewegung. Ihre Unentschlossenheit, ihr Zögern, die Tendenz auf der Ebene rein analyti- 
scher Modelle zu operieren, trafen oft auf Vorurteile und erregten Verdacht. Ich weiß aber 
aus meiner eigenen Erfahrung in der Solidarnos€, daß diese analytischen Modelle von den 
Basismitgliedern der Bewegung mit viel größerem Enthusiasmus begrüßt wurden. Viel- 
leicht lag es daran, daß die, die als erste die symbolische Sprache an der Spitze eroberten, 
vom kritischen Gewicht derartiger Modelle nicht so sehr berührt wurden, oder sie als ein al- 
ternatives Symbolsystem behandelten, das als Waffe gegen die Hierarchie eingesetzt wer- 
den konnte, die bereits in der Solidarnos@ vorhanden war. Dieselben Verdachtsmomente 
charakterisieren auch die Beziehungen der Führer der Solidarnos£, die selbst aus der Arbei- 
terklasse kamen, mit ihren eigenen Angestellten. Dies erklärt den Mangel effizienter pro- 
fessioneller Beamter im Hauptquartier der Solidarnos€. Als Folge davon wurden die Führer 
der Solidarnos©, die aus der Arbeiterklasse kamen, selbst zu Bürokraten: Sie fühlen sich un- 
sicher, sind mit Problemen überhäuft, die ihre Kompetenzen überschreiten, haben aber 
gleichzeitig Angst, das Recht, Entscheidungen zu treffen, an bezahlte Beamte zu delegie- 
ren. Deshalb entwickelten sie so schnell die typisch bürokratischen Züge, Entscheidungen 
zu vermeiden, die Tendenz, sich hinter kollektiven Körpern zu verstecken und einen Weg 
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der Mitte, also »sichere« Lösungen zu wählen. Dazu kommt noch, daß einer der empfind- 
lichsten Punkte der Solidarnos - das Sekratariat der Nationalkommission - von Mitglie- 
dern des »Jungen Polen« voll ist, die selbst nicht professionelle Beamte, sondern Aktivisten 
der Bewegung sind. Walesa vertraut ihnen, aber sie sind Amateure und uneffizent, und - 
was noch schlimmer ist - sie spielen ihre eigenen kleinen Spielchen.!? 

Die begrenzten semantischen Kompetenzen können bisweilen ein Vorteil sein: Das wurde 
z.B. bei den Verhandlungen in Gdafisk deutlich. Die Unfähigkeit der Arbeiter, auf ab- 
straktem, oder eher ideologischem, doktrinätem Niveau zu operieren, verringerte den 
möglichen Verhandlungsspielraum. Die Forderung der Regierungsseite, dem Vertragstext 
eine Präambel voranzustellen, die »einen ideologischen Präzedenzfall«e beenden sollte, 
wurde von der Arbeiterseite nicht verstanden und ihre Antwort darauf war: »Es wird sich in 
der Praxis herausstellen.« Das Problem lag im wesentlichen an der unterschiedlichen kogni- 
tiven Perspektive beider Seiten. Für die Arbeiter war das »Interenterprise Strike Commit- 
tee« (Zwischenbettriebliches Streikkomitee) vor allem eine technische Schöpfung, die die 
Sicherheit und Koordination ihrer Aktivität erhöhen sollte: Sie dachten nicht auf ideologi- 
scher Ebene. Ein Kompromiß war durch Experten möglich. Sie operierten auf demselben 
Begriffsniveau wie die Regierungsseite und hatten gleichzeitig das Vertrauen der Arbeiter. 
Wie wir schen werden, ist Radikalismus nicht nur eine Angelegenheit von Einstellungen, 
sondern auch der symbolischen Vorstellungskraft und kognitiven Perspektive. 

Die Ereignisse im August 1980 können auch als Kulturrevolution verstanden werden. 
»Double talk« schien überwunden, und viele Wörter erhielten ihre frühere Bedeutung zu- 
rück. Hinzu kommt noch, daß zumindest einige der Arbeiterführer die Fähigkeit zeigten, 
auf demselben Generalisierungsniveau wie die herrschende Gruppe und die Intelligenz 
operieren zu können. Die Arbeiter entschlossen sich rasch, zu reden: Bei einigen von ihnen 
war es nur die unteflektierte Nachahmung der Sprache ihrer Führer, aber viele bemühten 
sich bewußt, ihre Sprechgewohnheiten zu verändern, ihr semantisches Potential zu gebrau- 
chen und ihre Scheu vor der Sprache zu überwinden, die sich darin geäußert hatte, daß be- 
stimmte Symbole vermieden wurden, weil sie ein Zeichen für die Identifizierung mit der 
herrschenden Elite und der Sprache der Propaganda waren. Die auf unterschiedlichen se- 
mantischen Kompetenzen und einem schutzlosen Schweigen basierende Hierarchie schien 
verschwunden.'! Einige der Streiks dienten im wesentlichen dazu, den Teilnehmern die 
Möglichkeit zu sprechen zu geben und sie ihr neu erworbenes Werkzeug: die Rede, aus- 
probieren zu lassen.'? 

Das Ende dieser Kulturrevolution war rapid und spektakulär: Der Markstein war das soge- 
nannte Warschauer Abkommen nach der Bydgoszcz-Krise am 30. März 1981. Dieses Ab- 
kommen wurde in einem seltsamen Stil formuliert: Nichts wurde eindeutig versprochen, 
und gleichzeitig wurde nichts eindeutig abgelehnt. Die semantische Form dieses Abkom- 
mens, das im wesentlichen von Experten auf beiden Seiten geführt worden war, war der ty- 
pische Stil der Intelligenz: voll von Anspielungen, gegenseitig bedeutungsvollen Hinwei- 
sen und unverbindlichen Signalen. Der Handel war offensichtlich nach der Unterzeich- 
nung des Vertragstextes noch nicht beendet: Sein semantischer Stil ließ ausreichenden 
Spielraum für beide Seiten. Für die Solidarnos£-Mitglieder, die aus der Arbeiterklasse ka- 
men, und besonders für die Funktionäre aus der Arbeiterklasse war es ein Schock. Sie wa- 
ren unfähig, ihren Kollegen zu erklären, worin die Gewinne und worin die Verluste be- 
stünden. Wir dürfen in diesem Zusammenhang nicht vergessen, daß dieser unlesbare 
Kompromiß die Bereitschaft für einen Generalstreik hinfällig machte. Die auf semanti- 
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schen Kompetenzen basierende Hierarchie erschien aufs neue und erwies sich als ebenso 
stabil wie früher: Nur war ihre Basis subtiler; es war nun nicht mehr die Wortwahl, sondern 
der Stil. Die Arbeiter fühlten sich in gewisser Weise ihrer eigenen Schöpfung beraubt.'? 
Die Solidarno$€ wurde nicht länger als Motor für Aufwärtsmobilität gesehen. Die Kulturre- 
volution - oder eher der Glaube an ihre Wirklichkeit, war verloren. Vom Standpunkt der 
Arbeiter aus war es besonders frustrierend, weil viele von ihnen das Gefühl haben, daß die 
Hierarchie und der höhere Status der Intelligenz auf einer gewissen Natürlichkeit, der sie 
sich erfreuten, basierten. Aber gleichzeitig sind genau dieselben Arbeiter einfach nicht in 
der Lage, diese Hierarchie zu entmystifizieren und sich ihrer magischen Kräfte zu entzie- 
hen. Außerdem war die ironische Behandlung von Experten aus der Intelligenz, die bei 
Streiks eine klärende Rolle spielten, und die Arbeiter ihre Stärke spüren ließen, nun ver- 
schwunden. 

Nach diesem Wendepunkt zeigte sich eine zunehmende Passivität der Arbeiter. Bei den 
nächsten Wahlen waren nur ein Viertel der Delegierten Arbeiter. Einer der Gründe für 
diese Tatsache war die Forderung, Kandidaten dürften nur kurze Wahlreden halten: Dele- 
gierte aus der Arbeiterklasse gaben vielfach auf, ehe der Kampf begann. Für die Auflösung 
der Arbeiter war unter anderen Faktoren die früher beschriebene Identitätskrise der Soli- 
darnost verantwortlich, dazu kam noch die Sackgasse der »selbstbegrenzenden 
Revolution«, die fast alle ihre Instrumente bei einem Prozeß der Selbstbegrenzung abnütz- 
te. Diese Sackgasse wurde noch durch die Tatsache verschlimmert, daß die Bevölkerung 
nach einer ersten Euphorie für einen Generalstreik, der in kleinlichen Manipulationen und 
Unwesentlichkeiten versickerte, nicht mehr streiken wollte. 
Auch war ein Gefühl der Würde, das mit der moralischen Basis des Impetus der Solidar- 
nost aufs engste verbunden ist, kaum am Platz. Wir müssen hier betonen, daß das ver- 
schiedene Niveau des Radikalismus der Arbeiter und der Mittelschicht nicht nur darauf be- 
ruht, daß sich letztere mit Leichtigkeit an ein post-totalitäres Regime mit enorm großen 
Räumen für Spiele mit dem Systern anpassen, und auch nicht nur auf dem untertschiedli- 
chen Vorstellungsniveau basiert. Auch die Vorstellung der Würde (conception of dignity), 
die oft als Motiv für radikale Aktionen eine Rolle spielt, unterscheidet sich bei beiden Klas- 
sen. Aus Beobachtungen von Arbeitern scheint hervorzugehen, daß man in dieser Klasse 
Würde bewahrt, wenn man auf die Züge der anderen Seite entsprechend reagiert. Diese 
Einstellung ähnelt stark dem Modell von Würde unter Gefangenen (ob es sich dabei nur 
um einen Zufall handelt?), bei denen derjenige das Gesicht verliert, der auf das Verhalten 
der Gefängniswärter nicht reagiert, was als Beleidigung gilt. Bei genaueter Betrachtung 
zeigt sich, daß das, was als Beleidigung angesehen wird, und auch das »Zurückreden« im 
wesentlichen rein rituelle, symbolische Gesten sind. So kann man z.B. die Würde einfach 
dadurch verlieren, daß man bestimmte Wörter und Sätze verwendet, die dem irreführen- 
den Jargon offizieller Kreise entstammen, ohne ihnen einen eindeutig ironischen Zug zu 
verleihen. Dieses Phänomen von Würde, die vom Verhalten der anderen Seite, auf das 
man reagieren muß, um die eigene Würde zu erhalten, abhängt (»abhängige Würdee), 
beeinflußt nicht nur die Tradition des Protestes auf interessante Weise, sondern führt auch 
dazu, daß Arbeiter leichter zu provozieren und manipulieren sind. Die Anpassung der Ar- 
beiter an das System ist schmerzhafter als die der Mittelschicht, mit ihrer »pragmatischen«, 
oft verspielten Existenz und weiteren Möglichkeiten, sich die Illusion der »reinen Weste« 
(clean hands?) zu bewahren (wie z.B. durch ironische Rede, die für Arbeiter mit ihrem re- 
stringierten Code außer Reichweite ist). Der abhängige Charakter der Arbeiterwürde wut- 
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de von der hertschenden Gruppe nach dem Warschauer Abkommen ausz nützt. Das Ge- 
fühl, versagt zu haben, das darauf beruhte, auf die Provokation von Bydgoszcz mit man- 
gelnder Effizienz reagiert zu haben, verbunden damit, daß der Text des Abkommens un- 
verständlich war, wurde noch dutch die Präsentation des Abkommens in den Massenme- 
dien verstärkt. Es wurde zusammen mit einer Rede von K. Barcikowski gesendet, dem Se- 
kretär des Zentralkomitees der PVAP, die selbst von den Teilnehmern des 11. Plemums 
des Zentralkomitees negativ bewertet wurde. Das Ziel der hertschenden Gruppe, nämlich 
die Basismitglieder der Solidarnost aufzulösen, wurde jedoch nur teilweise erreicht. 

Die ideologischen Funktionen begrenzter semantischer Kompetenzen waren nicht nur mit 
Artikulationsproblemen verknüpft. Ein weiteres Beispiel für diese Funktion ist die Situa- 
tion, in der die Herrschenden ein besonders Merkmal des restringierten Codes für ihre ei- 
genen Zwecke ausnützen, nämlich daß es keiner Rechtfertigung bedürfe (Legitimierung), 
wenn sie Befehle erteilten. Dies ist mit der Positionsstruktur in den meisten Arbeiterfami- 
lien verknüpft, in deren Sozialisation der Ursprung des restringierten Codes liegt, und 
auch damit, daß der »Redner« einen hohen Status innehat. Die bloße Tatsache, einen Be- 
fehl auszusprechen, verleiht ihm seine Legitimität (wie z.B.: »Du machst das nun«, »Wa- 
zum sollte ich das machen?«, »Weil ich es sage«.) 

Die dritte Manifestation der ideologischen Funktion der Redeform ist deren Einfluß auf die 
untertschiedlichen Chancen für eine politische Karriere, die Personen aus verschiedenen 
Klassen offenstehen. Unter den Bedingungen der Ritualisierung der Ideologie in den sieb- 
ziger Jahren, fanden es diejenigen, die den elaborierten Code beherrschten, viel leichter, 
den geforderten Ausdrucksstil nachzuahmen, während sie gleichzeitig ihr neutrales und 
ruhiges Auftreten beibehalten konnten. Das beste Beispiel dieser Fähigkeit ist die soge- 
nannte »ironische Rede«, ein für die polnische Mittelschicht der siebziger Jahre typischer 
Stil. Dieser Redetypus war reich an Zitaten, parenthetischen Einfügungen und Redewen- 
dungen, die die Distanz des Sprechers von seinen Aussagen klar anzeigten. 
Oberflächlich betrachtet, könnte dies ein sehr guter Anpassungsmechanismus scheinen. 
Die nach außen (ans Establishment) gerichtete irteführende Aussage war so weit verkenn- 
bare, daß der Sprecher in der Beamtenhierarchie fungierte und sogar aufsteigen konnte. 
Andererseits machte es der »Distanz-anzeigende« Teil des Satzes, der nur von der eigenen 
Gruppe des Sprechers erkannt werden konnte, und der in der Regel am »Beamtentum« 
Kritik übte, möglich, das Gesicht und ein Gefühl der Würde zu bewahren. Daher gab es 
das Problem der Persönlichkeitsauflösung nicht, wie es oft bei Arbeitern der Fall war, die 
aufgrund ihrer begrenzten semantischen Fähigkeit nicht in der Lage waren, zu Mechanis- 
men der Selbstverteidigung Zuflucht zu nehmen, die auf Sprachzersetzung (-zerlegung?) 
beruhte. Für sie war es eher schwer, Sätze mit einer internen Struktur zu konstruieren, die 
Distanz von den eigenen Aussagen anzeigen sollten. Andererseits war die irreführende 
Sprache der Beamten für sie aufgrund ihrer Haltung gegenüber dem gesprochenen Wort 
als etwas in sich Komplettem und sich selbst Verstärkendem greifbarer und wirklicher. Wie 
wir bei den Streiks im Sommer 1980 beobachten konnten, endete diese Einstellung mit der 
globalen Ablehnung alles dessen, was von Regierungsquellen gesagt wurde, und mit der 
Schaffung von eigenen Informationsquellen der Solidarnost. 

In den siebziger Jahren war es jedoch cher die Frage nach dem Preis der Anpassung durch 
Sprachzersetzung und der eigenartigen ironischen Rede. M.E. war der Preis in der Tat sehr 
hoch. Es war eine Anpassung regressiver Natur. Denn sie machte beides unmöglich und 
schwerer: die Artikulation der eigenen Interessen und den Kontakt mit der Wirklichkeit. 
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Die ironische Rede, mit ihrer eingebauten Distanz zu den eigenen Aussagen war im Grun- 
de nichts weiter als ein eigentümliches Beispiel des unter dem Namen »negativer Redefrei- 
heit« bekannten Phänomens, welches zu einer Rede ohne innere Dynamik führt. Diese Art 
der Rede konstituiert einen der typischeren Mechanismen der Psychoanalytikern bekann- 
ten Regression.!* Sie geht auf die Tatsache zurück, daß sowohl ihre irreführenden als auch 
ihre Distanz-anzeigenden Elemente in der Lage sind, ihre intendierte Funktion nur zu er-, 
füllen, wenn sie von anderen als bloße Dekoration und Ironie erkannt werden können. Da- 
her müssen beide Elemente die Form eines mehr oder weniger dauerhaften Rituals anneh- 
men. Diese Form der Rede verliert ihren Wert als flexibles Instrument der Kommunika- 
tion, obwohl sie ihre adaptive Rolle erfüllt und das Funktionieren in einer schizoiden Ge- 
sellschaft mit relativer Leichtigkeit ermöglicht, während sie gleichzeitig das Gefühl auf- 
rechterhält, »innerlich korrekt« zu sein. 

Eine verarmte, ritualisierte Sprache war in der Tat ein sehr hoher Preis für die Anpassung in 
den siebziger Jahren. Das halbbewußte Gefühl dieses Sachverhaltes war u.a. der Grund da- 
für, daß bei den Streiks im Sommer 1980 moralische Elemente und das Rufen nach der 
»Wahrheit« in den Vordergrund gekehrt wurden. 

Das folgende Anzeichen der ideologischen Funktion der Formen der Rede ist die Ausnüt- 
zung von Frustrationen und Spannungen, verknüpft mit der Differenzierung dieser Formen 
durch die herrschende Gruppe. Aggressionen und Komplexe gegen die Intelligenz wurden 
z.B. bei der Rekrutierung des Parteiapparates ausgenützt; oder man gebrauchte sie als 
Kraft, die politische:Maschine in Krisensituationen, besonders in den unteren Machträn- 
gen, anzutreiben. Ein gutes Beispiel dafür waren anti-intellektuelle Slogans der herrschen- 
den Gruppe, um Arbeiter gegen die Studentenbewegung zu mobilisieren. 

Die o.a. Analyse der ersten Barriere in der Entwicklung des Bewußtseins der Arbeiterklasse, 
nämlich die Barriere der begrenzten semantischen Kompetenzen, sollte zeigen, wie 
schmerzhaft der Prozeß der Emanzipation der Arbeiterklasse ist. 


2. Die Barriere der Verdinglichung 


Verdinglichung spielt in totalitären und nachtotalitären Systemen die gleiche ideologische 
Rolle wie - nach Marx - der Fetischcharakter der Ware im kapitalistischen System. Sie ver- 
schleiert die Machtstruktur, indem sie nur ihre Erscheinungen beleuchtet und ihren objek- 
tiven Charakter und ihre Unveränderbarkeit unterstreicht. Sowohl die Warenverhältnisse 
im Kapitalismus (wenn Arbeit ebenfalls als Ware wahrgenommen wird) als auch die 
Machtbeziehungen im Sozialismus werden als Resultat objektiver sozialer Gesetze (respek- 
tive Marktgesetze und dialektischer Gesetze) gezeigt, nicht aber als Folge eines Interessen- 
kampfes und -konfliktes. Die Hauptfunktion beider ideologischer Konstruktionen liegt 
darin, den Ursprung und die Natur von Herrschaft zu verdunkeln und sie vielleicht als 
schmerzhaft, aber als die einzig mögliche und ohne Alternativen darzustellen. 

Die Barriere der Verdinglichung war nach der Barriere der begrenzten semantischen Kom- 
petenzen die nächste Schwelle in der Entwicklung des Bewußtseins der Arbeiterklasse. Es 
ist nicht leicht, den Prozeß der Überwindung dieser Barriere zu beschreiben. Erstens han- 
delt es sich bei dem Begriff selbst um ein Etikette und nicht so sehr um einen technischen 
Terminus. Er umfaßt ein Maximum an emotioneller Resonanz mit einem Minimum an 
Präzision. Zweitens sind Empathie und Engagement nicht genug, um die gelebte Eıfah- 
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rung des einfachen Menschen nachzuzeichen. Ausgedehnte Forschungen sind nötig, und 
ich besitze lediglich fragmentarische Daten. 

Nach den Daten von Narojek!?, die von Ende der siebziger Jahre stammen, war die Macht- 
und Prestigehierarchie zwar frustrierend; aber durch einen Mangel an vorstellbaren Alterna- 
tiven gerechtfertigt. Die Hierarchie schien so lange akzeptiert zu werden, so lange Perso- 
nen in höheren Positionen nicht ihren Status über das durch anerkannte Normen und Er- 
wartungen zugestandene Maß hinaus ausnützten. Die Natürlichkeit der Machtstruktur - 
mit anderen Worten ihre Verdinglichung - machten die populistischen Techniken der frü- 
hen siebziger Jahre möglich. Dennoch war es so, daß die Mehrheit der Mitglieder zu Be- 
ginn der Solidarnos€ nicht an die Möglichkeit glaubten, die Machtstruktur zu verändern. 
Sie wollten in erster Linie sich selbst von dieser Struktur lostrennen und unabhängig mög- 
lichst viele soziale Funktionen organisieren (Information, Erziehung, von der Verwaltung 
unabhängige Kooperationswandel in der Industrie etc.). In gewisser Weise war es wie ein 
Echo der KOR-Doktrine von der Gesellschaft unabhängig vom Staat. Als ich die Reaktion 
der Arbeiter auf dem 4. Plenum des Zentralkomitees beobachtete (22. August 1980), 
überraschte mich deren Mangel an Interesse: Die Machtstruktur schien ihnen außer Reich- 
weite, unantastbar und unveränderbar.'® 

Vier Faktoren scheinen bei der Überwindung der Barriere der Verdinglichung essentiell. 
Zwei von ihnen zeigten sich bei den Streiks im August 1980. Dies war in erster Linie die 
Konstatierung, daß der wesentliche Anteil der Macht der herrschenden Gruppe unser eige- 
ner Gehorsam für ihre Befehle ist, und daß die Massenverweigerung dieses Gehorsams 
selbst eine sehr mächtige Machtelite lähmen kann. Die zweite Erfahrung war mit sponta- 
nen Versuchen verknüpft, eigene Ersatzformen zu restaurieren bzw. vielmehr zu schaffen, 
zumindest der Funktionen der Staatsverwaltung, die unorganisiert und in gewissem Sinne 
aufgebläht waren.!’ Eine solche Aktivität, die nicht koordiniert war und sehr rasch aufge- 
geben wurde (im Prozeß der Selbstbegrenzung der Revolution, die in dem Augenblick be- 
gann, als Verhandlungen aufgenommen wurden), ließen jedoch eine wichtige Erkenntnis 
zurück. Es ist genug, wenn jemand als Machträger anerkannt wird, daß er zu einem derarti- 
gen Machträger in der Realität wird. Das war eine praktische, wenn auch nicht in Worten 
gefaßte, Lektion von Legitimität. 

Zwei andere Faktoren, die halfen, das Gefühl der Verdinglichung zu überwinden, wurden 
durch die Praxis der Solidarno$C erzeugt. Hier war die Erfahrung der Institutionalisierung 
der Bewegung besonders wichtig, als es offensichtlich wurde, wie wesentlich die Rolle der 
Manipulation der Konkurrenz und selbst des Zufalls im Aufbau der Hierarchie ist. Mit an- 
deren Worten: Man lernte, daß Hierarchie nichts »Naturhaftes« ist. Noch essentieller für 
das Überschreiten der Barriere der Verdinglichung der Machtstruktur waren die Schlüsse, 
die aus den Zusammenstößen mit der Regierung gezogen wurden. Besonders wichtig war 
hier der Konflikt im Januar/Februar, der in einigen Gebieten aufgrund der Entlassungen 
einiger kortumpierter Mitglieder örtlicher Verwaltungen aufbrach. Dieser Konflikt endete 
mit der Abberufung von Premier Piefikowski, der beschuldigt wurde, »nicht mit der Soli- 
darnose verhandeln zu können«. Bei diesen Zusammenstößen fühlten sich die Arbeiter als 
Akteure des Spiels, und zum ersten Mal verfolgten sie aufmerksam die Wechsel in der hert- 
schenden Gruppe. Sie erkannten, daß Machstruktur nicht objektiv und für immer gege- 
ben, sondern veränderbar und abhängig von ihren eigenen Handlungen ist. Die Arbeiter 
erkannten, daß die Machtstruktur selbst Produkt des Konfliktes ist und daß ihre konkrete 
Form das Zeichen von Stärke bestimmter politischer Kräfte ist. Alle o.a. Einstellungen, die 
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die polnische Arbeiterklasse bei ihrer politischen Praxis im August 1980 und danach er- 
warb, waren jedoch nicht von Dauer. Die neu erworbenen Gefühle, daß die Machstruktur 
entdinglicht worden war, wurden rasch von neuen Erfahrungen verdrängt und irgendwie 
vergessen. Andererseits war es möglich, zu alten Positionen der Verdinglichung zurückzu- 
kehren. Was wir nun sehen, ist eher die Nach-Bydgoszezsche- Auflösung vermischt mit ei- 
nem seltsamen Radikalismus, der politische Kategorien vermeidet und seine Träume nicht 
in Machtverhältnisse umsetzt. Diese Ansätze sind nicht nur Folge der fundamencalisti- 
schen Orientierung der Bewegung, sondern inkludieren in sich eine Zweideutigkeit der 
»Kooptierten Revolution«, in der die Solidarnos€ immer stärker als der gefesselte Riese auf- 
zutreten scheint. Letzteres ist das Resultat der oben beschriebenen Identitätskrise. Auch 
die letzten Erfahrungen (Juli 1981) beim Studium der Massenmedien und ihrer Berichte 
über den 9. Kongreß der PVAP trugen zu einer Erneuerung der Machtverdinglichung bei. 
Dieser Kongreß, der in seinen Charakter populistisch war, hinterließ surreale Gefühle. Im 
Kapitel über die Umwandlung der Partei nach dem August 1980 werde ich mehr darüber 
schreiben, aber im Zusammenhang mit dem Problem der Verdinglichung sollten schon 
jetzt ein paar Bemerkungen gemacht werden. Nach den Wahlen neuer Mitglieder des Zen- 
tralkomitees sah sich die polnische Gesellschaft neuen Machthabern gegenüber, die in ge- 
wisser Weise wie ein Spiegelreflex der populären, fragmentierten, von einer ideologischen 
Einstellung weit entfernten Mentalität aussah. Die neue Elite der PVAP bestand aus einfa- 
chen, unkorrumpierten und mit Hilfe relativ demokratischer Verfahren gewählter Leute 
(außer bei den Vorwahlen und Empfehlungen - und dies verstärkte den populistischen 
Anstrich noch etwas). Die neuen Machthaber standen der Krise so ahınungslos wie die übri- 
ge Gesellschaft gegenüber. Zu Beginn schien es, daß nach diesen Wahlen die »Personifizie- 
rung« des »Feindes« schwerer denn je sei. 

Aber in den folgenden Wochen zeigte ein Polarisierungsmechanismus sein ganzes Poten- 
tial. Einerseits stellte man eine Entlegitimierung von Macht fest, die stärker war als zuvor: 
Die demokratischen Verfahren entkleideten die neuen Machthaber der eigentümlich »dä- 
monischen« Dimension, die in der Vergangenheit als wesentlichster Teil des Typus der 
Machtlegitimierung durch einen Mangel an Alternativen gedient hatte. Die neu gewähl- 
ten, aus großen Betrieben kommenden Mitglieder des ZK fühlten sich von ihren Gemein- 
den abgelehnt: So wurde z.B. Zofia Grzyb, das einzige Solidarno$£-Mitglied im Politbüro, 
von ihrer Betriebsorganisation für ihre kritischen Bemerkungen über diese Organisation ge- 
rügt. Außerdem führten Fraktionsspiele, die nun auf der Ebene der Bezirkskomitees abge- 
handelt wurden (als Kanias Gegner nicht in das ZK gewählt wurden), zu einigen provo- 
zierten Konflikten kurz nach dem 9. Kongreß. Die Unordnung der Reglementierungscou- 
pons in Katowice und Lödz und die unorganisierte Reglementierung führten in beiden 
Städten zu »Hungermärschen«. Diese wurde von anderen Städten übernommen (War- 
schau 3. - 5. August 1981, Kutno, 26. Juli) und führte zu einem neuen Anwachsen der 
Spannungen, als ein Teil des Warschauer Marsches blockiert wurde und sich Demonstran- 
ten selbst drei Tage lang an einer wichtigen Kreuzung in Warschau einkeilten. Einer der 
wichtigsten Slogans all dieser Ereignisse war: »Hunger ist das einzige Resultat des 9. Kon- 
gresses«.' Dies machte die neuen ZK-Mitglieder noch zuzüglich zu Feinden, nachdem sie 
vorher durch Manipulation für die Ereignisse des Kongresses verantwortlich gemacht wor- 
den waren. Auf beiden Seiten gab es Frustrationen: Die ZK-Mitglieder, die auf dem Kon- 
greß keine neuen Vorschläge ausgearbeitet hatten (das Parteiprogramm war eine Kopie des 
Stabilisierungsplanes der Regierung) und Solidarnos£-Mitglieder (aufgrund der Zunahme 
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der Verzweiflung und der eigenen Identitätskrise der Gewerkschaft) verstärkten die gegen- 
seitige Aggression. Letzteres wurde durch eine eigentümlich ähnliche Mentalität und Sta- 
tusorientierung beider verstärkt: Einerseits verficht das neue, demokratisch gewählte ZK 
eine »härtere Linie« als das Politbüro mit seinen wenigen professionellen »Apparatschiks«. 
Andererseits kehrte ein Gefühl der Verdinglichung zurück, das nun noch stärker als zuvor 
ist. Da gibt es nun das in der Bevölkerung verbreitete Gefühl, daß das System selbst außer 
der Kontrolle der Gesellschaft und der Machtträger ist. Es ist kein Zufall, daß wir gerade in 
jüngster Zeit in Polen eine Politik der wachsenden Verzweiflung haben (z.B. ein Verfahren 
gegen Brandstiftung im Parteikomitee in Swinoujscie, 23. Juni 1981, oder rassistische Vor- 
fälle in Komin - mit Zigeunern aus der Gegend, am 28. August, und daß unter jungen Ar- 
beitern immer häufiger über Terrorismus diskutiert wird). 


3. Die »antipolitische« politische Kultur der Sohidarnose 


Die dritte Schwelle auf dem Weg zu einem teifen politischen Bewußtsein der polnischen 
Arbeiterklasse, die sich in der Solidarno$€ organisiert hat, ist ein eigentümlicher Mentali- 
tätstypus. Ich verwende den Begriff »Mentalität« als Synonym für einen Rahmen kognitiver 
Formen, die im politischen Leben, das sich an Aktionen orientiert und emotionsgeladen 
ist, tatsächlich wirksam sind. Dieser Begriff scheint in unserem Falle nützlicher als der der 
Ideologie zu sein.'® Einer der Gründe ist die Ritualisierung einer für nach-totalitäre Syste- 
me typischen Ideologie; nach-totalitäre Systeme werden dutch eine Suche nach Werten 
und Spielregeln ausgezeichnet, die ein Minimum an Zwangsmacht zur Legitimierung oder 
Nichtlegitimierung politischer Aktionen besitzen. Ein zweiter Grund ist das eigentümliche 
ideologische Klima in Polen. Der Kommunismus wurde mit sowjetischen Panzern nach Po- 
len gebracht, und eine linke Ideologie war in diesem Land niemals wirklich vorhanden (au- 
ßer in der Tradition der Bauernbewegung): Als Folge davon haben auch antikommunisti- 
sche Ansätze nur schwache ideologische Elemente. Eine ideologische Konterrevolution ist 
ohne eine vorangehende echte Revolution unmöglich. Selbst der polnische Katholizismus, 
der in seinem sozialen Wirkungsfeld schr stark ist, ist wesentlich eine Kultur und eine Le- 
bensweise und trägt nur geringe metaphysische oder intellektuelle Merkmale.'? Letzteres 
erleichtert dessen Verträglichkeit mit der ritualisierten kommunistischen Ideologie und ei- 
ner Wissenschaft. Der typische Stil der politischen Opposition in Polen ist in seinem Cha- 
rakter ebenfalls a-ideologisch. Die Revisionisten der sechziger Jahre interpretierten nur die 
offizielle Ideologie neu und negierten die Legitimität der herrschenden Gruppe, eine linke 
Rhetorik zu verwenden. Das in den späten siebziger Jahren organisierte KOR war eine lose 
Koalition von Systemgegnern verschiedenen Ursprungs, von ex-orthodoxen Linken bis hin 
zu gemäßigten Sozialisten und sogar ex-Rechten. Auch Beweismaterial aus jüngsten For- 
schungsarbeiten über die politische Einstellung der polnischen Arbeiterklasse?’ zeigen eine 
eigentümliche ideologische Urterbestimmtheit und Zweideutigkeit: mehr als 55,5 Prozent 
der Arbeiter können ihre politische Position nicht benennen - bei Mitgliedern der PVAP 
aus der Arbeiterklasse beträgt der Prozentsatz 37,1. - 11,7 Prozent beschreiben sich selbst 
als »Demokratene, 4,4 als »Sozialdemokraten« - bei PVAP-Mitgliedern handelt es sich um 
8,6 Prozent, - 8,7 bezeichnen sich als »Sozialisten« - bei der PVAP sind es 23 Prozent - 1,5 
Prozent nennen sich »Kommunisten« - bei PVAP-Arbeitern ist es nur ezze Person! - und 
0,7 sagen, sie seien »Patrioten«. Die oben erwähnten Beweise für die ideologische Unterbe- 
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stimmtheit werden auch duch die Antwort auf die Frage nach der Notwendigkeit bzw. 
dem Bedarf einer legalen Oppositionspartei unterstützt. 65 Prozent der Arbeiter - und 54 
Prozent der Mitglieder der PVAP, die Arbeiter sind, antworteten positiv, aber sie argu- 
mentierten in gewisser Weise a-ideologisch. Der Bedarf nach einer neuen Partei wird 
hauptsächlich durch eine organisatorische Argumentation als ein Element einer notwendi- 
gen Konkurrenz im politischen System gerechtfertigt. Andererseits konnten die meisten 
der 36,5 Prozent der Arbeiter, die die »Opposition« - vorrangig das KOR - unterstützten, 
keine ideologischen oder politischen Gründe für ein derartiges Verhalten angeben, noch 
konnten sie die Position des KOR ideologisch interpretieren. Ihr Hauptgrund für die Un- 
terstützung der Opposition ist, daß »sie die Wahrheit sagt«. 

Wenn wit die Situation jedoch etwas näher betrachten, sehen wir, daß sie nicht ganz so 
simpel ist: Die oben erwähnte oberflächliche ideologische Unterbestimmtheit kann (wenn 
wir den Begtiff »Ideologie« in seiner traditionellen Bedeutung verwenden), auch als ideolo- 
gische Überbestimmtheit interpretiert werden, wenn wir in Rechnung stellen, daß die Rol- 
le der Ideologie einerseits von einer eigentümlichen Mentalität und andererseits von einet 
Statusorientierung übernommen wird. In meinem Buch über Polen schrieb ich auch ein 
Kapitel über die ideologische Funktion der fundamentalistischen Orientierung in der Soli- 
datno$€. Nun möchte ich andere Züge der Mentalität, die in dieser Bewegung vorhertschen 
und deren politische Konsequenzen analysieren. Es sollen vier Elemente dieser Mentalität 
diskutiert werden: a-historische Neigungen, Moralismus, Eindimensionalität und starke 
Statusorientierung. Es sollen auch einige Schlüsse über die Entstehung dieser Züge und de- 
ren Verhältnis zur politischen Praxis der Bewegung gezogen werden. 


Ahistorizismus 


Die Vergangenheit als eine lange Aufzeichnung einzelner Ereignisse und nicht als Prozeß 
aufzufassen, in dem die Ereignisse einander beeinflussen und zu allgemeinen Tendenzen 
werden, ist für Mitglieder der Solidarnos© wie auch für deren Aktivisten typisch. Zwei 
Faktoren sind für eine derartig a-historische Perspektive verantwortlich. Erstens ist es die 
Unfähigkeit, die eigenen Erfahrungen zu generalisieren, die, wie ich an anderer Stelle aus- 
geführt habe, in den begrenzten semantischen Kompetenzen ihren Ursprung haben. 
Zweitens ist es ein begrifflicher Rahmen, der - aufgrund des Solidarismus der Bewegung - 
alle dialektischen Begriffe wie »Konflikt« oder »Widerspruch« ausradiert hat. In gewisser 
Weise ist die statische, veraltete kognitive Perspektive der Mitglieder der Solidarnos£ in be- 
zug auf ihre eigene Bewegung in deren Wertorientierung verankert, die dazu führt, daß 
selbst das Reden über einen Interessenskonflikt innerhalb der Solidarnos€ Schuldgefühle 
erzeugt und Verdacht erregt. Eine derartige Perspektive macht es unmöglich, daß ein Wis- 
sen über die Dynamik der Bewegung aufgezeichnet und angehäuft wird, über eine Dyna- 
mik, die nichts weiter als die Entwicklung der inneren Widersprüche und Konflikte der So- 
lidarno$£ ist. Wie ich an früherer Stelle aufzeigte, war das erste Stadium der Geschichte der 
Solidarnos€ konkret durch die Entwicklung zweier konflikterzeugender Prozesse gekenn- 
zeichnet: die »selbstbegrenzende Revolution« und den Aufbau einer Hierarchie. Beides 
führte zu einem Anwachsen der innerorganisatorischen Spannungen und wat der Grund 
für den Ausbruch einer symbolischen Politik, die für dieses Stadium so charaktetistisch ist. 
Letzteres half den Aktivisten der Solidarno$€ in den mittleren Rängen, ihren Status zu be- 
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wahren. Das zweite Stadium in der Entwicklung der Solidarnos€ wurde durch eine Identi- 
tätskrise der Bewegung charakterisiert. Diese Krise zeigte sich in vielen Formen: Eine davon 
war die wachsende Kluft zwischen dem Ort der Solidarno$t auf der politischen Landkarte 
und ihrem Mangel an wirtschaftlicher Macht, oder sogar ihre Rolle bei der Stärkung der 
. staatlichen Verfügungsmacht über die Produktionsmittel. Ein anderer Aspekt dieser Iden- 
titätskrise war die immer deutlicher werdende Sackgasse der »selbstbegrenzenden Revolu- 
tions, für die Taktik zum Wesen wurde. Der Begriff des »gesellschaftlichen Betriebes« (»so- 
cial enterprise«), der von einer Bewegung für Selbstverwaltung in der Solidarno$t ausgear- 
- beitet worden war, zielt auf den Abbau o.a. Identitätskrise. Die regionalen und nationalen 
Führer der Solidarno$t, die aufgrund ihrer a-historischen Perspektive unfähig waren, die 
dialektische Notwendigkeit einer solchen Entwicklung wahrzunehmen, bekämpften lange 
Zeit diese Tendenz. Wie wir sehen, hat diese a-historische Einstellung ernste praktische 
Folgen. 
Die Unfähigkeit, die Erfahrung der Bewegung zu verallgemeinern und auf eine abstfakte 
Formel zu bringen, schafft eine Barriere für die Anhäufung von Wissen und soziales Ler- 
nen in der Solidarno$t. In einer derartigen Situation hat die persönliche Erfahrung der 
Führer der Bewegung einen doppelten Wert. Die Unübertragbarkeit. des Wissens der Akti- 
visten der Bewegung dient als nützliche Rationalisierung und halb bewußte Selbstrechtfer- 
tigung für jene, die eine führende Position so lange wie möglich beibehalten wollen. 
Eine weitere politische Konsequenz dieser a-historischen Perspektive der Vergangenheit 
der Bewegung ist die Tatsache, daß dadurch die Bewegung von außen leichter gelenkt wer- 
den kann. Wir dürfen nicht vergessen, daß innerhalb eines solchen a-historischen Rahmens 
die Gegenwart der Bewegung ihre Vergangenheit in sich selbst einschließt. Das kann sehr 
gefährlich sein, besonders wenn ein wirkliches Moment der Entwicklung der Bewegung von 
ihren Mitgliedern als Versagen wahrgenommen wird (wie nach dem Warschauer Abkom- 
men am 30. März 1980). Ein solches Gefühl des Versagens kann noch dusch Manipulatio- 
nen der herrschenden Gruppe zuzüglich verstärkt werden. In solchen Augenblicken kön- 
nen alle früheren Siege in Vergessenheit geraten; und, was noch schlimmer ist, dieses Ge- 
fühl des Versagens kann sich zu einer »self-fulfilling prophecy« entwickeln. Diese Tendenz, 
das Gefühl einer Niederlage zu verallgemeinern, wird noch durch die Vorstellung von der 
»abhängigen Würde«, die für die Arbeiterkultur so spezifisch ist, verstärkt. Wer einmal 
sein »Gesicht verloren hat« und den »Verlierern« zugezählt wird, muß von nun an nach an- 
deren Spielregeln spielen. Es ist nicht leicht, wieder in die Klasse der »Gewinner« aufzustei- 
gen, man muß es sich verdienen. Im Gefängnis bedarf es dazu eines besonderen Rituale. 
Alle beschriebenen Elemente tragen zuin Mechanismus der »self-fulfilling prophecy« der 
verallgemeinerten Haltung des Versagens bei. Es ist überflüssig, hier anzuführen, wie be- 
quem das alles für die herrschende Gruppe ist. Besonders daß das Gefüh! des Vexsagens oft 
von einem eigentümlichen Phänomen der sozialen Amnesie begleitet ist. Psychiater, die 
das Phänomen der sozialen Amnesie mit Elementen von Aphasie untersuchen, weisen dar- 
auf hin, daß eine Tendenz damit verbunden ist, Situationen, in welchen man versagt hat 
und seine persönliche Würde nicht wahren konnte, nicht zu artikulieren und ins Unterbe- 
wußtsein abzuschieben, und daß die Erinnerung daran Scham und bittere Gefühle hervor- 
ruft. Dieses Gefühl bestimmt das Bild der Vergangenheit, das sich in unsere Seele einge- 
prägt hat. Nach Lacan ist das Bild »... wie jede Fixierung in einem sogenannten instinkti- 
ven Stadium vor allem eine historische Narbe, eine Seite der Scham, die vergessen oder 
ausgelöscht ist, oder eine Seite des Ruhmes, der unwiderstehlich ist.<! Die Position scheint 
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für beide, Individuen und soziale Gruppe, dieselbe zu sein. Denn wenn wir den Prozeß 
untersuchen, in welcher eine Tradition des Protestes bei der polnischen Arbeiterklasse in 
den siebziger Jahren entstand, fallen uns zwei charakteristische Momente auf. Während 
die Ereignisse von Dezember 1970 in der Erinnerung blieben und zu einem Teil der ge- 
sprochenen Tradition noch vor den Ereignissen im August 1980 wurden, sind die Ereignis- 
se im Juni 1976 schnell ins Unterbewußtsein gedrängt worden, obwohl die Protestierenden 
in beiden Fällen ihr objektives Ziel erreichten (die Rücknahme der angekündigten Ansstie- 
ge der Nahrungsmittelpreise). Aber der Verlauf der Dinge war ein anderer: Im Dezember 
1970 gelang es den protestierenden Arbeitern, ihre Würde zu wahren, im Juni 1976 gelang 
ihnen dies jedoch nicht. Beide Situationen stehen in einem direkten Zusammenhang mit 
dem Begriff der »abhängigen Würde«. 30 brach 1970 der massivste Streik aus, als die Par- 
teipresse Informationen druckte, daß eine Gruppe von Arbeitern repräsentativ für alle Ar- 
beiter versprochen hatten, härter zu arbeiten, um die Produktionsverluste weitzumachen, 
die der Staat als Folge der Ereignisse in Gdnafisk und Szczecin (bei denen viele Arbeiter 
ums Leben kamen) tragen mußten. Die Zuflucht zu einem Streik als Antwort auf diese 
Presseinformation, die von den Arbeitern als Verletzung ihrer Würde aufgefaßt wurde, 
zielte selbst auf eine Wiederherstellung dieser Würde. Im Juni 1976, nur ein paar Tage 
nach den Ereignissen, trat eine Gruppe von Arbeitern im Fernsehen auf, die sich »spontan« 
persönlich beim ersten Sekretär der Partei, Gietek, entschuldigten. Dieselbe Show wurde 
auf Massenebene auf einigen Sportplätzen in Industriestädten wiederholt. Dieser Vorfall, 
obwohl Gespräche mit Arbeitern zeigen, daß sie es als Verletzung ihrer Würde betrachte- 
ten, hatte nicht die sumgekehrten« Folgen, die ihr Gefühl der Würde wiederherstellen 
würde, Er führte zu einer spezifischen sozialen Amnesie, und die Breignisse von 1976 ver- 
schwanden irgendwie aus der gesprochenen Tradition des Protestes und wurden zu unlieb- 
samen Biinnerungen der Arbeiter. Es muß hier unterstrichen werden, daß sich die Situa- 
tion nach den Streiks im August 1980 änderte. Jene Streiks wurden in gewissem Sinne als 
Rache für die symbolische Niederlage im Juli 1976 wahrgenommen. Nach dem August be- 
gannen die Arbeiter über die Ereignisse von 1976 freier zu reden und sie in bestimmter 
Weise zu entmystifizieren. 


Politischer Moralismaus 


Die starken moralistischen Elemente der Ereignisse vom August 1980 und danach, zusam- 
men aütt der Betonung von Solidarität und Würde als den wesentlichen Weiten, waren ei- 
ne Reaktion auf die moralische Zweideutigkeit der korporatistischen Techniken det siebzi- 
ger Jahre und der darauffolgenden zunehmenden Segmentierung der Geselischaft. Die So- 
lidarnose als soziale Bewegung hatte nicht nur die früher beschriebenen Merkmale einer 
Kulturrevolution, sondern ebenso eines moralischen Kreuzzuges. Es ist einer der sichtbar- 
sten Imperative der Funktionsweise der Bewegung, diese Qualität beizubehalten? 

Die Taktik der herischenden Gruppe richtete sich von Anfang an darauf, der Solidarnosd 
ihre moralische Legitimität zu nehmen.?? 

Der politische Moralismus der Bewegung hat eine starke Wirkung auf ihre Funktionsweise. 
Wir müssen hier an die Bemerkung von Lipset erinnern ** daß »die Anwendung aller 'fun- 
damentalen’ Wahrheit auf die politische Szene, an der nicht gerüttelt werden darf, einen 
offenen Markt der Ideen und Mächte unmöglich macht.« Eine weitere Folge dieses politi- 
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schen Moralismus ist die beobachtbare Situation, daß die Mitglieder der Solidarno$t jeden 
Kompromiß als überaus schmerzhaft wahrnehmen: Er stellt nicht nur eine taktische Nie- 
derlage dar, sondern die Aufopferung bestimmter fundamentaler Werte.” Dazu kommt 
noch, daß in der Solidarno$t wie in jeder Bewegung, die nach den Regeln eines morali- 
schen Kreuzzuges operiert, Demokratie als Triumph der Mehrheit jener, die die »Wahr- 
heits kennen, über jene, die von ihr abweichen, wahrgenommen wird. Dies steht in Gegen- 
satz zu einem liberalen Konzept von Demokratie als einem Vorgang, einen Kompromiß 
duichzusetzen. Dies kann an Walesas gekränkten Bemerkungen auf einer der MKS-Tagun- 
gen in Gdafisk im August 1980 deutlich gemacht werden: »Man nahm an, es gäbe hier eine 
Demokratie, aber manche sind anderer Meinung ...« Diese Bemerkung fiel nach einem 
Streit mit einem seiner Gegner. 

Eines der Resultate dieses politischen Moralismus ist auch die Tendenz, Politik in Begriffen 
von Schwarz und Weiß und mit geringer Toleranz für jede Zweideutigkeit zu sehen. Letz- 
teres ähnelte auffallend einer alten kommunistischen Regel, die besagte, man müsse sich 
an das Motto halten: »Wer nicht für uns ist, ist gegen uns.« In gewissem Sinne hatte der 
Fundamentalismus der Vorgeschichte der Kommunistischen Partei (mit ihrem Glauben an 
absolutistische Richtigkeit der »dialektischen Gesetze«) ähnliche Wirkung. 

Wir sollten noch drei weitere Konsequenzen des politischen Moralismus der Solidarno$€ er- 
wähnen. Erstens die tief verwutzelte Abneigung, innere Differenzen und Konflikte inner- 
halb der Bewegung zu enthüllen, weil'sie deren moralische Korrektheit schwächen könn- 
ten. So endeten z.B. Konflikte innerhalb der Nationalkommission der Solidarno$€t nach 
der Bydgoszn-Krise damit, Celifhiski (KKP-Sekretär) abzuberufen, nachdern er der Manipu- 
lation angeklagt worden war, und daß Karol Modzeiewski abdankte, nachdem er die KKP 
als Walesas »feudales Königreich« beschrieben hatte. Diese Konflikte wurden nach außen 
hin als »Verschwörung von Exiremisten« beschrieben, »die die Einheit der Bewegung zer- 
stören wollten ...«.?° In einer derartigen Atmosphäre, in der die Enthüllung innerer Diffe- 
renzen Schuldgefühle erzeugt, ist es unmöglich, Mechanismen innerer Verhandlungen 
und zur Lösung von Problemen in die Bewegung einzubauen. Im Gegenteil, es entwickel- 
ten sich informelle Techniken, Meinungsverschiedenheit zu unterdrücken (z.B. eine inne- 
re Zensur des Gewerkschaftsbulletins, die bereits zu einigen Streiks der Belegschaft in Lu- 
blin und Gdaäsk führten). Die mangelnde Toleranz gegenüber inneren Differenzen kann 
manchmal gegenteilige Wirkung haben. So können wir z.B. bei Wahlen, bei denen zu- 
mindest Differenzen als Teil eines Seiektionsmechanismus anerkannt werden müssen, be- 
obachten, daß sich Koalitionen auf äußerst mechanischem Wege bilden (z.B. kleine Betrie- 
be gegen große). 

Die zweite Konsequenz des politischen Moralismus ist das Festhalten an der Auffassung, 
daß es für einen Sieg genug sei, wenn man im Recht ist. Dies führt zu einer Ünterschät- 
zung taktischer Elemente in der Politik und zur Vernachlässigung der Publizität des eige- 
nen Falles. Dies stimmt mit meiner früheren Beschteibung der fundamentalistischen 
Orientierung überein, die von der Prämisse ausgeht, daß es nicht der Politik bedürfe, um 
zu gewinnen. Die Argumentation, daß es für einen Sieg substantiell wichtig wäre, daß die 
»tichtigen« Forderungen gestellt würden, wurde bei Streiks oft mit einem Glauben an die 
Universalität der eigenen Geisteshaltung verknüpft. Wer dagegen ist, handelt gemäß die- 
sem Standpunkt nach bösen Motiven oder zählt zu den Verschwörern. Diese Position wur- 
de noch duzch einen kognitiven Rahmen verstärkt, der für begrenzte semantische Kompe- 
tenzen typisch ist, d.h. die Mannigfaltigkeit möglicher Bedeutungen und deren relativen 
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Charakter nicht in Erwägung zieht. Eine kulturelle (kognitive) Vereinheitlichung der Welt 
gilt als selbstverständlich, und als Folge davon ist das Bedürfnis, die eigene Bedeutung ex- 
plizit zu machen, nicht so stark. So war ich z.B. selbst überrascht, wie indifferent das 
Streikkomitee der polnischen Fluglinie gegenüber dem Vorschlag war, eine Pressekonfe- 
renz abzuhalten, um ihre Forderungen zu begründen, nämlich das Recht, den Direktor zu 
wählen. Sie waren von ihrer moralischen und politischen Richtigkeit dermaßen überzeugt, 
daß sie sich um eine zusätzliche Publizität ihres Falles nicht kümmerten (Juli 1981). 
Zum Abschluß meiner Analyse der Konsequenzen des politischen Moralismus der Mitglie- 
der der Solidarnos© möchte ich mich noch einem anderen Aspekt des Problems zuwenden, 
nämlich der eigentümlichen Einstellung gegenüber dem Gesetzessystem. Typisch für diese 
Einstellung sind die Verachtung von Gesetzen - (selbst der eigenen Statuten?) - und die 
Leichtfertigkeit, das Gesetz zu manipulieren, sowie der Widerstand gegen die Schaffung 
einer Institution innerhalb der Solidarnose, um die Übereinstimmung der Aktivitäten mit 
dem Statut zu kontrollieren. Auf surreale Weise erinnert dies an den Anfang des soge- 
nannten »sozialistischen Staates«, als der mythologisierte »Wille des Volkes« (der schr rasch 
durch den »Willen der Avantgarde« ersetzt wurde) Vorrang hatte vor legalen Standards. 
Dieselbe Einstellung führt auch zu einem charakteristischen Mangel an Interesse bei der 
Mehrheit der Mitglieder der Solidarno$€, über die Entstehung eines Gesetzes Bescheid zu 
wissen. Bis vor kurzem waren die Führer der Solidarnost, die an der »Joint Commission« 
zur Vorbereitung eines neuen Gewerkschaftsgesetzes teilnahmen, ziemlich passiv; charak- 
teristisch für diese Passivität ist Walesas Aussage im Fernsehen vom 25. Juli 1981: »Wenn 
uns die neue Verordnung nicht gefällt, halten wir uns nicht daran ...« Diese Haltung 
scheint sich nun langsam zu wandeln, seit die hertschende Gruppe anfing, Gewerkschafts- 
funktionäre, die sich nicht an das Gesetz hielten, gerichtlich zu verfolgen (im September 
1981 waren mehr als 200 solche Fälle vor Gericht). 


Eindimensionalität 


Die historische Konstellation der Kräfte und politischen Druckmittel sind in Polen nach 
dem August 1980 überaus kompliziert (dazu siehe Kapitel 2). Dennoch ist das Bild der po- 
litischen Situation der Mitglieder der Solidarnos& sehr vereinfacht und berücksichtigt nur 
zwei Kräfte: »wit« und »sie«. In einem derartigen begrifflichen Rahmen bleiben einige sig- 
nifikante politischen Phänomene wie z.B. die »horizontalen Strukturen« in der PVAP, un- 
bemerkt. Und auch die tatsächliche, sehr komplizierte Situation, daß die »Pragmatiker« - 
oder Pseudo-Pragmatiker - in der SolidarnosC und Partei in gewisser Weise einander näher 
sind als den Fundamentalisten in den eigenen Reihen, scheint zu komplex zu sein, um von 
den Mitgliedern der Bewegung wahrgenommen zu werden. 

Die eindimensionale Perspektive war in gewissem Sinne das Erbe der KOR-Gesellschaft 
versus Staat. Diese Perspektive, nämlich nicht zu berücksichtigen, daß die Gesellschaft seit 
Jahren von Agenten des Staates durchzogen war, war bei momentanen Ausbrüchen der 
Unzufriedenheit ein guter Slogan, aber in mehr oder weniger normalen Zeiten war diese 
Einstellung sehr irreführend. Diese historische Vereinfachung war mit dem vorher be- 
schriebenen Moralismus verknüpft, für den strukturelle Differenzen, Brüche, Zweideutig- 
keiten und ein Pluralismus der Ideen und Ziele illegitim war. Es mag sich wie Häresie an- 
hören, aber das politische Leben der polnischen Gesellschaft - und besonders der Ideen- 
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reichtumm - wurde nach den Ereignissen im August 1980 und der Schaffung der Solidarnos€ 
in gewisser Weise ärmer, wenn wir es mit den siebziger Jahren vergleichen, die zwar einen 
latenten, segmentierten Kurs steuerten, der oft reich an moralischen Zweideutigkeiten, 
aber eindeutig weniger einheitlich und vereinigt war. Es ist dies die Wirkung der populisti- 
schen und solidaristischen Perspektive, die von der Solidarno$€ mit ihrer oben beschriebe- 
nen Mentalität der Gesellschaft aufgepreßt wird. Im Gegensatz dazu führte eine Atomisie- 
rung der PVAP zu einer Pluralisierung der Positionen und Ideen. Diese variierten von »to- 
talitären Utopien« des Sigman-Klubs (Universität Warschau, mit seinen abstrakten, dialek- 
tischen Phantasien (dazu siehe Kapitel 4), bis zu einer primitiven Demonstration des Be- 
dürfnisses zu herrschen, das vielfach mit persönlichen Frustrationen gefüttert und als 
»Klassendiktatur« rationalisiert wurde (Klub »Warschau 80«). Auch unterschiedliche Reak- 
tionen auf die Ritualisierung der Ideologie konnten beobachtet werden: des Karl-Marx- 
Klub, der ein paar Dutzend müder Parteiintellektueller und Halb-Intellektueller anzog bis 
zum viel primitiveren und populistischen Katowice Forum. 


Status-Orientierung 


Der den Status erhöhende Charakter der Solidarnos€ erklärt die Vorherrschaft einer status- 
orientierten vor einer interessensorientierten Politik in ihrer Aktivität. Wir dürfen hier 
nicht vergessen, daß viele der Mitglieder den Anfang der Solidarnos€ als Hebel der Auf- 
wärtsmobilität der gesamten Arbeiterklasse und als Instrument der Kulturrevolution auf- 
faßten. Die Tendenz, die Gesellschaft auf der Ebene von Status und nicht so sehr von den 
Funktionen her zu sehen, wie es für die politische Kultur eines autoritären Regimes typisch 
ist, verstärkt die starke Statusorientiertheit der Solidarno$e. Die Sozialisierung in einem 
derartigen Regime lehrt die Leute, daß die Herrschaftssphäre eine der wichtigsten Dimen- 
sionen des sozialen Lebens ist. Eine derartige Sozialisation entwickelt außerdem ein beson- 
deres »Gespür« für Schwächen und Stärken. Die wesentlichsten Konsequenzen der starken 
Statusorientierung der Solidarnost sind: die Tendenz, die Politik zu personalisieren, die 
Unfähigkeit und Abneigung, institutionelle Schutzmaßnahmen gegen Machtmißbrauch 
zu treffen, und die Ansicht, daß es wichtiger sei, die Menschen als die Strukturen zu verän- 
dern. Eine letzte Konsequenz ist auch das Anwachsen der Spannungen zwischen der star- 
ken Statuskonkurtenz einerseits und egalitären Werten andererseits. Eine solche Kollision 
zeisetzt das Gefühl moralischer Korrektheit. Dies ist für eine Bewegung sehr gefährlich, 
die es sich zur Aufgabe machte, einen moralischen Kreuzzug zu führen. 
Der beschriebene Mentalitätstypus, der für die meisten Solidarno$€-Mitglieder aus der Ar- 
beiterklasse charakteristisch ist, soll kein analytischer Begriff, sondern eher eine beschrei- 
bende Kategorie sein. Mein Ziel war es, in erster Linie die drei Schwellen auf dem Wege zu 
einem effizienten und emanzipatorischen politischen Bewußtsein aufzuzeigen. Nämlich: 
die begrenzten semantischen Kompetenzen, die Haltung der Verdinglichung der Macht- 
struktur, die Mentalität, die von a-historischen Neigungen, politischem Moralismus, Ein- 
dimensionalität und Statusorientierung gekennzeichnet ist. 
Außerdem habe ich versucht, das Zusammenspiel der Praxis der Bewegung mit dem Stand 
des politischen Bewußtsein ihrer Mitglieder darzustellen. 

Aus dem Englischen übersetzt von Ulla Ernst 
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Verdinglichung - nach Georg Lukäcs bedeutet Verdinglichung die Schaffung einer zweiten Na- 
tur der Pseudo-Dinge. (Geschichte und Klassenbewußtsein, $. 98.) Das etstarrte, verdinglichte 
Reich der Objektivierung, das alle Subjektivität berührt, war nach Lukäcs eine Bewegung des »ob- 
jektiven Geistes«. »50 wie das kapitalistische System sich selbst wirtschaftlich auf immer höheren 
Ebenen kontinuierlich produziert und reproduziert, sc sinkt die Struktur der Verdinglichung im- 
mer tiefer, schicksalsschwerer und bestimmter in das Bewußtsein des Menschen.« ibidemn, 5. 
105/1 amerikanische Ausgabe. 

Statuspolitik bedeutet die Orientierung der Aktivität in Richtung auf eine Verbessenung der eige- 
nen Position - die als Prestige und eine Machtdomäne wahrgenommen wird - vis-ä-vis der ande- 
en Seite. 

Basil Bernstein, »Language and Social Class« - British Journal of Socielegy, 1960, XI, »Linguistic 
Codes«, in »Language and Speech«, 1962, »Family Roie Systems, Socialisation and Communica- 
tion« - Tagungspapier, vorgelegt bei der Konferenz der Universität von Chicago, 1964. 
Anditzej Peotrowski, Marck Ziölkowski, »Zröznicowania jezykowe i structura spoleczna«, War- 
schau 1976. 

Wnicjusz Narojek, »Antropologia Awansu« - Institute of Philosophy and Sociology, Polish Acade- 
my of Sciences, 1979 

Lesniaks Fall wurde irn »Builetyn Informacyjny« (Monatszeitschrift der KOR), in der September- 
ausgabe von 1980 von Ewa Milewicz und in »Punkt«, Monatszeitschrift, Gdahsk, Dezember 
1980, beschrieben. 

Siehe Lech Walesa in seinem Interview mit Orlana Falacci. 

Daten von Henryk Bialyszewskis Forschungsarbeit über die Streiks in den siebziger Jahren. Nicht 
veröffentlichte Habilitationsarbeit. Bibliothek des WSNS - Höhere Parteischule - Warschau. 
Siehe z.B. mein Begriff der »Identitätskrise«, den ich an der Arbeiteruniversität vortrug und in Pu- 
blikationen in der Solidarnos£ darstellte. 

Der andauernde Konflikt des »Jungen Polen«, mit der KOR - nachdem erstere von Kurofi als 
»endecja-Typus der Organisation« etikettiert worden war - führte dazu, daß das »]JP« die Aussen- 
dung umfassender Informationen über den Chatakter der Nach-Bydgoszcz-Krise in der KKP ab- 
sichtlich verzögerte, um die Verbreitung der Gerüchte, daß es Kurofi war, der Walesa angegriffen 
hatte, möglich zu machen. j 
Nach den Forschungsarbeiten von Maria Marody - Universität Warschau, November bis Dezem- 
ber 1980 - wurden die Ereignisse im August von vielen Arbeitern als ein Moment der Aufwärts- 
mobilität der gesamten Klasse angesehen. 

Z.B. der Streik in der Warschauer Stilmill - Dezember 1980 - wie Forschungsarbeiten zeigten, 
kannten die Arbeiter keine Postulate, aber trotz dieser Tatsache wollten sie den Streik fortsetzen, 
weil sie in ihm eine Möglichkeit sahen, »ihre Meinung zu äußern« - Forschungszentrum der Re- 
gion Mazowsze. 

A. Jankowski, Szeczecin Center of Social Reseatch, veröffentlicht in »Jedno$c«, Mai 1981. 
Narojek, ibidem 

Trotz dieser Tatsache wurde vom Parteisekretär des Bezirkes Gdafisk, Fiszbach, beim selben Ple- 
num das Argument gebracht, die Arbeiter wollten Druck ausüben, um die Leute im Politbüro zu 
ändern. 

So begann z.B. Walesa selbst den Transport in der Stadt zu beeinflussen und arrangierte den Nah- 
rungsmittelverkauf von Lagerhäusern an Geschäfte, und seine Anordnungen wurden befolgt. 
Dazu vergleiche die Analyse der Begriffe »Mentalität« und »Ideologie« von J. Linz in autoritären 
Regimen, Handbook of Political Sociology. 

Forschungsarbeit von Kawecki - Institut für Marxismus, Warschau, 1979 - dort wird angedeutet, 


. daß mehr Menschen erklärten, regelmäßig in die Kirche zu gehen und ihren Glauben zu prakti- 
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zieren als von sich zu sagen, »sie glaubten an Gott«. Dies zeigt andere Funktionen der Kirche in 
Polen (politische und kulturelle), die für dieses Phänomen zuständig sind. 

Anna Odrobifiska und Boleslaw Staporek von der Forschungsgruppe Schiffswerft Gdafisk und ihre 
Daten (Juni 1981), die sie auf der 6. Soziologischen Konferenz in Lödzum September 1981 prä- 
sentierten. 

Lacan, ibidem 

Vergleiche z.B. die Daten über den jüngsten Konflikt in schlesischen Kohlengtuben, als Arbeiter 
sich weigerten, höhere Löhne für Arbeit an freien Samstagen anzunehmen, weil sie »nicht als et- 
was Besonderes behandelt und wie in den siebziger Jahren von der übrigen Gesellschaft abge- 
schnitten werden wollten«. 

So z.B. die sogenannte Zabifiski-Doktrine - erster Parteisekretär im Bezirk Katowice -, der drei 
Taktiken im Kampf mit der Solidaraose unterstrich: Polarisierung der Bewegung, Überbetonung 
der besonderen Interessen, was zu einer Verringerung der moralischen Legitimität der Bewegung 
führen sollte, und »sindem man sie Macht und Überfluß schmecken läßt, wodurch sie in kürzester 
Zeit kortumpiert sein würden« - Rede, gehalten für die Aktivisten der PVAP in Katowice, Dezem- 
ber 1980. 

Dazu vergleiche Lipset: »Politics of Unreason« mit der ausgezeichneten Beschreibung der motali- 
stischen Orientierung in der Politik. 

So wurde z.B. der Kompromiß über das Problem der freien Samstage als ein Zeichen gesehen, 
»daß sie uns nicht ernst nehmen ...« - Arbeit des Forschunsgszentrums Mazowsze, Januar 1981. 
KKP-Konferenz, 4. April 1981. 

So wurde z.B. die Überkonzentration der Kompetenzen auf KKP-Ebene, die im Statut für Aktivi- 
sten auf regionaler Ebene reserviert waren, durch das Argument gerechtfertigt, »daß wir doch eine 
zeitlang vergessen sollten, daß wir der KKP angehören«, und, »tun wir so, als handelte es sich um 
eine Konferenz regionaler Führer« - Bujaks Bemerkung beim Treffen der KKP im Februar. 


Dynamik des Arbeiterbewußtseins 89 


Hansgeorg Conert 
Bedingungen und Konsequenzen der Weltmarktorientierung 
nachkapitalistischer Volkswirtschaften 


Dargestellt am Beispiel der Außenwirtschaftsbeziehungen Jugoslawiens nach der 
Wirtschaftsreform von 1965 


Vorbemerkung 


Dieser Beitrag wurde zunächst nicht in der Absicht geschrieben, Parallelen zur ökonomi- 
schen Entwicklung in Polen herauszustellen und von den jugoslawischen Erfahrungen aus 
einige der neueren polnischen Reformvorstellungen zu problematisieren. Die Arbeit ent- 
stand vielmehr als Teil einer umfassendeten Darstellung der Entwicklung der jugoslawi- 
schen Ökonomie; deshalb wird im Text selbst! nicht explizit auf strukturelle Übereinstim- 
mungen mit der oder auf Differenzen zu der polnischen Ökonomie verwiesen. 

In Grenzen sind die jugoslawischen Erfahrungen jedoch den polnischen vergleichbar und 
deshalb im Kontext der Aufarbeitung von Aspekten der ökonomischen und gesellschaftli- 
chen Entwicklung Polens beachtenswert. Die Gemeinsamkeit liegt in der von ökonomi- 
schen und politischen Führungsgruppen initiierten Strategie, die eigenen nationalen Wirt- 
schaftsprobleme durch eine stärkere Orientierung auf die Ökonomien der fortgeschritten- 
sten kapitalistischen Gesellschaften lösen zu wollen, dazu Kapital, Technologien sowie wis- 
senschaftlich-technisches und arbeitsorganisatorisches know how zu importieren und die 
integration der eigenen Volkswirtschaften in den kapitalistisch dominierten Weltmarkt 
voranzutreiben. In beiden Ländern führte diese (in Jugoslawien etwa 10 Jahre früher als in 
Polen durchgesetzie) außenwirtschaftliche Orientierung zu einer enormen Verschuldung 
gegenüber kapitalistischen Finanzorganisationen und Staaten, zu Rückzahlungsverpflich- 
tungen in einem kaum realisierbaren Ausmaß und damit zum Zwang, einschneidende 
ökonomische und soziale Restriktionen vorzunehmen. Darauf beschränken sich allerdings 
die Gemeinsamkeiten im wesentlichen. Nicht nur unterscheiden sich die institutioneli-or- 
ganisatorischen Produktions- und Zirkulationsbedingungen, die gesellschaftliche Produk- 
tionsweise beider Länder überhaupt voneinander, auch die Produktionszweigstruktur und 
damit die stoffliche Zusammensetzung des gesellschaftlichen Wertprodukts sind in beiden 
Jändern verschiedenartig. Zudem divergieren die Prozesse der Konstitution und mehr 
noch der Ausübung und Legitimierung der gesellschaftlichen und politischen Macht 
grundlegend und führen so zu abweichenden Resultaten, wie z.B. einem im Gegensatz zu 
Polen hohen Grad an Massenloyalität der jugoslawischen Bevölkerung gegenüber der poli- 
tischen Führung, dei dieser wesentlich breitere Handlungsmöglichkeiten sichert. 

Sind also der Vergleichbarkeit der Voraussetzungen und der Bedingungen bestimmter 
ökonomischer Fehlentwicklungen in beiden Ländern deutliche Grenzen gesetzt, so verwei- 
sen gerade die Differenzen zwischen den polnischen staatssczialistischen und den jugosla- 
wischen ‘selbstverwalterischen’ Produktionsverhältnissen darauf, daß fundamentale öko- 
nomische Irrtümer oder genauer: solche provozierende geselischaftliche Interessen- und 
Mächtkonstellationen nicht ausschließliches Systemmerkmal det ersteren sind. Deshalb 
sind die jugoslawischen Erfahrungen auch lehtreich für jene polnischen Reformprotagoni- 
sten, die sich am Systern der Arbeiterselbstverwaltung und der ‘sozialistischen Marktwirt- 
schaft’ Jugoslawiens otientieren. 
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1. Einige gesellschaftliche Merksnale und strukturelle Konsequenzen der jugoslawischen 
Produktionsweise als allgemeine Bedingungen außenwirtschaftlicher Disproportionen 


Die außenwiitschftlichen Probleme Jugoslawiens werden in diesem Beitrag als eine Aus- 
drucksform sozioökonomischer Strukturmerkmale der besonderen Produktionsweise dieses 
Landes dargestellt. Andere endemische krisenhafte Phänomene, an denen grundlegende 
strukturelle ökonomische Disproportionen verdeutlicht werden könnten, sind z.B. Infla- 
tion und Beschäftigungslosigkeit. 

Da in den Abschnitten 2 bis 4 die außenwittschftliche Entwicklung Jugoslawiens seit der 
Wirtschaftsreform von 1965 vorwiegend dokumentiert, nicht aber systematisch und umfas- 
send erklärt wird, sollen vorab einige allgemeine Voraussetzungen der aufzuzeigenden au- 
ßenwirtschaftlichen Tendenzen angedeutet werden. Es handelt sich um bestimmte ökono- 
mische Disproportionen, die ihrerseits auf allgemeineren sozioökonomischen Bedingungen 
beruhen, die als Merkmale der spezifischen jugoslawischen Produktionsverhältnisse gelten 
können. Zunächst zu den letzteren: 

In der Phase des ersten Fünfjahresplanes der wirtschaftlichen Entwicklung Jugoslawiens 
1947 bis 1951 entsprach die jugoslawische Ökonomie instirutionell-organisatorisch hin- 
sichtlich der Entscheidung und Verfügung über die Prozesse der gesellschaftlichen Produk- 
tion, Distrubution und Reproduktion dem administrativ-zentralistischen Modell. Einige 
Zeit nach dem Bruch zwischen Jugoslawien und dem sich formierenden Sowjetbiock leitete 
eine Wirtschaftsreform 1951/52 den Übergang zu einer Art von dualem System im Sinne 
der Gleichzeitigkeit bzw. des Mit- (oder Neben-Jeinanders von Plan und Markt, von zen- 
traler und dezentraler, administrativer (politischer) und gruppenautonomer (einzelwirt- 
schaftlicher) Entscheidung über ökonomische Prozesse und Verfügung über deren Resulta- 
te ein.‘ Mit dieser Entwicklung wurden zugleich partialgeselischaftliche Interessen freige- 
setzt, die sich unter den historischen und ethnischen Voraussetzungen dieses Vielvölker- 
staates zwar nicht ausschließlich, zunächst aber am sichtbarsten in der Form ökonomischer 
und politischer Eigenständigkeitsansprüche der Teilrepubliken des Landes ausdrückten. 
Um die Wende von den fünfziger zu den sechziger Jahren gewannen jene geselischaftli- 
chen und politischen Kräfte bestimmenden Einfluß, die für die Lösung der auftretenden 
sozioökonomischen Probleme des dualen Wirtschaftssystems durch weitere Reduktion sei- 
ner politischen, d.h. planwirtschaftlich-adininistrativen und makroökonomisch gerichteten 
Elemente und entsprechende Ausweitung einzelwirtschaftlicher Autonomie und znarktför- 
miger Entscheidungs- und Regulierungsprozesse eintraten? Eine so intendierte Wirt- 
schaftsreform scheiterte zwar ökonomisch und wurde temporär ausgesetzt, 1965 dann je- 
doch in umfassender Weise realisiert.‘ Damit wurden, unter Freisetzung schon zuvor wirk- 
samer Tendenzen, die gesellschaftlichen, rechtlichen, politischen und institutionellen 
Grundlagen einer spezifischen Produktionsweise geschaffen, die bis heute für Jugoslawien 
kennzeichnend ist. 

Das bedeutet jedoch nicht, daß die sozicökonimische und politische Entwicklung Jugosla- 
wiens seit 1965 linear verlief. Die gesellschaftliche Grundrichtung der Reform von 1965, 
die Stärkung der Entscheidungs- und Verfügungskompetenzen sozialer Teilkollektive, der 
Republiken (und der beiden Provinzen), der 'Arbeitsorganisationen’ (Unternehmen) so- 
wie auch der Kommunen, Verbände, Kammein etc., wurde zunächst in verschiedener 
Weise, vor allem durch Verfassungsergänzungen 1967, 1968 und 1971, weiter vorangetrie- 
ben. 1972 wurde jedech eine partielle Modifikation der bisher forcierten Entwicklung ein- 
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geleitet, der Versuch einer Teilkorrektur, der seinen Grund in einer Joftischer, nicht in ei- 
ner ökonomischen Krise hatte. Die rasche Ausbreitung und wachsende Militanz einer rıa- 
tionalistischen Bewegung in Kroatien, die große Teile (auch der Führung) des Kommunisti- 
schen Bundes erfaßte und faktisch das Verbleiben in der jugoslawischen Föderation in Fra- 
ge stellte’, zwang die bundesstaatliche politische Führung zu der Erkenntnis, daß die den 
gesellschaftlichen und staatlichen Zusammenhang sprengende Wirkung der zentrifugalen 
wiitschaftlichen, geselischaftlichen und politischen Interessen und Bestrebungen nicht al- 
lein schon durch ihre rechtliche und institutienalisierte Anerkennung eliminiert wird. Die 
in der neuen Verfassung von 1974 Ausdruck findende poliüische und sozioökonomische 
Richtungskorrektur intendiert die Stärkung und Sicherung gesamtwirischaftlicher und -ge- 
sellschaftlicher Entscheidungs- und Handlungsorientierung, allerdings - konzeptionell - 
nicht durch zentralistaatliche politische Direktiven, sondern als Resultat von teilweise obli- 
gatorischen, insütutionalisierten Prozessen der Abstimmung und Komproraißfindung zwi- 
schen den Trägern der gesellschaftlichen Selbstverwaltung. 
Diese durch die Verfassung von 1974, durch das 'Delegiertensystem’, durch das "Gesetz 
über assoziierte Arbeit’ (1976) u.a.m. implementierte Konzeption konnte bis heute aur 
sehr unvollkommen verwirklicht werden. Die gesarniwirtschaftlichen und die sozialen Ent- 
wicklungstendenzen resultieren weniger aus den Prozessen der ‘selbstverwalterischen Pia- 
nung” als vielmehr aus den Entscheidungen und Handlungsweisen der die jeweiligen Son- 
detinteressen verfolgenden Agenten parzellierter ökonomischer und politischer Machtag- 
tegate (Großunternehmen, Wirtschaftsverbände, Wirtschaftszweige, Kommunen ete.), 
die dabei zumeist mit den lokalen oder regionalen Führungskräften der 'gesellschaftlich- 
politischen Organisationen” koalieren. In dieses Geflecht parzellierter Interessen und 
Machtzentren sind die Organe und Träger der Arbeiter- und der geselischaftlichen (z.B. 
der kommunalen) Selbstverwaltung inkorporiert.'? 
Die Gefährdung ökonomischer Funktions-, sozialer Legitimations- und politischer Kon- 
sensbedingungen durch die Entscheidungs- und Verfügungsmacht gesellschaftlcher Teil- 
kollektive erweist sich ex post als nicht beabsichtigte, aber in Kauf genommene Resultante 
dei Verfolgung von FPartialinteressen. Oft dulden dann die Interventionen zur nötdürfti- 
gen Gewährleistung der gesamtwirtschaftlichen Reproduktionsfähigkeit keinen Aufschub, 
so daß keine Zeit für die langwierigen 'selbstverwalterischen’ Abstiimmungsprozesse bleibt 
und zentralstaatliche (oder auch republikanische) Direktiven at. deren Stelle treten. 
Die hiermit angedeutete Entwicklungstendenz wesentlicher g«sellschaftlicher Determinan- 
ten der besonderen jugoslawischen Produktionsweise erklärt sicht die außenwirtschaftlichen 
Probleme des Landes, sie ist jedoch Grundlage der Hersusbildung bestimmter ökonomi- 
scher Dispropertionen, auf die nunmehr noch stark verkürzt zu verweisen ist. 
Mit der Überantwortung der Produktionsentscheidungen an die Unternehmen, mit von 
administrativen Weisungen befreiten Beziehungen im Zirkulationsbereich, partieller 
Übertragung der Investitionsentscheidungen auf Unternehmen und Kommunen, zuneh- 
mender Marktpreisbildung, Außenhandelsliberalisierung etc. ab 1952, wurde der Veisuch 
einer ex-anie-Abstiinmung von Erzeugung und Verbrauch, Warenangebot und Kaufkraft, 
Akkumulation und Investition usw. abgebrochen. Unter der gegebenen Voraussetzung 
starken Nachholbedarfs in allen aggregierten Nachftagebereichen bei begrenzten Erzeu- 
gungskapazitäten war die Folgesituation gekennzeichnet durch Angebotsschwäche und die 
allgemeine und sich verstärkende Tendenz zu Preissteigerungen und Außenhandelsdefizi- 
ten. Da im dualen System der fünfziger und frühen sechziger Jahre zentralstaatliche, sepu- 
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blikanische und einzelwittschaftliche Investitionsentscheidungen und -finanzierung eben- 
so nebeneinander bestehen blieben wie administrierte und Marktpreisbildung, restringier- 
te und liberalisierte Außenhandelsbeziehungen usw., bildeten sich ökonomisch Dispropor- 
tionen heraus, die (nicht ausschließlich, aber in hohem Maße) auf unterschiedlichen Erzeu- 
gungs-, Realisierungs- und Akkumulationsbedingungen infolge des gesamtwirtschaftlich 
oft inkonsistenten Nebeneinanders von Privilegierung und Diskriminierung von Regionen, 
Wirtschaftssektoren und -zweigen und entsprechend auch von sozialen Gruppen beruh- 
ten. Die damit zusätzlich zu den ungünstigen natürlich-ökonomischen Bedingungen ge- 
schwächte Ertrags- und Akkumulationsfähigkeit der extraktiven Wirtschaftszweige trug 
zum Zurückbleiben ihrer Entwicklung hinter dem Bedarf der rasch expandierenden Ferti- 
gungszweige und damit zu deren Importabhängigkeit in Bezug auf Rohstoffe und Halbfa- 
btikate bei.'! Weiterer Importbedarf entstand durch die forcierte Orientierung auf moder- 
n«:, hochproduktive Erzeugungsverfahren und -technologien ab Ende der fünfziger Jahre. 
Stimuliert vor allem durch die erwähnte allgemeine und starke Nachfragetendenz (ermög- 
licht durch eine ‘weiche’ Geld- und Kreditpolitik), war die zweite Hälfte der fünfziger Jah- 
ze in Jugoslawien durch eine äußerst rege Wirtschaftstätigkeit mit hohen Zuwachsraten ge- 
kennzeichnet. Gleichzeitig aber verstärkten sich Inflation und außenwirtschaftliches Un- 
gleichgewicht. Zudem wurde die Beschäftigungsproblematik akut. Erreichte die Land- 
flucht nunmehr ein Ausmaß, das ohnehin von der Industtie trotz ihrer raschen Expansion 
nicht absorbierbar war, so verschärfte die Ausrichtung auf arbeitssparende Erzeugungsver- 
fahren den Beschäftigungsdruck zusätzlich. 

Bei der Tendenz zu konjunktureller Überhitzung erreichten die Preissteigerungen und die 
Importüberschüsse periodisch ein Ausmaß, das, wie z.B. 1962, zu administrativer Interven- 
tion zwang. Diese wirkte kurzfristig absichtsgemäß, führte zugleich jedoch zu scharfem 
Abfail der Erzeugung und mithin des Wirtschaftswachstums. Die Rücknahme der restrikti- 
ven Maßnahmen setzte rasch den Mechanismus von Nachfrageboom, Erreichung der Kapa- 
zitätsgrenzen der Erzeugung, Preisauftrieb und Importsteigerung bei zurückbleibenden 
Exporten in Gang, eine zyklische Bewegung, die bis Ende der siebziger Jahre für die jugo- 
slawische Ökonomie kennzeichnend blieb. Eine Reihe begünstigender Momente, von de- 
nen hier nur die hohen ‘unsichtbaren’ Deviseneinnahmen (vgl. Abschnitt 2.3) ab Mitte 
der sechziger Jahre und die Nutzung der ökonomischen und politischen Vorteile der 
‘Nichtpaktgebundenheit’ andeutungsweise erwähnt seien, erlaubten Jugoslawien zwischen 
1965 und 1979 troiz der Perpetuierung der strukturellen Disproportionen ein im ganzen 
hohes Wachstum von Erzeugung, Akkumulation und zugleich privater wie gesellschaftli- 
cher Wohlfahrt. 

1980 kündigte sich jedoch damit, daß restriktive Maßnahmen zwar wie gewohnt das Au- 
ßenhandelsdefizit drosselten, erstmals jedoch nicht den Preisauftrieb zu brechen vermoch- - 
ten, eine neue Konstellation der Widerspruchsmomente der jugoslawischen Froduktions- 
weise an. Diese dürfte nunmehr kaum noch ein weiteres Aufschieben der Korrekwr von 
strukturellen ökonomischen Disproportionen, wie sie hier angedeutet wurden, eilauben. 
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2. Die Entwicklung des jugoslawischen Außenhandels seit 1965 
2.1. Allgemeine Tendenzen 


Der jugoslawische Außenhandel zeigt nach der Wirtschaftsteform von 1965 auf der Grund- 

lage der nach den Planperioden aggtegierten Daten folgende a//gerzeinen Tendenzen: 

= 1966 - 1970 wächst der Außenhandel (Summe der Exporte und Importe) gegenüber 
dem vorausgehenden Jahrfünft um 78,8% (von 9,49 auf 16,98 Mrd. Dollar). 1971 - 
1975 wächst der Außenhandel nominell gegenüber der Periode 1966 - 1970 auf das 
Zweieinhalbfache und 1976 - 1980 nochmals (wiederum gegenüber dem vorausgegan- 
genen Jahrfünft) um mehr als das Zweifache (214%). 

- Der jugoslawische Außenhandel ist in der Berichtszeit stark defizitär. Bezogen auf die 
Summe der Exporte und Importe betrug das Defizit 1961 - 1965 15,1%, 1966 - 1970 
18,9%. Im nachfolgenden Jahrfünft stieg das aggregiette Defizit stark an auf 27,9%, 
und des blieb 1976 - 1980 auf der gleichen Höhe. Anders ausgedrückt: 1961 - 1965 
deckten die Exporte die Importe zu 73,8%; 1966 - 1970 zu 68,3% und in den beiden 
nachfolgenden mitteKristigen Planpetioden zu je 56,3 %. 

- Im Berichtszeitraum verändert sich die Regionalstruktur des jugoslawischen Außenhan- 
dels. Die OECD-Länder sind und bleiben der größte Austauschbereich, allerdings mit 
abnehmender Tendenz. 1966 - 1970 haben sie an Exporten und Importen zusammen 
noch einen Anteil von drei Fünfteln; dieser sinkt 1976 - 1980 tendenziell auf die Hälfte 
ab. Der Anteil der RGW-Staaten (+ China und Albanien) steigt von 28,6% auf 
32,9%; der der Entwicklungsländer von 11,5 % auf 16,0%. 

- Die Regionalverteilung unterscheidet sich bei Importen einerseits und Exporten ande- 
terseits deutlich: Bei den Importen bleiben die OECD-Länder trotz sinkender Tendenz 
an der Spitze und haben 1976 - 1980 noch einen Anteil von 56,9%, d.h. 16 Prozent- 
punkte Vorsprung vor dem Importanteil der RGW-Staaten (+ China und Albanien). 
Bei den Exporten haben 1976 - 1980 dagegen die RGW-Staaten mit einem Anteil von 
41,9% einen Prozentpunkt Vorsprung vor den OECD-Ländern, die hier 1966 - 1970 
noch 19 Prozentpunkte von dem RGW-Bereich lagen. 

- Der größte Lieferant Jugoslawiens ist die Bundesrepublik Deutschland; ihr Importanteil 
liegt im Berichtszeitraum relativ konstant bei ca. 18%. 

- Bei etwas abnehmender Tendenz entfällt der weitaus größte Teil des jugoslawischen 
Außenhandelsdefizits auf die OECD-Staaten. 1976 - 1980 noch entfallen nur wenig 
verringert ca. 30% des Defizits allein auf die BRD. 

- Trotz steigender Tendenz bleibt der jugoslawische Außenhandel mit Entwicklungslän- 
dern mit einem nunmehr erreichten Anteil von 14% - 17% relativ geringfügig. 

Tabelle 1 dokumentiert die angedeuteten Entwicklungstendenzen des jugoslawischen Au- 

ßenhandels nach der Wirtschaftsteform von 1965 genauer. 

Der rasche ökonomische Entwicklungsprozeß in Jugoslawien nach dem 2. Weltkrieg und 

weiterhin im Berichtsraum dieses Beitrags findet auch in der Veränderung der Erzeugnis- 

struktur des Außenhandels Ausdruck, die die Tabelle 2 andeutet. 

Die in Tabelle 2 unterschiedenen Erzeugnisgruppen sind allerdings zu grob, um die struk- 

turellen Bedingungen und die Veränderungsdynamik des jugoslawischen Außenhandels 

zureichend erkennbar zu machen. Deutliche Trends sind zunächst nur: der Rückgang von 

Agrarprodukten am Export, das Ansteigen des Anteils von Fertigerzeugnissen und inner- 
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Tabelle 1: 


Der jugoslawische Außenhandel 1965 - 1980 nach Regionen, aggregierte Daten gernäß den 
Perioden der mittelfristigen Gesellschaftspläne"” 


Insgesamt” 
OECD-Länder 
Europ. Gemeinschaft 
BRD 
USA 
Andere OECD-Länder 
Staatshandelsländer* * 
UdSSR 


Entwicklungsländer 


Import 
Mio. $ % 
16093 100,0 
6456 64,0 
4347 43,0 
1717 17,0 
666 6,6 
1443 14,3 
2545 25,2 
861 8,5 
1078 10,7 


1966 - 1978 

Export AH-Defizit 
Mio. $ % Mio. $ % 
6890 190,0 3203 100,0 
3655 53,0 2801 87 
2449 35,5 1898 59,3 
692 10,0 1025 32,0 
427 6,2 239 7,5 
779 11,3 664 20,7 
2336 34,0 209 6,5 
1067 15,5 -206 -6,4 
894 13,0 184 5,7 


* 


* RGW-Staaten + Albanien und die VR China. 


Die einzelnen Posten addieren sich nicht ganz exakt als die Gesamtsumme, weil in der Vorlage noch die marginale Kategorie “an- 
dere entwickelte Länder’ erscheint. 


1971 - 1975 

Import Export AH-Defizit 
Mio. $ % Mic. $ % Mio. $ _% 
Insgesamt 26235 100,0 14781 100,0 11454 100,0 
OECD-Iänder 16312 62,2 7045 47,7 9267 80,9 
Europ. Gemeinschaft 10941 41,7 4446 30,0 6495 56,7 
BRD 4870 18,6 1473 10,0 3397 29,7 
USA 1355 32 1073 7,3 282 2,5 
Andere OECD-Länder 4016 15,3 1527 10,3 2489 21,7 
Staatshandelsländer 6359 24,2 5948 40,2 411 3,6 
UdSSR 2531 9,6 2683 18,1 -152 -1,3 
Entwicklungsländer 3563 13,6 1788 12,1 1775 ___15,5 

1976 - 1980 

Import Export AH-Defizit 
Mio. $ % Mio. $ % Mio. $ % 
Insgesamt 56066 100,0 31574 100,0 24492 100,0 
OECD-Länder 31894 56,9 12922 40,9 18972 77,5 
Europ. Gemeinschaft 21430 38,2 8320 26,4 13110 53,5 
BRD 9992 17,8 2805 8,9 7187 29,3 
USA 3605 6,4 1788 5,7 1817 7,4 
Andere OECD-Länder 6859 12,2 2814 8,9 4045 16,5 
Staatshandelsländer 15 606 27,8 13226 41,9 2380 9,7 
UdSSR 8169 14,6 7564 24,0 605 2,5 
Entwicklungsländer 8566 15,3 5426 17,2 3140 12,8 
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Tabelle 2: 
Veränderung der Erzeugrisstruktur des jugoslawischen Außenhandels zwischen 1961/62 
und 1980/81 


Exporte (Anteile in %) Importe (Anteile in %) 
u, 1961/63 1980/81 1961/63 1980/81___ 
Agrarprodukte 30,2 11,1 17,1 6,5 
Rohstoffe 14,4 6,2 14,6 19,3 
Minetralkraftstoffe 1,9 2,3 4,7 23,8 
Fertigerzeugnisse 53,4 80,4 63,3 59,4 
darunter: Maschinen und 19,8 28,4 32,5 27,8 


Transportmittel 


halb dieser von Maschinen und Transportmitteln; weiterhin der hohe Anteil der gleichen 
Erzeugnisgruppe an den Importen, ein Ausdruck des erreichten fortgeschrittenen Indu- 
strialisierungsstadiuims. 

Bei an sich hoher, auch frerndsprachlicher Publikationsfreudigkeit!?, gewährt die jugosla- 
wische Wirtschaftsstatistik eine wichtige Information nur spärlich, nämlich die gleichzeiti- 
ge Aufgliederung des Außenhandels nach Erzeugnis- und Regionalstruktur. Aus einer der 
wenigen fremdsprachlichen Quellen werden nachfolgend die Haupttendenzen referiert, 
wobei die Referenzperioden die Jahre 1961 - 1963 und 1975 - 1977 sind. 1961/63 gingen 
mehr, 1975/77 weniger als drei Viertel der jugoslawischen Agrarexporte in den OECD- 
Raum, wobei diese Erzeugnisgruppe 1961/63 noch über 30%, 1975/77 aber nur noch 
12,2% Anteil am jugoslawischen Gesamtexport hatte. Der Anteil der RGW-Staaten ( + 
Albanien und die VR China) stieg im gleichen Zeitraum von 17,7 auf 22,6%. Der Anteil 
der Rohstoffe am jugoslawischen Export, überwiegend NE-Metalle und nichtmetallische 
Mineralien, sank im Vergleichszeitraum von 14,4% auf 8,6%. 1961/63 wurden 70,3%, 
1975/77 nur noch 56,3% in den OECD-Raum geliefert; der Anteil der RGW-Staaten 
blieb mit gut einem Fünftel ziemlich konstant. Fertigerzeugnisse hatten 1961/63 einen 
Anteil von 53,4% am jugoslawischen Gesamtexport; 1975/77 schon von 77,6%. Bei leicht 
abnehmender Tendenz gingen diese Erzeugnisse zu etwa einem Drittel in den OECD-Be- 
reich, während der Anteil der RGW-Staaten in der Vergleichsperiode von gut einem Drit- 
tel auf fast die Hälfte anstieg. 

Der Anteil von Agragerzeugnissen am jugoslawischen Import wurde im Berichtszeitraum 
etwa halbiert (von 17,1% auf 8,3%). Das Absinken des Anteils der OECD-Länder von 
fast 70% auf 30 % indiziert in erster Linie den Rückzug der USA, die in den fünfziger Jah- 
ten der Hauptlieferant von Nahrungsmitteln an Jugoslawien waren. Der Anstieg des jugo- 
slawischen Importanteils aus ‘anderen’, d.h. vor allem aus Entwicklungsländern von 18,6 % 
auf 49% ist nicht zuletzt auf eine veränderte Warenstruktur zurückzuführen: 1975/77 
wurden zu einem erheblichen Teil Südfrüchte sowie Kaffee, Tee und Kakao importiert. . 
Der Anteil von Rohstoffen am jugoslawischen Gesamtimport sarık im Berichtsraum von 
14,8% auf 9,6%. 1961/63 wurden nur 4% der Rohstoffe aus dem RGW-Raum impor- 
tiert; 1975/77 dagegen 37,6%. Entsprechend drastisch sank der Importanteil der Entwick- 
lungsländer in dieser Erzeugnisgruppe: nämlich von 52,9% auf 27,1%. Mineralische 
Brennstoffe hatten 1961/63 einen Anteil von 4,7% am jugoslawischen Gesamtimport, 
1975/77 von 13,4%. Der Anteil von OECD-Staaten an diesen Lieferungen sank von mehr 
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als einem Viertel auf weniger als 6%, aber auch der Anteil der RGW-Staaten war rückläu- 
fig, und zwar von etwa 59% auf etwa 48%. Die Zunahme des Anteils von Entwicklungs- 
ländern von knapp 15% auf über 46% ist darauf zurückzuführen, daß Jugoslawien 
1975/77 den größten Teil des importierten Erdöls aus dem Irak, Libyen und Algerien be- 
zog. Daß Jugoslawien bereits 1961/63 ein relativ hohes industrielles Entwicklungsstadium 
erreicht hatte, ist u.a. daraus zu ersehen, daß sich in der Vergleichsperiode der Anteil von 
Fertigerzeugnissen und innerhalb dieser vor allem von Maschinen und Transportmittela 
am Gesamtimport nicht mehr wesentlich erhöhte. 1975/77 beanspruchten Fertigerzeug- 
nisse etwas mehr als zwei Drittel der Importe, Maschinen und Transportmittel mehr als ein 
Drittel. Fast unverändert kamen etwa drei Viertel der ersteren und über 80 % der letzteren 
aus dem OECD Bereich. Entspechend blieb der Anteil der RgW-Staaten mit einem knap- 
pen Viertel respektive knapp 19% ziemlich konstant. 

Eingangs wurde auf die Zuspitzung der außenwirtschaftlichen Probleme Jugoslawiens nach 
1979 verwiesen. Die damit gemeinten Tendenzen zwischen 1978 und 1981 kommen in 
den aggregierten Daten der Tabelle 1 kaum zum Ausdruck. Sie sollen nachfolgend etwas 
präziser belegt werden:!° 

1979 schnellte das jugoslawische Außenhandelsdefizit auf 7225 Mill. Dollar empor; ge- 
genüber dem Vorjahr eine Steigerung um 67,4% . Der Bundesexekutivrat, die jugoslawi- 
sche Zentraltegierung, reagierte auf diese Entwicklung mit verschiedenen Maßnahmen zur 
Erhöhung der Exporte und zur Restriktion von Einfuhren. Da diese Intention gegenüber 
OECD- und RgW-Staaten in stark divergierendem Maße durchgesetzt werden konnte, tra- 
ten deutliche Veränderungen in der Regionalstruktur des jugoslawischen Außenhandels 
auf. Waren die jugoslawischen Importe aus dem OECD-Bereich 1979 gegenüber dem Vor- 
jahr um 44,8% gestiegen, so sanken sie 1980 infolge der angedeuteten Maßnahmen um 
6,8%; stiegen 1981 aber wieder um 5,5 % und erreichten damit fast wieder die Höhe von 
1979. Die entsprechenden Daten sind für die Länder der EG: 1979 Steigerung der Importe 
um 48% , 1980 Verringerung um 8,4% und 1981 Steigerung um 3,8% sowie für die BRD: 
Steigerung 1979 um 60,3 %, Verringerung 1980 um 13,4% und 1981 nochmalige Verrin- 
gerung um 5,4%. 

1980 gelingt es Jugoslawien, seine Exporte in OECD-Länder um 14,4% zu erhöhen, 1981 
nochmals um 4,3% (EG 1980 um 22,7%, 1981 um 4,4%; BRD: 1980 um 5,3%, 1981 
um 10,9%). Das jugoslawische Außenhandelsdefizit vermindert sich so 1981 gegenüber 
1979: zum OECD-Raum: um 11,7%, zur EG: um 21,8% zur BRD: um 30,1%. Während 
jedoch 1978 80% und 1979 und 1980 je etwa 75% des gesamten jugoslawischen Außen- 
handelsdefizits auf den OECD-Bereich entfielen, waren es 1981 101,4%. 

Der Anteil der RgW-Staaten (+ Albanien und die VR China) an den jugoslawischen Im- 
porten wächst von 25 % 1978 auf 31,4% 1981 (UdSSR von 13,8% auf 18,3 %); ihr Anteil 
am jugoslawischen Export erhöht sich jedoch noch stärker, und zwar von 38,5 % 1978 auf 
49,6% 1981 (UdSSR: von 24,6 % auf genau ein Drittel). 1981 erzielt Jugoslawien im Han- 
del mit den RgW-Staaten einen Überschuß von 9,7% (mit der UdSSR von 16,0%). 

Der Anteil der OECD-Staaten am gesamten jugoslawischen Außenhandel (Exporte und 
Importe) sinkt von 53,2% 1978 auf 44,6% 1981, der der RgW-Länder steigt von 29,9 % 
auf 38,9%. Der Anteil der Entwicklungsländer bleibt mithin zwischen 1978 und 1981 fast 
konstant. 

Nach diesem allgemeinen Überblick soll der jugoslawische Außenhandel zwischen 1965 
und 1981 etwas näher nach den drei Hauptregionen beleuchtet werden. 
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2.2. Der jugoslawische Außenhandel mit OECD-Staaten 


Die ökonomischen Beziehungen Jugoslawiens mit den OECD-Ländern, insbesondere mit 
denen der Europäischen Gemeinschaft (EG), entwickelten sich ab etwa Anfang der sechzi- 
ger Jahre besonders rasch und expansiv.!’ Dieser Trend stand im Zusammenhang mit den 
Zielen und der Strategie der liberalisierungsgerichteten Wirtschaftsreformen jener Periode, 
für die u.a. das Postulat der ‘Integration in das System der internationalen Arbeitsteilung’ 
kennzeichnend war. Die beabsichtigte Intensivierung von Produktion und Produktivkraft- 
entwicklung sollte sowohl durch Technoloigietransfer wie durch gleichzeitiges Einwirken 
der internationalen Konkurrenz auf die einheimische Industrie vorangetrieben werden, 
Die 1961 beginnenden Schritte zur Liberalisierung des Außenhandels hatten, vor allem 
nach 1964/65, ein rasches Anwachsen der Importe aus EG-Ländern zur Folge, die techno- 
logisch entwickelte Kapitalgüter liefern konnten. Auch die Einfuhr dauerhafter Ver- 
brauchsgüter nahm deutlich zu. Oben wurde bereits auf die endemische Tendenz der ju- 
goslawischen Wirtschaft zur Übernachfrage in allen aggregierten Hauptbereichen verwie- 
sen. Dieser konnte nunmehr leichter durch Importe Rechnung getragen werden, nachdem 
z.B. Einfuhrkontingente aufgehoben wurden, Unternehmen und Handelsorganisationen 
sich einfacher Devisen verschaffen und auch autonom Auslandskredite in Anspruch neh- 
men konnten. Der so angedeutete Trend drückt sich gesamtwirtschaftlich darin aus, daß 
zwischen 1955 und 1965 die jugoslawischen Ausfuhren rascher steigen als die Einfuhren, 
zwischen 1966 und 1976 sich dieses Verhältnis jedoch umkehrt.'? Das entsprechende Au- 
ßenhandelsdefizit ergibt sich für Jugoslawien, wie Tabelle 1 zeigt, zwischen 1966 und 1980 
zu ca. 80% gegenüber den OECD-Staaten. Der weitaus überwiegende Teil der jugoslawi- - 
schen Wirtschaftsbeziehungen mit den OECD-Ländern ist auf wenige, etwa 5 bis 6 Staaten 
konzentriert, vor allem auf die BRD und Italien. Setzt man den Außenhandelsanteil jener 
OECD-Staaten mit Jugoslawien gleich 100, die innerhalb dieses Bereichs mit 5% und 
mehr beteiligt sind, so entfielen 1977 auf die BRD 33,2 % auf Italien 28,6%, während sich 
in die restlichen 38,2% die USA, Frankreich, Großbritannien und Österreich teilen.'!? 
Vom jugoslawischen Handelsdefizit gegenüber diesen Ländern entfielen 1977 nicht weni- 
ger als 45,1% auf die BRD, so daß Yugoslav Survey konstatiert: »Visible trade with that 
country is at the same time the basic source of Yugoslavia’s visible trade imbalance with de- 
veloped countties as a whole.<® 

Die sich so erhebende Frage nach den Ursachen des jugoslawischen Handelsdefizits gegen- 
über OECD-, vor allem gegenüber EG-Staaten kann im folgenden nur unvollständig be- 
antwortet werden. Die jugoslawische Öffnung zum Weltmarkt Anfang der sechziger Jahre 
fiel in eine Phase, in der sich die EG gerade hinsichtlich ihrer Außenbeziehungen strikter 
formierte, was insbesondere die jugoslawischen Agrarexporte negativ betraf, die zum über- 
wiegenden Teil in den EG-Raum gingen und noch gehen. Aber auch für gewerbliche Er- 
zeugnisse bestehen vielfältige Importbarrieren der EG, die, wie noch anzudeuten sein 
wird, Jugoslawien für sich wiederholt durch Verhandlungen zu beseitigen bestrebt war. 
Generell gilt zunächst die Feststellung einer von der World Bank nach Jugoslawien ent- 
sandten Studiengruppe: "Ihe ECC market is highly competitive, protected by tariff walls 
and characterized by long-established trade relations that are difficult to penetrate.”! Wer- 
den jugoslawischetseits gelegentlich solche Gründe ganz überwiegend für die eigenen Ex- 
portprobleme verantwortlich gemacht, so finden sich andererseits auch zahlreiche selbstkri- 
tische Argumente. Das jugoslawische Marktforschungsinstitut gelangte aufgrund einer Un- 
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tersuchung 1975 zu dem Ergebnis, daß ca. 70% der Uisachen der eigenen Exportschwäche 

selbstverantwortet werden müssen.” Ohne Bezug auf dieses Resultat seien nachfolgend ei- 

nige der wesentlichen von den jugoslawischen Bedingungen ausgehenden Gründe des Au- 
ßenhandeisdefizits in der Phase nach 1965 und insbesondere gegenüber den EG-Staaten 
aufgezählt: 

- Die permanent hohen Investitionen in der jugoslawischen Industrie schließen einen ho- 
hen Bedarf an modernen Produktionsgütern und Ausrüstungen ein. Anfang der siebzi- 
ger Jahre wurde dieser zu fast 70% dusch Importe gedeckt”? von denen sowohl Anfang 
der sechziger wie Mitte der siebziger Jahre 80% aus OECD-Ländern kamen. 

- Die hohe Inlandsnachfrage erklärt selbst partiell die zurückhaltende Exportneigung, 
u.a. weil häufig der Inlandabsatz infolge geringeren Konkurrenzdrucks rentabler ist. 

- Das bereits erwähnte Verfehlen des Ziels, die einheimische Rohstofferzeugung zu for- 
cieren und dem Bedarf der verarbeitenden Industrien anzugleichen, perpemierte die 
entsprechenden Importerfordernisse. 1975/77 kamen immerhin ca. 35 % dieser Ein- 
fuhren aus dern OECD-Bereich. 

- Bei der im Zuge der Wirtschaftsreform besonders forcierten Form technischer und wirt- 
schaftlicher Kooperation, die mit dem Erwerb von Patenten und Lizenzen verbunden 
ist, müssen sich die jugoslawischen Partner oft zur Abnahme von Ausrüstungen und/- 
oder Vorprodukten verpflichten, während sie zugleich regionale Absatzbeschränkun- 
gen zu akzeptieren haben.*? 

- Die zeitweilige Überbewertung des Dinar macht Importe für jugoslawische Käufer at- 
traktiv. Das gleiche gilt für günstigere Zahlungs- und Kreditkonditionen ausländischer 
Anbieter. 

- Die hohe jugoslawische Inflationsrate beeinträchtigt die internationale Wettbewerbsfä- 
higkeit.”?? 

- Häufig wird jugoslawischerseits beklagt, daß sich die eigene Wirtschaft nur unzurei- 
chend auf den Bedarf und die Konditionen potentieller Käufer im Ausland (vor allem 
im westlichen) einzustellen vermag. Das gelte z.B. für Qualität, Design, Lieferfristen, 
Zahlungsbedingungen etc. 

- Schließlich wird in jugoslawischen Publikationen unzureichende Erfahrung von Han- 
dels- und Unternehmensvertretern im harten Geschäft kapitalistischer Konkurrenz so- 
wie Mangel an Abstimmung zwischen jugoslawischen Anbietern auf Außenmärkten 
beklagt. . 

Hervorzuheben ist jedoch, daß die jugoslawische Exportschwäche gegenüber OECD-Staa- 
ten nach 1973 ungeachtet der Stichhaltigkeit der aufgezählten Gründe vor allem Ausdruck 
der rezessiven Wirtschaftslage der ‘entwickelten westlichen Länder’ ist. Die Verdeutli- 
chung dieses Abhängigkeitsverhältnisses dürfte neben anderen Erfahrungen bewirkt ha- 
ben, daß die jugoslawische Freihandelseuphorie und Westorientierung der sechziger Jahre 
heute unverkennbar abgekühlt ist und häufiger skeptische bis kritische Einschätzungen ar- 
tikuliert werden.?’ 

Zur formalen Entwicklung der Beziehungen zwischen Jugoslawien und der EG sei kurz 

nachgetragen: Im März 1970 wurde ein auf drei Jahre befristetes nichtpräferentielles Ab- 

kommen abgeschlossen, in dem sich die EG verpflichtete, Jugoslawien den höchsten Libe- 

ralisierungsgrad einzuräumen, der Nichtmitgliedern zugestanden werden kann.?® Für 385 

Warengruppen wurden Jugoslawien Zollreduktionen zugesagt. Unbefriedigend blieb für 

Jugoslawien die Fortexistenz von Einfuhrkontingenten für Agrarerzeugnisse. Diese Restrik- 
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tionen blieben auch beim nächten Handelsabkommen zwischen der EG und Jugoslawien 
bestehen, das im Juni 1973 abgeschlossen wurde und im August 1973 auslief. Auch für ge- 
werbliche Erzeugnisse, die etwa 75% der jugoslawischen Ausfuhren in den EG-Bereich 
ausmachen, blieben zahlreiche Restriktionen, sowohl tarifärer wie mengenmäßiger Art be- 
stehen.?? Ungeachtet der "Gemeinsamen Deklaration über Prinzipen, Ziele und Grundli- 
nien der Zusammenarbeit’, die im Dezember 1976 von Jugoslawien und EG-Repräsenta- 
nten ın Belgrad unterzeichnet wurde, zogen sich die im Februar 1978 aufgenommenen 
Verhandlungen über ein neues Handelsabkommen bis weit nach Auslaufen des erwähnten 
von 1973 hin. Die dann nach mehreren vergeblichen Anläufen plötzliche Paraphierung 
des Vertrags im Februar 1980 dürfte weniger, wie oft interpretiert,°® mit der ‘Afghanistan- 
Krise’, als mit dem Anfang 1980 abschbaren Ableben von Staatspräsident Tito in Verbin- 
dung zu bringen sein. Es handelt sich um ein Präferenzabkommen, das zur Vermeidung 
eines Präzedenzcharakters aber nicht als solches, sondern als ‘Abkommen sui generis’ de- 
klariert wurde. Im Prinzip wird darin Jugoslawien volle Zoll- und Kontingentfreiheit zuge- 
standen, mit Ausnahme von 29 ‘sensitiven’ Warengruppen. Wenn auch mit Kontingen- 
terweiterung, so bestehen doch weiterhin Beschränkungen für die für Jugoslawien wichtige 
Ausfuhr von Wein, Slivovitz, Rind- und Kalbfleisch. Von der Europäischen Investitions- 
bank erhielt Jugoslawien im Zusammenhang mit dem Abkommen einen Kredit in Höhe 
von 200 Mill. Europäischen Verrechnungseinheiten (1 Einheit = 1,29 US-Dollar), der al- 
lerdings zweckgebunden ist an den Ausbau der Verkehrsverbindungen EG-Griechenland. 
Es entbehrt nicht der Pikanterie, daß Jugoslawien so beitragen darf zur Verschärfung der 
Konkurrenz um den Absatz z.B. von Wein und Tabak auf dem EG-Markt. Die Auswir- 
kungen des EG-Abkommens von 1980 können heute noch nicht beurteilt werden; sicher 
ist jedoch, daß sie die angedeuteten strukturellen Außenwirtschaftsprobleme Jugoslawiens 
nicht zu lösen vermögen. 

Zwar gelang es, wie oben schon angedeutet, Jugoslawien dusch scharfe Restriktionsmaß- 
nahmen, das Außenhandelsdefizit 1980 und wiederum 1981 deutlich zu verringern (um 
15,8% und 20,7%). Aber innerhalb des Gesamtdefizits stieg 1981 der Anteil der OECD- 
Staaten, der EG und der BRD wiederum an (auf 101,4%,, 61,1% und 31,1%). Die Wirt- 
schaftsresolution der Bundesversammlung (des Parlaments) sieht für 1982 wiederum eine 
deutlich überdurchschnittliche Steigerung der Exporte in Länder mit konvertibler Wäh- 
tung vor (um 12 % gegenüber 8,5 % im Durchschnitt).?! Aber entsprechende Ziele wurden 
in den vergangenen Jahren nie erreicht. Das Prinzip der 'Nichtpaktgebundenheit’, das in 
der Vergangenheit ökonomisch zugunsten Jugoslawiens wirkte, scheint nunmehr zumin- 
dest partiell die außenwirtschaftliche Lage zu erschweren. Mit Griechenland und - in Kür- 
ze - Spanien treten Länder mit vergleichbaren Entwicklungsproblemen der EG bei, was 
deren Konzessionsfähigkeit und -bereitschaft gegenüber Jugoslawien vermindern dürfte. 


2.3. Der jugosiawische Außenhandel mit den Staaten des RgW 


Am jugoslawischen Außenhandel waren die RgW-Staaten (+ China und Albanien) 1966- 
1970 mit 28,6%, , 1971-1975 mit 30,0% und 1976-1980 mit 32,9% beteiligt. Jugoslawien 
ist seit 1964 teilassoziiertes Mitglied im RgW. Als solches ist es in den zentralen RgW-Or- 
ganen nicht abstimmungsberechtigt, arbeitet aber in vielen Kommissionen bzw. Ausschüs- 
sen gleichberechtigt mit. Als Bereiche der beabsichtigten Zusammenarbeit werden in dem 
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Vertrag zwischen Jugoslawien und dem RgW von 1964 genannt: der Außenhandel, das 
währungs- und finanzpolitische Verhältnis, wissenschaftlich-technische Forschung, die 
Entwicklung der Schwarz- und Buntmetallurgie, des Maschinenbaus und der chemischen 
Industrie.?? Bis 1974 waren allerdings erst 8 multilaterale Abkommen über wissenschaft- 
lich-technische Zusammenarbeit und 5 über langfristige Kooperation und Spezialisierung 
zustande gekommen. 

Seit 1975 (mit Ausnahme von 1979) ist die Sowjetunion (SU) der größte einzelne Handels- 
partner Jugoslawiens;?? die folgenden Hinweise beziehen sich überwiegend auf die Wirt- - 
schaftsbeziehungen zwischen Jugoslawien und der SU. 

Zwischen den RgW-Staaten und Jugoslawien werden Handelsabkommen abgeschlossen; 
die sich auf den Zeitraum der Fünfjahrespläne erstrecken und seitens der RgW-Staaten mit 
diesen verbunden sind. Konkretisiert und auch modifiziert werden diese Abkommen 
durch jährliche Protokolle über den Warenaustausch. Bis in die jüngere Vergangenheit er- 
folgte die Abrechnung im Clearingverfahren, d.h. Ein- und Ausfuhren sollten sich im bila- 
teralen Verhältnis möglichst ausgleichen. Zugrunde gelegt wird eine künstliche Verrech- 
nungseinheit. Jugoslawien bemüht sich gegenüber den einzelnen RgW-Partnern seit Be- 
ginn der siebziger Jahre, die Verrechnung auf konvertible Währung umzustellen. Bereits 
1974 wurde das im Verhältnis zu Ungarn für den gesamten Warenaustausch erreicht sowie 
partiell im Handel mit Polen und Rumänien.’* 

Die jugoslawischen Exporte in den RgW-Bereich bestehen ganz überwiegend (um 80 % 
schwankend) aus Fertigwaren; sowohl aus Produktions-, wie auch - allerdings in geringe- 
tem Umfang - aus Konsumgütern.?? Ein genereller Vorteil des RgW-Exports liegt für Ju- 
goslawien darin, daß es hier für Fertigerzeugnisse einen an sich unbegrenzten Markt findet, 
die im OECD-Bereich kaum wettbewerbsfähig sind. Neben entsprechenden Restriktionen 
durch die Pläne der RgW-Partner sind im Clearingverfahren die jugoslawischen Exporte 
aber an Einfuhren in ähnlichem Umfang gebunden. Zumindest Ende der sechziger Jahre 
wirkte diese Regelung als Barriere der Handelsbeziehungen, weil sich nicht immer in zutei- 
chendem Ausmaß jugoslawische Abnehmer für Fertigprodukte, vor allem aus der SU fan- 
den.? Hier liegt einer der Gründe dafür, daß das jugoslawisch-sowjetische Handelsabkom- 
men 1966-1970 nur zu 73% erfüllt wurde.?’ Das im Februar 1971 unterzeichnete Handels- 
abkommen 1971-1975 zwischen Jugoslawien und der SU sah gegenüber dem vorausge- 
henden eine Erweiterung des Warenaustauschs um 16,1% vor. Dieses Abkommen wurde 
allerdings noch während seiner Laufzeit erweitert.”® Die Verteuerung von Rohöl und ande- 
ren Rohstoffen auf dem Weltmarkt verstärkte das jugoslawische Bestreben, die erforderli- 
chen Bezüge aus dem Clearing-Bereich, vor allem aus der SU zu erhalten. Hier liegt ein 
wesentlicher Faktor für die deutliche Ausweitung des Handels zwischen Jugoslawien und 
der SU ab 1974, in deren Folge der jugoslawische Außenhandel, der, wie aus Tabelle 1 er- 
sichtlich, in den beiden ersten Jahrfünften des Berichtszeitraums einen Überschuß erbrach- 
te, zunächst - d.h. bis einschließlich 1980 - defizitär wurde. Das Handelsabkommen zwi- 
schen Jugoslawien und der SU für 1976 - 1980 sah mit einer Höhe von 14 Mrd. Dollar eine 
Verdoppelung des Handelsvolumens vor; realisiert wurden im beiderseitigen Warenaus- 
tausch aber sogar 17 Mrd. Dollar.” Die jugoslawischen Ausfuhren in die SU bestanden in 
dieser Phase: zu 3 Mrd. Dollar aus Maschinen und Ausrüstungen sowie Transportmitteln, 
vor allem Schiffen, zu 2,6 Mrd. Dollar aus Konsumgütern (800 Mill. Dollar über den Plan) 
und zu 2,4 Mrd. Dollar aus Rohstoffen und Halbfabrikaten (u.a. Bauxit, Aluminium, 
Zink, Zina, Antimon, Walzprodukte aus Eisen und Stahl sowie aus NE-Metallen, sowie 


x 
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verschiedenen chemischen Produkten). Die jugoslawischen Importe aus der SU bestanden 
im Wert von 6,2 Mrd. Dollar aus Rohstoffen und Halbfabrikaten, einschl. Erdöl und Ölde- 
rivaten, zu 800 Mill. Dollar aus Maschinen und Ausrüstungen sowie aus Konsumgütern al- 
lerdings matginalen Umfangs.“ 

Neben den Handelsabkommen schließt Jugoslawien mit RgW-Staaten Verträge über fi- 
nanzielle und wirtschaftlich-technische Beteiligung am Ausbau vor allem von Grundstof- 
findustrien ab. Die auf diese Weise erlangten Kredite werden in der Regel durch Warenlie- 
ferungen beglichen. Ein Beispiel dafür ist das im Oktober 1972 mit der SU geschlossene 
‘Abkommen über wirtschaftliche und technische Zusammenarbeit. beim Neu- und Ausbau 
von Industrieobjekten.’*' Jugoslawien erhielt durch diesen Vertrag einen Kredit in Höhe 
von 540 Mio. Verrechnungsdollar, der mit 2% zu verzinsen und durch Warenlieferungen 
rückzahlbar war. Errichtet bzw. erweitert werden sollten Förderanlagen für Kohle, Bauxit 
und andere Rohstoffe sowie Elektrokraftwerke. 

Die Ausweitung der Wirtschaftsbeziehungen mit den RgW-Staaten ist in Jugoslawien 
nicht unumstritten,*? wobei sowohl ökonomische Argumente, wie z.B. unzureichende Sti- 
mulierung zur Modernisierung und Intensivierung der eigenen Erzeugung, wie politische 
Bedenken - Gefährdung der Blockfreiheit durch tendenzielle wirtschaftliche Abhängigkeit 
- vorgetragen werden. Der letztgenannte Einwand wurde gegenüber der EG allerdings 
kaum erhoben, obgleich deren Anteil am jugoslawischen Außenhandel bis jüngstens den 
der RgW-Staaten deutlich übertraf. 


2.4. Jugoslawiens Außenhandel mit Entwicklungsländern 


Der jugoslawische Warenaustausch mit Entwicklungsländern hat, wie Tabelle 1 zeigt - bei 
allerdings ansteigender Tendenz -, keinen sehr hohen Anteil. Bereits Anfang der sechziger 
Jahre wurde in Jugoslawien angesichts der intensiven wirtschaftlichen Blockbildung in Ost 
und West die verstärkte Ausrichtung der außenwirtschaftlichen Beziehungen auf die Ent- 
wicklungsländer postuliert, was im übrigen der Führungsrolle des Landes in der blockfreien 
Welt entsprochen hätte. Im Jahrfünft 1966-1970 ging jedoch der Anteil der Entwicklungs- 
länder am jugoslawischen Außenhandel, der 1961-1965 bei den Exporten 17,1% und bei 
den Importen 12,2% betragen hatte‘, sogar zurück (vergleiche Tabelle 1), wozu die Zu- - 
rückdrängung politischer Motive und Kriterien in dieser Phase marktwirtschaftlicher Eu- 
phorie zumindest beigetragen haben dürfte. 

In den siebziger Jahren nahm der Anteil der Entwicklungsländer am jugoslawischen Au- 
ßenhandel wieder zu; bei den Exporten erreichte er jedoch 1976-1980 erst wieder den 
Stand, den er bereits 1961-1965 gehabt hatte, während er diesen bei den Importen um 
3 %-Punkte übertraf. Das Ziel des Gesellschaftsplanes 1976 - 1980, am Ende dieser Plan- 
periode ein Viertel des Außenhandels mit den Entwicklungsländern abzuwickeln, wurde 
jedenfalls mit einem realen Anteil von 16,9% deutlich verfehlt, Die ökonomischen Pro- 
bleme des jugoslawischen Handels mit Entwicklungsländern deuten sich bereits bei einem 
Blick auf die Warenstruktur an. 1978 exportierte Jugoslawien in Entwicklungsländer zu 
39,6% Ausrüstungsgüter, 44,8% andere Industrieerzeugnisse, 11,0% Rohstoffe und 
4,6% Nahrungsmittel; die jugoslawischen Importe bestanden zu 65,8% aus Rohstoffen 
(47,2% mineralische Kraftstoffe), zu 24,7% aus Nahrungsmitteln (vor allem Südfrüchten 
und Kaffee) und nur zu 2,0% aus Ausrüstungsgütern und 7,5 % aus anderen Industrieer- 
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zeugnissen.“ Etwa die gleiche Zusammensetzung wies der jugoslawische Außenhandel mit 
den Entwicklungsländern bereits 1964 auf.” 

Exportmöglichkeiten für die am eigenen Bedarf gemessen überdimensionierte Fertigungs- 
industrie sind für Jugoslawien zwar willkommen, aber in vielen Entwicklungsländern fehlt 
es an der erforderlichen Kaufkraft, und Jugoslawien ist nur in beschräuktem Maße imstan- 
de, Entwicklungshilfe und Lieferkredite zu gewähren.“ In kaufkräftigen Entwicklungslän- 
dern, wie z.B. den OPEC-Staaten stößt Jugoslawien aber auf die Konkurrenz der kapitali- 
stischen Industriestaaten, der es im Hinblick auf den technischen Stand, Qualität, Service- 
leistungen etc. kaum gewachsen ist. Die damit den jugoslawischen Exporten geseizte 
Schranke dürfte kurz- bis mittelfristig nicht in entscheidenden Maße zu überwinden sein. 
Der jugoslawische Einfuhrbedarf an Rohstoffen, vor allem an Rohöl sowie an tropischen 
bzw. subtropischen agrarischen Erzeugnissen wächst oder ist zumindest stabil. Seit jedoch 
Mitte der siebziger Jahre die Handelsverträge mit Entwicklungsländern überwiegend vom 
Clearingverfahren auf konvertible Währung umgestellt wurden, ist Jugoslawien bestrebt, 
das ohnehin bestehende Defizit gegenüber den Entwicklungsländern in Grenzen zu halten 
und den Zusatzbedarf an Rohstoffen und Energieträgern aus Clearingländern, wie vor al- 
lem aus der SU, zu decken. Erwähnt sei, daß Jugoslawien in beirächtlichem Umfang Pio- 
jektierungs- und Bauarbeiten für Investitionsobjekte in Entwicklungsländern durchführt. 
Der Wert der jugoslawischen Bauarbeiten in Entwicklungsländern stieg von 205,1 Mio. 
Dollar im Jahre 1973 auf ca. 1000 Mio. Dollar 1980.” An der Spitze der Auftragachmer 
stehen zwei Staaten, aus denen Jugoswawien einen erheblichen Teil seiner Ölimporte be- 
zicht, Irak und Libyen. 

Ein grober Überblick über die regionale Verteilung des jugoslawischen Handels mit Ent- 
wicklungsländern zeigt (alle Angaben für 1978; die Prozentzahlen beziehen sich auf den 
jugoslawischen Außenhandel mit Entwicklungsländern): Asiatische Entwicklungsländer 
hatten einen Anteil von 21,9% an den jugoslawischen Exporten und 15,7% an den Im- 
porten. Ca. 89% des jugoslawischen Außenhandels mit dieser Region teilen sich Indien, 
Iran, Indonesien, Burma und Pakistan. Den größten Anteil nehmen arabische Länder ein: 
54,4% der Exporte, 48,8% der Importe. Die wichtigsten jugoslawischen Handelspartner 
sind hier Algerien, der Irak, Ägypten, Libyen, Marokko und Kuweit. Auf afrikanische Ent- 
wicklungsländer entfallen nur 13,0% der jugoslawischen Exporte und 19,4% der Importe, 
überwiegend auf Angola, Äthiopien, Ghana, Nigeria, Sudan und Sambia. Den geringsten 
Anteil an den jugoslawischen Wirtschaftsbeziehungen zu Entwicklungsländern haben die 
lateinamerikanischen: 10,7% bei den Ausfuhren und 16,1% bei den Einfuhren. Die ju- 
goslawischen Exporte in diese Region gehen vor allem nach Panama und Venezuela, wäh- 
rend die Importe überwiegend aus Brasilien, Ekuador, Cuba, Mexico, Peru und El Salvador 
erfolgen. 

1970 waren Indien und Ägypten die wichtigsten Handelspartner Jugoslawiens unter den 
Entwicklungsländern, 1930 der Irak und Libyen. Die Konzentration der jugoslawischen 
Austauschbeziehungen mit Entwicklungsländern ist hoch: 1980 entfielen fast 60% der 
entsprechenden jugoslawischen Importe auf nur 6 Entwicklungsländer (Irak, Libyen, 
Ägypten, Indien, Brasilien und Indonesien); diese Länder nahmen 34,5 % der jugoslawi- 
schen Exporte in Entwicklungsländer auf.” 

Im April 1979 kritisierte der Bundesexekutivrat (die jugoslawische Bundesregierung) das 
Zurückbleiben der Außenwirtschaftsbeziehungen mit den Entwicklungsländern hinter den 
wiederholt formulierten Zielen. Im nachfolgenden Monat faßte die Versammlung der SERJ 
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(das Bundesparlament) »Beschlüsse über die wirtschaftliche Zusammenarbeit der SFRJ mit 
den Entwicklungsländern...«, die verschiedene Förderungsmaßnahmen enthielten”, von 
denen jedoch kaum grundlegende Änderungen ausgehen dürften, weil sie nicht sehr weit 
reichen und in dieser Form schon früher verkündet worden waren. 

1981 konnte Jugoslawien die Exporte in Entwicklungsländer um ein Drittel steigern, die 
Importe nahmen urn über 7% ab. Mit einem Anteil von 16,6% am Gesamtexport und 
15,5% am Gesaimtimport blieben die Austauschbeziehungen mit Entwicklungsländern 
aber weit hinter der seit mehr als 15 Jahren postulierten 20 %-Rate zurück. Als völlig unre- 
alistisch muß deshalb die Absicht gewertet werden, am Ende des Gesellschaftsplanes 1981 - 
1985 30% des Außenhandels mit Entwicklungsiändern abzuwickeln. 


3. Die jugoslawische Zahlungsbilanz 


Die Zahlungsverpflichtungen bzw. -ansprüche eines Landes aus seinen außenwirtschaftli- 
chen Beziehungen drückt die Zahlungsbilanz aus, die die Handelsbilanz einschließt, ne- 
ben dem Warenverkehr jedoch alle übrigen Formen monetärer Transaktionen mit der Au- 
Benwelt umfaßt. Jugoslawien hätte das in Tabelle 1 dokumentierte Defizit seiner Handels- 
bilanz sicher nicht finanzieren können, wenn nicht die Bilanz des Nichtwarenverkehrs po- 
sitiv wäre und deshalb die aus den ständigen Einfuhrüberschüssen resultierenden Zah- 
lungsverpflichtungen mindert. In welchem Maße das der Fall ist, zeigt Tabelle 3 in aggre- 
gierter Form für die Jahre 1966 - 1980. Zuvor glich der Überschuß aus dem Nichtwarenver- 
kehr das Handelsbilanzdefizit zu folgenden Anteilen aus: 1946 - 1951 = 15,6%; 1952 - 
1956 = 26,3%; 1957 - 1960 = 39,3% und 1961 - 1965 = 58,9 %..”? Diese fortlaufende 
Verminderung der aus den Einfuhrüberschüssen resultierenden Zahlungsverpflichtungen 
durch die per Saldo-Einnahmen aus dem Nichtwarenverkehr setzte sich - nach den für 
fünf Jahre aggregierten Daten - bis 1975 fort. 1976 - 1980 deckten diese Überschüsse, wie 
Tabelle 3 zeigt, das jugoslawische Handelsbilanzdefizit nicht mehr in gleicher Höhe wie in 
den beiden vorausgehenden Jahrfünften. Die Umkehrentwicklung setzte bereits 1974 ein. 
Die jugoslawischen Deviseneinnahmen aus dem Nichtwarenverkehr betrugen 1961 20% 
der Einnahmen aus den Warenexporten.’” Von da an stieg dieser Anteil ständig und er- 
reichte 1973 den höchsten Stand mit 75,1 % .* 1976 machten dann die Deviseneinnahmen 
aus dem Nichtwarenverkehr nur noch 54,4% der Exporteinnahmen aus, 1979 52,5 % und 
1980 42,3 %. 

Die Deviseneinnahmen aus dem Nichtwarenverkehr, die Jugoslawien ganz überwiegend 
aus den ‘entwickelten westlichen Ländern’ bezieht, hängen, allerdings nicht immer unmit- 
telbar und eindeutig, von der dortigen Konjunkturlage ab. Die Einnahmen aus Transpor- 
ten und mit diesen verbundenen Dienstleistungen zeigen im Berichtszeitraum eine unun- 
terbrochene, wenn auch nicht gleichmäßig ansteigende Tendenz. Rezessive Einflüsse infol- 
ge der Konjunkturabschwächung im EG-Bereich nach 1973 dürften hier überkompensiert 
worden sein durch für Jugoslawien günstige regionale Verschiebungen im Warenverkehr 
(z.B. EG - Türkei und Griechenland) sowie auch durch Veränderungen in der Art des 
Transports zugunsten Jugoslawiens. Bis 1967 war dieser Einnahmeposten der größte inner- 
halb Jugoslawiens Nichtwarenverkehr; 1968 wurde er von den Auslandsüberweisungen der 
Arbeitsemigranten übertroffen und 1973 auch von den Deviseneinnahmen aus dem Aus- 
landstourismus. Auch diese zeigen zwischen 1966 und 1980 - mit Ausnahme der Jahre 
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Tabelle 3: 
Die jugoslawische Zahlungsbilanz 1965 - 1980, nach Planperioden aggregier#” 


Mio. US-$ 
1966-1970 x 1971-1975 x 1976-1980 X 
Außenhandelsbilanz -3191 -11425 -24497 
Nichtwarenverkehr (Dienst- 
leistungen und private 
Überweisungen 2486 9789 15872 
in % des H.B.-Defizits 77,9 85,7 64,8 
Transport!) 793 31,9 1656 16,9 3145 19,8 
Fremdenverkehr 627 25,2 2295 23,4 4804 30,3 
Einkommen aus Investit. -419  -16,8 -954 -9,7 -2554 -16,1 
private Überweisungen‘? 1114 44,8 5940 60,7 7836 49,4 
andere Dienste 371 14,9 852 8,7 2641 16,6 
Zahlungsbilanz 668°) -1636% -86256) 


(x) Prozentanteil am Gesamtüberschuß aus dem Nichtwarenverkehr 

(1) Hierin sind die Einnahmen aus Bauleistungen im Ausland enthalten. 

(2) Vor allem die Überweisungen der Arbeitsemigranten. 

(3) Differenz von 37 ergibt sich aus dem nichtberücksichtigten, weil ab 1971 marginalen Posten 'amt- 
liche Überweisungen’. 

(4) Differenz von 3 ergibt sich ebenso. - 1972 wurde ein Zahlungsbilanzüberschuß von 419 Mio. Dol- 
lar erzielt, 1973 von 485 Mio. Dollar. 

(5) 1976 wurde ein Zahlungsbilanzüberschuß von 165 Mio. Dollar erzielt. 


1969 und 1970 - einen ständigen Anstieg, allerdings in sehr unterschiedlichen Raten. Zwi- 
schen 1973 und 1977 betrug hier der Zuwachs nominell insgesamt nur 27,5 %,, eine Ziffer, 
die kein reales Wachstum, sondern nur einen Teil der Preissteigerungstate indiziert. 1978 
stiegen diese Einnahmen aber gegenüber dem Vorjahr um 23,7% und 1980 gegenüber 
1979 sogar um 33,3 % © In diesem Fall wirkten Reallohnstagnation bzw. -rückgang in West- 
europa sogar zugunsten Jugoslawiens, weil eine nicht geringe Zahl von Touristen teure 
Urlaubsländer mieden und die 30 %ige Abwertung des Dinar vom Juni 1980 nutzten. 
Unmittelbar drückt sich die Konjunkturabhängigkeit der Devisenüberweisungen der ju- 
goslawischen Arbeitsemigranten aus. Die größte Abwanderungswelle war die in den Jahren 
nach der Wirtschaftsteform von 1965. Zwischen 1966 und 1970 stiegen deren Überweisun- 
gen mit einer jährlichen Durchschnittsrate von 53,9%. 1971 - 1973 fiel diese auf 40,7 % 
zurück (infolge relativ verminderter Abwanderung) und 1974 bis 1977 auf 10,7 % (in die- 
ser Phase Netto-Rückwanderung!).?” 1978 stiegen die Überweisungen der in Westeuropa 
beschäftigten jugoslawischen Staatsbürger (und die der Emigranten in Übersee) noch ein- 
mal sprunghaft um 22,2% an, in den beiden folgenden Jahren gingen sie jedoch jeweils 
sogar absolut zurück (1979 um 2,0% und 1980 um 10,0 %).°® 

Der Rückgang der jugoslawischen Einnahmeüberschüsse aus dem Nichtwarenverkehr er- 
klärt sich jedoch nicht nur durch die soeben genannten Faktoren, sondern auch aus der Zu- 
nahme der entsprechenden jugoslawischen Ausgaben. Diese nahmen zwischen 1960 und 
1977 ım Jahresdurchschnitt um 20,2% zu, während die Einnahmen im gleichen Zeitraum . 
um 24,9% wuchsen. Diese Durchschnittsdaten lassen jedoch nicht die Verschlechterung 
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des Trends ab Mitte der siebziger Jahre erkennen. Zwischen 1965 und 1977 stiegen die ju- 
goslawischen Ausgaben im Nichtwarenverkehr von insgesamt 194 Mio. auf 1968 Mio. Dol- 
lar, darunter die an “entwickelte westliche Länder’ von 155 auf 1720 Mio. Dollar.°? 

Die aggregierten Daten in Tabelle 3 lassen die Entwicklung der jugoslawischen Zahlungs- 
bilanz in den letzten Jahren nicht exakt erkennen. Das Zahlungsbilanzdefizit schnellte 
1979 nach oben, als es sich gegenüber dem Vorjahr fast verdreifachte und auf 3661 Mio. 
US-Dollar anwuchs.‘ Infolge des Restriktionskurses von 1980 konnte das Defizit in diesem 
Jahr schon auf 2291 Mio. Dollar reduziert werden. Die Wirtschaftsresolution für 1981 sah 
eine weitere Senkung des Defizits um ca. eine halbe Milliarde Dollar vor. Durch den 1981 
beibehaltenen scharfen Restriktionskurs und die hohen Exportsteigerungen, vor allem in 
den RgW-Raum und in Entwicklungsländer, gelang jedoch sogar eine Reduktion des Zah- 
lungsbilanzdefizits auf 750 Mill. Dollar.' Hierbei schlägt allerdings der erreichte Handels- 
bilanzüberschuß gegenüber den RgW-Ländern zu Buche; denn gegenüber den Ländern 
mit konvertibler Währung blieb ein Zahlungsbilanzdefizit in Höhe von 1,4 Mrd. Dollar 
betehen. Der Nettoüberschuß aus den ‘unsichtbaren’ Deviseneinnahmen in Höhe von 4,1 
Mrd. Dollar 1981 trug nicht zu der beachtlichen Senkung des Zahlungsbilanzdefizits bei, 
denn die entsprechenden Ausgaben stiegen hier 1981 stärker an als die Einnahmen. 
Aufgrund dieser günstigen Entwicklung fühlten sich die jugoslawischen Planer ermutigt, 
für 1982 ein Zahlungsbilanzdefizit von nur 500 Mio. Dollar und für 1983 sogar den Zah- 
lungsbilanzausgleich vorzusehen, der ursprünglich erst für 1985 anvisiert war. 


4. Die jugoslawische Auslandsverschuldung 


Der Prozeß der forcierten Industrialisierung Jugoslawiens ab 1947 war begleitet - und wur- 
de mitgetragen - von den die Exporte in zunehmendem Maße übersteigenden Einfuhren 
von Ausrüstungen, Produktionsgütern, Rohstoffen und zeitweise auch von Nahrungsmit- 
teln (z.B. infolge der Mißernten von 1950 und 1952 sowie einer Erzeugung und vor allem 
Verkauf wenig stimulierenden Landwirtschaftspolitik). Bis etwa 1960 führten diese Import- 
überschüsse jedoch nicht zu gravierender Auslandsverschuldung, und zwar im wesentli- 
chen infolge von Hilfen der UNRRA (United Nations Relief and Reconstruction Agency), 
von Reparationsleistungen der Feindmächte des 2. Weltkriegs und von westlicher Wirt- 
schaftshilfe, vor allem seitens der USA, zur Stützung der jugoslawischen Abkehr vom 
KOMINFORM-Block. 

Um die Wende von den fünfziger zu den sechziger Jahren wurden diese Hilfslieferungen 
und -zahlungen jedoch weitgehend eingestellt, wozu die verminderte Bedeutung Jugosla- 
wiens im Zeichen der Koexistenzpolitik der Großmächte und die Normalisierung der Be- 
ziehungen zwischen Jugoslawien und den RgW-Staaten beigetragen haben dürften. Nun- 
mehr mußte Jugoslawien das weiterhin wachsende Außenhandelsdefizit kreditär abdecken, 
wodurch die Auslandsverschuldung rasch zunahm. Seither bewegt sich die jugoslawische 
Wirtschaft in einem circulus vitiosus: Das Außenhandelsdefizit soll durch ‘Integration in 
das System der internationalen Arbeitsteilung” überwunden werden; dazu werden jedoch 
Maßnahmen getroffen, die die Auslandsverschuldung erhöhen, ohne die strukturellen Ur- 
sachen der jugoslawischen Exportschwäche gegenüber den ‘entwickelten westlichen Län- 
dern’ beseitigen zu können. So machte bereits die Auftaktmaßnahme zu der seither immer 
wieder proklamierten ‘Integration...’, die vom Internationalen Währungsfonds (IWF) zu- 
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mindest empfohlene Dinarabwertung von 1961, Stützungskredite von 275 Mio. Dollar 
(100 Mic. von den USA und 75 Mio. vom IWF selbst, der Rest von verschiedenen westeu- 
ropäischen Ländern) erforderlich”? 

Aus dem angedeuteten Grunde entwickelte sich die jugoslawische Auslandsverschuldung 
in den fünfziger Jahren in bescheidenem Maße: von 68 Mio. & 1949 über 255 Mio. $ 1955 
auf 353 Mio. $ 1960. 19,3 % dieser Summe waren Finanzkredite, 65,2% Warenkredite für 
Ausrüstungen und 15,6% Warenkredite für Rohstoffe und Konsumgüter. Stieg die ju- 
goslawische Auslandsverschuldung zwischen 1955 und 1960 um 38,4% , so zwischen 1960 
und 1965 um 201,7 % auf 1065 Mio. $. 

Wie die Wirtschaftsreform von 1965 aligemein unter dem Motto der “Entstaatlichung’ 
stand, so auch in den Sphären von Außenwirtschaft, Währung und Kredit. Konzeptionell 
bedeutete das hier u.a., daß nicht mehr der Staat Auslandskredite für die Wirtschaft auf- 
nehmen sollte, sondern daß diese dazu selbst berechtigt und verantwortlich wird. Aller- 
dings behielt das Gesetz über Kreditgeschäfte mit dem Ausland vom Juli 1966 dem Bun- 
desexekutivrat vor, ‘... detaillierte Bestimmungen für den Abschluß und die Durchfüh- 
rung von Kreditgeschäften mit dem Ausland ... vorzuschreiben”” , um der durchaus erwar- 
teten exzessiven Kreditneigung gegenzusteuern. Im Interesse der Realisierung als notwen- 
dig erachteter Investitionsprojekte schränkte der jugoslawische Staat allerdings seine Kre- 
ditgarantien viel weniger als zunächst beabsichtigt ein, und die restriktiv intendierten Re- 
gelungen erwiesen sich bis zu ihrer Exsetzung 1971/72 nicht als wirksam. Die Zunahme der 
Auslandsverschuldung wurde nicht gebremst, nur die Struktur änderte sich. Hatten Regie- 
tungskredite 1963 einen Anteil von 49% an der jugoslawischen Auslandsverschuldung 
und Kredite ausländischer Banken und Lieferanten von 32 % , so kehite sich dieses Verhält- 
nis bis 1971 zu 27% : 62% um.‘ Wie zuvor und danach, bestand 1971 die jugoslawische 
Auslandsschuld ganz überwiegend gegenüber ‘entwickelten westlichen Ländern’. An den 
Regierungskrediten waren die RgW-Staaten zwar noch mit 32 % beteiligt, an den wie ge- 
zeigt nunmehr sehr viel größeren Lieferantenkrediten jedoch nur mit 3% .°” Tabelle 4 
zeigt, wie sich die jugoslawische Auslandsverschuldung etappenweise zwischen 1966 und 
1980 entwickelte: 


Tabelle 4: 
Entwicklung der jugoslawischen Auslandsverschuldung 1966 - 1980 in Mio. US-Dollar? 


Jahr _ insges. Indx % () % DD) _% GB) _% (HN % G) _% 
1966 1418 100 100,0 276 19,5 636 44,9 82 5,8 257 181 167 11,8 
1970 2350 166 100,0 620 26,4 1112 47,3 209 8,9 206 8,8 203 8,6 
1975 6584 A464 100,0 2345 35,6 3647 55,4 346 5,2 123 19 114 1,7 
1978 11832 834 100,0 4281 36,2 6323 53,4 746 6,3 oo 04 432 3,6 
1979 14900 1051 

1980 19100 1347 _ 


1971 stieg die jugoslawische Auslandsverschuldung gegenüber dem Vorjahr um 35%, 
1972 gegenüber 1971 um 18% .® In diesen beiden Jahren wurden neue Regelungen einge- 
führt, die das Tempo dieser Entwicklung bremsen sollten. Ab Juli 1971 mußte die Absicht, 
Auslandskredite aufzunehmen, der Nationalbank angezeigt werden, die im Zustim- 
mungsfalle den Kredit registrierte. Die Geschäftsbanken sollten dann Garantien nur für 
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registrierte Kredite übernehmen. Im April 1972 trat dazu die Pflicht, fü: Asıslandskredite 
nichtverzinsbare Dinarbeträge bei der Nationalbank zu hinterlegen, die eıst nach Tilgung 
des Kiedits zurückgezahlt wurden. Damit wurde auch die Absicht der Selektion verfolgt, 
da die Höhe der Pflichteinlagen nach verschiedenen Variablen varlierte (Zweck des Kre- 
dits, Bedingungen des Kredits, Standort der kreditnehmenden 'Arbeitsorganisation’).’® 
Auch diese Regelungen bremsten jedoch die Zunahme der Auslandsverschuldung kaum. 
So betrug bereits 1974 die Neuverschuldung 1354 Mio. US-$, darunter 407 Mio. $ von der 
US-Export-Import-Bank und 300 Mio. $ von der BRD.’! Zwischen 1971 und 1978 nahmen 
die Auslandskredite im Jahresdurchschnitt um 21% zu, die Auslandsverschuldung um 
23%.” Die Ursache für diese Entwicklung lag letztlich darin, daß bei anhaltend hoher 
Binnennachfrage, vor allem bei weiterhin hohem Investitionstempo, sich infolge stark stei- 
gender Preise für Energie- und Rohstoffe die jugoslawischen ‘terms of trade’ verschlechter- 
ten und zugleich, nicht zuletzt infolge der rezessiven Grundtendenz der Wirtschaftslage in 
den "entwickelten westlichen Ländern’, die jugoslawischen Exporte dorthin erschwert wur- 
den und jedenfalls längst nicht im geplanten Maße zunahmen. Diese seit etwa 1974 anhal- 
tende Konstellation, für die in absehbarer Zeit auch keine Änderungsaussichten bestehen, 
bat in Jugoslawien offenkundig die Euphorie der westlichen Orientierung und weltmarkt- 
gerichteten Öffnung gedämpft. Trotzdem wird einer stärkeren wirtschaftlichen Zuwen- 
dung zu den RgW-Staaten, in die Jugoslawien gute Exportchancen hat und denen gegen- 
über die jugoslawische Handelsbilanz relativ ausgeglichen ist, nicht das Wort geredet. Ne- 
ben dem in Jugoslawien in dieser Richtung stets virulenten politischen Mißtrauen dürfte 
dafür die Erwägung des Faktums eine Rolle spielen, daß man nicht zuletzt aufgrund der 
starken Westbeziehungen der eigenen Industrie jene Modernisierungsvorteile gegenüber 
den RgW-Wirtschaften erreicht hat, die jugoslawischen Erzeugnissen dort gute Absatzmög- 
lichkeiten sichern. 

1978 bestand die jugoslawische Auslandsverschuldung zu 67 % gegenüber "westlichen ent- 
wickelten Ländern’, zu 16% gegenüber RgW-Staaten, 12 % gegenüber internationalen Fi- 
nanzorganisationen (vor allem Weltbank und IWF) und zu 5% gegenüber OPEC-Staaten 
(vor allem Kuweit). 16,7% der Gesamtverschuldung bestand Ende 1978 gegenüber den 
USA, 11,9% gegenüber Großbritannien und 22,4% gegenüber den übrigen “entwickel- 
ten westlichen Ländern’ (der Rest zu dem 0.g. Anteil von 67 % betrifft offenbar Kreditauf- 
nahmen auf dem Eurodollar-Markt).” 

Im Duschschnitt der Jahre 1970 bis 1978 mußte Jugoslawien 68% der Kreditneuaufnah- 
men für den Schuldendienst der bestehenden Auslandsverschuldung aufwenden. 1974 - 
1978 wurden 80% der Neuverschuldungen abzüglich der Annuitäten (ohne Zinsendienst) 
zur Deckung des Zahlungsbilanzdefizits benutzt; 20% zur Erhöhung der Devisenreserven. 
Eine im OECD-Bereich gängige Faustregel besagt, daß die Auslandsverschuldung eines 
Landes solange in akzeptabien Grenzen liegt, wie der jährliche Schuldendienst nicht 25 % 
der Gesamtveischuldung übertrifft. 1971 betrug diese Rate für Jugoslawien 38%, 1974 - 
1978 aber nur noch 19,2% (gegenüber den ‘entwickelten westlichen Ländern’ allerdings 
23 %).’* Diese Formel drückt jedoch nur aus, bis zu welchem Vetschuldungsgrad die Gläu- 
biger ihre Forderungen hinreichend gesichert sehen; sie besagt wenig über die Konsequen- 
zen für das Schuldnerland, z.B. hinsichtlich wachsender wirtschaftlicher Abhängigkeit von 
den Gläubigern, so bedingter direkter und indirckter Einflußnahme auf die eigene Wirt- 
schaftsstruktur, die den autochthonen Entwicklungserfordernissen widersprechen mag, 
über den Zwang zu ungleichern Tausch u.a... 
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Die jugoslawische Auslandsverschuldung nahm besonders sprunghaft Ende der siebziger 
Jahre zu. 1978 bereits wurde der Schuldenstand überschritten, den der Gesellschaftsplan 
1976 bis 1980 für das Ende dieser Periode vorgesehen hatte. Allein zwischen 1977 und 
1980 verdoppelte sich die jugoslawische -Auslandsschuld fast. Das Präsidiumsmitglied des 
ZK des BdKJ, M. Minie, erklärte in einem Interview mit der Zeitung ‘Borba’ vom 
6.10.1980: "Wir müssen unser Land so schnell wie möglich in eine neue und gesunde Si- 
tuation bringen, in der wir nicht Finanzanleihen nachlaufen müssen, um das Defizit in un- 
serer Zahlungsbilanz zu decken.” Hinsichtlich der dafür zu ergreifenden Maßnahmen ist 
Jugoslawien jedoch nicht mehr autonom, sie werden von den Gläubigern günstigstenfalls 
beeinfiußt, wenn nicht sogar diktiert. Und sie verstärken den oben angedeuteten circulus 
vitiosus. Exemplarisch wird das bei der 30 % igen Dinarabwertung vom Juni 1980 deutlich, 
die offenbar vom IWF zumindest mitveranlaßt wurde.’ Zu ihrer Abstützung mußte sich 
Jugoslawien erstens enorm neuverschulden: mit 440 Mio. $ beim IWF, mit 400 Mio. bei ei- 
nem amerikanisch-britisch-japanisch-kanadischen Bankenkonsortium, mit 320 Mio. bei 
Italien, je 250 Mio. bei der BRD und Kuweit, 150 Mio. bei Frankreich und 100 Mio. bei 
Österreich. 7 
Zweitens muß Jugoslawien seine Wirtschaftspolitik den Regeln und der Kontrolle des IWF 
unterwerfen’®, was u.a. in Maßnahmen mit der Konsequenz erheblicher Reallohnsenkun- 
gen 1980 und 1981 Ausdruck findet. Drittens eröffnet die Dinarabwertung nur ungewisse 
Chancen für Exporterleichterungen, weil diese nicht nur eine Frage des Preises sind, wäh- 
rend sie mit Gewißheit die unumgänglichen jugoslawischen Importe verteuert. Zur Stüt- 
zung der sich aufgrund dieser Konstellation mit Sicherheit weiter verschlechternden Zah- 
lungsbilanz erhielt Jugoslawien im Februar 1981 mit 2,2 Mrd. Dollar den größten je vom 
IWF vergebenen Kredit. Er soll zwischen 1981 und 1983 in drei Jahresraten zur Auszah- 
lung gelangen und ist zu einem Viertel mit 5,5 %, zu drei Vierteln mit 11,5%, d.h. insge- 
samt mit 10 % zu verzinsen.’”” Mit diesem Kredit erfüllte sich eine Vorhersage der FAZ, die 
am 22.9.1980 schrieb: "Der normale Weg für ein Land mit Zahlungsbilanzsorgen wie Ju-. 
goslawien wäre derjenige über den internationalen Währungsfonds. Gegen diesen Weg 
sträubt sich Jugoslawien aber mit Händen und Füßen. Es wünscht Kreditverhandlungen 
ausschließlich auf bilateraler Basis, im Namen des jeweils erreichten Grades von Handels- 
partnerschaft. ... Wahrscheinlich will man sich (einen IWF-Kredit) für ein späteres Stadi- 
um offenhalten. ... Jugoslawien (müßte) gegenüber dem Währungsfonds gewisse wirt- 
schaftspolitische Verhaltensnormen erfüllen, denen man ausweichen will.’ Das konnte bei 
einem Kreditbedarf in dieser Größenordnung wohl nicht gelingen. Entsprechend tigide 
dürften die nach IWF-Regel nicht veröffentlichten nichtmonetären Kreditbedingungen 
sein, die mit den gegebenen ökonomischen Voraussetzungen, vor allem aber auch mit den 
gesellschaftlich-politischen Strukturen nicht ganz reibungslos in Einklang zu bringen sein 
werden. 


3. Zu den allgemeinen gesellschaftlichen Gründen des außenwirtschaftlichen Ungleichge- 
wichts Jugoslawiens 

Seit der Wende von den siebziger zu den achtziger Jahren wird die Funktionsfähigkeit der 
jugoslawischen Wirtschaft durch die Zuspitzung außenwirtschaftlicher Disproportionen, 


vor allem durch das sprunghafte Anwachsen des Außenhandelsdefizits gegenüber OECD- 
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Ländern (seit 1979) und der Verschuldung gegenüber denselben (bereits seit 1978) gefähr- 
det. Die Brisanz der Situation liegt in einem circulus vitiosus, in der wechselseitigen Be- 
dingtheit von Importen, Erzeugungsniveau im Inneren, Preisniveau im Lande und Export- 
fähigkeit. In der zweiten Hälfte der siebziger Jahre bezog Jugoslawien 80 % seiner Einfuh- 
ren an Maschinen und Ausrüstungen und 35% der Rohstoffimporte aus dem OECD-Be- 
reich.° Eine Restriktion dieser Einfuhren gefährdet die Erzeugung in wichtigen Wirt- 
schaftszweigen, vermindert das Warenangebot und trägt damit zu Preiserhöhungen bei. 
Diese wiederum erschweren die ohnehin prekären Exporte in den OECD-Raum zusätzlich. 
Die entscheidende, gleichsam strategische Variable der jugoslawischen Außenwirtschaft ist 
mithin das Außenhandelsdefizit gegenüber ‘entwickelten kapitalistischen Ländern’ als 
Ausdruck entsprechender jugoslawischer Importabhängigkeit und Exportschwäche. Die 
OECD-Staaten waren am jugoslawischen Außenhandel (Importe und Exporte) 1979 mit 
55,3% beteiligt, 1980 mit 47,1% und 1981 mit 44,6% (den höchsten Anteil hatten sie 
1970 mit 64,2%). 1979 fielen jedoch 76,7 % des jugoslawischen Außenhandelsdefizits auf 
die OECD-Länder, 1980 75,5 % und 1981 101,4% ®! Zwar konnte Jugoslawien 1980 und 
1981 das Außenhandelsdefizit verringern (um 15,8% und 20,7 %), aber nur um den Preis 
der Zuspitzung binnenwirtschaftlicher und sozialer Probleme. Bevor diese kurz benannt 
werden, seien noch die algermeinen Gründe der schwachen Position der jugoslawischen 
Wirtschaft gegenüber den ‘entwickelten westlichen Ländern’ erörtert. 

Die jugoslawischen Wirtschaftsreformen von 1961 und 1965 standen unter dem euphotri- 
schen Postulat der ‘Integration in das System der internationalen Arbeitsteilung’. Damit 
war eindeutig vorrangig der kapitalistisch dominierte Weltmarkt bzw. die Ökonomien der 
entwickelten kapitalistischen Staaten gemeint, mit denen Jugoslawien zu dieser Zeit ca. 
60 % seines Außenhandels abwickelte. 

In den fünfziger Jahren hatte Jugoslawien große Schritte auf dem Weg der Industrialisie- 
rung zurückgelegt, allerdings überwiegend in extensiver Weise, d.h. durch eine gesamt- 
wirtschaflich sehr hohe Investitionsrate und hohen Beschäftigungszuwachs. Um die Wen- 
de zu den sechziger Jahren hielten jugoslawische Ökonomen und Politiker den Übergang 
zu intensiven, am Produktivitätsindikator orientierten Formen des industriellen Wachs- 
tums für unumgänglich.® “Integration in das System der internationalen Arbeitsteilung’ 
sollte diesen Übergang stimulieren, wenn nicht gar erzwingen, indem durch außenwirt- 
schaftliche Liberalisierung die jugoslawischen Unternehmen dem Konkurrenzdruck der ka- 
pitalistischen Industrie ausgesetzt werden sollten. 

Ein rationales Moment dieses Konzepts kann in der Absicht vermutet werden, ungleichen 
Tausch im zunehmenden Außenhandel mit kapitalistischen Staaten zu vermeiden oder zu 
vermindern. Ohne daß an dieser Stelle die tatsächlichen Entwicklungsprozesse genauer 
nachgezeichnet werden können, bleibt aus heutiger Sicht festzustellen, daß das Konzept 
zumindest in seiner Kernintention scheiterte, nämlich die jugoslawische Industrie auf dem 
kapitalistisch dominierten Weltmarkt wettbewerbsfähig zu machen. Dafür können zahlrei- 
che Gründe angeführt werden; hier sollen vor allem ökonomisch-systembedingte und ge- 
sellschaftliche angedeutet werden, die m.E. von den jugoslawischen Protagonisten der 
‘Öffnung zum Westen hin’ weitgehend verkannt wurden.* 

Die in ihren ökonomischen Entscheidungen im Zuge der Wirtschaftsreformen selbständig 
gewordenen jugoslawischen Unternehmen nutzten die außenwirtschaftliche Liberalisie- 
rung zwar zum Import von Produktionslizenzen, Ausrüstungen und Maschinen in großem 
Umfang, allerdings stärker für den Absatz der Erzeugnisse auf dem schier unersättlichen 
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Inlands- als auf dem wettbewerbsintensiven Weltmarkt. Mit diesen Importen wurde je- 
doch weitere Einfuhrabhängigkeit in Bezug auf Ersatzteile, Vorptodukte und z.T. auch auf 
Rohstoffe erzeugt. Zudem muß beachtet werden, daß der Konkurrenzdruck innerhalb der 
‘sozialistischen Marktwirtschaft’ Jugoslawiens ein vielfach beschränkter ist, u.a. durch die 
Existenz relativ abgeschotteter regionaler Teilmärkte, durch die oligopolistische Marktstel- 
lung der führenden Unternehmen vieler Wirtschaftszweige sowie durch zahlreiche Formen 
administrativer Wirtschaftsförderung. Die Übernahme kapitalistischer Produkte, Produk- 
tionsmittel und Produktionsverfahren trug somit den Erwerbsinteressen der jugoslawischen 
“Wirtschaftsorganisationen’ (bzw. Arbeitskollektive) Rechnung, ohne diese doch zum un- 
bedingten Streben nach Konkurrenzfähigkeit auf kapitalistischen Märkten zu veranlassen. 
Jugoslawische Ökonomen und Politiker beklagen seit je, in jüngerer Zeit aber mit besonde- 
rem Nachdruck, das defizitäre Niveau der Arbeitsproduktivität. Tatsächlich sind die Anga- 
ben über diesen Indikator in der jugoslawischen Wirtschaftsstatistik spärlich und wider- 
sprüchlich® , im Juni 1981 behauptete eine renommierte kroatische Zeitschrift, die Arbeits- 
produktivität sei in Jugoslawien um zwei Drittel geringer als in den meisten hoch- und 
mittelentwickelten Ländern.°° Gerade in jüngerer Zeit ist es in Jugoslawien geradezu in 
Mode gekommen, beredt Klage über hohe Fehlzeiten, geringe Nutzung der Arbeitszeit, 
Bummelantentum und über fehlende Sanktionsmöglichkeiten dagegen zu führen.” Zwar 
erkläten diese Erscheinungen mit Sicherheit nicht einen Produktivitätsrückstand in der er- 
wähnten Größenordnung; sie sind selbst aber nicht generell, sondern u.U. nur im behaup- 
teten Ausmaß zu bestreiten. Die Frage ist jedoch, ob dieser Sachverhalt negativ zu werten 
ist. Was dagegen m.E. zu revidieren oder zumindest auf empirischer Grundlage zu über- 
denken ist, ist die tradierte sozialistische Annahme, von den Lohnarbeitszwängen befreite 
gesellschaftliche Arbeit sei eo ipso eine hocheffiziente. 

Das System der Arbeiterselbstverwaltung funktioniert in Jugoslawien, an den eigenen An- 
sprüchen gemessen,®® sehr unvollkommen; unbestreitbar ist jedoch, daß die Stellung des 
Arbeiters, mehr noch der Arbeiter im jugoslawischen Unternehmen rechtlich #4 faktisch 
sehr viel stärker sowohl als im staatssozialistischen wie im kapitalistischen Betrieb ist und 
deshalb auch Verhaltensweisen wie die erwähnten zuläßt. Die Frage, die auch in der ak- 
tuellen jugoslawischen Diskussion anklingt, ist nur, was man aufgeben soll, die starke Posi- 
tion der 'assoziierten Produzenten’ (auch bei 'rückständigem’ Bewußtsein und Verhalten), 
oder die Schimäre der Erlangung eines kapitalistischen Produktivitätsniveaus. 

Im Zusammenhang der Produktivitätsdefizite der jugoslawischen Ökonomie ist jedoch ein 
Merkmal der jugoslawischen Produktionsweise wesentlicher als der soeben angedeutete 
Aspekt der Produktionsverhälinisse (der allerdings damit verbunden ist). Die weitgehend 
autonomen jugoslawischen ‘Arbeitsorganisationen’ (Unternehmen) stehen zwar in Kon- 
kurrenz zueinander; von manchen linken Kritikern” wird aber verkannt, um was und mit 
welchen Methoden konkurtiert wird. Ohne an dieser Stelle einen Nachweis führen zu kön- 
nen, sei behauptet, daß der zentrale Inhalt dieser Konkurrenz das Erwerbsmotiv der Ar- 
beitskollektive, nicht aber das Ziel und der Zwang zur Verwertung der in der Produktion 
eingesetzten geronnenen und lebendigen Arbeit. Der in diesem Kontext entscheidende 
Unterschied zur kapitalistischen Produktionsweise besteht darin, daß unter den jugoslawi- 
schen Bedingungen die Methoden der Produktion des selativen Mehrwerts zur Durchset- 
zung der zentralen ökonomischen Motivation entfalien.?° Es ist jedoch genau dieser 'Sta- 
chel des Profits’, der die Agenten der Er»ze/kapitale zur Entwicklung immer effizienterer 
Produktionstechnologien und Formen der Arbeitsorganisation treibt. Ob es einen ver- 
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gleichbar wirksamen Stimulus zur Durchsetzung der ‘Ökonomie der Zeit’ in einer soziali- 
stischen Produktionsweise geben kann, mag erörtert werden; in der jugoslawischen Ökono- 
mie gibt es ihn jedenfalls nicht. 

Die Abwesenheit eines dem kapitalistischen gleichen oder vergleichbaren einzelwirtschaft- 
lichen Verwertungszwangs in der jugoslawischen Produktionsweise schließt jedoch keines- 
wegs aus, daß das Erwerbsziel der partikulär assoziierten Produzenten in gesamtwirtschaft- 
lich und -geseilschaftlich schädlichen Formen verfolgt wird. Die Vermittlung zwischen den 
vielfältigen gesellschaftlichen Partikularinteressen und sowohl gesamtwirtschaftlichen 
Funktionsbedingungen wie auch sozialistischen gesellschaftlichen Normen ist in Jugosla- 
wien trotz weitentwickelter institutioneller Ansätze”! nicht gelungen. Gerade unter den 
durch die internationale Wirtschaftslage wie durch stabilitätsgerichtete staatliche Interven- 
tionen erschwerten Erwerbsbedingungen seit 1979 gewinnt das gruppenegoistische Verhal- 
ten an Dominanz. Es kommt vor allem in der allseitigen rücksichtslosen Durchsetzung von 
Preiserhöhungen zum Ausdruck, die die Lebenshaltungskosten 1979 um mehr als 20%, 
1980 um 30 % und 1981 um 40 % steigen ließen. Etwas wirksamer als auf die Preise konnte 
die jugoslawische Exekutive Druck auf die ‘persönlichen Einkommen’ (Löhne) ausüben, so 
daß die Realeinkommen der Werktätigen seit 1979 beträchtlich sanken.?? Nicht zuletzt in 
der politischen Durchsetzbarkeit dieser vom IWF zumindest mitverordneten (siehe oben) 
Austeritätspolitik liegt ein wesentlicher, historisch und gesellschaftlich fundamental be- 
gründeter Unterschied zwischen den Bewältigungsformen einer vergleichbaren ökonomi- 
schen Krisensituation in Jugoslawien und Polen. 


Anmerkungen 


1 Gemeint sind die Abschnitte 2 - 4; die Abschnitte 1 und 5 wurden neu geschrieben. Aus Platz- 
gründen konnte ein Abschnitt über westliche Direktinvestitionen in Jugoslawien nicht mit aufge- 
nommen werden. Offiziell zugelassen sind direkte ausländische Kapitalbeteiligungen an jugosla- 
wischen Unternehmen seit 1967 (bis zur Anteilshöhe von 49%). Die Beteiligungsbedingungen 
wurden seither oft verändert, sowohl liberalisiert, dann wieder restringiert usf. Unabhängig von 
der grundsätzlichen Problematik bleibt festzuhalten, daß das Ausmaß dieser Kapitalbeteiligun- 
gen bis heute weit hinter den jugoslawischen Erwartungen zurückblieb. Bis Ende 1977 gab es nur 
164 Beteiligungsverträge mit einem ausländischen Anteil von insgesamt 5,74 Mrd. Dinar. Vgl. 
Yugoslav Survey, Belgrad, 4/1978, 36, und Wissenschaftlicher Dienst Südosteuropa, München 
(WDS), 1979, 173-175. 

2 Diese Beschränkung bezicht sich auf die ökonomischen, gesellschaftlichen und politischen Rah- 
menbedingungen des gemeinsamen Sachverhalts hoher Verschuldung gegenüber kapitalistischen 
Staaten und Finanzorganisationen. Hinsichtlich wesentlicher Ursachen dieser Verschuldung, ihrer 
‘stofflichen’ Grundlage in Form von Maschinen-, Halbfabrikate- und Rohstoffimporten, von de- 
nen die Produktion im Inland zunehmend abhängig wird, sowie hinsichtlich einiger Konsequen- 
zen, wie z.B. der Notwendigkeit, zeitweilig rigider Beschränkungen dieser Importe infolge der Er- 
teichung oder Überschreitung der Grenzen der Verschuldungs- und Rückzahlungsfähigkeit rei- 
chen die Parallelen zwischen Jugoslawien und Polen weiter. 

3 Vgl. z.B.: v.d. Lippe, M. und Heese, V.: Die gegenwärtigen Bemühungen um die Wirtschaftsre- 
form in Polen, in: osteuropa-wirtschaft, 4/1981, 276-293; Goscinski, J.: Fort von den Gemein- 
plätzen (Polen: Fünf Entwürfe zur Wirtschaftsreform im Vergleich), in: osteuropa-wirtschaft, 
1/1982, 64-73; Zielinski, J.G.: New Polish Reform Proposals, in: Soviet Studies, vol. XXXI, 
No.1, Januar 1980, 5-27. 
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Vgl. Meier, V. (1956), Bitanit, R. (1973), Dobias, P. (1969). 

Vgl. Hotvat, B. (1971), Milenkovitch, D. (1971) 

Zur Wirtschaftsteform von 1965 u.a.: Dobias, P. (1969), Veljkovid, L. et al. (1965), Brkit, ]. 
(1970); Lang, R. (1972); Vaci&, A. (1973); Bajt, A. (1967); "Economic Reform and the Results of 
Economic Development in 1965’, in: Yugoslav Survey Nr. 26 (1966), 3781-92. 

Vgl. Rusinow, D.J. (1977), Kapitel 7 

Kardelj, E. (1981 

Das sind vor allem: Der Bund der Kommunisten Jugoslawiens (BdKJ), der Sozialistische Bund der 
Werktätigen Jugoslawiens (hervorgegangen aus der Nationalen Front), die Gewerkschaften, der 
Jugendverband und die Veteranenvereinigung der Partisanen 

‘If Yugoslavia in the years after 1966 was still far from the non-party socialist democracy ... to 
which the official ideology aspired, the regime had at least been transformed from a centralized 
party oligarchy into a kind of multi-storied polyarchy of particular and institutionalized regional 
and functional interests. This emerging polyarchy was also ... with power so unevenly distributed 
within it, that it became increasingly and omiously difficult to say where effective primary power 
and therefore responsibility had found new homes.’ Rusionow, d.J. (1977), 192 

Die Tatsache der zunehmenden Disproportion zwischen dem Bedarf der erzeugenden Industrien 
an Rohstoffen und Halbfabrikaten und der eigenen Produktionskapazitäten in diesen Bereichen 
wird in Jugoslawien ständig kritisch thematisiert und dokumentiert. Tabelle XI, Seite 84 Yugoslav 
Sutvey, 1/1982 zeigt z.B., daß 1980 der Anteil der Energieerzeugung, der Eisen- und Nichteisen- 
metallurgie und der Produktion von Baumaterialien an der gesamten Industrieproduktion jeweils 
geringer war als 1953. Der Anteil der verarbeitenden Industrien war dagegen von 65,9% auf 
70,2% gestiegen. 

berechnet nach: 1966 - 1970: OECD Economic Surveys, Yugoslavia, 1973, Tabelle K, 68; 1971 - 
1975: desgl. 1977, Tabelle K, 64; 1976 - 1980: desgl. 1981, Tabelle L, 59. 

berechnet nach: für 1961/63: OECD, Economic Surveys, Yugoslavia, 1979, Tabelle 16, 40; für 
1980/81: Reuter, J. (1982), Tabelle 7, 183 

z.B. Yugoslav Survey, die englischsprachige Ausgabe des offiziösen jugoslawischen Periodikums 
‘Pregled’ oder das jährlich in vielen Sprachen erscheinende ‘Statistische Taschenbuch Jugosla- 
wiens’. 

nach: OECD Economic Survey Yugoslavia, 1979, Tabelle 16, 40 

berechnet nach: OECD Economic Surveys, Yugoslavia, 1981, Tabelle L, 59; sowie Reuter, J. 
(1982), Tabelle 1, 168 und Tabelle 3, 172 

zur Unterscheidung von drei Phasen der jugoslawischen Wirtschaftsbezichungen zu ‘entwickelten 
westlichen Ländern’ vgl. Yugoslav Survey, 1/1979, 39-56 

1955 = 100: 1965 Exporte = 330, Importe = 239; 1966 = 100: 1976 Exporte = 170, Importe 
= 255. Yugoslav Survey 1/1977, Tabelle II, 71 

berechnet nach: Yugoslav Survey, 1/1979, Tabelle XII, 49 

ebenda, 48 

World Bank (1975), 270 

vgl. WDS 1976, 75 

World Bank (1975), Tabelle 12.16, 282 

Yugoslav Survey 4/1978, 63; WDS 1980, 145/46; Internationale Politik, Belgrad, Nr. 736 (1980), 
2; WDS 7/1981, 149/50 

Yugoslav Survey 4/1980, 62; desgl. 1/1979, 42 

Yugoslav Survey 1/1977, 72 u. 76; 1/1979, 42; WES 1976, 75; WDS 1978, 95 ff, WDS 1977, 
237; WDS 1981, 150. 

2.B.: »Ist die Offenheit der jugoslawischen Wirtschaft gegenüber der Welt, einbezogen die Anwe- 
senheit der Weltmarktpreise im Kreis der Parameter für die Festlegung der Preisparitäten auf dem 
Binnenmarkt nicht zu generell und deshalb zum Teil unkritisch und unreal? Werden denn nicht 
auch jene Sektoren spontanen und von den langfristigen Entwicklungsbedürfnissen der jugoslawi- 
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schen Wirtschaft ganz unabhängigen Oszillationen des Weltmarktes unterzogen, auf denen Ju- 
goslawien zur Gänze die eigenen Bedürfnisse decken und langfristig bedeutende Exportvorteile 
schaffen kann. ... Schließlich ist es ... notwendig, auch die Frage der inneren Verteilung der La- 
sten einer solchen Einschaltung in die internationale Arbeitsteilung zu stellen.« Va&it, A.: "Die so- 
zialistische Wirtschaftsentwicklung im Lichte der historischen Erfahrung’, in: Sozialistische Theo- 
tie und Praxis (STP), Belgrad, 10/1980, 58/59 

Holt, St. und Staphleton, K. (1971), 56; WDS 1978, 267. 

vgl. WDS, 1978, 269 

vgl. WDS 1980, 50 ff.; Dokumentation der Abkommen in: Internationale Politik, 721 vom 
20.4.1980, 15-18; ferner: Internationale Politik 736 vom 5.11.1980, 1-5. 

vgl. Presseschau Ostwirtschaft, Wien, 12/1981, 8 

Internationale Politik, 582/83 (1974), 5/6 

1979 und zwischen 1969 und 1974 war die BRD der größte jugoslawische Handelspartner, 1966 - 
1968 Italien. 

WDS 1974, 136. 

vgl. WDS 1974, Tabelle 2, 135; World Bank (1975), 277, hier allerdings nicht quantifiziert). 
WDS 1970, 175; WDS 1974, 135/36; World Bank (1975), 270. 

WDS 1972, 69/70 

WDS 1974, 134 

WDS 1976, 74; Yugoslav Survey 1/1982, 152. 

Yugoslav Survey, 1/1982, 152/53 

WDS 1972, 164/65 

vgl. WDS 1974, 137 

berechnet nach: WDS 1973, 75 

Yugoslav Survey 3/1979, 80/81; WDS 11-12/1981, Tabelle V, 292 

WDS 1973, 75 : 

1974 wurde ein ‘Solidaritätsfonds’ zur Finanzierung von Exporten und Investitionsarbeiten in 
Entwicklungsländern ins Leben gerufen, in welchen die Republiken und Autonomen Provinzen 
Mittel einzahlen. Vgl. WDS 1977, 237. In Anbetracht der erschwerten Wirtschaftslage, in der sich 
viele Entwicklungsländer gerade seit jener Zeit befinden, dürfte diese Einrichtung cher dazu ver- 
helfen, den erreichten Stand an Exporten zu halten als ihn wesentlich auszudehnen. 

WDS 11-12/1981, 296; vgl. auch die Aufstellung in WDS 1973, 75, sowie WDS 1974, 235-237. 
Yugoslav Survey, 3/1979, 78 

WDS, 11-12/1981, Tabelle VIII, 295 

vgl. ebenda, 297 

Presseschau Ostwirtschaft, 3/1982, 13 

errechnet nach: OECD Economic Surveys, Yugoslavia, 1979, Tabelle 13, 35 

Yugoslav Survey, 1/1979, 51 

errechnet nach: OECD Economic Surveys, Yugoslavia, 1981, 60. Yugoslav Survey, 1/1979, 51 
gibt für 1973 sogar 90 % an. Das bezieht sich aber vermutlich nur auf den Verkehr mit den 'ent- 
wickelten westlichen Ländern’. 

1966-1970 nach: OECD Economic Surveys Yugoslavia, 1973, Tabelle L, 70; 1971-1980 nach: 
desgl. 1981, Tabelle M, 60 

berechnet nach: OECD, a.a.O., 1981, Tabelle M, 60 

Yugoslav Survey 1/1979, 53 

berechnet nach: ebenda 

addiert nach: Yugoslav Survey, 1/1979, 54/55 

OECD Economic Surveys, Yugoslavia, 1981, Tabeile M, 60 

Presseschau Ostwirtschaft, 2/1982, 13. 

Angaben über die Größenordnung der diversen ‘Hilfen’ für Jugoslawien finden sich relativ häu- 
fig, sie weichen aber stark voneinander ab. Nur wenige Beispiele: Im OECD-Survey Yugoslavia 
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1979 heißt es auf $. 36: “Up to 1960, the current deficits were covered for the most part by unilate- 
tal transfers such as war reparations and ... UNRRA aid.’ In einer zugehörigen Fußnote werden 
folgende Summen genannt: Reparationen: 340 Mio. Dollar, UNRRA-Hilfe 300 Mio. und 'tripar- 
tite assistance’ (offenbar gemeint die in der Literatur oft genannten Unterstützungszahlungen der 
USA, Großbritanniens und Frankreichs) 400 Mio., zusammen also 1040 Mio. Dollar. Pejovich, 
(1966), S. 143, nennt für die Jahre 1946-1961 US-Hilfe für Jugoslawien allein in einer Höhe von 
1064 Mio. Dollar. Eine Aufstellung im WDS, 1975, 137/38 gelangt für die Zeit von 1945-1961 
zu einer Summe von 3617 Mio. Dollar; hierin sind allerdings auch Kredite und 724 Mio. Dollar 
amerikanische Militärhilfe eingeschlossen. Die hier für UNRRA-Hilfe angegebene Summe von 
425 Mio. Dollar übertrifft den oben genannten Betrag beträchtlich. 

WDS 1971, 54 referiert einen Bericht der Monatsschrift 'Jugoslovenski Pregled’ vom November 
1970, wo von (Originalzitat) ‘... außerordentlichen rückzahlungsfreien Einnahmen aus Sonder- 
fonds der entwickelten Länder, aus der Wirtschaftshilfe, aus Reparationszahlungen, sowie aus der 
Begleichung von Forderungen aus Kriegs- und Nachkriegsschäden’ die Rede ist. Es wird dafür 
dann der Betrag von 1087 Mio. Dollar genannt (nicht allzu verschieden von der o.g. OECD-An- 
gabe), der - bis auf 23 Mio. Dollar - die Lieferung von Ausrüstungen, Reproduktionsmaterial, 
Nahrungsmitteln und Konsumgütern repräsentiere. Wenn allerdings in Aufschlüsselung dieser 
Summe 475 Mic. Dollar UNRRA-Hilfe und 512 Mio. Hilfen der USA, Großbritanniens und Frank- 
reichs genannt werden, bleibt mit 100 Mio. nur eine relativ geringe Restsumme als Reparations- 
betrag. 

WDS, 1975, 138 

berechnet nach: WDS, 1971, Tabelle 1, 53 

zitiert nach: WDS, 1968, 170 

World Bank (1975), 292 

ebenda. Ende 1969 hatten die ‘Länder mit konvertibler Währung’ einen Anteil von 92 % an der 
jugoslawischen Auslandsverschuldung. Im gleichen Jahr machten Amortisationen und Zinsen- 
dienst gegenüber diesen Ländern 24% der entsprechenden Deviseneinnahmen aus dem Waren- 
und Nichtwarenverkehr aus (WDS, 1971, 55). Hauptgläubiger waren: die USA (23,3%), die 
BRD (20,4%), die Weltbank (12,5%), Italien (11,1%), Großbritannien (7,9%); berechnet 
nach: WDS, 1971, 54 

(1) = Finanzkredite; (2) = Kredite für die Beschaffung von Ausrüstungen. Für 1975 und 1978 ist 


.der in der Quelle gesondert ausgewiesene, relativ marginale Betrag für "Kapitalprojekte’ hinzuge- 


zogen; (3) = Kredite für die Beschaffung von Rohstoffen und ähnlichem; (4) = Kredite für Nah- 
tungsmittelkäufe; (5) = kurzfristige Bankkredite. 

Quellen: für 1966: berechnet nach: WDS, 1971, Tabelle 1, 53 und Tabelle 9, 56; für 1970 bis 
1978: berechnet nach: Yugoslav Survey, 3/1979, Tabelle III, 65; 1979 und 1980: Yugoslav Sur- 
vey, 1/1982, 93 

berechnet nach: WDS, 1975, 143 

vgl. World Bank (1975), 196/97 

WDS 1975, 143/44 

Yugoslav Survey, 3/1979, 64 

ebenda, 67. Für die USA werden hier 15 % genannt, was aber nicht mit der absoluten Summe von 
1905 Mio. Dollar, bezogen auf die Gesamtschuld von 11390 Mio. Dollar übereinstimmt. 
ebenda, 71 

zitiert nach: WDS, 1980, 254 

“Jugoslawien nutzte, seitdem der Fonds zu funktionieren begann, die Übergangsverordnungen 
von Art. XIV des Statutes, der ium ermöglichte, die Beschränkungen auf die Zahlungen und die 
Transfers für die laufenden Devisentransaktionen beizubehalten. Die Dauer der Zeitspanne wur- 
de nicht festgesetzt, aber der Fonds insistierte im großen und ganzen darauf, daß diese Beschrän- 
kungen aufgehoben werden. ... um das Führen der Wirtschaftspolitik des Landes den Zielen des 
Fonds möglichst anzupassen.’ D. Jovovi&: Zusammenarbeit Jugoslawiens mit dera Internationalen 
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Währungsfonds, in: Internationale Politik, Nr. 742 vom 5.3.1981, 26. Zu den Beziehungen zwi- 
schen dem IWF und Jugoslawien vgl. näher: Hasdenteufel, A. u. Podewils, G. (1981), 141-170. 

77 WDS, 1981, 17; Internationale Politik, 742 v. 5.3.1981, 28, Fn.3 

78 "Jugosiawien ist verpflichtet, den IMF monatlich (! H. C.) über die wirtschaftliche Entwicklung in 
den einzelnen Gebieten zu unterrichten, was bedeutet, daß der IMF dessen wirtschaftliche Situa- 
tion regelmäßig verfolgt, und eine Nichterfüllung des Stabilisationsprogramms wegen der An- 
wendung einer inadäquaten Politik in den Beziehungen mit dem Fonds negative Folgen haben 
könnte.’ D. Jovovit, a.a.O., 28. 

79 WDS, 1981, 17 und Internationale Politik, 742 v. 5.3.1981, 25-30 

80 errechnet nach: OECD Economic Surveys, Yugoslavia, 1979, Tabelle 16, 40 (für den Durchschnitt 
der Jahre 1975 + 1977). i 

81 berechnet nach: OECD Economic Sutveys, Yugoslavia, 1981, Tabelle L, 59 und Reuter, J. (1982), 
Tabelie 3, 172. Das Außenhandelsdefizit gegenüber einer Gruppe von Ländern kann, wie in die- 
sem Falle, höher sein als das Gesamtdefizit, wenn gegenüber anderen Ländern (wie hier gegen- 
über dem RgW), ein Überschuß besteht. 

82 bis Mitte der sechziger Jahre zwischen 32% und 35 % in der Verwendungsrechnung des Gesell- 
schaftsprodukts; siehe Dobias, P. (1969) Tabelle 22, 132 

83 vgl. z.B. Bitanit, R. (1966); Horvat, B. (1971), Milenkovitch, D. (1971) 

84 bei Ökonomen wie z.B. Rudolf Bitanie kann allerdings vermutet werden, daß sie den Zusammen- 
hang durchaus sehen, aber bewußt darauf vertrauen, daß sich die ökonomischen Zwänge gegen 
die Bedingungen der gesellschaftlichen Produktionsweise durchsetzen und deren Transformation 
erzwingen. 

85 vgl. WDS, 10/1981, 264 

86 nach WDS, 7/1981, 150 

837 vgl. osteuropa, 1976, A 229 ff.; osteuropa, 1977, A 478 f£.,;, WDS 10/1981, 263-266 

83 vgl. dazu das ‘Gesetz über assozilerte Arbeit’, Beograd 1977 (das Gesetz wurde 1976 verabschie- 
det) 

89 z.B. Huberman/Sweezy (1964); Costas, P. et.al. (1970); Conert, H. (1972) 

90 Das ‘Gesetz über assozlierte Arbeit’ untersagt ausdrücklich Entlassungen aus Rationalisierungs- 
gründen. Daß das nicht nur Rechtsnorm, sondern gesellschaftliche Praxis ist (wie mir in Jugosla- 
wien vielfach bestätigt wurde), wird von manchen jugoslawischen Ökonomen beklagt. 

91 so z.B. das "Delegiertensystem’ im Bereich der gesellschaftlichen, d.h. auch außer- und überbe- 
trieblichen Selbstverwaltung sowie die Institutionen der ‘Selbstverwaltungsabkommen’ und der 
‘geseilschaftlichen Vereinbarungen’. 

92 in der offiziellen Wirtschaftsstatistik wird für die Jahre 1979 bis 1981 ein Realeinkommensverlust 
von 12-14% genannt. Jugoslawische Gewährsleute nennen dagegen Raten zwischen 20% und 
30 %. Ein jährlicher Vergleich der tatsächlichen Preise spricht zumindest für die 20%. 
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Michael Lucas 
Die Vereinigten Staaten von Amerika und die Krise des Kalten- 
Kriegs-Systems* 


US-amerikanische und internationale Aspekte des Kalten Krieges 


Das Wettrüsten und die wachsenden militärischen und sozialen Ausgaben durch die US- 

Regierung während der ersten Phasen des Kalten Krieges halfen, die inneren und interna- 

tionalen politisch-ökonomischen Bedingungen für die »lange Welle« der kapitalistischen 

Prosperität von 1945 bis 1971 zu schaffen.! Der Erfolg der US-Politik in der Ausweitung 

des Kriegs- und Sozialstaats und seine stimulierenden Effekte auf die anderen führenden 

Wirtschaften von Europa und Japan war nur aufgrund eines einmaligen Zusammenfallens 

historischer Umstände möglich’? 

1. die überlegene ökonomische, politische und militärische Macht der Vereinigten Staaten 
am Ende des Zweiten Weltkrieges; 

2. die günstigen weltweiten Bedingungen für einen neuen Aufschwung der kapitalisti- 
schen Akkumulation, die auf der Entwicklung neuer und bereits existierender Techno- 
logien (Auto, Flugzeug, Computer, Atomkraft, Elektronik) basierten; 

3. die monetäre Macht der Vereinigten Staaten als Besitzer der größten Goldreserven und 
‚das Bretton-Woods-Abkommen von 1944, das den Dollar zur Leitwährung der interna- 
tionalen Nachkriegswirtschaft machte. 

Aufgrund des damals geltenden, engen Zusammenhangs von militärischer Produktion, 

Stimulierung der zivilen Ökonomie und Expansion des Arbeitsmarkts stärkte die Entwick- 

lung des militärisch-industriellen Komplexes die gesamte ökonomische Macht der USA, 

seine führende Position in industriellen Schlüsselsektoren und in Forschung und Entwick- 
lung. 

Nach mehr als drei Jahrzehnten hat das internationale Nachkriegssystem jedoch einen 

grundlegenden Wandel durchgemacht: 

- die Vereinigten Staaten, obwohl immer noch die Nation mit dem größten Waffenpoten- 

tial der Welt, haben ihre hegemoniale Position als führende ökonomische Weltmacht ein- 

gebüßt; 

- der amerikanische Dollar, einst glänzendes Symbol des amerikanischen ökonomischen 

Erfolgs, ist zu einem Motor der internationalen Inflation geworden und spiegelt den fort- 

gesetzten Niedergang der amerikanischen Ökonomie und das zunehmende Ungleichge- 

wicht zwischen Amerikas enormer militärischer Potenz und seiner abnehmenden ökonomi- 
schen Leistungsfähigkeit wider; 

- der Nachkriegsboom (1945 - 71), der die Internationalisierung des kapitalistischen Sy- 

stems auf einem historisch einmaligen Niveau entwickelte, ist seit mehr als einen Jahr- 

zehnt zu Ende gegangen. Die heutige Weltwirtschaft leidet unter einer nun allgemein an- 
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kritische Diskussion. 
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genommenen langfristigen Krise, die weitreichende technologische und institutionelle 
Veränderungen erfordert, bevor eine neue Welle kapitalistischer Akkumulation die gegen- 
wärüge Stagnation ablösen kann; 

- seit den späten 60er Jahren hat die Fähigkeit der militärischen Forschung und Entwick- 
lung, die zivile Ökonomie zu stimulieren und zu neuen zivilen Technologien zu führen, 
erheblich nachgelassen.? Da gleichzeitig Militärtechnologien äußerst kapital-intensiv ge- 
worden sind, tragen sie nicht mehr in dem Maße zu einem substantiellen Wachstum der 
Beschäftigung bei, wie es in den früheren Phasen der Nachkriegszeit noch offensichtlich 
war. Die Militärproduktion hat zur Schwächung der US-amerikanischen Zivilökonomie ge- 
führt und kann nicht getrennt werden von der Tendenz mangelnden Produktivitätswachs- 
tums in den US-Industrien. 

Das Produktivitätswachstum der USA rangiert unter den OECD-Nationen an letzter 
Stelle.‘ Die Militärproduktion ist ein wesentlicher Grund für die US-Inflation und den Ab- 
zug von Forschungs- und Entwicklungskapazitäten aus dem zivil-ökonomischen Bereich. 


Die Kalte-Kriegs-Koalition und die gegenwärtige amerikanische Krise 


Die ökonomischen und militärischen Prämissen des Kalten Krieges funktionieren als be- 
stimmende Momente im Aufstieg und Niedergang des internationalen Systems nach dem 
Krieg. Der »Kalte Krieg« umfaßt einen historisch-spezifischen Komplex von militärischen, 
politischen und ökonomischen Bedingungen und Strategien, die strukturell miteinander 
verbunden sind und die das ausmachen, was man als »System des Kalten Krieges« der 
Nachkriegsära bezeichnen kann. 

Ein wesentlicher Moment in der Entwicklung des amerikanischen Kalten-Kriegs-Systems ist 
die Verbindung von Militärproduktion und öffentlichen Wohlfahrtsausgaben gewesen. 
Diese zwei Formen der Staatsausgaben haben als Mechanismen des makroökonomischen 
Managements funktioniert und zur Schaffung und Verknüpfung einer in sich heterogenen 
politischen Wählergemeinschaft beigetragen, die den liberalen Kapitalismus zu Hause 
und eine offene internationale »Freihandels«-Wirtschaft unterstützte. Ebenso erleichterten 
die militärischen Ausgaben die erfolgreiche Integration der westeuropäischen Länder, Ja- 
pans und eines großen Teils der Dritten Welt in das amerikanisch dominierte ökonomische 
und militärische System. 

Um die dynamische Beziehung zwischen der amerikanischen und internaticnalen Funktion 
des Kalten Kriegs zu verstehen, müssen wir zunächst die komplexe Rolle der Militärausga- 
ben in der Nachkriegs-US-Ökonomie betrachten. Teilweise als Folge des enormen Wachs- 
tums der amerikanischen Wirtschaft während des Kriegs und der Lehren der Großen De- 
pression der 30er Jahre stimmten amerikanische Politikstrategen allgemein darin überein, 
daß eine Art von keynesianischem Staatsinterventionismus notwendig sein würde, um die 
Marktwirtschaft zu stimulieren.’ Seinen eigenen Instrumenten überlassen, könnte der Pri- 
vatsektor ein nicht ausreichendes ökonomisches Wachstum aufrechterhalten, um eine neue 
Depression abzuwenden. 

Deshalb wurde der schon zu Kriegszeiten existierende militärisch-ökonomische Komplex 
weiter aufrechterhalten und als Form des makro-ökonomischen Managements benutzt. 
Die allgemeinen Gründe für diese Entwicklung waren‘ 

1. Die Militärproduktion ermöglichte es dem Staat, die Marktwirtschaft zu stimulieren - 
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durch den Kauf und »Verbrauch« militärischer und nicht-militärischer Güter -, ohne di- 
rekt mit ihm zu konkurrieren. Die Waffenproduktion ermöglichte es, eine begrenzte und 
verkappte Form des wirtschaftlichen Staatsinterventionismus einzuführen, und gleichzeitig 
die Eigentumsverhältnisse und die Prärogativen in der Investitionsplanung des privaten 
Kapitals zu bewahren. 

2. Auf der geopolitischen Ebene stellte der militärisch-industrielle Komplex die Waffensy- 
steme bereit, die für die internationale Expansion des amerikanischen Kapitals und für.die 
Aufrechterhaltung der Rolle der USA als der führenden militärischen und politischen 
Macht gegenüber der Sowjetunion und den amerikanischen Verbündeten notwendig wa- 
ren. 

3. Der wachsende militärisch-industrielle Komplex schuf zugleich einen wachsenden inne- 
ren Arbeitsmarkt und eine Vielfalt und Verflechtung von Interessengruppen - einschließ- 
lich Arbeitern, Berufssoldaten und -offizieren, Beamten, Kongreßmitgliedern, Waffen- 
produzenten, Militär- und Atomenergiewissenschaftlern, Bankiers, Spione - deren ökono- 
misches Überleben mit der Rüstungsproduktion und dem amerikanischen Militarismus zu- 
sammenhing. 

4. Die Waffenproduktion und das weite Netz von Produktionsverhältnissen, die in den 
Dienst und die Vorbereitung des Krieges gestellt wurden, funktionierten zugleich als eine 
wachsende materielle Basis für die Entwicklung einer politischen Nachkriegskultur, die auf 
einer Reihe von populären Mythen und Vorstellungen um grenzenlose Prosperität, Wohl- 
fahrtsstaat - »Liberalismus« und »Antikommunismus«’ beruhte. Der letztere wurde zu ci- 
nem unverzichtbaren Instrument der politischen Eindämmung und vielfach der Repression 
von radikalen Bewegungen in den USA und der Dritten Welt, mit polizeilichen und mili- 
tärischen Mitteln. Der »Antikommunismus« war ebenso ein hochwirksames Instrument in 
der McCarthy-Ära, um Industrie, Regierung, Gewerkschaften und alle Berufe während 
der frühen 50er Jahre von Linken und Kommunisten zu säubern. 

Die wachsende Rolle der Militärproduktion in der »gemischten Ökonomies der Nachktiegs- 
zeit war jedoch nicht allein eine ausreichende Basis, um eine politische Koalition heteroge- 
ner Klassen- und Subklasseninteressen zusammenzubringen, die in der Lage sein würden, 
über Wahlen den Zugang zur staatlichen Macht zu gewinnen und eine so entwickelte und 
komplexe Gesellschaft wie die des Nachkriegsamerikas politisch zu steuern. 

Die Arbeiterklasse und Minoritäten hatten eine gewisse ökonomische und politische Macht 
als eine Folge der Rooseveltschen New-Deal-Reformen erreicht, und sie mußten daher in 
die Koalition der Mitte einbezogen werden, die die bestimmende politische Formation im 
Nachkriegsamerika werden sollte. Der »Kalte Kriegs-Liberalismus« verband eine verwässer- 
te Form des New Deal-Reformismus mit einer expandierenden militärischen Produktion. 
Er zog einen großen Teil der Arbeiterklasse, der Linksliberalen und jene Mitglieder der 
amerikanischen Linken an, die gewillt waren, das Banner des »Antikommunismus« zu tra- 
gen, oder es zumindest als Schibboleth passiv zu akzeptieren.® 

Amerikas »freihändlerische« multinationale Eliten, obgleich sie das traditionelle Miß- 
trauen der Großen Industrie gegen allzu hohe Militärausgaben und die inflationären Fol- 
gen verkörperten, akzeptierten die unangenehme Notwendigkeit, daß ihre Investitionen in 
aller Welt einen entsprechend wachsenden Apparat militärischer Gewalt verlangten. Ameri- 
kas traditionelle Konservative, »Isolationisten« (die den US-Expansionismus in Asien an- 
statt in Europa bevorzugten), kleine Geschäftsmänner und die Farmer des Mittleren We- 
stens, des Südens und des Westens mißtrauten dem »Eastern Establishment«, dem »Big 
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Businesse und dem Wohlfahrtsstaat. Trotzdem akzeptierten sie den Kalten Krieg aufgrund 
der großen militärischen Aufträge für Waffenfirmen und der militärischen Einrichtungen, 
die in ihrer Region vergeben werden sollten. 

Auf diese Weise verband die Kalte-Kriegs-Koalition, die der Fahrschein zur Macht in den 
Präsidentschaftswahlen für die Demokratische Partei wurde, Elemente sowohl der gemä- 
Rigten Rechten als auch Linken - Groß- und Kleinindustrie, Arbeiterklasse und Arme so- 
wie einen größeren Teil der amerikanischen liberalen und linken Intellektuellen. Diese 
kunstvolle Verbindung antagonistischer Klassen und gegensätzlicher Interessengruppen in 
der politischen Mitte verlieh der amerikanischen Innenpolitik in der Nachkriegszeit eine 
quasi-apolitische Stabilität und ermöglichte es beiden, der Republikanischen und Demo- 
kratischen Partei, sich wiederholt über die Außenpolitik zu einigen.” Durch die Verbin- 
dung von Kapital und Arbeit in derselben Koalition schuf die Demokratische Partei, die 
traditionelle politische Repräsentation der Arbeiterklasse, äußerst ungünstige Bedingun- 
gen für die Entwicklung einer starken amerikanischen Arbeiterbewegung. 

Amerikanische Präsidenten waren in der Lage, die Kalte-Kriegs-Koalition zusammenzu- 
halten, indem sie eine Ausgabenpolitik betrieben, die umfangreich genug war, um die 
ökonomischen Ansprüche zu befriedigen und dadurch den Druck zu entschärfen, der auf 
die politische Führung der Koalition von ihren antagonistischen Komponenten ausgeübt 
wurde. Diese Lösung für das Problem der Organisation der Nachkriegsökonomie verlangte 
jedoch die kontinuierliche Expansion der öffentlichen Ausgaben für die Ausweitung des 
Kalten Krieges auf der einen Seite und die Vergrößerung des Wohlfahrtsstaates auf der an- 
deren. Die Reformprogramme der demokratischen Präsidenten mußten mit dem entspre- 
chenden Anwachsen des Militärbudgets ausbalanciert werden, um die ständige, diffamieren- 
de Kritik des Wohlfahrtsstaatsliberalismus und des »schleichenden Sozialismus« durch die 
Rechte zeitweise mundtot zu machen. So war der Preis dafür, den »sozial-reformistische« 
Präsidenten wie John F. Kennedy und Lyndon Johnson für ihre ehrgeizigen Programme 
zur Bekämpfung der Armut zu bezahlen hatten, eben die noch größeren Ausgaben an das 
militärische Establishment des Kalten Kriegs. Während die Reformprogramme mit dem 
Ziel der Bekämpfung der Ungleichheit, der Verminderung der Armut und der Unterstüt- 
zung des ökonomischen Wachstums gerechtfertigt wurden, wurden die wachsenden mili- 
tärischen Ausgaben mit bombastischen öffentlichen Beschwörungen der »sowjetischen Be- 
drohungs und der Notwendigkeit konventionell-militärischer Interventionen im Ausland 
verknüpft. Solange wie das militärische Establishment, bestehend aus Waffenfirmen, dem 
Pentagon, Verteidigungsforschungsinstituten etc. ihr Stück am Budgetkuchen erhielten, 
begrenzte es seinen Widerstand gegen liberale Reformprogramme. Desgleichen, solange 
wie Arbeitslosigkeit und Inflation einigermaßen niedriggehalten wurden, begrenzten dieje- 
nigen Sektoren der Arbeiterklasse und der Armen, die vom Wohlfahrtsstaat und den mili- 
tärischen Ausgaben profitierten, ihre Kritik an Amerikas wachsendem militärisch-industri- 
ellen Komplex, den gewerkschaftliche Bürokratiespitzen als eine nicht versiegende Quelle 
der Prosperität priesen. So schwang Präsident Kennedy, konfrontiert mit einer politischen 
Niederlage durch einen starken konservativen Block im Kongre‘; und wachsendem Mißtrau- 
en an seinem idealistischen Reformismus innerhalb seiner eigenen Partei, die Zauberrute 
einer massiven nuklearen Bewaffnung, um einen inneren politischen Konsens zu schaffen. 
Er gewann die Unterstützung des Kalten-Kriegs-Establishments durch das Lancieren des 
Polaris-U-Boot-Programms für die Navy, des Baus einer neuen Generation von strategi- 
schen Nuklearraketen für die Air Force und einer neu formulierten Doktrin der Nieder- 
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schlagung nationaler Befreiungsbewegungen in der Dritten Welt. Die neue Dokttin recht- 
fertigte das Modernisierungs- und Expansionsprogramm für die Armee und führte mit der 
Kraft einer »self-fulfilling prophecy« zur amerikanischen Intervention in Laos und Viet- 
nam. 


Der Kalte Krieg und die internationale Ökonomie 


Die unterliegende ökonomische Prämisse des Kalten-Kriegs-Liberalismus war ständiges 
ökonomisches Wachstum auf Grundlage der Position der USA als führende industrielle 
und militärische Weltmacht. Das System der Ausweitung wohlfahrtsstaatlicher und militä- 
tischer Ausgaben funktionierte mit einem gewissen Erfolg bis zu den späten 50er Jahren, 
als die USA sich noch durch eine positive Zahlungsbilanz, eine unbestrittene Machtstel- 
lung in fortgeschrittenen industriellen und militärischen Technologien und einen führen- 
den Anteil am internationalen Exportmarkt auszeichneten. j 

Das makroökonomische Kalte-Kriegs-Management durch militärische Ausgaben spielte ei- 
ne direkte Rolle in der kapitalistischen Restauration Westeuropas und Japans.!! In der er- 
sten Phase der Nachkriegsära exportierten die USA Dollars in die darniederliegenden Öko- 
nomien Europas und Japans, um ihren Aufbau zu unterstützen; um den US-Exportmarkt 
zu finanzieren und zur gleichen Zeit Westeuropa und Japan an das von den USA domi- 
nierte internationale Geld-, Handels- und Investitionssystem zu binden. Während der 
Marshali-Plan einige der notwendigen Fonds bereitstellte, waren die US-Dollarexporte in 
Form militärischer Auslandskäufe für Güter und Dienste um die US-Militärbasen im Aus- 
land zu versorgen, von größerer Gesamtbedeutung für die Strukturierung des Nachkriegs- 
systems.!? Solche Ausgaben schufen Defizite in dem US-Regierungshaushalt, aber diese 
wurden ausgeglichen durch die Auslandsnachfrage nach US-Warenexporten. Amerikani- 
sche militärische Auslandsausgaben stimulierten die zivilen Ökonomien Westeuropas und 
Japans und bewiesen sich als günstiger Mechanismus, durch den die USA ihr Militärbasen- 
netz in der gesamten Welt ausdehnen konnten. Der ökonomische Nutzen des Kalten- 
Kriegs-Systems für Amerikas Verbündete hatte ihre militärische und ökonomische Bindung 
an den amerikanischen Nachkriegsmilitarismus zur Folge." 

Insbesondere Westdeutschland und Japan konnten ihre zivilen Ökonomien entwickeln, 
die später die US-Exportindustrien in Schlüsselsektoren herausfordern sollten. Das schnelle 
Wachstum Japans und der Bundesrepublik gründete teilweise darin, daß sie nicht mit ei- 
‚nem großen militärisch-industriellen Komplex belastet waren, der Ressourcen an Material 
und qualifizierten Arbeitskräften einschließlich der Forschungskapazitäten aus der zivilen 
Ökonomie abzog.'? 


Die Risse des Kalten-Kriegs-Systems 


Der Preis, den die USA für ihren expandierenden militärisch-industriellen Komplex zah- 
len sollten, war der Niedergang der Schlüsselindustrien in der Binnenwirtschaft und die 
Verschlechterung ihrer globalen Machtposition. 

Der wirtschaftliche Abstieg der USA zeigt sich in der Entwicklung des US-Dollars. In den 
ersten Phasen des Kalten Kriegs stand die Stärke der US-Währung auf zwei Füßen: der 
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Konyertibilität des Dollars in Gold und der ökenomischen und militärischen Überlegen- 
heit der USA. Solange die Vereinigten Staaten eine expandierende Ökonomie blieben, 
wurden Zuwächse in der Menge zirkulierender Dollars im allgemeinen kompensiert durch 
reale Zuwächse in der Produktion von Gütern und Diensten und hatten keinen direkten 
nachteiligen Effekt auf die Weltökonomie. Darüberhinaus wurde die Schaffung neuer 
Dollars, zumindest theoretisch, durch die Konvertibilität von Dollars in Gold in Grenzen 
gehalten. Als die USA in den späten 60er Jahren in Grenzen von einer internationalen 
Gläubiger- zu einer Schuldnernation übergingen, war die Schaffung des Dollars ein infla- 
tionäres Mittel geworden, mit dem die USA ihre Leihgelder und Schulden erhöhten und 
ihre Lasten über die gesamte Weltökonomie verteilten. Dieser Prozeß drückte sich in der 
chronischen Verschlechterung der Zahlungsbilanz der USA aus.” 

In den späten 50er Jahren begannen die negativen Effekte der amerikanischen defizitären 
Ausgabenpolitik international in Erscheinung zu treten. Die Erholung der europäischen 
Ökonomien hatten ihren Dollarbedarf stark vermindert. 1958 begannen europäische Zen- 
tralbanken, ihren Dollarüberschuß in US-Gold zu konvertieren. Dies bewirkte zunächst 
wiederholte Anstürme auf die amerikanischen Goldteserven. Die militärischen Ausgaben 
der USA im Ausland, die früher als ein wirksames Wirtschaftsinstrument für den Aufbau 
Europas gerechtfertigt werden konnten, waren nun eine militärisch und politisch unauf- 
hebbare Notwendigkeit des Kalten-Kriegs-Systems geworden. Amerikas expandierende 
Militärausgaben sowohl im Innern wie im Ausland, funktionierte als eine Art imperiale 
Steuer auf Amerikas Verbündete, um ein günstiges Investitionsklima in der Dritten Welt 
und den Ausschluß der Sowjetunion von den wichtigsten westlichen Einflußsphären militä- 
tisch zu garantieren. Zwischen 1950 und 1958 sprangen die direkten militärischen Ausga- 
ben der USA von 576 Millionen auf 5 Milliarden Dollar. Wirtschaftliche Richtlinien zur 
Begrenzung wurden eingeführt, aber bald durch die explodierenden Kosten des in den 
frühen 60er Jahren beginnenden Vietnam-Krieges außer Kraft gesetzt. 


Entspannungspolitik und Kalter Krieg 


Schon in den späten 50er Jahren stellten europäische Regierungen die Frage, ob die Kal- 
ten-Kriegs-Spannungen zwischen der Sowjetunion und Europa nicht entschärft werden 
könnten und wie Europa eine wachsende westliche Verteidigungstolle übernehmen könn- 
te.!° Die Eisenhower-Administration vermehrte daraufhin in Antwort auf die Rezession 
von 1958 und ebenso auf die sich abzeichnende Bedrohung der Machtposition der USA in 
der NATO die militärischen Ausgaben. 

Während der Kennedy-Administration wurde die berüchtigte »Raketenlücke« beschworen, 
nicht nur um die schon erwähnte Aufrüstung durch die Regierung zu rechtfertigen, son- 
dern auch, um die amerikanische Führung in der NATO zu bekräftigen.”” Durch die ge- 
samte Nachkriegsära hindurch wurden amerikanische Militärausgaben zusammen mit der 
Kalten-Kriegs-Rethorik über die »sowjetische Bedrohung« wiederholt benutzt, um die des- 
integrativen Tendenzen innerhalb der NATO zu bekämpfen und das euro-amerikanische 
System als einen ökonomischen und politischen Block zu festigen. 

Zur gleichen Zeit bewirkte der fortwährende Abfluß von Ressourcen aus dem zivilen Sck- 
tor, um die amerikanischen Militärprogramme zu unterstützen, die Schwächung der ame- 
tikanischen Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt auf der Grundlage eines man- 
gelnden Produktivitätswachstums.'? 
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Zwischen 1960 und 1978 gaben die USA einen größeren Anteil ihres Bruttosozialprodukts 
für Militärproduktion aus als alle anderen OECD-Länder. In der gleichen Zeitspanne zeig- 
ten die USA eine niedrigere Wachtstumsrate in der industriellen Produktivität als andere 
OECD-Partner. Der relativ hohe Betrag an Ressourcen des Bruttosozialprodukts, den die 
USA für Militärproduktion ausgaben, bedeutete entsprechend weniger Forschungs- und 
Entwicklungsfonds, qualifizierte Arbeitskräfte und materielle Ressourcen für ihre zivilen 
Industrien. Dies hatte Knappheit an qualifizierten Arbeitskräften und die Inflationierung 
von Löhnen und Rohstoffpreisen zur Folge‘, insbesondere in den Perioden beschleunigter 
militärischer Produktion etwa in den frühen 50er Jahren oder während des Vietnamkrie- 
ges.’ 

Der Niedergang wichtiger ziviler Industrien bewirkte weitere langfristige Verschlechterun- 
gen der amerikanischen Zahlungsbilanzpositionen, insofern als ausländische Produkte in 
den US-Markt eindrangen und einheimische Produzenten mit niedrigeren Preisen und 
besserer Warenqualität herausforderten. Auf diese Weise entstand ein Teufelskreis, in 
dem sich verminderte ökonomische Leistungsfähigkeit, wachsende Zahlungsbilanzdefizite 
und militärische Ausgaben gegenseitig verstärkten. 

Während des Vietnamkrieges spitzte sich dieser Prozeß dramatisch zu, als die negativen Ef- 
fekte des Kalten-Kriegs-Systems in Form wachsender finanzieller, monetärer und politi- 
scher Konflikte zwischen den USA und seinen führenden Verbündeten zur Wirkung ka- 
men. Trotz steigenden Drucks seitens westeuropäischer Zentralbanken auf die USA, die in 
ihren Augen verschwenderische Ausgabenpolitik zu zügeln, verfolgte die Kennedy- und 
Johnson-Administration ehrgeizige innere Reformprogramme zusätzlich zu den wachsen- 
den Militärausgaben. Beide weigerten sich, eine größere monetäre und fiskale Disziplin zu 
üben, aus Furcht vor dem Verlust der politischen Unterstützung seitens der Gewerkschaf- 
ten, der Minoritäten und der Armen. 

Noch 1966 insistierten amerikanische Wirtschaftsberater der Regierung darauf, daß eine 
hohe Wachstumsrate der amerikanischen Wirtschaft die finanzielle Last des Krieges er- 
leichtern und einen größeren Spielraum in der Außenpolitik”! schaffen könnte. Mit Hilfe 
dieser unseligen Wachstumstheorie setzte die Regierung die inflationäre Ausgabenpolitik 
fort, obwohl die ökonomische Leistungsfähigkeit der USA schon in unverkennbarem Nie- 
dergang begriffen war. Das Bundesdefizit sprang zwischen 1962 und 1965 von 3,6 Mrd. 
auf 25,3 Milliarden Dollar. Johnson weigerte sich jedoch behaitlich, die Steuern zu erhö- 
hen, weil ein solcher Schritt die schon beträchtliche öffentliche Opposition gegen den Viet- 
namkrieg weiter verstärkt hätte.?? 

Der wachsende Goldabfluß und der anschwellende Strom von inflationären Dollars nach 
Europa und Asien, um den Krieg zu bezahlen, bewirkte schließlich den Zusammenbruch 
des internationalen Goldpools im Jahre 1968. Der steigende Druck der europäischen Re- 
gierungen war ein Schlüsselfaktor, der Johnson schließlich dazu zwang, Pläne einer zweiten 
Kandidatur aufzugeben, und hatte die Reduktion der amerikanischen Truppen und später 
den endgültigen Rückzug aus Vietnam zur Folge.” 

Die amerikanische Niederlage im Vietnamkrieg markierte einen historischen Wendepunkt 
in der militärischen und finanziellen Entwicklung des internationalen Systems in der Nach- 
ktiegszeit. Indem offenbar wurde, daß die USA eine nationale Revolution in einer armen, 
unterentwickelten Land der Dritten Welt nicht aufhalten konnte, deckte der Krieg einen 
Teil der Rechtfertigungen auf, die von den USA als Druckmittel gegen Europa und Japan 
eingesetzt wurden, um die inflationäre Last der amerikanischen Militärausgaben mitzutra- 


Die Krise des Kalten-Kriegs-Sysiems 125 


gen. Das Ergebnis des Krieges versetzte die westeuropäischen Mächte in eine stärkere Posi- 
tion, die amerikanische defizitäre Wirtschaftspolitik zu kritisieren. 


Der Niedergang des Kalten-Kriegs-Systems 


»Jedermann sollte jetzt wissen, daß die Vereinigten Staaten im Ver- 
gleich zur übrigen industrialisierten Welt arm werden und einen indu- 
striellen Wettbewerb nach dem anderen verlieren... Hinsichtlich des 
Prokopf-Einkommens sind die Vereinigten Staaten nun auf den zehn- 
ten Platz unter den Industrieländern zurückgefallen... Die Franzosen 
haben mit uns gleichgezogen und die Japaner holen rasch hinter uns 
au”, Deutsche Arbeiter haben doppelt soviel bezahlte Urlaubstage als 
amerikanische Arbeiter. Amerikanische Männer haben eine vier Jahre 
gezingere Lebenserwartung als jene der Schweiz, während amerikani- 
sche Frauen »nut« drei Jahre weniger haben. Amerika rangiett an der 
18. Stelle in der Kindersterblichkeit. Die Luftverschmutzung in den 
USA übersteigt die in anderen Ländern. Die Selbstmordrate ist acht- 
bis neunfach so hoch wie in anderen industriellen Hauptländern.« 
Lester C. Thurow 
(New York Review of Books, 1. April 1982) 


Die militärische Niederlage in Vietnam, die massive Opposition in den USA gegen den 
Krieg zusammen mit der inneren Krise, die der Krieg mit seiner Erbschaft von Blut und 
Tränen hinterlassen hatte, veranlaßten die Nixon-Regierung, wichtige Änderungen in der 
Wirtschafts- und Außenpolitik vorzunehmen.?* Die sogenannte Nixon-Doktrin delegierte 
die Verteidigung amerikanischer Interessen in der Dritten Welt an subimperialistische 
Staaten wie den Iran, denen die USA die notwendigen Waffen und Ausrüstungen liefern 
würden.?° Dieser neue Ansatz reflektierte die Erkenntnis der amerikanischen Strategen, 
daß die USA nicht mehr in einer so starken Position waren, um einen langdauernden gro- 
Rangelegten konventionellen Bodenktieg wie in Vietnam lancieren zu können.?° Gleichzei- 
tig unterstützte die Nixon-Doktrin Waffenexporte im Wert von Milliarden von Dollars, 
die den kurzfristigen Vorteil hatten, den amerikanischen Exportmarkt zu vergrößern und 
zugleich die amerikanischen Zahlungsbilanzdefizite zu mildern. 

Die Nixon-Kissingersche Einführung der Entspannungspolitik und der SALT- 
Verhandlungen waren tatsächlich Versuche, die amerikanische Außenpolitik und die ame- 
tikanischen Wirtschaftsprioritäten an die neue internationale Verteilung ökonomischer, 
politischer und militärischer Macht anzupassen - vor allem angesichts der geschwächten 
Position der USA.?” SALT stellte eine wesentliche Revision des Kalten Krieges dar, indem 
ein ungefähres strategisches Gleichgewicht mit der Sowjetunion anerkannt wurde. 

Bei nachträglicher Betrachtung illustriert die Nixon-Kissingersche Revision der amerikani- 
schen Außenpolitik die tiefen innerpolitischen Hindernisse gegen eine Abkehr von der 
Strategie des Kalten Krieges. Um die konservative Unterstützung für SALT zu gewinnen, 
mußte die Nixon-Administration ein Programm zur Expansion des amerikanischen nuklea- 
ren Arsenals unterstützen. Zudem stand es niemals in Frage, andere Institutionen des Kal- 
ten Kriegs wie z.B. den CIA abzubauen. Kissinger und Nixon unterstützten geheime CIA- 
Aktivitäten, die den von dem CIA geplanten Sturz des Allende-Regimes in Chile ein- 
schlossen und die weniger erfolgreichen geheimen Interventionen im südlichen Afrika .?® 
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Die Einführung der Entspannung brachte das Kalte-Kriegs-Establishment und die Neue 
Rechte in breiten Kampagnen gegen die Entspannungspolitik und ihren Hauptträger, die 
multinationale Fraktion des amerikanischen Kapitals, zusammen.”? Die letzteren sahen in 
der Entspannungspolitik eine unumgängliche Anpassung an die Realitäten einer »multipo- 
laren« Welt, in der die USA nicht mehr länger eine absolut - hegemoniale Macht ausüben 
konnten, ohne die amerikanische Wirtschaft und das internationale Nachkriegssystem wei- 
ter zu gefährden, das auf dem Freihandel und der internationalen Kooperation zwischen 
den führenden kapitalistischen Industrieländern basierte. Die Entspannungspolitik war in 
dieser Hinsicht eine weitreichende Konzession an multinationale Wirtschaftsinteressen, 
die neben dem damit verbundenen politischen Wandel, die blühenden Märkte des Ostens 
und die beschleunigte »Modernisierung« der Dritten Welt vor Augen hatten. 


Das Neue Ökonomische Programm 


Nixons Wirtschaftsprogramm, die »New Economic Policy« (NEP), sollte den wirtschaftli- 
chen Niedergang der einheimischen Industrien aufhalten, deren Wettbewerbsfähigkeit 
sich durch das Wachstum der internationalen Ökonomie während der 50er und 60er Jahre 
ständig verschlechterte. Amerikanische Unternehmen können grob unterschieden werden 
in Firmen, die primär vom Binnenmarkt abhängig sind - am wichtigsten Stahl, Textilien, 
nationale Ölfirmen, die meisten Kleinunternehmen und Kleinbanken -, und große ameti- 
kanische Firmen - die internationalen Wall-Street-Banken, die Ölmultis, die Spitzentech- 
nologiefirmen und andere multinationale Gesellschaften, die im Weltmaßstab operieren 
und die internationale Ökonomie beherrschen.” 

Der Einfluß des Kalten Krieges auf die amerikanische Wirtschaft trug zum Niedergang der 
nationalen Industrien bei, indem eine künstliche Nachfrage direkt durch Regierungsauf- 
träge und indirekt durch die Ankurbelung der Gesamtwirtschaft durch Staatsausgaben für 
militär- und wohfahrtsstaatliche Programme geschaffen wurde. Dies garantierte den rück- 
ständigen amerikanischen Industrien einen künstlich aufrechterhaltenen Markt, der gleich- 
zeitig die Kosten einer Modernisierung vermied.?! Mit der internationalen Expansion der 
größeren multinationalen amerikanischen Firmen mußten die Vereinigten Staaten ihren 
Binnenmarkt für einen anschwellenden Strom japanischer und europäischer Produkte öff- 
nen, von denen viele auf technisch fortgeschrittener Grundlage und folglich mit erheblich 
geringeren Kosten hergestellt waren. In den späten 60er Jahren verschlimmerten sich die 
Effekte der wachsenden Konkurrenz mit ausländischen Produkten durch die Heraufkunft 
einer sich vertiefenden wirtschaftlichen Rezession. In den frühen 70er Jahren forderten die 
amerikanischen Inlandindustrien unüberhörbar Schutzzölle und andere Maßnahmen, um 
der Verkäuflichkeit amerikanischer Produkte auf dem Binnen- und Weltmarkt nachzuhel- 
fen. Nixon kam dem nach mit dem NEP, das auf Importe in die USA eine 10 %ige Zusatz- 
steuer erhob. Dazu kam eine einseitige Forderung an Japan, Südkorea, Taiwan und Hon- 
kong, »freiwillig« ihre Textilexporte nach den USA zu drosseln.’ Japan und die Europäi- 
sche Gemeinschaft wurde ebenso bekniet, ihre Binnenmärkte stärker den amerikanischen 
Waren zu öffnen. 

Nixon hob zudem einseitig die Goldkonvertibilität des Dollar auf, und damit die Grundla- 
gen des internationalen Währungssystems. Dieser Schritt machte den Weg für eine Abwer- 
tung der amerikanischen Währung frei, bzw. eine Aufwertung der deutschen DM und des 
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japanischen Yen gegenüber dem amerikanischen Dollar. Dies machte deutsche und japa- 
nische Exporte gegenüber den USA teurer und amerikanische Exporte auf dem Weltmarkt 
billiger. Die monetären Veränderungen sollten den leidenden amerikanischen Herstellern 
helfen, ihre Verkäufe im Ausland zu erhöhen, und dadurch gleichzeitig die wachsenden 
amerikanischen Zahlungsbilanzdefizite zu reduzieren”? 

Der ökonomische Nationalismus der Nixon-Administration stellte einen frontalen Angriff 
auf die multinationalen Interessen dar und bedrohte ernsthaft das offene, auf transnatio- 
naler Kooperation beruhende internationale System. Amerikanische und ausländische 
multinationale Eliten waren empört darüber, was sie als Angriff auf ihr internationales Im- 
perium durch rückständige nationale Wirtschaftsinteressen ansahen. Vertreter des multi- 
nationalen Kapitals in der Nixon-Administration traten von ihren Posten zurück und be- 
gannen eine massive Kampagne, um die Umkehr dessen zu erreichen, was sie als einen 
»verhängnisvollen isolationistischen Trend« beschrieben, »der Zweifel über die Zukunft der 
amerikanischen Außenpolitik erweckt“. 

Die Nixonsche Kehrtwende in der auswärtigen Wirtschaftspolitik hatte in der Tat einen of- 
fenen Bruch innerhalb der Regierung bewirkt und zu einem erbitterten Propaganda- und 
Machtkampf zwischen den nationalistischen und internationalistischen Fraktionen der 
amerikanischen herrschenden Klasse geführt. 

Die NEP spiegelte die Tatsache wider, daß die antagonistischen ökonomischen und politi- 
schen Kräfte, die sich traditionell in der Kalten-Kriegs-Koalition gegenseitig einigermaßen 
ausbalancierten, nicht mehr länger zusammengehalten werden konnten. Ihre Polarisierung 
war eine Konsequenz genau der ökonomischen Wachstumstrategien des Kalten Kriegs, die 
die Expansion der internationalen Wirtschaft auf Kosten des einheimischen Kapitals be- 
trieben und zugleich dessen Lebensfrist durch die künstlichen und inflationären Mechanis- 
men der Kalten-Kriegs-Militärausgaben verlängerten. Die neue Phase des innerkapitalisti- 
schen Konkurrenzkampfes wurde durch die Heraufkunft der Stagflation in den frühen 
70er Jahren, die Rezession von 1973/74 und die erste Explosion der OPEC-Preise noch be- 
schleunigt. Diese Entwicklungen waren in der Tat Symptome der Erosion der ökonomi- 
schen Basis des Kalten-Kriegs-Sytems. 


Die Trilaterale Kommission 


Im Jahre 1973 gründeten führende Vertreter der multinationalen Fraktion des amerikani- 
schen Kapitals die Trilaterale Kommission (TLK), mit dem Ziel, die protektionistische 
und nationalistische Politik der Nixon-Administration zu bekämpfen und das Vertrauen 
der führenden Allierten Amerikas in die Verpflichtung der USA auf das internationale Sy- 
stem wiederherzustellen. 

Die Ziele der TLK beinhalteten:” 

- die Unterstützung engerer Kooperation zwischen den USA, der Bundesrepublik und 
Japan, um einer weiteren Verschlechterung der Weltwirtschaft durch zunehmenden 
Protektionismus und andere Formen wirtschaftlichen Nationalismus’ zu begegnen; 

- die Förderung transnationaler Planung; 

- die Ermutigung verstärkter Zusammenarbeit zwischen Nord und Süd; 

- die Lockerung von aus dem Kalten Krieg herrührenden Spannungen und die beschleu- 
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nigte Integration sozialistischer Länder in die kapitalistische Weltwirtschaft. 
Trilaterale Strategien gewannen mit dem Sieg des Trilateralisten Jimmy Carter bei der Prä- 
sidentschaftswahl an Bedeutung. Der neue Präsident konnte im Jahre 1977 erklären, daß 
die USA nun »von der unmäßigen Furcht vor dem Kommunismus befreit wären«, die die 
frühere Politik bestimmt hätte. 
Die Gründung der TLK ist im Zusammenhang der verstärkten Aktivität einer Reihe staatli- 
cher und internationaler Institutionen und Otganisationen - wie der OECD, dem IWF, 
dem »Council on Foreign Relations«, und verschiedener transnationaler Stiftungen und 
Forschungsinstitutionen - zu sehen, die darauf ausgerichtet war, den Auswirkungen der 
weltweiten Rezession 1973/74 entgegenzutreten. Diese Institutionen sahen ihre Aufgaben 
ähnlich wie die, die ich für die TLK bereits beschrieben habe. 


Der diskrete Kollaps des Trilateralismus 


Das ehrgeizige Programm der TLK mit dem Ziel der Wiederherstellung transnationaler 
Kooperation stellte gleichzeitig einen Versuch dar, das Kalte-Kriegs-System zu reformieren 
-.d.h. einige Züge dieses Systems zu modifizieren, die im Verlauf der Nachkriegsentwick- 
lung von Intrumenten zu Hindernissen kapitalistischer Expansion geworden waren und 
jetzt den Zusammenhalt des internationalen Systems bedrohten. Die Trilateralisten er- 
kannten an, daß die defizitären Ausgaben, die Teile des Kalten-Kriegs-Systerms waren - 
speziell die Militärausgaben -, nicht mehr länger mittels des Mechanismus der internatio- 
nalen Inflation finanziert werden konnten, ohne die führenden Industrieländer weiter aus- 
einanderzutreiben und zu verschärften pelitischen Spannungen zu führen. Ebenso war 
den Trilateristen klar, daß die Verringerung der Militärausgaben zur Voraussetzung hat, 
die Bedeutung militärischer Instrumente in der Politik gegenüber der Dritten Welt zugun- 
sten politischer Lösungen zu verringern, die Liberalisierung von Militärdiktaturen in der 
Dritten Welt voranzutreiben und das Feindbild »sowjetische Bedrohung« teilweise abzu- 
bauen. Kurz gesagt: die Trilaterale Fronde beabsichtigte, den Kalten Krieg stufenweise ab- 
zubauen oder ihn sogar langsam von der Bildfläche der Geschichte verschwinden zu lassen. 
Innenpolitisch verlangten prominente Neo-Konservative wie Samuel B. Huntington (auch 
ein Mitglied der TLK) eine institutionelle Reform des Staates. Huntington kritisierte den 
Wohlfahrts-Sicherheits-Staat als eine finanziell überdehnte, politisch anachronistische und 
nicht länger regierbare Institution. Huntington klagte die wachsende Staatsverschuldung 
und die wuchernde Staatsbürokratie als Ergebnis eines »Exzesses der Demokratie« an. 

Er stütze seine Argumentation sogar auf linke Kritiker der Haushaltspolitik.?® Beide weisen 
die historische Abnutzung des Kalten-Kriegs-Modells ven Wohlfahrtsstaat und Militäraus- 
gaben als Grundlage für die innere und die internationale Entwicklung der kommenden 
Jahre nach. 


Die Reaktion des militärischen Establishments des Kalten-Krieg-Systems 
Schon zur Zeit der Nixon-Administration und der beginnenden Entspannungspolitik reg- 
ten sich alte und neu gegründete Lobbies des rechten Flügels, außenpolitische Orxganisatio- 


nen, Waffenunternehmen, Pentagon-Interessen und verschiedene »anti-sowjetische« 
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Gruppen’®. Kalte Kriegs-Karrieristen wie Paul Nitze, James Schlesinger, Eugene Rostow, 
Männer also, für die Regierungsaufgaben immer »Kampf gegen den Kommunismus« und 
Aufrechterhaltung der Ideologie von der »sowjetischen Bedrohung« bedeutete, griffen die 
Entspannungspolitik an und forderten ein umfassendes Entwicklungsprogramm für eine 
neue Generation strategischer Atomwaffen. Ab Mitte der siebziger Jahre, lange bevor die 
iranische Revolution dem Versuch der Carter-Administration, die Militärausgaben zu dros- 
seln und sich an die nationalen Befreiungsbewegungen der Länder der Dritten Welt anzu- 
nähern, den Todesstoß versetzte, waren einflußreiche Kalte-Krieg-Lobbies wie das »Ameti- 
can Security Council«, das »Committee on the Present Danger« und das »National Strategy 
Information Center«, eifrig dabei, den Anti-Kommunismus zu schüren und erhöhte Waf- 
fenausgaben zu propagieren. Diese Gruppen attackierten auch die Entspannung und den 
Trilateralismus als eine verheerende Politik und als Ursache für Amerikas Abstieg als Welt- 
macht.“ Zur gleichen Zeit stimmten eine Reihe internationaler außenpolitischer Gremien 
wie das Atlantikinstitut in Paris und das International Institute for Strategic Studies in den 
Ruf nach einem Ausbau der konventionellen und strategischen Waffen der Westlichen Al- 
lianz ein. Mit dem revolutionären Sturz des Schah-Regimes im Iran und der linken Macht- 
übernahme in Nicaragua in den späten siebziger Jahren stellte sich eine abrupte Verschie- 
bung innerhalb der herrschenden Eliten Amerikas ein. Sogar die Trilateralisten bekamen 
nun Furcht vor den Entwicklungen in der Dritten Welt und schlossen sich dem rapide 
wachsenden Konsens für eine Erneuerung des Kalten Krieges an. Die OPEC-Preiserhö- 
hung des Jahres 1979, die sich verschärfende Konkurrenz zwischen den USA, Europa und 
Japan und die sich durchsetzende Einsicht, daß die Weltwirtschaftskrise (insbesondere die 
Stagflation der amerikanischen Witschaft) sehr viel ernster war, als zuerst vermutet, trieben 
die amerikanischen Führer wie eine Herde Schafe zurück in die verfallende Festung des 
Kalten Krieges.‘ 


Trilateralismus als ein vergeblicher Versuch zur Beendigung des Kalten Krieges 


Der Niedergang der Entspannungspolitik und der Trilateralen Kommission in der Spät- 
phase der Carter- Administration ist eine Lektion über die tiefe Verankerung des Kalten 
Krieges in der amerikanischen Politik und die politische Verletzbarkeit jedes US-Präsiden- 
ten, der die Wirtschafts- und Militärstruktur des Kalten Krieges anzutasten bzw. abzubau- 
en, versucht.‘? Mutige Anstrengungen in dieser Richtung wurden von Carter in der ersten 
Hälfte seiner Amtszeit unternommen. Er verringerte den Militärhaushalt, leitete weitrei- 
chende Pläne zur Rüstungskontrolle und Maßnahmen gegen die Weiterverbreitung atoma- 
rer Technologie ein und praktizierte eine gewisse militärische Zurückhaltung in der Dritten 
Welt und versuchte, die Entspannungspolitik mit der Sowjetunion zu vertiefen. Aber diese 
Initiativen, die darauf abzielten, politische und ökonomische Reformlösungen zur Krise 
des Kalten-Kriegs-Systems zu finden, waren von Anbeginn zum Scheitern verurteilt. An- 
dererseits waren Carters Maßnahmen, so mutig sie für eine US-Exekutive waren, nichtsde- 
stotrotz halbherzig, zögernd und mit zu vielen Konzessionen an das Kalte-Krieg-Establish- 
ment vermischt. Hinzu kommt, daß die US-dominierten Militärdiktaturen nicht friedlich 
verändert werden konnten, ohne explosive soziale Spannungen freizusetzen. 

Carters Bemühungen wurden auch durch seine Unfähigkeit und Unwilligkeit hinsichtlich 
einer breiten Mobilisierung öffentlicher Unterstützung für sein Programm erschwert. Am 
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Ende seiner Amtsszeit verleugnete der Südstaaten-Demokrat die amerikanische Arbeiter- 
klasse, indem er ein Anti-Inflations-Programm und gegen die Arbeiterschaft gerichtete 
Maßnahmen übernahm, wie sie von allen Sektoren des großen Kapitals verlangt wurden 
(einschließlich trilateraler Unterstützer und Förderer Carters).“? Infolge dieser Politik war 
während der der 1980er Wahl vorausgehenden Periode die Nachkriegs-Koalition von Re- 
gierung und organisierten Teilen der Arbeiterklasse im Begriff zusammenzubrechen und 
die Führung der Demokratischen Partei von ihrer traditionellen Basis in der Arbeiterklasse 
weitgehend abgeschnitten. Im Protest gegenüber Carter und verführt von den »Supply- 
side« Rezepten zur Überwindung der Wirtschaftskrise, wandten sich viele Arbeiter verzwei- 
felt und hilfesuchend Reagan zu. Jimmy Carters tapferer Versuch, das Kalte-Kriegs-System 
zu verändern, fand daher sein vollkommen widersprüchliches und pervers logisches Ende 
in dem Erdrutschsieg Reagans.‘* Auf der einen Seite brach damit die politische Mitte der 
amerikanischen Innenpolitik zusammen und hinterließ eine verwirrte und zersplitterte 
Wählerschaft; auf der anderen Seite wurde ein Präsident gewählt, der versprach, den Kal- 
ten Krieg in einem historischen Augenblick wiederzubeleben, als die ökonomische Basis in 
den Trümmern lag. 


Die Neue Rechte 


Bis zum ‘New Deal’ wurde die Geschäftswelt (»Business«) als Verteidi- 
ger des Individualismus und als Bollwerk gegenüber dem Aufstieg des 
Wohlfahrtsstaates angesehen. Nun kommt es der Rechten so vor, als 
ob die Geschäftsweit ein Kollaborateur wäre. Die wuchernde Bundes- 
bürokratie symbolisiert für die Neue Rechte einen riesigen, teilnahms- 
losen Staat, der die untere amerikanische Mittelklasse unterdrückt, ein 
sich langsam bewegender Goliath von nicht-gewählten öffentlich Be- 
diensteten, die mehr und mehr die Amtsgewalt übernehmen, die 
einst auf die gewählten Vertreter begrenzt war. Die Bürokratie ist ent- 
.fernt vom Volk - gesichtslos, anonym, riesig -, schwerfällig doch im- 
mer mehr Gehorsam verlangend und eine immer größere Rolle im täg- 
lichen leben der Bürger spielend. 
Alan Crawford, Thunder on the Right, The »New Right and the 
Politics of Resentment« 
Sie (die Macht der Neuen Rechten, d.V.) steht in keinem Verhältnis zu 
der Größe ihrer Wählerschaft, weil es ihr gelingt, erfolgreich die öf- 
. fentliche Meinung zu beeinflussen und so den Eindruck zu vermitteln, 
daß die öffentliche Meinung noch reaktionäter ist als sie tatsächlich ist. 
Der Demokratische Kongreßabgeordnete Paul Simon. 


Die Neue Recht trat zum ersten Mal in Form einer Welle von Protesten der Mittelklasse ge- 
genüber den Protest- und Bürgerrechtsbewegungen der sechziger Jahre in Erscheinung.“ 

Ihre tieferen Ursachen können jedoch nicht von den komplexen ökonomischen, kulturel- 
len, politischen und dernographischen Veränderungen des Nachkriegskapitalismus, beson- 
ders in den traditionell konservativen Regionen des Südens, Mittelwestens und Südwe- 
stens, abgetrennt werden. Zwei Triebkräfte dieses Umwandlungs-Prozesses waren die In- 
ternationalisierung des amerikanischen multinationalen Kapitals während der fünfziger 
und sechziger Jahre und die sich beschleunigende wirtschaftliche Konzentration in tradi- 


Die Krise des Kalten-Kriegs-Systems 131 


tionellen Sektoren wie der Landwirtschaft, der Verarbeitenden Industrie und der tertiären 
Dienstleistungsindustrien. Kleine Bauern des Mittelwestens, Laden- und Geschäftsinhaber 
sahen sich mit zunehmenden wirtschaftlichen Einbußen konfrontiert und machten das 
»östliche Establishment«, »Big Government« und den Wohlfahrtsstaat für das Untergehen 
ihrer provinziellen Welt verantwottlich. In den späten sechziger und frühen siebziger Jah- 
ren erschien eine wachsende Zahl von Organisatoren der Neuen Rechten auf der Bildflä- 
che, darauf bedacht, aus der weitverbreiteten Unzufriedenheit und Ratlosigkeit verschie- 
dener geselischaftlicher und religiös-kultureller Gruppierungen, die darum kämpften, mit 
dem Schock des Zusammenbruchs der Nachkriegsprosperität fertig zu werden, Kapital zu 
schlagen. Ein wichtiges Charakteristikum der Neuen Rechten besteht in ihrer klassenüber- 
greifenden und die traditionellen Parteilinien überschreitenden Ansprache. Die Neue 
Rechte hat nicht nur Unterstützung unter den Farmern und Hausfrauen des Mittelwestens 
gefunden, sondern auch unter - sowohl demokratischen als auch republikanischen - Ar- 
beitern. Die Aktivisten der Neuen Rechten setzen sich aus einer Armee junger, auf der 
Universität ausgebildeter, enthusiastischer Kader zusammen, deren verschiedene Interes- 
sen nicht auf ein paar vereinfachte ökonomische Formeln reduziert werdeu können. 

Die Neue Rechte wird unmittelbar mit den Eintreten für eine Rückkehr zur freien Markt- 
wirtschaft identifiziert. Aber sie entwickelt sich zu einer beachtlichen Basisbewegung erst 
in dem Moment, als sie Probleme wie den Zusammenbruch der Familie, die Forderungen 
der Frauenbewegung, Pornographie und Religionsunterricht in öffentlichen Schulen auf- 
grifff und als Ein-Punkt-Bewegungen (»single-issue-movement«) zur Geltung brachte. Als 
nationale Bewegung ist die Neue Rechte ein gut koordinierter, aber höchst heterogener 
Zusammenschluß solcher »Ein-Punkt-Bewegungen.<«® 
Auf der mittleren Organisationsebene der Bewegung stehen die »Political Action Commi- 
tees«, (PAC’s), die entweder durch kleine, individuelle Beiträge oder von rechtslastigen 
Millionären und von Unternehmen finanziert werden, die sich in zunehmendem Maße der 
radikalen Bewegung zugewandt haben, um die Gewerkschaften und die wohlfahrtsstaatli- 
chen Ausgaben anzugreifen.” Schon im Jahr 1964 hatten Kräfte der Neuen Rechten auf 
dem Parteitag der Republikaner einen überraschenden Erfolg, als sie den gemäßigten Flü- 
gel der Partei in den Abstimmungen überrundeten. Barry Goldwater wurde als Präsident- 
schaftskandidat nominiert, bevor reiche, konservative Republikaner schockiert und verär- 
gert bemerkten, daß es der Neuen Rechten gelang, erfolgreich zu mobilisieren und unab- 
hängig eine nationale Präsidentschaftskampagne zu finanzieren“. In den siebziger Jahren 
revolutionierte die Neue Rechte die traditionelle amerikanische Politik durch die technisch 
fortgeschrittene Anwendung computergespeicherter Adressenlisten zum Ausbau ihrer viel- 
verzweigten bundesweiten Koalition. Neben einer sich vermehrenden Armee junger Akti- 
visten (etwa eine Million während der Präsidentschaftskampagne von Reagan) baute die 
Neue Rechte ein Netzwerk von Lobbies, Forschungsinstituten, Verlagshäusern, rechtlichen 
und religiösen Stiftungen, kirchlichen Gruppen, Radiostationen und überregionalen 
Dachorganisationen auf. 

Wichtig bei dem Aufstieg der Neuen Rechten zu einer landesweiten Bewegung waren sol- 
che führenden Köpfe wie der notorisch gewerkschaftsfeindliche Biermagnat Joseph Coors, 
der politische Organisator und Publizist Paul Weyrich sowie der »Mailorder King« Richard 
Viguerie®. Im Jahr 1974 gründeten Weyrich und Coors das höchst erfolgreiche PAC, das 
»Commnittee for the Survival of a Free Congress«, das sich darauf spezialisierte, Kandidaten 
der Neuen Rechten in den Kongreß zu bringen. Bis 1978 gehörten 10vH des Kongresses 
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(40 Kongreßabgeordnete und und 10 Senatoren) der Neuen Rechten an’® - also ein fünffa- 
cher Aufstieg seit 1972, der wesentlich auf die Unterstüzung von Wählern zurückzuführen 
ist, die an »Ein-Punkt-Bewegungen« teilgenommen haben. 


Die ökonomischen Kräfte hinter der Neuen Rechten 


Die durch die Expansion des militärisch-industriellen Komplexes ermöglichte Industriali- 
sierung des Südens und Westens schuf in den sog. »Sunbelt-Staaten« bis 1958 die ökonc- 
zmisch-politische Basis für den Aufstieg der Neuen Rechten. Als Ergebnis eines disproportio- 
nierten Anteils militärischer Aufträge!, die während der sechziger Jahre in die »Sunbelts« 
flossen, entwickelten sich in Los Angeles, Houston und Denver mächtige Finanzzeniren, 
die zu einer Herausforderung für das internationale Finanzkapital der Ostküste wurde. Die 
Industrialisierung des Südens wurde weiter beschleunigt durch die Verlagerung von Kapi- 
tal aus dem gewerkschaftlich starken Nordosten in die »gewerkschaftsfreien« Zonen des 
Südens und Südwestens. Die Wirtschaftskrise der frühen siebziger Jahre begünstigte die- 
sen Trend. 

Das militärisch bedingte Wirtschaftswachstum der »Sunbelts« trug zur Entstehung mächti- 
ger klassenübergreifender Wählergruppen bei, deren Existenzgrundlage auf hohen Militä- 
rausgaben und der Fortsetzung des Kalten Krieges beruhte. 


Die Neue Rechie als eine Fraktion des Kapitals 


Um die Beziehungen zwischen der Neuen Rechten und der Wirtschafts- und Außenpolitik. 
der Reagan-Administration zu verstehen, müssen wir die kapitalistischen Elemente der 
Neuen Rechten, die Industrien, die sie kontrolliert, und ihre Beziehungen zu dem multi- 
nationalen Kapital des Östens untersuchen.?? Die Spitzenindustrien des »Sunbelt« - Luft- 
fahrt, Elektronik und die multinationalen Ölunternehmen - werden nicht durch die Neue 
Rechte kontrolliert, sondern durch das Großkapital der Ostküste. Die führenden Kapitali- 
sten der Neuen Rechten - einige davon bildeten Präsident Reagans sog. »Küchenkabinett« 
- besitzen Anteile an Bauindustrie, Erdölsuche, Tourismus- und Freizeitindustrie, Agratin- 
dustrie, Immobilien, Supermärkten, Textilherstellung und einer Reihe sonstiger indu- 
sttieller und tertiärer Unternehmen. Weder große Militärgüterlieferanten und Verteidi- 
gungsunternehmen noch kalifornische Unternehmen aus dem Bereich der Spitzentechno- 
logie (Luftfahrt, Elektronik usw.) sind von größerer Bedeutung innerhalb der Neuen Rech- 
ten. Welches sind die Eigenschaften der ökonomischen Interessen der Neuen Rechten, die 
uns erlauben, sie als eine »Klassenfraktion« zu definieren? 
(1) das Übergewicht von familienkontrollierten Unternehmen (de jure oder de facto); 
(2) viele Unternehmen sind arbeitsintensiv; alle sind außerordentlich gewerkschaftsfeind- 
lich und gegen den Wohlfahrtsstaat eingestellt; 
(3) die Kapitalisten der Neuen Rechten haben Wirtschaftsinteressen im Mittleren Osten 
und in geringerem Maße in Mexiko und Zentralamerika; 
(4) sie sind miteinander über komplexe Verflechtungen von Investitionen, verdeckten Ak- 
tienbeteiligungen und über ihre direkte Teilnahme an Grund- und Bodenspekulatio- 
nen im Sunbelt verbunden. 
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Kapitalisten der Neuen Rechten haben aus dem kommerziellen Immobiliengeschäft und 
der Verpachtung von Ölquellen eine beachtliche finanzielle Autonomie erworben. Sie sind 
ein Block von Quasi-Rentiers 


»... mit großen objektiven Interessen in der Aufrechterhaltung der Bedingungen des ökonomischen 
Booms in den Sunbelt-Staaten und in der Erhaltung der aufgeblähten Land- und Ressourcenbeteili- 
gungen. Genau wegen ihrer ureigenen Abhängigkeit von überhitzten ökonomischen Bedingungen 
und hohen Wachtumsraten haben sie ein überragendes Interesse an der Versicherung, daß die Trans- 
fermechanismen des Bundes - vermittelt über die Verteidungsausgaben - weiterhin zugunsten der 
Sunbelt-Staaten funktionieren.«?2 


Die Machtstruktur der Neuen Rechten unterscheidet sich also von der des Ostküsten-Estab- 
lishments in vielerlei und grundlegender Hinsicht, was, wie wir sehen werden, einen direk- 
ten Bezug zu der wachsenden Unordnung und den Konflikten in der internationalen Wirt- 
schaft hat. Die Kapitalisten der Neuen Rechten sind Privat-Unternehmer im eigentlichen 
Wortsinne; das macht sie in besonderem Maße besorgter um ihre partikularistischen, be- 
schränkten wirtschaftlichen und politischen »Parvenue-Intetessen« als die multinationalen 
Kapitalisten der Ostküste mit ihrer Orientierung nach Europa, ihrem angelsächsischen und 
deutsch-jüdischen kulturellen Hintergrund, ihrem breiter angelegten internationalen 
Weitblick, und - im Gegenstz zu den noveau tiches des Sunbelt - ihrer Erfahrung als herr- 
schender Klasse, deren Profitinstinkte durch die Einsicht gezügelt werden, daß Geld, Zer- 
schlagung der Gewerkschaften, Rassismus und Kriegshetzerei kaum ausreichend sind, um 
das Minimum an sozialer und politischer Ordnung aufrechtzuerhalten, das zur Sicherung 
kapitalistischer Herrschaft notwendig ist. 


Die Neue Rechte und die Politik der Reagan-Administration 


Ein anderer wichtiger Unterschied zwischen den kapitalistischen Emporkömmlingen der 
Neuen Rechten und ihren aristokratischen Verwandten im Osten ist das Verhältnis ersterer 
zur Inflation - eine Quelle wachsender Spannung zwischen den USA und all den Ländern, 
die mit dem Dollar verbunden sind. Das Einkommen der Kapitalisten der Neuen Rechten, 
das zum großen Teil aus Boden- und Ressoutcenspekulationen stammt, ist relativ unver- 
wundbar durch die Inflation; anders stellt sich dies für die Verarbeitende Industrie des 
Nordostens und die großen internationalen Wertpapier- und Aktienkapitalmätkte des 
multinationalen Finanzkapitals dar. Während die Inflation das Wachstum in den primä- 
ren und tertiären Sektoren des Sunbelt unterstützt und zu großen Spekulationsprofiten aus 
Ländereien und Ölverpachtungen beigtragen hat, hat sie zugleich die Kosten zum Ersatz 
des fixen Kapitals in die Höhe getrieben.?? In dem Maße, in dem die Inflation die Brenn- 
stoffkosten erhöht, bewirkt sie auch eine Entwertung von älteren, enetgieintensiven Tech- 
nologien des industrialisierten Nordostens. Inflation senkt außerdem den Wert des Dollars 
und wirkt destabilisierend auf die Weltmarktpreise für Schlüsselgüter, einschließlich des 
Rohöls aus dem Nahen Osten. Auf diese Weise beeinträchtigt die Inflation die Fähigkeit 
des multinationalen Kapitals, den Dollar als ein Instrument der internationalen Expansion 
der USA einzusetzen.” Die differenzierten Auswirkungen der Inflation auf die Neue 
Rechte und das multinationale Kapital unterstreichen wichtige Aspekte der Hauptkonflikt- 
punkte zwischen »Sunbelt« und östlichem multinationalen Kapital. Die unterschiedlichen 
Effekte der Inflation auf das »Sunbelt« und multinationale Ostküstenkapital führen zu un- 
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gelösten Hindernissen, mit denen die Reagan-Regierung bei ihren erfolglosen Versuchen, 
eine konsistente Innen- und internationale Politik einzuführen, konfrontiert ist. Östliche 
multinationale Investment-Interessen - und aus ähnlichen Gründen die führenden ame- 
rikanischen Verbündeten - haben die Reagan-Regierung unter zunehmenden Druck ge- 
setzt, eine anti-inflationäre Politik zu verfolgen. Das könnte zum Beispiel in einer Form 
geschehen, in der die Rüstungsausgaben gekürzt werden und dadurch das Haushaltsdefizit 
verringert wird; oder durch Steuererhöhungen oder durch eine Kombination von beidem. 
Keine dieser Maßnahmen liegt jedoch im Interesse der Kapitalisten der Neuen Rechten, 
weil sie durch hohe Militärausgaben die Hochkonjunktur in dem »Sunbelt« nicht auftecht- 
erhalten können. Die Abhängigkeit der Kapitalisten der Neuen Rechten von inflationä- 
rem Wachstum erklärt auch deren Unterstützung von Reagans angebotsorientiertem Pro- 
gramm einer »Reindustrialisierung« auf der Grundlage von Steuersenkungen”?. 


Gemeinsame und gegensätzliche Interessen innerhalb der Reagan-Regierung 


Die tiefen Gegensätze der Reagan-Administration und ihre Unfähigkeit, eine kohärente 
Innen- oder Außenpolitik zu entwerfen, entstammen nicht nur den opponierenden ökono- 
misch-politischen Interessen der innerhalb der amerikanischen Exekutive vertretenen Ost- 
küsten- und Sunbelt-Eliten, sondern auch der Tatsache, daß die Antagonismen zwischen 
diesen Gruppierungen keineswegs klar abgegrenzt sind. Vielmehr sind sie teilweise durch 
gemeinsame ökonomische und sicherheitspolitische Sachzwänge verwischt. Aus diesem 
Grunde sind die Fronten zwischen diesen zwei kapitalistischen Fraktionen und zwischen 
den Wählerkteisen, die sie mobilisieren können, höchst instabil und verschiebbar. 

Es ist kaum überraschend, daß die Reagan-Regierung von Kabinettskrisen und internen 
Spaltungen betroffen wird.’° Über grundlegende Fragen der Innen- und Außenpolitik gibt 
es noch nicht einmal auf der höchsten Regierungs-Ebene einen klaren Konsens.’ Im Ge- 
gensatz zu der Carter-Administration, deren Zickzack-Kuts auf persönliche »Unentschlos- 
senheit« zurückgeführt wurde, werden die politischen Differenzen im Weißen Haus unter 
Reagan gegenüber der Öffentlichkeit als eine Debatte zwischen hochstehenden Vertretern wie z.B. 
Haig versus Allen (die mit Allens erzwungenem Abschied endete) oder Haig vs. Weinber- 
ger (d.h. bis Haigs Rücktritt Ende Juni) verkauft.’® Die Inkohärenz in der Politikpraxis 
wurde schon so penetrant, daß die internen Machtkämpfe teilweise in Presseverlautbarun- 
gen »legitimiert« und zur gleichen Zeit auf eine Weise verhüllt werden mußten,’ die eher 
an eine politische Posse als an Staatsführung erinnerte (ebd.). 

Einerseits teilt z.B. die Neue Rechte mit den Multinationalen einen grundsätzlichen Kon- 
sens über die Notwendigkeit einer militärischen Aufrüstung. Andeteseits bleibt innerhalb 
dieses Konsenses Uneinigkeit über 1. wie groß der Rüstungshaushalt sein sollte, 2. wel- 
chen Waffensystemen (z.B. konventionelle oder strategische, und wenn strategische, wel- 
che) Priorität eingeräumt werden sollte.” 

Beide Fragen sind nicht zu trennen vom dem heftigen und z. Zt. kaum beherrschbaren 
Konkurrenzkampf der Teilstreitkräfte um größere Anteile an den begrenzten Verteidi- 
gungszuweisungen, da die einzelnen zur Debatte stehenden Waffensysteme in jeweils be- 
stimmte Abteilungen fallen. Obwohl die Demarkationslinie zwischen der Neuen Rechten 
und der Multinationalen Elite nicht in jedem Fall deutlich ist, betonen die Neuen Rechten 
im allgemeinen die Priorität teurer strategischer Systeme, die die Wirtschaft der Sunbelt- 
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Region antegen, während die Multinaticnalen auf der größeren Bedeutung der Auf- 
stockung der amerikanischen konventionellen Streitkräfte beharren. Diese Präferenz spie- 
gelt zum Teil die Krise der nordöstlichen Industrien wider, die durch konventionelle Aufrüstung 
(Panzer, Schiffbau) ihre Verwertungskrise abzuschwächen hofft.°° 

Die gegenwärtige Debatte dreht sich um die Frage nach welchen wirtschaftlichen und stra- 
tegischen Prioritäten die begrenzten Verteidigungsfonds verteilt werden sollen. 

Geht man von den enormen Profiten, die getätigt werden können, und den steil anstei- 
genden Verteidigungskosten aus, dann ist klar, daß die Konkurrenz zwischen den vetschie- 
denen Interessengruppen der Wirtschaft, des Pentagen und der Politik stark ist und zu ei- 
nem Hauptfaktor der mangelnden Klarheit der Reagan- Administration über ihre gesam- 
ten Verteidigungsprioritäten und -strategien in den Achtzigern wurde.°! Die Neue Rechte 
und die multinationalen Interessen teilen einen Konsens darüber, daß der Wiederaufbau 
der amerikanischen Wirtschaft deflationäre Maßnahmen erfordert: die Kürzung von Löh- 
nen und die Senkung des Sozial-Etats. Durch die Kürzung der Löhne und Sozialleistungen 
soll zusätzliches Investitionskapital verfügbar gemacht werden, um die Konkurtenzfähig- 
keit der US-Industrie auf dem Weltmarkt und die Profitrate zu erhöhen.” 

Im Rahmen dieser Maßnahmen zur Gesundung der amerikanischen Wirtschaft begannen 
die von der Neuen Rechten geförderten oder von Unternehmen unterstützten »PAC’s 
während der siebziger Jahre, den Einfluß der Gewerkschaften zu bekämpfen. Gegenstand 
einer großangelegten Offensive wurden die Arbeitsschutz- und Umweltschutzgesetze, so- 
wie sämtliche Regulierungen des Kapitais durch den Staat zum sozialen und ökonomischen 
Schutz der Arbeiter, Armen und Minoritäten. Ein wichtiger Erfolg dieser Kampagne der 
Neuen Rechten war die Ablehnung von Carters Vorschlag zur Gründung einer ‘Agentur 
für Verbraucherschutz’ sowie die Zurückweisung der ‘Labor Reform Bill.’ 


Der Verfall der amerikanischen Innenpolitik und die Periode des Übergangs 


Ein Prozeß schleichender Entlegitimierung vereinigte sich mit der 
Fragmentierung, ja Pulverisierung des öffentlichen Lebens, schuf so 
ein großes Vakkum in der Mitte des amerikanischen Gemeinwesens. 
Die Führungsschicht für die Außenpolitik spricht, wie andere Füh- 
rungsschichten, nur noch mit sich selbst. 

Norman Birnbaum (Europa Archiv 18/1980) 

Es ist zu bezweifeln, daß Reagans Sieg einen Beitrag zu einer »ktiti- 
schen Neuordnung« liefert - einer dauerhaften Umformung der wich- 
tigsten politischen Elemente, Koalitionen und der tragenden Grup- 
pen der Parteien, die periodisch die Fähigkeit der organisierten ameri- 
kanischen Politik erneuerten, politische Konflikte zu artikulieren. 

... was den Sieg Reagans am ehesten repräsentiert, keine kritische Neu- 
ordnung ist, sondern ein fast ebenso schicksalhafter Zerfall, eine kon- 
tinuierliche Desintegration jener politischen Koalitionen und ökono- 
mischen Strukturen, die der amerikanischen Parteipolitik der vergan- 
genen Generation Stabilität und Bestimmung gegeben haben. 
Thomas Ferguson, Joel Rogers 1981 


Das Wahlbündnis, das Ronald Reagan an die Macht brachte, wurde von den Neuen Rech- 
ten, alten Rechten, Neo-Konservativen, »Alt-Liberalen« und gemäßigten republikanischen 
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Elementen getragen. Reagans Erfolg als Präsidentschaftskandidat, der vorn rechtesten 
»wild-western«-Flügel des amerikanischen politischen Spektrums kommt, lag zum Teil an 
- der Bereitschaft seiner Wahlkampfstrategen, in den letzten Phasen der Kampagne Ver- 
handlungen mit gemäßigten Republikanern und Multinationalen der Ostküste einzuge- 
hen. Zu Beginn des Wahlkampfes bekam Reagan vorbehaltlose, politisch jedoch ungenü- 
gende Unterstützung von alten und neuen Rechtskräften, die schon bei der kompromiß- 
feindlichen und deshalb gescheiterten Präsidentschaftskampagne von Barry Goldwater im 
Jahre 1964 aktiv waren. Hinter Reagan sammelten sich sowohl arbeitsintensive kleine und 
mittlere, südliche und westliche Firmen wie auch größere nationale Ölkonzerne, von denen 
alle entschieden protektionistisch sind und sich wenig - wenn überhaupt - um europäische 
. Wirtschaftsinteressen scheren. Diese Kräfte stehen aus ähnlichen Gründen den internatio- 
nalen US-amerikanischen Öl- und anderen großen multinationalen Konzernen unmittel- 
bar feindselig gegenüber, weil deren globale Expansion seit zwei Jahrzehnten die aus- 
schließlich binnenwirtschaftlichen Interessen der kleinen und mittleren Firmen durch die 
Internationalisierung der amerikanischen Wirtschaft und das zunehmende Hineinströmen 
ausländischer Produkte bedroht hat. 

Im Verlauf seines Wahlkampfes wurde durch den nicht aufzuhalienden Popularitätsverlust 
Carters immer deutlicher, daß Reagan eine große Chance hatte, die Wahlen zu gewinnen. 
Wichtige Teile des Ostküsten-Establishments, einschließlich solcher Persönlichkeiten wie 
Henry Kissinger, Bankier David Rockefeller sowie anderer Trilateralisten sowohl von der 
Demokratischen als auch von der Republikanischen Partei, traten hinter den Kulissen in 
Verhandlungen mit den Reagan-Kräften ein. Diese neue Unterstützung sicherte Reagans 
Sieg, vergrößerte sein Mandat und gab den gerade übergewechselten Internationalisten 
Mitspracherechte bei der zukünftigen politischen Linie und der Postenvergabe in der Re- 
gierung. Das Bündnis war stark genug, die Wahlen zu gewinnen, aber es garantierte 
gleichzeitig, daß die Reagan-Administration kein tragfähiges, einheitliches Programm ent- 
werfen konnte, um die amerikanische politische Ökonomie in den Griff zu bekommen. 
Die Wahl von Reagan markierte eine grundlegende Veränderung im traditionellen ameri- 
kanischen Wahlverhalten und spiegelt den Zusammenbruch der liberalen »Kalten-Kriegs- 
Koalition« von Unternehmen, Regierung und Arbeit wider. Diese tiefgreifende Umwäl- 
zung hat eine Periode innenpolitischer Unruhe ausgelöst, die alle Ebenen staatlicher Macht 
und sozialer Schichten umfaßt. Bis zum Ende der Nachktiegsprosperität und dem Auf- 
kommen ernster Stagnationserscheinungen in den 70er Jahren haben die verschiedenen in- 
nenpolitischen Kräfte noch mit Mühe innerhalb des Staates und des traditionellen Rah- 
mens des Zwei-Parteien-Systems zusammengehalten. Inzwischen ist eine scharfe Polarisie- 
fung eingetreten, und gegenwärtig engagieren sie sich in einem immer mehr in der Öffent- 
lichkeit ausgetragenen politischen Machtkampf, um ihre gegenseitig bedrohten ökonomi- 
schen und politischen Interessen zu verteidigen. 

Die Entstehung von »Ein-Punkt-Bewegungen«, die sich mit der Neuen Rechten verbinden, 
die wachsende Zahl außerstaatlicher Vereinigungen und Lobbies, die politische Unzufrie- 
denheit einer Mehrheit von Amerikanern - abzulesen an der extrem niedrigen Beteiligung 
an lokalen und nationalen Wahlen -, und die schwindende Macht der Gewerkschaften so- 
wie der Demokratischen Partei bei det Verhinderung eines weiteren Abbaus der demokra- 
tischen Institutionen der Arbeiterklasse sind Symptome der gegenwärtigen innenpoliti- 
schen Krise Amerikas.°° Weder in der Regierung Reagan noch in den sich verschiebenden 
Übertesten der traditionellen Opposition existiert ein eindeutiger Konsens über die zu er- 
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wartenden politischen Entwicklungen in den achtziger Jahren oder über die notwendigen 
politischen und ökonomischen Maßnahmen, mit denen den gegenwärtigen und zukünfti- 
gen nationalen und internationalen Krisen ‘begegnet werden soll. 

Wichtig ist dabei die Tatsache, daß es keine hegemoniale Fraktion gibt, die heute in der 
Lage wäre, die amerikanische Politik zu bestimmen. Der Aufbau eines neuen innen- und 
außenpolitischen Konsenses, die Ausarbeitung und Umsetzung eines neuen Modells politi- 
scher und ökonomischer Entwicklung in den achtziger und neunziger Jahren, die Restruk- 
turierung der Wirtschaft sowie die Neubestimmung des Verhältnisses von Arbeiterklasse 
und Gewerkschaften zur Wirtschaft und zur Regierung bilden die Hauptinhalte des gegen- 
wättigen Zersetzungs- und Umbildungsprozesses in den USA. Das Ergebnis dieses Prozes- 
ses ist auf dieser Stufe höchst unvorhersehbar.°” 

Wegen der gegenseitigen Durchdringung von Innen- und Außenpolitik wird die gegen- 
wärtige Übergangspetiode in den Vereinigten Staaten auch von der Politik der amerikani- 
schen Alliierten gegenüber der Reagan-Administration bestimmt. Ebenso wichtig wird das 
Maß öffentlicher Mobilisierung der Arbeiterklasse, der Armen, der jungen Generation und 
anderer sozialer Kräfte sein, deren Existenz am ernsthaftesten dutch die Austeritätsmaß- 
nahmen und den Militärhaushalt der Reagan-Regierung bedroht ist. 

Der grundlegende Gegensatz in Reagans Haushalt zwischen Ausgabensteigerung bei der 
Verteidigung und Streichungen im Sozialetat hat in der öffentlichen Meinung unmißver- 
ständlich die historische Widersprüchlichkeit der Kalten-Kriegs-Politik ins Blickfeld ge- 
tückt: In der unmittelbaren Nachkriegszeit wurden hohe Militärausgaben von der Mehr- 
heit der Amerikaner nur unter der Bedingung fortgesetzter Prosperität akzeptiert. Hohe 
Rüstungsausgaben, eine deflationäre Wirtschaftspolitik und ein Teilabbau des Wohl- 
fahrtsstaates bedeuten deshalb eine einmalig ungewöhnliche Entwicklung für die amerika- 
nische Innenpolitik in der Nachkriegszeit.°®. Die Schwierigkeit, der sich die Reagan-Admi- 
nistration gegenübetsicht, wird in der rapiden Abnahme öffentlicher Unterstützung für 
den Präsidenten deutlich. Gemäß einer landesweiten Meinungsumftage des Time-Maga- 
zins vom 5. April unterstützten 51 Prozent der Bevölkerung die Regierung nicht mehr und 
52 Prozent sprechen sich gegen eine zweite Kandidatur Reagans aus. Die wichtigsten 
Gründe für den Verlust der Popularität sind laut Time die amerikanische Außenpolitik 
und die Angst vor einem Atomktieg. 

Das Schwanken und die Unvorhersehbarkeit der gegenwärtigen innenpolitischen Entwick- 
lung wird ebenfalles eindringlich durch das spektakuläre Wachstum der amerikanischen 
Friedensbewegung während der vergangenen sechs bis acht Monate demonstriert. Kaum 
daß die Reagan-Regierung ihr vermeintliches Mandat für die enorme Erhöhung der Rü- 
stungsausgaben gewonnen hatte, bekämpften nun viele von denjenigen Wahlkreisen, die 
für ihn gestimmt hatten, aktiv den Ausbau der amerikanischen Nuklearstreitmacht. Die 
gegenwärtige »freeze«-Kampagne für ein bilaterales Moratorium gegen die Herstellung von 
neuen Atomwaffen durch die Supermächte wird zu einer breitverankerten und potentiell 
größeren Bewegung als die Anti-Vietnam-Proteste in den späten 60er Jahren. Die Bewe- ° 
gung teicht von der konservativen Rechten bis zu alten und neuen Linken. Sie umfaßt Un- 
ternehmer, Gewerkschafter, religiöse Gruppen, hat eine wachsende lokale, regionale und 
nationale Basis in der Bevölkerung, und schließt Demokraten, Republikaner, Abrüstungs- 
lobbies, ein weites Spektrum von Berufsgruppen (Ärzte, Juristen, Künstler), Kongreßab- 
geordnete, Senatoren und selbst einige hochdotierte ehemalige Mitglieder des Militärs ein. 
Die Größe und det steigende Einfluß der »freezes-Kampagne wird in der Entscheidung der 
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Senatoren Edward Kennedy und Mark Hartfield deutlich, die Anfang März eine Resolu- 
tion in den Kongreß einbrachten, die zum Einfrieren der Tests, Produktion und Stationie- 
tung nuklearer Waffen aufrief. Die Initiative wurde von 22 Senatoren und 150 Abgeordne- 
ten unterstützt.‘ ' 
Wenn die derzeitigen Oppositionsbewegungen in den USA an die Protest-Bewegung ge- 
gen den Vietnamkrieg erinnern, so unterscheiden sie sich doch in wichtigen Punkten: Im 
Gegensatz zu der Anti-Vietnambewegung verläuft das Wachstum der gegenwärtigen Frie- 
densbewegung nicht vor dem Hintergrund einer großangelegten konventionellen militäri- 
schen Intervention im Ausland; sie entstand sogar noch vor der Billigung des geplanten 
Waffenexpansionsprogramms durch den Kongress. War sich die amerikanische Öffentlich- 
keit während des Vietnamkrieges über das Ausmaß der finanziellen Lasten des Konfliktes 
nicht im klaren, so stehen demgegenüber die ökonomischen Kosten der Reaganschen 
Außen- und Militärpolitik heute im Mittelpunkt des öffentlichen Interesses. Niemals zuvor 
in der Nachkriegsgeschichte war die Erhöhung der Militärausgaben so eng mit der erzwun- 
genen Senkung des Lebensstandards verknüpft wie heute.’ Nach 18 Monaten Amtszeit 
hat die Reagan- Administration mit wachsenden internen Widersprüchen im gesamten Be- 
reich der Innen- und Außenpolitik zu kämpfen: wie groß der Rüstungshaushalt sein sollte, 
welche Haltung die USA gegenüber ihren NATO-Partnern, der Sowjetunion, China, dem 
Nahen Osten, Polen, Mittelamerika und anderen Teilen der Dritten Welt einnehmen soll- 
te.’! Die Konflikte stellen nicht nur die alltägliche Effektivität der Reagan-Regierung in 
Frage; sondern tragen darüber hinaus zu der sich fortsetzenden Kriegsentwicklung der in- 
ternationalen Lage bei. Allmählich nimmt die Öffentlichkeit wahr, daß »mehr Kanonen« 
auch »weniger Butter« bedeuten, und den Behauptungen von Ökonomen, daß hohe Mili- 
tärausgaben zu Prosperität führen und Arbeitsplätze schaffen, schlägt zunehmend Skepsis 
entgegen. Die Opposition der Unternehmer gegen die hohen Rüstungsausgaben nimmt 
beträchtlich zu. Die »Business Roundtable-Lobby«, bestehend aus den 200 größten Kon- 
zernen des Landes, erklärte ihren Widerstand gegen das Wirtschafts- und Militärprogramm 
mit dem Argument, daß das wegen der hohen Militärausgaben zu erwartende Budgetdefi- 
zit zu hohen Zinsen führen und die wirtschaftliche Aufschwungphase blockieren wird.’ 


Die amerikanische Krise und Europa 


Die gegenwärtige US-Wirtschaftspolitik bedeutet wahrscheinlich eine 
größere unmittelbare Bedrohung für die globalen Interessen der USA 
... als die Sowjets oder sonst wer. 

C. Fred Bergsten 

Herbst 1981 


Hobe Zinsraten und defizitäre Verteidigungsausgaben 


Die von der Reagan-Administration geplanten Militärausgaben werden aller Erwartung 
nach im Haushaltsjahr 1982 zu einem Haushaltsdefizit von 109,5 Milliarden Dollar und 
1983 von’ungefähr 90 Milliarden Dollar führen.’ Die defizitären Militärausgaben werden 
die US-Inflation anheizen und die internationale Position des Dollar gefährden. Um die 
erwartete Inflation zu bremsen, hat die Reagan-Administration eine gelockerte Steuerpoli- 
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tik mit einer straffen Geldpolitik kombiniert. Der anti-inflationäre Effekt dieser Mischung 
wird jedoch von einer großen Zahl von Ökonomen bezweifelt.”* Europäische Regierungen 
mit Westdeutschland und Frankreich an der Spitze haben beides kritisiert, die hohen Zins- 
taten in den USA und den US-Militärhaushalt, die beide die Rezession europäischer Volks- 
wirtschaften intensiviert haben und ein ernsthaftes Hindernis für eine kurzfristige wie für 
eine langfristige wirtschaftliche Erholung darstellen.”* Obwohl die westdeutsche und fran- 
zösische Kritik an der US-Regierung in letzter Zeit schärfer geworden ist, bleibt sie halb- 
herzig, solange beide Regierungen die allgemeine US-NATO-Aufrüstung für die 80er Jah- 
te weiter unterstützen, die schätzungsweise bis 1985/86 1,64 Billionen Dollars kosten 
wird.’ Diese Ausgaben werden die Inflation solange schüren, wie die Reagan-Regierung 
an ihrem Plan festhält, die Steuern um 750 Milliarden Dollars zu kürzen. 


Die inkonsequentie Kritik Bonns an den USA 


»Europa befindet sich in größerer Gefahr, als die Amerikaner bisher 
wahrgenommen haben. Das Gefüge von Wirtschaft und Gesellschaft 
ist durch die tiefste Rezession seit Mitte der 30er Jahre gefährdet.« 
Helmut Schmidt, in »International Herald Tribune« 19.2.8382 

.»So wie Vietnam in den 60er Jahren ist die nukleare Abrüstung im Be- 
griffe, zu der zentralen moralischen Streitfrage der 80er Jahre zu wer- 
den.« 
Rabbi Alexander Schindler, Verband der amerikanischen Hebräischen 
Gemeinden. 


Das eklatanteste Beispiel für die Inkonsistenz der Kritik der westdeutschen Regierung an 
der Wirtschaftspolitik der USA ist ihre fortwährende Unterstützung des Doppelbeschlusses 
der NATO vom Dezember 1979, demzufolge 1983 damit begonnen werden soll, in Europa 
Pershing II und Marschflugkörper zu stationieren. Die Stationierung dieser Waffen bedeu- 
tet weit mehr als eine bloße Ergänzung des Atomwaffenarsenals der NATO durch zwei 
technisch verbesserte Waffensysteme. Pershing II und Marschflugkötper sind ein integraler 
Bestandteil der globalen US-Militärstrategie, deren Durchführung nicht bloß von der Sta- 
tionierung dieser Raketen in Europa abhängt, sondern von der Realisierung einer ganzen 
Reihe konventioneller und Atom-Waffen-Programmen, die durch die Reagan-Administra- 
tion geplant werden.’’ Pershing II und Marschflugkörper zu akzeptieren, würde auf eine 
Legitimation des gegenwärtig geplanten Zuwachses der US-Militärausgaben durch West- 
deutschland und Europa hinauslaufen. Es würde dazu beitragen, eine internationale At- 
mosphäre zu schaffen, die Europa in Zukunft einem größeren wirtschaftlichen und politi- 
schen Druck aussetzt, das amerikanische Aufrüstungsprogramm zu unterstützen. 

Indem sie den Doppelbeschluß der NATO unterstützt, verknüpft die BRD ihre wirtschaft- 
liche Zukunft und die wirtschaftliche Zukunft Europas mit einer Rückkehr zum Kalten 
Krieg. Das zu einer Zeit, in der die historischen Voraussetzungen, die dem Kalten Krieg 
seine wirtschaftliche, politische und militärische Kohärenz gaben, nicht mehr existieren. 
Da der Kalte Krieg selbst ein größerer struktureller Faktor in der sich vertiefenden Wirt- 
schaftskrise in den USA in der Nachkriegszeit war und ist, ist es klar, daß sogar zögernde 
europäische Unterstützung für die gegenwärtige Außenpolitik der Reagan-Administration 
nur die jetzt schon ernsten Probleme vertiefen kann, die mit der Stagflation in den USA 
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verbunden sind, und die schon während der 70er Jahre zu einer Versch.:hterung der Be- 
ziehungen zwischen den USA und Europa und Japan beitrugen.’® Daß die NATO-Alliier- 
ten zu größeren Militärausgaben genötigt werden, muß außerdem als ein Mittel gesehen 
werden, die europäische Wirtschaft zu belasten und sie eines störenden Wettbewerbsvor- 
teils zu berauben, dessen sich vor allem die BRD erfreut, da ihre Verteidigungsausgaben 
verglichen mit denen der USA relativ gering sind. Die Europäer und insbesondere die Bun- 
desrepublik sollen gezwungen werden, die amerikanische Wirtschaftspolitik, die auf Auf- 
rüstung beruht und notwendigerweise mit einschneidenden Streichungen in den Sozia- 
lausgaben und Lohnabbau verbunden ist, zu übernehmen. 


Die Kosten von Pershing II und Marschflugkörpern 


Für dreißig Jahre (1945-1975) basierte die Rolle einer Supermacht, die die USA spielte, auf 
ihrer überragenden Stärke hinsichtlich militärischer Einsatzfähigkeit und wirtschaftlichem 
Wohlstand. ... Herausgefordert durch die überlegene wirtschaftliche Leistung ihrer Alliier- 
ten in der atlantischen und der pazifischen Sicherheitszone und in ihrer wirtschaftlichen Si- 
cherheit durch das Ölkartell der OPEC bedtoht, kann sich die USA nicht mehr länger als 
absolıt überlegene Supermacht präsentieren. Noch kann dies die Sowjetunion, weil auch 
sie durch die nationalistischen Herausforderungen ihrer Allianzpartner gehemmt wird. 
Die Fähigkeit der USA, ihre frühere Überlegenheit wiederherzustellen, ist durch drücken- 
de wirtschaftliche Überlegungen begrenzt. Konfrontiert mit einer beispiellosen Bedrohung 
durch Inflation und niedriges wirtschaftliches Wachstum müssen die USA ihre Verteidi- 
gungsausgaben in den kommenden Jahren beschränken. Wenn sie zu viele Ressourcen in 
die Verteidigung investieren, werden industrielle Produktivität und Wert des Dollars fal- 
len, und die Verwundbarkeit der USA durch wirtschaftliche Manöver ihrer Alliierten und 
ihrer Gegner wird drastisch zunehmen. Wenn die USA während der 80er Jahre in die mili- 
tärische Beschaffung unklug investieren sollten, werden sie ihre politische Führungsposi- 
tion ernsthaft unterminieren. 

Es gibt drei Forderungen für militärische Beschaffungen während der 80er Jahre: 1. die 
strategischen Abschreckungswaffen sollen erweitert und modernisiert werden; 2. die 
Schauplatzwaffen in Europa sollen ausgeweitet werden; und 3. soll die Einsatzfähigkeit der 
Marinestreitkräfte in der Dritten Welt weiter ausgedehnt werden. Es ist fraglich, ob eine 
dieser Steigerungen erfolgreich durchgeführt werden kann #»d es dadutch zu einem Ge- 
winn an politischer Macht kommen wird. Selbst wenn eine Billion Dollars ausgegeben wer- 
den sollten, um die militärischen Kapazitäten der USA in den nächsten Jahren zu erwei- 
tern, wie das jetzt geplant ist, werden die USA nicht in der Lage sein, die Verantwortlich- 
keiten einer Supermacht auszufüllen, die sie in den Eröffnungsrunden des Kalten Krieges 
auf sich genommen hatten. 

Als die führende Militärmacht in der Weltpolitik erkennen die USA, daß sie mit wirt- 
schaftlichen und politischen Opportunitätskosten kalkulieren müssen, die ihre strategi- 
schen Ambitionen nur hemmen können. Es ist offenkundig, daß in theoretischer und in 
empirischer Hinsicht eine neue Formel gefunden werden muß, die die Erwartungen dar- 
über, was Supermächte in der nächsten Runde des Kalten Krieges zu tun hoffen können, 
revidieren wird.’”? 

Die Stationierung von Pershing IT und Marschflugkörpern in Europa wird es den USA ge- 
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statten, sich die Option offen zu halten, ihre Ausgaben für die europäische Verteidigung, 
die jährlich etwa 81 Millionen Dollars betragen, zu teduzieren.®° Der größte Teil dieser 
Summe ist den konventionellen Streitkräften und der Infrastruktur gewidmet. 
Die USA und die europäischen Regierungen haben in der Nachkriegsära eine wachsende 
Anzahl von Atomwaffen in Europa disloziert, um ihre Kosten für zusätzliche konventio- 
nelle Kräfte zu vertingern.?! Die Ausdehnung des europäischen NATO-Atomwaffen-Atse- 
nals wurde zu einer Kompromißlösung zwischen den USA, die die europäischen Regierun- 
gen aufforderten, ihre Militärausgaben für konventionelle Zwecke auszuweiten, und den 
europäischen Politikern, die sich aus finanziellen und innenpolitischen Gründen weiger- 
ten, Folge zu leisten.°? Es ist sehr gut möglich, daß die Regierungen der BRD und der USA 
Pershing II und Marschflugkörper als Mittel zur Verringerung künftiger Verteidigungsko- 
sten betrachten, um eine teilweise Verlagerung von US-Truppen aus Europa ohne Minde- 
rung des Niveaus an Spannung im Kalten Krieg und an militärischer Stärke auszubalancie- 
ren.? 
‚Aber können Pershing II und Marschflugkörper die Verteidigungslasten reduzieren? Für 
sich selbst betrachtet mögen diese Waffen plausiblerweise als weniger kostspielig betrach- 
tet werden als ihre konventionellen Äquivalente. Wenn diese Waffen auf der anderen Sei- 
te als integraler Bestandteil des geplanten Gesamtaufwandes der USA betrachtet werden, 
dann ist klar, daß ihre Stationierung in Europa das US-Militärbudget insgesamt nicht ver- 
tingern, sondern es in der Tat vergrößern wird, weil sie eine weitere Expansion des Wettrü- 
stens legitimieren und so andere expansive Militärprtogramme, die von der Reagan-Rggie- 
rung geplant werden, notwendig machen wird. Das, was die europäischen Volkswirt- 
schaften einsparen mögen, wird durch die Gesamtkosten für die internationale Wirtschaft, 
die die für die 80er Jahre gepianten militärischen Gesamtausgaben verursachen werden, 
beiseite gewischt werden. Diese Kosten werden die Form von direkten militärischen Ausga- 
. ben, wachsender Inflation, hohen Zinsraten und anderer Krisensymptome annehmen, die 
ich bereits diskutiert habe und die in den letzten Jahren zu Ursachen wachsenden Konflikts 
und wachsender Unordnung im internationalen System wurden. 
Die Stationierung von Pershing II und Marschflugkörpern wird, indem sie das Niveau der 
Spannung im Kalten Krieg in Europa und auf der ganzen Welt anhebt, umgekehrt die Ex- 
pansion von Verteidigungspotentialen in anderen Bereichen der militärischen Rüstung in 
den europäischen Ländern forcieren.°? Das wird über eine entsprechende wirtschaftliche 
und soziale Belastung durch die wachsende Militarisierung zu verschärften sozialen Span- 
nungen führen. : 
Aus diesen Überlegungen folgt, daß der Doppelbeschluß der NATO die BRD vor die weit 
größere historische Frage stellt, ob sie es sich wirtschaftlich oder militärisch leisten kann, 
den Kalten Krieg als den Grundrahmen der internationalen wirtschaftlichen und politi- 
schen Entwicklung in den 80er Jahren aufrechtzuerhalten. 
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Das historische Dilemma der westdeutschen Regierung 


Die Friedensbewegung in Europa hat sich über den Ozean ausgebrei- 
tet und zurück nach Osteuropa. ... Die Forderungen nach einem ge- 
waltigen Wachstum der Verteidungsausgaben verwundern uns. Eben- 
so die absurden Stellungnahmen durch Regierungsbeamte, daß man 
einen Nuklearkrieg überleben kann, wenn man eine Schaufel hat und 
schnell genug ein Loch graben kann. Es ist eine Form von Krankheit, 
sich nicht der Situation zu stellen und mit ihr auseinanderzusetzen. 
Aber die Menschen beginnen, sich von dieser Krankheit frei zu ma- 
chen und gegen sie anzugehen. 

Alan Cranston, Demoktatischer Senator, März 1982 


Die Zustimmung der westdeutschen Regierung zu dem NATO-Beschluß und ihre hart- 
näckige Weigerung, der wachsenden inneren und internationalen Protestbewegung gegen 
die NATO-Entscheidung nachzugeben, zeigt, daß sich die westdeutsche Führungselite in 
einem Dilemma befindet, das dem der internationalistischen Fraktion der amerikanischen 
Machtelite ähnlich ist. Die westdeutsche Führung ist sich bewußt, daß Reagans hohe Mili- 
tärhaushalte in den kommenden Jahren eine sich vertiefende wirtschaftliche, politische 
und militärische Instabilität im internationalen System hervorrufen können. Andererseits 
würde eine substantielle Verringerung der Militärausgaben bedeuten, die ausgearbeiteten 
Pläne für eine Wiederherstellung von Amerikas strategischer und konventioneller Überle- 
genheit gegenüber der Sowjetunion und das Ziel der Führerschaft der USA in der Nato 
aufzugeben. Als Resultat des Sturzes des Schah-Regimes im Iran, der linken Machtüber- 
nahme in Nicaragua und der Aussicht auf die Entwicklung von nationalrevolutionären Be- 
“wegungen in Zentralamerika und in anderen Teilen der Dritten Welt scheint keine Strö- 
mung innerhalb der amerikanischen Führungselite gewillt, die Konsequenzen sigrifikan- 
ter Veringerungen der Militärausgaben zu akzeptieren. Bestenfalls schlagen die weitsich- 
tigsten Teile der amerikanischen Machtelite einige Verringerungen vor - wieviel bleibt un- 
klar -, in der Hoffnung, daß ein zurechtgestutzter Haushalt sowohl mit dem Ziel einer Re- 
stauration der militärischen Führung durch die USA wie mit internationaler Kooperation 
und wirtschaftlicher Erholung vereinbar wäre. Nicht ernsthaft in Erwägung gezogen aber 
werden lebensfähige Modelle einer Aufgabe der Kalten-Kriegs-Prämissen der Reagan-Re- 
gierung, die der Grund für. die gegenwärtige Krise sind. Nichtsdestoweniger ist klar gewor- 
den, daß hohe Militärhaushalte und wirtschaftliche Erholung einander ausschließende Po- 
litiken sind. 


Die Besonderheit des westdeutschen Dilemmas 


Die Lage der BRD unterscheidet sich von der der USA durch ihren weitaus größeren ökono- 
mischen Einsatz in der Entspannungspolitik, ihre geographische Nähe zu den RgW-Staa- 
ten, ihre militätisch exponierte Position im Verhältnis zur Sowjetunion und ihre militäri- 
sche Abhängigkeit von einer fremden Macht. Die BRD ist in einem historischen Wider- 
spruch zwischen zwei grundsätzlichen politischen Austichtungen für die 80er Jahre befan- 
gen, die nicht beide gleichzeitig über einen längeren Zeitraum durchgehalten werden kön- 
nen: Sie kann entweder die Entspannung aufrechterhalten - indem sie sie vertieft -, oder 
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sie kann die gegenwärtige Ausrichtung Washingtons akzeptieren und zulassen, daß sie 
selbst als passives Objekt dieser Politik in die Restriktionen des Kalten Krieges zurückge- 
worfen wird, was im Effekt die europäische Entspannung substantiell kompremittieren, 
wenn nicht sogar völlig zerstören wird. 

Der gegenwärtige Versuch der westdeutschen Regierung, auf der einen Seite ihre militäri- 
sche Allianz mit den USA zu bewahren und gleichzeitig auf der anderen Seite ihre wirt- 
schaftlichen und politischen Beziehungen mit der Sowjetunion und den anderen RgW- 
Staaten zu vertiefen, widerspiegelt die Weigerung, zur Kenntnis zu nehmen, daß sich Ent- 
spannung und Kalter Krieg gegenseitig ausschließen. Als Resultat davon hat sie es ver- 
säumt, eine kohärente Außenpolitik zu entwickeln. Wenn der gegenwärtige Balanceakt 
der Bonner Regierung andauert, könnte das zu einer ernsthaften Verschlechterung der in- 
ternationalen Lage führen, die künftige Schritte, um den Trend zum Kalten Krieg umzu- 
kehren, noch schwieriger, wenn nicht unmöglich machen wird. In diesem Sinne mag der 
bloße Versuch, sich in einer sich verschlechternden weltwirtschaftlichen Lage beide Optio- 
nen offen zu halten, als tragische historische Fehleinschätzung erweisen. Es wäre nicht die 
erste in der deutschen Geschichte. 

Die gegenwärtige Politik der Bonner Regierung unterschätzt ganz erheblich 

1) die Stärke des Kalten-Kriegs-Establishments in den USA und seine unerbittliche Ent- 
schlossenheit, die militärischen, politischen und wirtschaftlichen Mittel der USA einzuset- 
zen, um der Welt einen neuen Kalten Krieg aufzuzwingen; 

2) die Ernsthaftigkeit der Absicht einer bedeutenden Fraktion amerikanischer Falken in- 
nerhalb und außerhalb der Regierung, den konventionellen und nuklearen Militärapparat 
der USA umzubauen und eine Kriegsmaschine zu schaffen, die für einen tatsächlichen 
Einsatz von Nuklearwaffen geeignet ist, um diesen Apparat als aggressives politisch-diplo- 
matisches Instrument zu nutzen.* Ist dieser Apparat erst einmal installiert, so könnte seine 
bloße Existenz der europäischen Entspannung ein abruptes Ende machen und damit 
schweren politischen und wirtschaftlichen Schaden für die BRD und andere europäische 
Nationen anrichten. 

Indem sie Pershing II und Marschflugkörper akzeptiert, fördert die westdeutsche Regie- 
rung den Einfluß und die unmittelbare politische Macht der rückschrittlichsten Elemente 
des Kalten-Kriegs-Establishments, einschließlich der Neuen Rechten. Diese Neue Rechte 
aber ist eine geopolitisch verderbliche, wirtschaftlich kurzsichtige und politisch gefährdete 
Machtgruppierung, die nicht einfach eine sterbende Pax Americana wiederzubeleben ver- 
sucht, sondern die sich aggressiv als eine aufsteigende Führungselite, die durch die histori- 
schen Grenzen des Nachkriegssystems des Kalten Kriegs bedroht ist, verteidigen muß. Die 
Fähigkeit der Neuen Rechten und ihrer Verbündeten in Pentagon, Kongreß und Weißem 
Haus, in den 80er Jahren zu der Diplomatie des begrenzten Nuklearkriegs Zuflucht zu 
nehmen, sollte nicht unterschätzt werden. 

Man könnte entgegegnen, daß diese Vertreter des Kalten Krieges nur ein Teil der herr- 
schenden Klasse der USA sind und daß ihr Einfluß durch die »vernünftigere«, weltoffenere 
und Europa-orientierte multinationale Elite gemäßigt wird. Hier muß in Erinnerung geru- 
fen werden, daß auch sie der Wiederaufrüstung der USA verpflichtet ist, um politische 
Verschiebungen und national-revolutionäre Bewegungen in der Dritten Welt, die die US- 
Interessen und die Rolle der USA als Führungsmacht der westlichen Allianz bedrohen, ein- 
zudämmen.?? 

Dessen eingedenk kann man argumentieren, daß die multinationale Elite, obwohl sie hi- 
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storisch erfahrener und »vernünftiger« ist als die Neue Rechte, sich dennoch kaum in der 
Position befindet, um die USA von ihrem Kurs in die unruhigen Wasser eines neuen Kal- 
ten Krieges abzubringen. Seine Hoffnungen und politischen Kalkulationen auf dicse 
Gruppierungen zu setzen, um die Sicherheit und die wirtschaftlichen Interessen Europas 
in den kommenden Jahren zu garantieren, läuft auf eine Überschätzung des multinationa- 
len Interesses an einer Fortsetzung der Entspannung in Europa und eine Unterschätzung 
ihres gemeinsamen Interesses mit und ihrer Abhängigkeit vom Kalten-Krieg-Establish- 
ment in den USA hinaus. 


Die Frage des Abkoppeins 


Wenn ınan die Prämisse akzeptiert, daß die Kalte-Kriegs-Politik der Reagan-Administra- 
tion Symptom und Ursache der sich vertiefenden Spaltungen und der politischen Frag- 
mentierungen in den heutigen Vereinigten Staaten ist, dann sollte klar sein, daß eine Fort- 
setzung und Intensivierung des Kalten Krieges die schiere Antithese zu einem stabilen Be- 
zugstahmen für die Entwicklung in Europa und der Welt während der 80er und 90er Jahre 
bildet. Die westeuropäischen Staaten werden, wenn sie sich an die Vereinigten Staaten an- 
hängen statt entschiedene Schritte zur Abkopplung von den USA zu machen, in ihre 
Volkswirtschaften die Widersprüche des amerikanischen Kalten-Kriegs-Systerns importie- 
ren. Im Effekt würde das bedeuten, die Übernahme einer Wirtschafts- und Sozialpolitik zu 
forcieren, die für den wirtschaftlichen Abstieg der USA in den letzten beiden Jahrzehnten 
mitverantwortlich war. 

Die Verwirrung und Widersprüchlichkeit der heutigen amerikanischen Innenpolitik und 
die daraus resultierende Unfähigkeit der Reagan-Administration klare innen- und außen- 
politische Ziele zu verfolgen, ist Grund genug für die Europäer, skeptisch hinsichtlich der 
Fähigkeit der gegenwärtigen amerikanischen Regierung zu sein, das schwankende amerika- 
nische Staatsschiff auf Kurs zu halten. Mit dem Zusammenbruch der Kalten-Kriegs-Koali- 
tion und nichts in Sicht, was sie ersetzen könnte, ist, wie wir schon gezeigt haben, eine Pe- 
tiode turbulenter politischer Auflösung und Umgruppierung in Gang gesetzt worden. Ein 
bedeutender Faktor in diesem Prozeß wird die Neugestaltung einer progressiven Opposi- 
tion sein, ohne die z.B, eine spürbare Verringerung der US-Militärausgaben unwahrschein- 
lich ist.” Der jüngste Aufschwung der amerikanischen Abrüstungsbewegung und die 
wachsende nationale Protestkampagne gegen Reagans Wirtschaftsprogramm, insbesondere 
die drastischen Kürzungen in den Sozialausgaben, sind bedeutende Zeichen für einen all- 
gemeinen Umgruppierungsprozeß. Diese Opposition könnte eventuell zu dem Wiederer- 
stehen eines minimalen demokratischen Konsens und zu einer Bewegung für politische Er- 
neuerung auf einer Nicht- bzw. Anti-Kalten-Kriegs-Basis führen. 

Sollten die westdeutsche und andere europäischen Regierungen Persching II und Marsch- 
flugkörper akzeptieren, so würden sie gerade den Kräften eines wirtschaftlichen und poli- 
tischen Wandels, die versuchen, den gegenwärtigen Kurs der Reagan-Administration um- 
zukehren, einen ersten, vielleicht irreversiblen Schlag versetzen. Auf der anderen Seite 
würde die westdeutsche Regierung, wenn sie Pershing II und Marschflugkörper zurück- 
weist, dieser embryonalen Opposition ein positives Signal geben und sie würde die Ge- 
samtchancen für eine substantielle Verringerung von Reagans Rüstungshaushalt und für ei- 
ne Veränderung der gegenwärtigen US-Politik der Intensivierung des Wettrüstens vergrö- 
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Bern. Ohne das Wachstum einer großen US-amerikanischen Anti-Reagan-Bewegung ist es 
äußerst unwahrscheinlich, daß die inflationäre Steuerpolitik und die Politik der hohen Zin- 
sen verändert werden können. 


Schlußfolgerung 


Während der Nachkriegsperiode haben die USA Militärausgaben als Mittel eingesetzt, um 
langfristige Lösungen der tieferen strukturellen politisch-ökonomischen Probleme im eige- 
nen Land und auf internationaler Ebene hinauszuschieben. Wenn Rüstungsausgaben wäh- 
tend des ersten Jahrzehnts der Nachkriegsära als ökonomisches Stimulans erfolgreich wa- 
ren, so kann dieses weitgehend einer spezifischen Kombination von für die kapitalistische 
Prosperität günstigen Bedingungen zugeschrieben werden. Die - nach Kondtratieff - de- 
pressive Phase in der gegenwärtigen Weltwirtschaft vermag nicht den Kalten Krieg als Mo- 
dell wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Entwicklung zu unterstützen. Den Vereinigten 
Staaten in ihrem Versuch zu folgen, die gegenwärtige Weltkrise durch einen neuen Kalten 
Krieg, verbunden mit der Strategie eines länger andauernden und dennoch begrenzten 
Atomkrieges, zu meistern, ist in der gegenwättigen historischen Konjunktur eine verzwei- 
felte und letztlich hoffnungslose Politik. Sie kann, wenn sie konsequent verfolgt wird, zu 
einer politischen und wirtschaftlichen Katastrophe von beispiellosem Ausmaß führen. 
Soll die Welt die Ära des Kalten Krieges überwinden, so scheint es zweifelhaft, ob die 
drängende Aufgabe einer Erneuerung durch die etablierten politischen Parteien - sei es die 
sozialliberale - Koalition in der Bundesrepublik oder die Demokratische oder die Republi- 
kanische Partei in den USA - gelöst werden kann. Alle diese politischen Kräfte sind selbst 
Produkte des Kalten Krieges und scheinen in seinem Dienst zu sehr korrumpiert worden 
zu sein, als daß sie noch fähig wären, die führende Rolle in einem Prozeß innerer und in- 
ternationaler sozio-ökonomischer Erneuerung zu spielen. 

Diese Aufgabe zu lösen wird prinzipiell die Arbeit einer Bewegung sein, die jedes materiel- 
le Interesse am Kalten Krieg verloren und sich genug soziale Vernunft und eine Liebe zum 
Leben bewahrt hat, um unterscheiden zu können, zwischen einer Politik gesellschaftlicher 
Entwicklung und einer Politik, die daran gefesselt ist, die Zerstörung der Gesellschaft zu 
riskieren. 
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der Bildung von PACs durch Firmen zustimmte, erhöhte sich die Zahl der PACs täglich. Während 
dieser Phase wurden mehr als 77 Mio. Dollar gesammelt, von denen mehr als 30 Mio. als direkte 
Beiträge für die Kandidaten von Bundesämtern verwendet wurden. ‘Dies sind nicht nur Zahlen’, 
meinte Senator Adlai Stevenson Jr. gegenüber seinen Kollegen. ‘Diese Zahlen illustrieren ein re- 
volutionäres Element in der amerikanischen Politik. Der Aufstieg einer Ein-Punkt-Politik ist be- 
gleitet von dem Aufstieg gezielter, interessenbezogener Sammlungen für Kampagnen’. Unter- 
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dung hat es den Konservativen ermöglicht, die liberalen Medien zu umgehen und direkt in die 
Haushalte der Konservativen des Landes vorzudringen’, sagte Viguerie vor der "Conservative Poli- 
tical Action Conference’ des Jahres 1977«. (Crawford 1980, 45). Vgl. auch Anmerkung 49 
Goldwater verlor die Präsidentschaftswahlen teilweise auch deshalb, weil er die grundlegenden 
New Deal-Reformen angriff, die den Boden des Social Contract zwischen Regierung, organisierter 
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amerikanischen Bevölkerung: Die Computer sind 24 Stunden täglich im Einsatz, der 15 Mio. Dol- 
lar Profit im Jahr einbringt. Vgl. Crawford 1980, S. 48. 
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Federal Taxes, Expenditures and Net Flow, North and South, 1976 


= ERBE M 


i 


| Federal Taxes ($ million) Net Flow 
| Federal Expenditures 

North 151,367 | 118,657 — 32,710 

South 89,732 | 102,346 : I + 12,614 


aus: Robert Estal, The Changing Balance of the Northern and Southern Regions of the United Sta- 
tes, American Studies 14, 3, S.370Q; vgl. auch Davis, 1981 und Jaqueline Mazze and Dale Wil- 
kinson; The Unprotected Flank: Regional and Strategie Imbalances in Defense Spending Patterns, 
Washington August 1980 

Ich folge hier Mike Davis 1981, S. 39ff. 

Ders., $. 41 

Die Niederlage Carters bei der Präsidentschaftswahl 1980 ist auch durch den Druck von Wall- 
Street-Interessen auf seine Administration zurückzuführen, drastische Maßnahmen gegen die in- 
flationäre Krise vom Frühjahr 1979 zu ergreifen. Üblicherweise haben im Amt befindliche Präsi- 
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denten während det letzten 20 Jahre vor den Wahlen expansive Maßnahmen ergriffen, um ihre 
Konkurrenten zu besiegen. Diese Option war für Carter wegen der großen Bedenken der Wall 
Street über die inflationäre Krise verschlossen. Salomon Brothers, ein einflußreiches Wall Street 
Unternehmen, sprachen sich für eine »nationale Notgemeinschaft gegen die Inflation« aus. Die 
New York Times (27. 2. 1980) schilderte die Stimmung der Finanzmärkte, die »die 18 %ige Infla- 
tion beklagen, von einem möglichen Zusammenbruch des Wertpapiermarktes reden oder sogar 
das Ende des demokratischen Systems an die Wand malen« (Epstein, in: Ferguson /Rogers, 1981, 
$. 166). Der Winter 1979/80 markiert das historische Ende der Politik von »Waffen und Buttere«, 
die die amerikanische Wirtschaft seit dem Beginn des Kalten Krieges charakterisierte. Mit zwei- 
stelligen Inflationsraten, einer sich verschärfenden Rezession, lautstarken Rufen nach einer Erhö- 
hung der Militärausgaben wegen der Iran- und der Afghanistanktise war Carter gezwungen, be- 
drängt von allen Sektoren der amerikanischen Wirtschaft, die Sozialausgaben in seinem geplanten 
Haushalt so stark zu kürzen, daß damit auch die traditionelle Unterstützung seiner Partei durch 
Arbeiter und Minoritäten zurückging. Die traditionellen Wähler gingen entweder nicht zur Wahl 
oder sie gingen »fremmd« und votierten für Reagan. Vgl. dazu auch Anmerkung 55. 

Einer der Schlüssel für Regans Wahlerfolg war seine »supply side economics« mit ihrem Verspre- 
chen einer industriellen Expansion; damit war Reagan in die Lage versetzt, traditionell demokrati- 
sche Stimmen aus der Arbeiterschaft an sich zu ziehen. Obwohl er die Tugenden eines ausgegli- 
chenen Budgets und vertingerter Staatsintervention predigte, waren die Wahlversprechen Reagans 
- Wirtschaftswachstum, hohe Militärausgaben und Steuererleichterungen - recht unrepublika- 
nisch. Dieses Programm erinnert an den inflationären Wirtschaftskurs der Kennedy-Administra- 
tion. Andererseits bestand der vielleicht wichtigste Grund von Carters Wahlniederlage in dessen 
Spar- und Austeritätspolitik, die von Amerikas Wählern, lange an das staatlich geförderte künstli- 
che und inflationäre Wachtum gewöhnt und von der zweistelligen Inflationsrate sowie der zuneh- 
menden Arbeitslosigkeit bedroht, scharf abgelehnt wurde. 

Vgl. z.B. »Ein paar Skandale auf der Suche nach Opfern«, Die Zeit v. 20. 11. 1981; »Haig is in 
Foreign Policy Saddle -- For Now«, International Herald Tribune (IHT) v. 27. Januar 1982. 
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Vgl. z.B. den Beitrag des früheren Generals und Botschafters der USA, Maxwell Taylor, in der 
IHT v. 19. 1. 1982 mit dem Titel: »A Modest U.S. Strategy Proposal«. Taylor spricht drei Grund- 
probleme der Reaganschen Militärpolitik an, die Gegenstand einer andauernden Debatte inner- 
halb der US-Regierung und zwischen den verschiedenen politischen _Fraktionen der amerikani- 
schen Gesellschaft sind: ... »Wie soll die Rechnung für die Wiedergewinnung der strategischen 
Parität mit der Sowjetunion bezahlt werden, wenn zugleich den berechtigten Ansprüchen der 
konventionellen Streitkräfte Rechnung getragen werden und die Kritiker der exzessiven Militär- 
ausgaben besänftigt werden sollen; wie soll ein vernünftiges Waffenbegrenzungsabkommen mit 
der Sowjetunion in der gegenwärtigen Atmosphäre zunehmender Ost-West-Spannungen ausge- 
handelt werden; und wie soll ein Aufrüstungswettlauf verhindert werden, falls die Verhandiun- 
gen scheitern oder zu keinen Abkommen führen sollten«. Taylors Interpretation der Debatte und 
sein Vorschlag, daß die Reagan-Regierung ihre Bemühungen zur Erreichung einer »Waffenparität 
mit der Sowjetunion« aufgeben sollte und sich stattdessen auf »task readiness«, also weniger auf 
strategische Waffensysteme verlassen sollte, spiegelt das Interesse der Armee und der Teile des 
multinationalen Kapitals wider, die auf.eine Verringerung der Ausgaben für strategische Waffen 
drängen. Zu den ökonomischen Problemen des Reaganschen Militärhaushaltes vgl. z.B.: »A Mili- 
tary "Wish List’: Pentagon Sees Threat of $ 750 Billion Gap«, in: IHT vom 9./10. Januar 1982. Zu 
den Kostenauswirkungen des Budgets vgl. »The New Pentagon Budget: Size or Strategy?«, in: 
IHT, v. 15. Februar 1982. : 

Zu den Beziehungen zwischen der Armee, den staatlichen Militärausgaben und den Chrysler- 
Werken, die erst kürzlich einen Hauptauftrag für die Herstellung von Panzern erhalten haben, 
vgl. James Cypher: The Basic Economics of »Rearming America«, in Monthly Review, November 
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ı Vgl. Anmerkung 59. Ein anderes ungelöstes Hauptproblem, das untrennbar mit der Debatte über 


die Militärstrategie und den sie bestimmenden gegensätzlichen wirtschaftlichen und militärischen 
Imperativen verbunden ist, sind die verschiedenen Empfehlungen für eine Reorganisation der 
‘Joint Chiefs of Staff’. Vgl. »Guessing Game at the Pentagon: Who will lead rhe Joinr Chiefs?«, 
in: IHT v. 2. Februar 1982; »Overhaul of U.S. Command Urgend to Deal with Convenrional 
Ware, in: IHT v. 2. März 1982; »NATO Forward Defense Plan Faces Growing Criticism in U.S. 
Military«, in: IHT v. 5. März 1982. 

Reagans ökonomisches Programm und die Krankheiten der amerikanischen Wirtschaft, die es hei- 
len soll, werden untersucht in: An Economic Analysis of the Reagan Program for Economic Reco- 
very. A Staff Study Prepared for the Use of the Subcommittee on Monetaiy and Fiscal. Policy of 
the Joint Committee Congress of the United States, April 1981. 

Vgl. Davis 1981, $. 43. Vgl. auch Uwe Optenhügel; Fight for Survival - Kampf um Überleben. 
Amerikanische Gewerkschaften in der Ära Reagan, in: Dollars & Träume, Nr. 5, 1982 

Vgl. Ferguson/Rogers 1981, S. 48 

vgl. Anmerkungen 54 und 55 

»Das Vertrauen der Öffentlichkeit in alle Eliten isr äußerst zurückgegangen. Während vor der Er- 
mordung John F. Kennedy’s, vor fast zwei Jahrzehnren, drei von vier Amerikanern ihr Vertrauen 
in die amerikanische Führungsschicht in Wirtschaft, Erziehung, Medien und freien Berufen be- 
kundeten, tut das jerzr nur noch einer von drei. Ein Prozeß schleichender Enrlegirimierung verei- 
nigre sich mit der Fragmentierung, ja Pulverisierung, des öffenrlichen Lebens und schuf so ein 
großes Vakuum in der Mirre des amerikanischen Gemeinwesens. Die Führungsschicht für die Au- 
ßenpolitik spricht, wie andere Führungsschichren, nur noch mit sich seibsr« Norman Birnbaum, 
»Ametikanische Außenpolitik als Funktion gesellschaftlicher Kräfres (Exropa Archiv, Folge 18, 
1980). 

In einer Sonderausgabe von Business Week mir dem Tirel »The Re-indusrtialization of Amerika« 
(Nov.-Dez. 1980) wird beträchtlicher Optimismus ausgesrrahlt, daß die gegenwärtige ökonomi- 
sche Krise durch einen »neuen Social Contract zwischen Wirtschaft, Gewerkschaften, Regierung 
und den Minorirären« überwunden werden kann. Felix Rohatyn, ein renommierter Wall Streer- 
Banker, formulierre in einer viel beachteren Analyse seine Zweifel, daß weder liberale Programme 
der Vergangenheir noch die vorgeschlagenen konservariven Lösungen wie die Rückkehi zu den 
»freien Kräften des Marktes« große Chancen haben, die Situarion zu verbessern, Viel wahrscheinli- 
cher isr in seinen Augen, daß die Prakrizierung überkommener Lösungen in den achrziger Jahren 
einen echten »Notstand« herbeiführen und eine Umsrrukrurierung der Wirtschaft nach den Prin- 
zipien größerer Eingriffe der Regierung in die Marktwirtschaft und einer zenrralisierten ökonomi- 
schen Planung ernsthafte Chancen einer Umsetzung erhälr (vgl. F. Rohatyn, The Coming Emer- 
gency and What Can Be Done About Ir, in: New York Review of Books, 4. 12. 1980). Das Pro- 
blem des Übergangs, der Restrukturierung und der Möglichkeir neuer Koalirionen innerhalb der 
amerikanischen Gesellschafr diskurierr Jim Campen, Economic crisis and conservarive economic 
policies, US capitalism in the 1980’s, in: Radical America, Vol. 15, Nr. 122, Spring 1981; David 
Plotke, The United States in Transirion: Toward a New Order, in: Socialisr Review, Nr. 54, Nov.- 
Dez. 1980. . 

Vgl. Frankfurter Rundschau v. 29. 3. 1982, vgl.: »Some Blue-collar Workers Desert Reagan, in: 
IHT v. 10. März 1982 

Für eine krirische Diskussion der amerikanischen Friedensbewegung; Michael Lucas: Die amerika- 
nische Friedensbewegung und die Krise der führenden Elite, vermutlich in: Dollars & Träume 6, 
Junius Verlag 1982 

»2 Paries Attack Reagan’s Budget, in: IHT v. 11. Februar 1982 

Ein noch ungelöster Streirpunkr isr das Gas- und Röhrengeschäft zwischen der BRD und der Sow- 
jetunion. Vgl.: »Reagan Aides Divided over Soviet Pipeline, Offictals Debate Whether to Squeeze 
Moscow or Soorhe NATO Alliese, in: IHT v. 13./14. Februar 1982; »U.S. Says it can block pipeli- 
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ne know-hows, in: IHT v. 11. Februar 1982., 

»U.S. Business Leaders Opposes Deficits, 200 Big Companies also Reject Size of Proposed Military 
Buildups, in: IHT v. 11. Februar 1982. 

IHT 6./7. 2. 1982. Die Schätzungen des Haushaltsdefizits durch das Haushaltsbüro des Kongres- 
ses sind für das laufende und für das kommende Haushaltsjahr höher als die Schätzungen des 
Weißen Hauses (109 bzw. 157 Milliarden Dollars). Schätzungen des Haushaltsdefizits für dieses 
Jahr von Seiten unabhängiger Ökonomen gehen bis zu 120 Milliarden Dollars (»Guardian«, New 
York, 17. 2. 1982). 

Vgl. C. Fred Bergsten: The Costs of Reagonomics, in: Foreign Policy«, Fall 1981; Gerald Epstein, 
1981, S. 155; M. Lucas: Die wirtschaftlichen Hintergründe und Folgen der Rüstungspolitik der 
Reagan-Regierung, in: Anti-Militarismus-Informa-tion, Herbst 1982 

Bergsten 1981. 

Vgl.: Scharfe Kritik Cheyssons an der amerikanischen Wirtschaftspolitik (»Tagesspiegel« 23. 2. 
1982); Bonn und Paris drängen auf Zinssenkung in den USA. Mauroy und Schmidt einig über 
Ablehnung von Sanktionen (»Tagesspiegel« 30. 1. 1982). G. Ziebura: Strukturkrise der Weltge- 
sellschaft - die Politik der Bundesregierung am Wendepunkt, in: Weltpolitik, Jahrbuch für inter- 
nationale Beziehungen 2, Frankfurt 1982. 

Zur Militärstrategie der Reagan-Administration vgl. Michael Lucas: Hintergründe und Formen der 
neuen US-Militärpolitik, in: Dollars & Träume, Nr. 4, September 1981, auch W. Süß, in: Prokla 
46. 

Zu den Beziehungen zwischen den USA und Europa vgl. Ekkehart Krippendorff und Michael Lu- 
cas: Eines Tages werden wir Amerikaner über die Zerstörung Europas nachdenken müssen. Die 
USA und Europa, in: Ulrich Albrecht, Klaus J. Gantzel u.a. (Hisg.): Weltpolitik, Jahrbuch für in- 
ternationale Beziehungen I, Frankfurt 1981. 

Walter Goldstein: The Opportunity Costs of Acting as a Super Power: U.S. Military Strategy in 
the 1980’s, in: Journal of Peace Reseatch, 18/1981/1. 

Diese Zah! wurde entnommen aus David Calleo: Inflation and American Power, in: Foreign Af- 
fairs, Spring 1981, $. 807££.; Vgl. auch die Diskussion in Michael Lucas, 1981 und Krippendorf/- 
Lucas 1981. 

Robert Osgood: Limited War Revisted, Boulder 1979, S. 20. 

Robert Osgood: Nato. The Entangling Alliance, Chicago 1962, S. 81f. 

Zur Diskussion dieser These vgl. Lucas 1981, S. 95f. 

Die Schlüsselfrage ist hier die militärische und die diplomatisch-militärische Verbindung zwischen 
strategischen und konventionellen Kräften im gegenwärtigen Denken der Reagan-Administration 
(Vgl. Lucas 1981, S. 87-89, zu einer Diskussion dieser Verbindung). Eugene Rostow, der Leiter 
der US-Waffenkontroll- und Abrüstungsbehörde, hat öffentlich eine Verbindung zwischen wach- 
senden strategischen Potentialen und der Fähigkeit der USA, konventionelle Kriege zu führen, 
konstatiert: »Es ist meine These, daß die Nuklearwaffe überzeugenden Einfluß in allen Aspekten 
der Diplomatie und des konventionelien Krieges hat, und in dieser Krise konnten wir in der Pla- 
nung des Gebrauchs unserer konventionellen Ktäfte mit großer Freiheit voranschreiten, exakt des- 
halb, weil wir wußten, daß die Sowjetunion nicht über das lokale Niveau hinaus eskalieren konn- 
te, ... Alssich unser Vorsprung im nuklearen Berich verringerte, verringerte sich entsprechend un- 
sere Fähigkeit zur Kontrolle der Eskalation von Krisen. Das gleiche geschah mit unserer Fähigkeit 
zum Gebrauch unserer konventionellen Kräfte odet der glaubwürdigen Drohung mit ihrem Ein- 
satz.« (Aussage vor dem Senate Foreign Relation Committee, Sommer 1980, zitiert in »Guatdians, 
New Yotk, 17. 2. 1982) Rostows Argumentation läuft darauf hinaus, daß, wenn die USA ihre frü- 
here Supermacht-Position entweder auf der Ebene der Atomwaffen oder der der konventionellen 
Waffen zurückgewinnen wollen, sie ihre massive Atomwaffen-Aufrüstung vorantreiben müssen, 
und daß ohne diese Aufrüstung im nuklearen Bereich die geplante konventionelle Aufrüstung 
(einschließlich der Schnellen Eingreif-Verbände) entsprechend weniger effektiv in der Verteidi- 
gung von US- oder europäischen Interessen sein wird. Nehmen wir einmal an, daß Rostow Recht 
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hat, d.h. daß »konventionelle Effektivität« (einschließlich taktischer Nuklearwaffen) Überlegen- 
heit bei den strategischen Nuklearwaffen voraussetzt. Es ist aber bereits klar geworden, daß die 
USA nicht alle geplanten Militärprogramme aus einer Vielzahl von politischen, militärischen, all- 
gemein logistischen und wirtschaftlichen Gründen realisieren können. Weiterhin ist gerade die 
wachsende »freeze«-Bewegung in den USA speziell auf einen Produktionsstop für weitere strategi- 
sche Atomwaffen ausgerichtet. Wenn es zu Kürzungen im Militärhaushalt kommt, erscheinen als 
wahrscheinlichstes Ziel die strategischen Waffen, wie die MX-Raketen und die B-1-Bomber. 
Wenn Rostows Argument nun korrekt ist, so bedeutet das, daß die USA mit einer Verringerung ih- 
cer strategischen Ambitionen für die 80er Jahre auch ihre Fähigkeit in Frage stellen würden, im 
westlichen Interesse mit konventionellen und taktischen Nuklear-Waffen als Weltpolizist in Er- 
scheinung zu treten. Das wirft die Frage auf, ob es nicht für die USA und Westeuropa klüger wä- 
ce, die gegenwärtige US-Militärstrategie des Kalten Krieges aufzugeben und zur Politik der Ent- 
spannung zurückzukehren. 

In der Tat, wenn Rostows Argument richtig ist und wenn die USA gezwungen werden sollten, ihre 
strategische Nuklearwaffenprogramme zu kürzen, ist es nicht unmöglich, daß die Reagan-Admi- 
nistration gezwungen sein wird, ihre Weltmachtrolie auf jeden Fall zusammenzustutzen, so wie 
z.B. Goldstein argumentiert. Dann ist die Frage, ob dieser Prozeß eines amerikanischen Rückzugs 
über eine militärische Niederlage und eine sich vertiefende wirtschaftliche Krise, wenn nicht gar 
Katastrophe, vermittelt sein wird, oder über den politischen Druck innerhalb der USA und von 
Seiten der europäischen Alliierten der USA bevor es noch zu weiterer Aufrüstung, möglichen mi- 
litätischen Konfrontationen oder sogar einem Atomkrieg kommt. Hierin liegt exakt die Bedeu- 
tung der europäischen Annahme oder Zurückweisung von Pershing II und Marschflugkörpern. 
Diese Entscheidung könnte sich als der historische Angelpunkt der internationalen politischen, 
militärischen und wirtschaftlichen Entwicklung während der 80er und 90er Jahre erweisen. 

Vgl. Lucas 1981. 

Über die Durchführbarkeit eines Atomkrieges s. Colin Gray und Keith Payne: Victory is Possible, 
in: Foreign Policy, 1980/39; in deutscher Übersetzung in Wilhelm Bittorf (Hrsg.), Nachrüstung. 
Der Atomkrieg rückt näher, Hamburg 1981. Zur Geschichte des Gebrauchs von Drohungen mit 
Atomschlägen in der internationalen Diplomatie und in militärischen Konflikten der Nachkriegs- 
zeit s. Daniel Ellsberg: Call to Mutiny, in E.P. Thompson und Dan Smith (Hrsg.), Protest and 
Survive, New York 1981. 

Lucas 1981, 5. 88 

Solange die Wahl zwischen Kaltem Krieg und Entspannung nicht in aller Schärfe zur Entschei- 
dung gestellt wird, wird die Tendenz sein, militärische, politische und wirtschaftliche Optionen 
»offen« zu halten, auch wenn das zunehmend schwierig wird und immense Ausgaben bedeutet. 
In diesem Dilemma, das für die amerikanische wie für die westdeutsche Situation charakteristisch 
ist, besteht die Tendenz, die »POptionen« zu vervielfachen. In den USA z.B. können die gegenwär- 
tigen Schwierigkeiten, einen Konsens darüber zu erreichen, ob den konventionellen oder den stra- 
tegischen Waffensystemen Priorität eingeräumt werden soll, in einer Entwicklung von beiden re- 
sultieren, ohne daß deshalb notwendigerweise eine vereinheitlichte Militärpolitik erreicht wird 
oder irgendetwas, was wirtschaftlicher Kosteneffektivität oder militärischer Effektivität ähnlich 
wäre. 

Das Wachstum einer Abrüstungsbewegung in den gesamten USA, die ein »Einfrieren« (Moratori- 
um) der Produktion von zusätzlichen Nuklearwaffen durch die Vereinigten Staaten und die So- 
wjetunion fordert, hat zu der gegenwärtigen Kongreß-Debatte und zu dem Umschwenken einer 
bemerkenswerten Anzahl von Kongreßabgeordneren und Senatsren von einer Pro-Nuklearwaf- 
fen-Position zu ihrer gegenwärtigen Unterstützung eines Moraustiums geführt. Diese Bewegung 
überschneidet sich in einem signifikanten Maße mit der wachsenden Opposition aus rein wirt- 
schaftlichen Gründen innerhalb der Bevölkerung, unzez den Politikern und Unternehmern gegen 
den Reaganschen Militächaushalt. Vgl. Anmerkungen 68-71. 

Die Militär- und Wirtschaftspolitik von Reagan hat ein ganzes Spektrum von liberalen, linken, ul- 
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tra-linken und anarchistischen Parteien und Bewegungen mobilisiert, die die Möglichkeiten einer 
Koalition und gemeinsamer Aktionen diskutieren. Am 28. 3. 1982 wurde auf einem großen Tref- 
fen von Hunderten von politischen Gruppen, einschließlich von Repräsentanten einer Anzahl von 
amerikanischen Gewerkschaften, eine neue Organisation gegründet, die sich selbst »Democratic 
Socialists of America« nennt. Vgl. »USA-Gründungskongreß der "Democratic Socialists of Ameri- 
ca’«, »Tageszeitung« 29. 3. 1982. 
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Hans-Dieter König 
Zur Renaissance des auteritären Charakters in den USA 


»Ich erreiche immer dann die größte Aufmerksamkeit, wenn 
ich sage, daß wir vielleicht aufhören sollten, uns zu fragen, ob 
der Rest der Welt uns mag, und daß wir uns dafür entscheiden 
sollten, wieder in der Welt respektiert zu werden, so wie es ein- 
mal wars, 

Ronald Reagan 


1. Die Irrationahtäi der amerikanischen Gegenwartspolitik 


In ihren Studien zum autoritären Charakter hatten Adorno u.a. (1953) in den vierziger 
Jahren »jenes Potential in der Bevölkerung der Vereinigten Staaten zu ermitteln« versucht, 
»das in Krisenzeiten« einer dem Faschismus vergleichbaren Bewegung »als aktive Anhänger 
oder doch als Mitläufer zur Verfügung stehen würde« (Adorno, 1973, 8. X f). Daß das 
empirische Material für diese Untersuchung die Probandengruppe jener zwischen 1910 
und 1925 geborenen Mittelschicht bildete, die »in den Großstädten der Westküste« lebt 
(ebd., S. XD), ist deshalb bemerkenswert, weil zu Anfang der achtziger Jahre mit Männern 
wie Reagan, seinem Verteidigungsminister Weinberger und dem Justizminister Smith der 
zwischen 1911 und 1917 geborene und durch sein Leben in Kalifornien geprägte Amerika- 
ner die Regierungsgeschäfte übernommen hat, der mit seiner die staatlichen Sozialleistun- 
gen demontietenden Wirtschaftspolitik das freie Unternehmertum des 19. Jahrhunderts so 
wiederherzustellen sucht, wie er mit seinem gigantischen Aufrüstungsprogramm zur Poli- 
tik des kalten Krieges zurückkehrt, um die Sowjetunion »zum Abrüsien zu 'zwingen’« (FR, 
11.7.81, 8.1). 

Die Tatsache, daß in seinem ersten Amtsjahr »zwei von drei Amerikanern Reagans Spat- 
programm« befürworteten und darüber hinaus »jeder zweite von ihnen ... wie der Präsi- 
dent weitere Kürzungen« verlangte (Spiegel, 26.19.81, $. 160), verweist darauf, daß dieser 
Präsident die irrationalen Wünsche jener Mittelschichten angesprochen hat, die ihrer auto- 
titätsgebundenen Persönlichkeitsstruktur entsprechend bereit waren, sich auf der Grundla- 
ge ihrer Identifikation mit den wirtschaftlich Mächtigen der Aufforderung zu Verzichtlei- 
stungen so masochistisch zu unterwerfen, wie sie gleichzeitig den gegen die Hertschenden 
gerichteten Neid und Haß sadistisch auf die Armen als die „ohnehin schon Getretenen« zu 
verschieben drängten (Adorno 1973, 5. 239). Gewaltige Anstrengungen aller Amerikaner 
schienen gerechtfertigt, weil sich dieses Kleinbürgertum soziale Vorteile davon erhoffte, 
wenn Amerika nur erst wirtschaftlich und militärisch erstarkt und wieder »unbestritten 
Nummer eins in der Welt« wäre (Spiegel, 3.9.80, S. 139). 

Die Tatsache, daß die Konservativen Reagan nach seinem Wahlsieg zugejubelt hatten, er 
habe »jetzt die Chance ... dasselbe zu tun, was Konrad Adenauer einst in Deutschland 
vollbrachte« (Spiegel, 10.11.80, $. 142), war derart Ausdruck einer gesellschaftlichen Kri- 
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sensituation, in der die Amerikaner einen Ausweg aus ihrer »Ratlosigkeit und Desorientie- 
rung« (Mitscherlich und Mitscherlich 1967, S. 34) dadurch suchten, daß sie auf eine »uralte 
Vaterautorität« zurückgtiffen (cbd., S. 22), die nicht wie sein Amtsvorgänger Carter da- 
durch kompromittiert waren, »'gun-shy’ - ängstlich im Umgang mit Waffen« zu sein 
(Spiegel, 28.4.80, S. 129). Denn war Carter unglaubwürdig geworden, der nach Vietnam 
und Watergate mehr Demokratie zu wagen versuchte und den Menschenrechten in der Po- 
litik Geltung verschaffen wollte, dann aber doch aufgrund der sowjetischen Invasion in 
Afghanistan die Entspannungspolitik preisgab, um schließlich daran zu scheitern, daß ex 
die Geiseln in Teheran nicht mit Gewalt zu befreien vermochte - so erschien den durch die 
politische und wirtschaftliche Lage ihres Landes verunsicherten Amerikanern Reagan als ei- 
ne glaubwürdige Vatergestali, die »Amerika wieder groß« zu machen versprach (FR, 
29.4.81, 3. 3). 
Daß Haig drei Monate nach dem Regierungswechsel in Washington feststellte, Amerika sei 
heute wieder »so selbstsicher wie seit langem nicht mehr« (FR, 11.5.81, 5. 1), weil endlich 
die »lange Zeit der Gewissensfotschung, Unsicherheit und Verwirrunge, »diese Zeit der 
“"Nabelschau’ jetzt zu Ende sei« (ebd.), verweist auf das Ausmaß, in dein die von Reagan 
1981 betriebene Politik der Stärke Ausdruck einer manischen Selbst-Inszenierung der USA 
war, mit deren Hilfe man auf der Grundlage der Rückkehr zu den soldatischen Tugenden 
des Heldenmutes und der Opferbereitschaft - die der neue Präsident in seiner Antrittsrede 
beschworen hatte (vgl. Reagan 1981, S. 10 ff) - die Depression zu überwinden suchte, un- 
ter der man aufgrund der seit zwei Jahrzehnten andauernden Krise Amerikas litt. Hatte 
man sich in dieser Zeit schwach und unterlegen gefühlt, so inszenierte man nunmehr 
Macht und Stärke, die man dadurch zu beweisen suchte, daß man auch vor einem Krieg 
nicht mehr zurückschreckt - denn von nun an galt, was das Außenministerium deklamato- 
tisch hatte verlauten lassen: »Wir haben das Vietnam-Trauma hinter uns gelassen« (FR, 
26.5.81, 8.1). 
Wie sehr die von Reagan initiierte Politik der militärischen Konfrontation »Fiktionen« und 
einem irrationalen »W/unschdenken« verhaftet ist (Mitscherlich und Mitscherlich, 1967, S. 
20), hat in symptomatischer Weise »die massive Militärhilfe« der Vereinigten Staaten für 
die Junta in El Salvador gezeigt (Spiegel, 2.3.81, $. 131), eine Politik, die Reagan nach sei- 
nem Amtsantritt veranlaßt hat und die er auch gegen alle Kritik und Widerstände im eige- 
‚nen Lande auf der Grundlage der Auffassung verteidigt, daß (ie amerikanischen Waffen 
und Militärberater jenen Kräften helfen, »die die Menschenrechte unterstützen« {FR, 
21.3.81, 3. 2)‘. Denn indem man heute »ein armes Entwicklungsland« wie das von kaum 
fünf Millionen Menschen bewohnte El Salvador (Spiegel, 2.3.81, S. 139) zum »Schauplatz 
der Abwehıschlacht gegen den Kommunismus« macht (ebd., S. 138), obwohl »die gegen- 
wärtige Krise in Mittelamerika in eister Linie das Resuitat schon lange bestehender sozialer 
und ökonomischer Ungleichheit und des Fehlens politischer Lösungen ist, nicht aber Folge 
einer Intervention der Sowjetunion« (FR, 16.4.81, 5. 2), setzt Reagan die Politik der Ge- 
walt fort, die in den sechziger Jahren mit dem Krieg in Vietnam zu einem »bedingungslo- 
sen Einsatz der gigantischen Militärmaschinerie Amerikas gegen ein unterentwickeltes 22- 
Millionen Volks geführt hatte (Spiegel, 22.1.73, S. 63), weil man von der »missionarischen 
Aufgabe« überzeugt war, »Südostasien vor dem Kommunismus« bewahren zu müssen 
(ebd., 5. 62). 
Angesichts der Irrationalität dieser amerikanischen Gegenwartspolitik stellt sich die Frage, 
»warum das ganze Land« sich über ein Jahr lang »wie ein Mann erhob, »entschlossen, auch 
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unter großen Opfern eine gigantische zusätzliche Aufrüstung ... auf sich zu nehmen« 
(Zeit, 3.4.81, S. 3) - obwohl man annehmen sollte, daß die Amerikaner aus ihren Erfah- 
rungen mit dem Vietnamkrieg und mit Watergate gelernt haben. Daß aber Reagan die 
Mehrzahl seiner Landsleute für seine Politik zu mobilisieren vermochte, obwohl sie sich ge- 
gen ihre eigentlichen Interessen richtet, stellt uns vor ein sozialpsychologisch bedeutsames 
Problem, das sich vor dem Hintergrund einer Renaissance des autoritären Charakters erklä- 
ten läßt, der in dem Augenblick wieder an Bedeutung gewinnt, wo es einer politischen 
Führergestalt wie Reagan gelingt, auf der Grundlage seines weltanschaulichen Angebotes 
und der von ihm neu inszenierten Mythen der Vergangenheit die neurotischen Wünsche 
der Massen zu mobilisieren, um zur Macht zu gelangen’. 


2. Die Projektion der eigenen Aggression auf die Kommunisten und der Narzißmus der 
‚Amerikaner 


Hat Reagan die Russen beschuldigt, daß »sie "lügen und betrügen’ ... und sich eine Moral 
zurechtgelegt hätten, die es ihnen erlaube, ‘jede Art von Verbrechen’ zu begehen« (Spie- 
gel, 9.2.81, S. 100), so hat sein Verteidigungsminister Weinberger von der Bedrohung des 
Weltftiedens durch diesen »aggressiven, imperialistischen, tepressiven Staat« gesprochen 
(Spiegel, 28.9.81, S. 150), der auch nach Auffassug von Haig eine »Politik der Unruhestif- 
tung« verfolgt (FAZ, 20.3.81, S. 1), die die Konfrontation mit der UdSSR als »nahezu un- 
vermeidlich« und »permaneni« erscheinen lasse (ebd.). Daß aber viele Amerikaner auf- 
grund der ihnen von Reagan so dramatisch inszenierten Weltlage die Sowjets als Kriminel- 
le ohne jede Moral zu identifizieren anfingen, erlaubte es ihnen, auf diese die Unmoral 
und die Kriminalität zu projizieren, die sie im Widerspruch zu ihren sozialen Idealen so- 
wohl in ihrem von Egoismus und allseitiger Konkurrenz bestimmten Wirtschaftsleben als 
auch in der von ihm bestimmten Außenpolitik entwickeln. Denn das abenteuerliche Ver- 
halten, das die USA auf der Grundlage unzähliger Menschentechtsverletzungen entfalten, 
indem sie heute Militärdiktaturen wie in El Salvador so selbstverständlich unterstützen, wie 
sie in der jüngsten Vergangenheit einen Krieg geführt haben, bei dem 55000 Amerikaner 
und fast zwei Millionen Vietnamesen starben« (Spiegel, 1.2.82, S. 102), spalten sie von der 
eigenen Wahrnehmung ab und projizieren es auf die Sowjetunion, vor deren »Abenteurer- 
tum« Reagan deshalb warnt (Spiegel, 25.5.81, S. 124) und die als »der größte Schänder der 
Menschentechte in der ganzen Welt« perhotresziert wird (FR, 5.3.81, $. 2). 

Gerade weil sie aber infolge dieser Verschiebung ihrer Aggression auf die Kommunisten ih- 
te Feinde dämonisieren, fürchten sie zugleich die Vergeltung der von ihnen denunzierten 
Feinde. 


Im Zuge der sich damit entwickelnden Verfolgungsängste entsteht in Washington die Idee des »inter- 
nationalen Terrorismus«, der nach Haigs eigenen Worten »von Moskau aus gelenkts wird (Spiegel, 
25.5.81, S. 124), eine Unterstellung, die Reagan bekräftigt, wenn er von der Gefahr des aus der So- 
wjetunion »impottierten Terrorismus« warnt (ebd.). Was aber Reagan und Haig in der Gestalt des »in- 
ternationalen Terrorismus« als eine »Weltgefahr« beschwören, »dessen Bekämpfung eine wichtige 
Aufgabe für die Außenpolitik« der USA werde (ebd.)- erweist sich als eine in Wirklichkeit unbegrün- 
dete Verfolgungsphantasie. Denn eine derartige Gefahr gibt es real nicht, da Terrorismus »auf der 
Prioritätsliste des FBI erst an 17. Stelle« steht (ebd.), und es nach Auskunft des FBI-Chefs keine »Be- 
weise für sowjetisch geförderten Terrorismus inerhalb der Vereinigten Staaten« gibt (ebd.). 
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Die dramatische Inszenierung eines von Moskau aus gesteuerten Terrorismus erweist sich 
jedoch als eine den hertschenden Interessen dienliche Verfolgungsphantasie, weil sich mit 
ihrer Hilfe die Massen für eine zu ihren Lasten ausgetragene Innenpolitik mobilisieren las- 
sen, die ihr inneres Gleichgewicht erneut erschüttert, weil ihr Selbstgefühl ohnehin unter 
der anhaltenden Krise der amerikanischen Wirtschaft - mit einer Inflationsrate von über 
14 Prozent und einer Arbeitslosenzahl von über acht Millionen (vgl. Spiegel, 11.8.80, S. 
94 und Stern, 19.11.81, S. 278) - gelitten hat. 

Wenn aber Reagan davon spricht, daß »die Position der USA heute prekärer als am Tag 
nach Pearl Harbor« sei (Spiegel, 9.2.81, S. 124), dann funktionalisiert er in dramatischer 
Weise die Verfolgungsphantasie eines von Moskau aus gesteuerten internationalen Terro- 
rismus im Interesse der wirtschaftlich Mächtigen, um die narzißtische Wut der Massen, mit 
der sie auf die sich verschärfenden inneren Widersprüche ihres Landes reagieren, auf der 
Grundlage des Kampfes gegen den Kommunismus neu zu inszenieren, ein Gefecht, das 
Reagan zur weltpolitischen Seeschlacht zwischen Amerikanern und Russen stilisiert, für die 
er auch Europa und die Dritte Welt zu mobilisieren sich bemüht. 

Die gigantische Aufrüstung gegen die sozialistischen Länder, die Unterstützung rechtsex- 
tremistischer Militärdiktaturen im Kampf gegen die nationalen Befreiungsbewegungen der 
Dritten Welt und schließlich die Gefährdung der Sicherheit Europas aufgrund der von 
Mechtersheimer so bezeichneten »Europäisierung der Atomkriegsgefahr« (Spiegel, 9.2.81, 
S. 111) sind Ausdruck eines dramatischen Angriffs Washingtons auf die ganze Menschheit. 
Denn die Tatsache, daß Reagan den Beifall seiner Landsleute findet, wenn er angesichts 
der 200 Millionen Amerikaner die über drei Milliarden Menschen auf der Erde als den 
»Rest der Welt« bezeichnet (Reagan 1980, S. 29), der wieder lernen müsse, die USA als 
Großmacht zu »respektieren« (ebd.), verweist auf das Ausmaß, in dem die Amerikaner die 
westeuropäischen Verbündeten, die Kommunisten und die Menschen der Dritten Welt 
nicht als Angehörige autonomer Nationen, sondern vielmehr »als Fehler in einer narziß- 
tisch wahrgenommenen Realität« betrachten (Kohut 1975, S. 233). 

Denn dadurch, daß die Amerikaner die Sowjets als eine Bande von Mördern und Dieben 
perhorteszieren, weil sie mit ihrer Gesellschaftsordnung »den Glauben an die liberale 
Wirtschaft und die liberalen politischen Institutionen als ‘natürlichen’ ewigen Erschei- 
nungsformen erschüttert« haben (Adorno 1973, S. 271 £), daß sie die nationalen Befrei- 
ungsbewegungen der Dritten Welt als »Tertororganisationen« denunzieren (Spiegel, 
25.5.81, S. 3), obwohl die Vereinigten Staaten selbst »ein Kind des Aufstandes gegen 
fremde, ungerechte Herrschaft« sind (FR, 21.3.81, S. 3), und daß sie schließlich Druck auf 
die Europäer ausüben, indem sie ihnen zum Vorwurf machen, daß sie die US-Politik »nicht 
aggressiv genug« unterstützen (FR, 31.3.81, S. 1) und in einer provinziellen Weise an der 
Entspannungspolitik festhalten, weil sie nicht »über Europa hinaus« schen (FR, 4.6.81, S. 
1), sondern mit ihrer Friedensbewegung vielmehr »einer sowjetischen Langzeitptopaganda« 
unterliegen (FR, 19.10.81, S. 1) - machen sie alle Nichtamerikaner zu einem »widerspen- 
stigen Teil« ihres »erweiterten Selbst«, weil sie davon überzeugt sind, daß sie »das Recht« 
haben, »volle Kontrolle« über sie »auszuüben«, da ihre »bloße Unabhängigkeit«, ja schon 
ihr »Anderssein ... eine Beleidigung« für sie darstellt (Kohut 1975, S. 233). 

In diesem grandiosen Gefühl der eigenen Überlegenheit gegenüber dem »Rest der Welt«, 
der es versäumt, »den absolutistischen Ansprüchen gemäß zu leben« (ebd.), die Amerika 
an alle anderen Nationen stellt, werden seine Landsleute auch duzch die von Reagan for- 
ciert vorangetriebene Aufrüstung bestärkt, für deren neue Waffensysteme sie sich mehr 
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und mehr begeistern. Denn gerade weil es den Technologen gelungen ist, die »Sprache des 
Technischen gewissermaßen ... zn die des Sexuellen« zurückzuübersetzen (Anders 1970, S. 
107), vermochten sie mit ihren Raketen »kollektive Phalli« zu produzieren (ebd., S. 101), 
von denen sich die Massen auch heute wieder wie zur Zeit der Mondlandungen faszinieren 
lassen. So ist sich Reagan auch des Beifalls seiner Zuhörer sicher, wenn er sich für den erfol- 
greichen Flug der Raumfähre »Columbia« begeistert und davon spricht, daß »uns« anläß- 
lich dieses Ereignisses »die Welt im Triumphe« sieht (FR, 16.4.81, S. 1). Reagans Worte, 
der Jungfernflug des Raumgleiters beweise, »daß wir ein freies Volk sind, das große Taten 
vollbringen kann« (ebd.), erweist sich so als Ausdruck amerikanischer Größenphantasien. 
Denn auf der Grundlage dieser Begeisterung für die technologischen und militärischen 
Fortschritte Amerikas wehrt man die Depression manisch ab, die die Bewohner des teich- 
sten Landes der Erde bedroht, weil sie den gesellschaftlichen und politischen Problemen 
der »zwei Milliarden Menschen, die weit unterhalb jeglicher statistisch fixierbarer Armuts- 
grenze leben« (ebd., S. 3), so gleichgültig gegenüberstehen, daß sie zu einer Kürzung der 
Entwicklungshilfe bereit sind, weil »die Völker der Dritten Welt sowieso an Armut ge- 
wöhnt seien« (FR, 6.8.81, S. 1). 

Auf der Grundlage der Identifikation mit den neuen Waffen, die die Rüstungsindustrie 
derart im Gewande kollektiver Phalli offeriert, erleben die Amerikaner »eine ungeheure se- 
xualprotzetische Steigerung ihres Selbstbewußtseins« (Anders 1970, S. 104), mit der sich 
die Allmachtsphantasien ihres grandiosen Selbst durchsetzen, die sich mit den Affekten 
der narzißtischen Wut amalgamieren, die die Waffen auf sich ziehen, weil sie die Mittel 
sind, mit denen man sich endlich an den Sowjets für die Kränkungen rächen kann, die die 
Amerikaner aufgrund der wachsenden sozialen Konflikte im eigenen Lande erfahren. 


3. Der paritanische Glaube als massenbildende Weltanschauung und die Sauberkeit der 
amerikanischen Kriegführung 


Als Samuel T. Cohen, der Erfinder der Neutronenwaffe, anläßlich seines Besuches im Vati- 
kan die Gelegenheit hatte, dem Heiligen Vater als »Vater der Neuttonenbombe« vorge- 
stellt zu werden (Spiegel, 14.9.81, S. 187), versicherte er Wojtyla auf dessen Frage, ob er 
denn für den Frieden arbeite, daß er »sein Bestes« getan habe und durch das »Vorbild« des 
Papstes »inspiriert gewesen sei« (ebd.). 

Daß Cohen die Arbeit an der von ihm selbst als »scheußliche« Mordwaffe bezeichneten 
Neutronenbome (ebd., S. 186) in Einklang zu bringen vermag mit der christlichen Maxime 
der Nächstenliebe, die der Stellvertreter Gottes auf Erden zu predigen weiß, ist nur vor 
dem Hintergrund der Tatsache verständlich, daß Reagan seine Politik der militärischen 
Konfrontation gesamtgesellschaftlich duschsetzt, indem er auf der Grundlage einer Rück- 
kehr zu den Tugenden der Pionierzeit den puritanischen Glauben der ersten Siedler wie- 
derbelebt, die in der Neuen Welt »als ein leuchtendes Beispiel« der Menschheit zeigen 
wollten, »wie es in einer nur nach dem Wort Gottes lebenden Gemeinschaft zuginge« (Ki- 
lian 1979, S. 29). Indem Reagan seine Landsleute im Wahlkampf immer wieder an diese 
Worte von John Winthrop erinnerte (vgl. Spiegel, 19.1.81, 5. 95), hat er ihnen signalisiert, 
daß seiner Auffassung nach die Amerikaner zu einem »Rendezvous mit der Vorschung« aus- 
erwählt seien (ebd.), dementsprechend »es einen göttlichen Plan gibt, der dieses Land ei- 
nem Volk von besonderer Bestimmung überschrieben hats (ebd., $. 94). 
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Mit diesem Credo hat Reagan Pattei für die »religiöse Front einer neuen politischen Rech- 
ten« genommen (Spiegel, 8.9.81, S. 139), die im Wahlkampf an Millionen fundamentali- 
stischer Christen mit dem imperativen Anspruch herantrat, daß Reagan nicht zu wählen 
»eine Sünde gegen den allmächtigen Gott« sei (ebd.). Denn anders als bei den Christen, 
die sich heute in der Friedensbewegung politisch engagieren’, hat die Religion bei den 
Neokonservativen in den letzten fünf Jahren deshalb eine testaurative Erneuerung erfah- 
ten, weil die Pfarter angefangen haben, im Radio und im Fernsehen »im Stil von Showma- 
stern« aufzutteten (Spiegel, 22.1.79, S. 134), um für Gott in ihren aus »Unterhaltung, Pre- 
digt und Gesundbetung« gemischten Programmen (Spiegel, 8.9.80, S. 139) zu werben. So 
wie diese religiösen Fanatiker Huxleys »Schöne, neue Welt« und Millers »Tod des Hand- 
lungsteisenden« aus dem Unterricht verbannen wollen, so haben sie bereits vereinzelt Bü- 
chetverbrennungen organisiert und in 34 von 50 US-Bundesstaaten den Versuch unter- 
nommen, »Bücher aus den Bibliothekstegalen zu verbannen« (Spiegel, 29.6.81, S. 121). 


Wenn aber Reagan heute »beinahe so vehement gegen Abtreibung, Empfängnisverhütung und vore- 
helichen Geschlechtsverkehr zu predigen weiß wie der Papst« (Spiegel, 27.10.80, S. 153), dann kann 
er der Unterstützung durch die Radio- und TV-Prediger sicher sein, für die sein Schwächlinge ist, »wer 
für Abrüstung eintritt, ein Abartiger, wer Homosexuelle im öffentlichen Dienst toleriert, ein Mörder, 
wer die Abtreibung befürwortet« (ebd., S. 139). 


Diese von Kirche und Staat gemeinsam getragene Offensive gegen Sexualität und Sozialis- 
mus verweist auf den Umfang, in dem in der Gegenwart das weltanschauliche Angebot des 
Putitanismus an die anale Charakterbildung des Kleinbürgertums anknüpft, um als das 
Ziel von Ordentlichkeit und Sauberkeit die Erneuerung Amerikas so zu bestimmen, wie 
der anale Sadismus auf die Homosexuellen und die Kommunisten zu vetschieben sei. 


Um dieser so fanatisch und eigensinnig vorangetriebenen Kampagne gegen den Schmutz und die Un- 
ordnung Nachdruck zu verleihen, hat Jerty Falwell, der erfolgreichste aller Fernsehprediger, den Rea- 
gan als »moralisches Gewissen der Nation« schätzt, die »Moral Majority« gegründet, die »anständige 
Mehrheit«, die »ganz im Sinne der regierenden Republikaner für einen ‘sauberen Bildschirm’, für hö- 
here Verteidigungsausgaben sowie gegen Schwangerschaftsabbruch und Homosexualität« kämpft 
(Stern, 23.7.81, S. 98). 


in seinet sonntäglichen »Old Time Gospel Houis, die von »273 Fernsehstationen übernom- 
men« wird (Spiegel, 8.9.80, S. 139), greift Falwell zu denselben Worten wie Reagan, in- 
dem er gegen die Sowjets als »Monster im Kreml« hetzt, die seiner Auffassung nach »vom 
Himmel nichts zu erwarten« haben, weil sie »wie alle Kommunisten ‘Mörder, Betrüger und 
Lügner’« seien (Stern, 23.7.81, S. 98). Dieser Denunziation der Sowjets dutch Kirche und 
Staat entspricht die Idealisierung der amerikanischen Politik, die den Anspruch einlösen 
soll, den Falwell mit seiner Evangelisation erhebt. Denn Reagan ist der Auffassung, daß 
die Politik »die höchsten moralischen Erwartungen erfüllen« soll, so daß »die Regierungsge- 
bäude etwas von der moralischen Kraft ausstrahlen ... wie unsere Kathedralen und Kir- 
chen, unsere Tempel« (Spiegel, 27.10.80, S. 164). 

Wo aber die sozialen und politischen Zusammenhänge derart vereinfacht werden, daß 
Amerika als der Verteidiger des Sauberen und Guten idealisiert wird, während man die 
Gewalt der eigenen Politik aus der Wahrnehmung abspaltet und auf den Feind projiziert, 
da werden die Russen als übermächtige Verfolger erlebt, so daß man die Angst vor ihnen 
nut durch die Aufspaltung des bedrohlichen Objekts abzuwehren vermag (vgl. Klein 
1962, S. 105 ff). Denn daducch, daß man das böse Objekt »in winzige Fragmente zeısplit- 
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tert und auflöst« (Segal 1964, S. 80), stellen sich die Sowjets für die Amerikaner nur noch 
als bedeutungslose Objekte dar, die nichts anderes sind als Ungeziefer. Die Kehseite die- 
set Abwehr gegen die Verfolgungsängste ist jedoch die Schwächung der Wahrnehmungsfä- 
higkeit des Ichs, weil mit der Fragmentierung des bösen Objekts der Verfolger die Gestalt 
einer unüberschaubaren Masse »bizarrer Objektes annimmt (vgl. ebd.), die den Körper 
und die Seele des Amerikaners so zu vergiften drohen wie sein Land: 


Das »Böse« gewinnt »den Anstrich der hygienisch interpretierten Undurchsichtigkeit, in deren Schutz 
das Unsaubere, Trübe, Anstößige, Ungehörige, Unkorrekte, Recht und Moral Gefährdende schim- 
melpilz- und ungeziefergleich wuchert, wenn man es nicht rechtzeitig austilgt« (Alsheimer 1966, S. 
27). 


Gerade weil sich aber dem autoritären Charakter in den USA die Möglichkeit bietet, seine 
anal-sadistischen Wünsche dem weltanschaulichen Angebot des Puritanismus entspre- 
chend im Dienste eines »Kampfes für das Gute in der Welt« zu funktionalisieren, um »das 
Böse« auszurotten, ist die Idealisierung einer Politik der militärischen Stärke die Folge. 
Denn wie in Vietnam wird der Krieg für die Amerikaner zu einer »hygienischen Kampag- 


ne« (ebd.), 


einer »Sprayaktion mit Insekten- und Unkrautvertilgungsmitteln zu dem Zwecke, durch die Ausmer- 
zung möglichst vieler "kommunistischer Schädlinge’ im Land wieder ‘saubere’, ‘klare’ und “über- 
sichtliche’ Verhältnisse herzustellen« (ebd., S. 28). 


Wo aber das Schlachtfeld zur Szenerie einer systematischen »Schädlingsbekämpfung« wird 
(ebd.), um den »Weg für ein System politischer Hygiene und Rechtschaffenheit« frei zu 
machen (Marcuse 1968, .S. 26), da setzt sich der autoritäre Charakter in seiner gefährlich- 
sten Gestalt dutch: Denn dem »manipulativen Typus«, der sich derart Geltung verschafft, 
fehlen »Objektkathexis und emotionelle Beziehungen» in demselben Maße (Adorno 1973, 
S. 334 f), wie er »alles Technische, alle Dinge, die als "Werkzeug’ benutzt werden können, 
... mit Libido« besetzt, um »in einer Art zwanghaftem Überrealismus ... alles und jeden als 
Objekt« zu betrachten, »das gehandhabt, manipuliert und nach den eigenen theoretischen 
“und praktischen Schablonen erfaßt« wird (ebd., S. 335). 
Spricht man die dem manipulativen Typus eigene »nüchterne Intelligenz und die fast 
komplette Absenz von Affekten« im allgemeinen Faschisten wie Himmler zu (ebd.), so ist 
es im Zusammenhang unserer Überlegungen zumindest bemerkenswert, daß auch der 
neue amerikanische Präsident mit »totalitären Lösungen« sympathisiert, wie es sein Auftre- 
ten zu Anfang des Vietnamkrieges dokumentierte, als er ein probates Mittel zur Beendi- 
gung des Krieges gefunden zu haben glaubte: 


»Wir sollten Nordvietnam den Krieg erklären. Dann könnten wir bis Mittag das ganze Land einebnen 
und wären zum Abendessen wieder zu Hause« (Reagan 1980, S. 32). 


Wenn auch der Wunsch, mit Vietnam an einem einzigen Tag fertig zu werden, Ausdruck 
einer Größenphantasie war, die an der Realität des vietnamesischen Widerstandes scheitern 
sollte, so wurde doch die Größenidee, das Land einzuebnen, zumindest in erheblichem 
Umfang Wirklichkeit, als man Vietnam durch 28 Millionen Bomben und Granaten verwü- 
stet (vgl. Spiegel, 22.1.73, S. 64) und seine wertvollen Edelholzwälder mit großen Bulldo- 
zern niedergewalzt hatte (vgl. Spiegel, 29.1.73, S. 69). 

Der vom analen Sadismus bestimmte Beseitigungswunsch (vgl. Abraham 1924, S. 122), 
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Vietnam einzuebnen und es zum Fußboden? einer mit Hilfe modernster Technologien sy- 
stematisierten Aktion des »Aufräumens« zu machen (vgl. ebd., $. 123), um dieses Land 
mit seinen undurchsichtigen und trüben Dschungeln »vom Feinde« zu »säubern« (ebd.), 
ist Ausdruck einer den manipulativen Typus faszinierenden Kriegführung, die mit der 
Entwicklung der Neutronenwaffe einen neuen Höhepunkt erreicht hat. Zwar hatte es 
schon die moderne Rüstungstechnologie ermöglicht, das Schlachtfeld zum Szenarium ei- 
ner hygienisch begründeten »Massensäuberung des guten Gewissens« zu machen (Marcuse 
1968, S. 26), weil mit dem Militärflugzeug und der Rakete »die menschlichen Opfer ... der 
Wahrnehmung des Täters« so entrückt sind (ebd., S. 25), daß sie tatsächlich nur noch als 
unter Beschuß genommenes Ungeziefer erscheinen. Jedoch läßt sich die »Ideologie der 
Schädlingsbekämpfung« (Alsheimer 1966, S. 28) mit der Neutronenbombe in einer neuen 
Weise in die Wirklichkeit übersetzen, weil es sich nach Auffassung der Amerikaner um ei- 
ne »saubere Kernwaffe« handelt, die anders als die traditionelle Nuklearwaffe zwar »die 
Menschen tötet, aber Eigentum verschont« (Spiegel, 14.9.81, S. 186). 

Gerade weil »statt zerstörter Städte dahinsiechende Menschen und kranke Natur« die Fol- 
gen ihres Einsatzes sind (Spiegel, 17.8.81, S. 28), entspricht die Neutronenwaffe den Be- 
dürfnissen des manipulativen Typus: »sauber« erscheint ihm diese Waffe deshalb, weil sie 
bloß die ihm gleichgültigen Menschen tötet, während sie den materiellen Besitz verschont, 
der ihm seiner analen Charakterbildung entsprechend allein ais wertvoll erscheint. Zwar 
sind »die biologischen Zerstörungen bei der Neutronenwaffe um so verheerender« (ebd.), 
weil im weiteren Umkreis des unmittelbaren Zentrums der Neutronenexplosion der Tod 
erst nach Stunden oder Tagen, in den schlimmsten Fällen gar erst »nach einigen Wochen 
langsamen, äußerst schmerzhaften körperlichen Verfalls« eintritt (ebd.). Jedoch tritt die 
Bedeutung dieser Tatsache hinter den alle Aufmerksamkeit auf sich zichenden Sachverhalt 
zurück, daß die Kriegsführung nunmehr zu einer Funktion eines phänomenalen Zusam- 
menwirkens technologischer und mikrobiologischer Errungenschaften wird: Was bisher ei- 
ne hygienische und moralische Kampagne war, die zur Ausrottung des feindlichen Unge- 
ziefers erforderlich war, gewinnt nunmehr die Autorität eines medizinischen Eingriffs. 
Denn die Menschen werden nicht mehr wie bei der konventionellen Atombombe durch 
die Druckwelle zerfetzt und durch die Hitze verbrannt, sondern werden wie in einem La- 
bor »versaftet« (»juiced«) (ebd.) - weil die Folgen der Neutronenexplosion vergleichbar sind 
»mit Milliarden kleiner Injektionen hochwirksamer Säure« (ebd.). 

Gerade weil der Terror und die Greuel, den die Amerikaner mit den von ihnen entwickel- 
ten Waffen im wachsenden Umfang anzurichten imstande sind, mit ihren demokratischen 
und sozialen Idealen so unvereinbar ist, läßt sich diese Diskrepanz nur dadurch über- 
brücken, daß man den Anschein der Sauberkeit und Hygiene dieser Waffen auch dadurch 
erzeugt, daß man den Kriegsschauplatz in ein medizinisches Laboratorium verwandelt. 
Wo nämlich davon gesprochen wird, daß die Neutronenwaffe »eigentlich ein riesiger Rönt- 
genapparat« sei (Spiegel, 14.9.81, S. 186), und wo man die neuen Mittelstreckenraketen 
als Mittel betrachtet, um im Krisenfall von Westeuropa aus »chirurgische Einzelschläge ge- 
gen ausgewählte militärische und politische Ziele« wie den Kreml anzudrohen (Spiegel, 
9.2.81, S. 110), den man damit »aus dem Antlitz der Erde herausoperieren« könne, so daß 
sich »der ‘Nebenschaden’ selbst in Moskau in Grenzen hält« (ebd., S. 111) - da setzt sich 
der falsche Schein durch, als ob die militärischen Operationen bloß prophylaktische und 
therapeutische Maßnahmen darstellen, die der Abschreckung dienen und auch den Feind 
vor größerem Schaden bewahren sollen. 
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4. Massenbildung auf der Grundlage der um den Cowboy entstandenen Mythenbildung 


Ausgerechnet am 36. Jahrestag des nuklearen Angriffs auf Hiroshima, als die Japaner in ei- 
ner Feierstunde im Friedenspark dieser Stadt jener Katastrophe gedachten, um nicht zu- 
letzt »die Namen von weiteren 2753 Menschen, die in den vergangenen zwölf Monaten 
den Folgen der Strahlenschäden erlagen beziehungsweise erst jetzt als Opfer des amerika- 
nischen Angriffs bekannt geworden waren, auf der Gedenktafel des schwarzen Ehrenmals« 
einzutragen (FR, 7.8.81, S. 1) - gab Ronald Reagan das Signal zum Bau der Neutronen- 
bombe (vgl. FR, 10.8.81,S. 1 und FR, 14.8.81, S. 1). Signalisierte Reagan mit dieser Geste 
der ganzen Welt, daß die Amerikaner schon 1945 bewiesen haben, daß sie keine Skrupel 
kennen, Nuklearwaffen einzusetzen, wenn es darum geht, einen Feind zu vernichten, der 
ihnen wie heute schon wieder die Sowjets ein Pearl Harbor aufzwinge, so vermochte er die 
Amerikaner mit diesem Verhalten gerade auch deshalb für sich einzunehmen, weil er diese 
politische Entscheidung vor Journalisten rechtfertigte, indem er sich am Gartentisch vor 
seiner Ranch als Westerner in Szene setzte, der seinen Erläuterungen mit einem breiten Lä- 
cheln und mit weit ausholenden Gesten seiner Hände und Arme über die vor ihm stapel- 
weise angeordneten Papiere Nachdruck verlich (vgl. Spiegel, 17.8.81, S. 17). 

Daß unter Reagans Choreographie die politische Entscheidung für die Neutrtonenbombe 
zu dem Entschluß eines Cowboys wurde, der an der Grenze zur entlegenen Wildnis Kali- 
forniens noch als Präsident Holz hackt, ein Stück Weg rodet und auf seinem Pferd austeitet 
(vgl. Spiegel, 19.1.81, S. 93), mußte auch deshalb als ein Beweis für »Leadership« gegen- 
über den Widerständen im eigenen Lande und der Kritik in Europa imponieren (Spiegel, 
17.8.81, S. 22), weil er auf diese Weise den Wünschen und Träumen all der »Büroange- 
stellten und Geschäftsleute« entsprach, die heute »wie einst die Law-and-Order-Helden 
aus Wildwest ... von Los Angeles bis New York Stiefel und Hut« tragen (Stern, 30.4.81, S. 
28). 
Gerade weil die Amerikaner heute den Westerntrend zur Mode machen und dem Cowboy- 
Film eine Renaissance ermöglichen (vgl. Stein 1981, S. 25), um ihr durch die gegenwärtige 
Krise Amerikas gestörtes Selbstgefühl zu restituieren, fällt es ihnen leicht, ihr Land als das 
»Marlboro Countrys zu identifizieren (vgl. z.B. Newsweek, 13.4.81, S. 31 oder Newsweck, 
20.4.81, Rückseite). Denn hierbei handelt es sich um den Namen für eine Inszenierung, 
die suggeriert, daß der Amerikaner sein Glück in der entpolitisierten, aber für einen Ziga- 
rettenkonzern profitablen Gestalt einer Privatsphäre findet, in der er die »Freiheit unbe- 
schränkten Handelns« (Lorenzer 1981 a, S. 170) als ein Cowboy entdecken kann, weil ihm 
eine »Regression ins Passiv-Genußvolle« die Marlboro ermöglicht, mit der sich die Sorgen 
um die soziale und politische Realität so verflüchtigen wie der Rauch dieser Zigarette. Ge- 
rade weil diese Bilderwelt den Marlboro-Helden in der »irreal fernen Landschaft« einer 
noch unbetretenen Natur ansiedelt, wirkt sie als »abstraktes Gegenbild zu den täglich er- 
fahrenen Freiheitseinschränkungen« (ebd.), indem sie Autonomie vexheißt, sobald sich der 
Alltagsmensch mit Hilfe der Zigarette als Westerner in Szene setzt. 

Mit der Amtsübernahme des neuen Präsidenten ist diese Szenerie politisiert worden: Denn 
wie esin der Wahlkampfzeit auf den Plakaten versprochen wurde, die Reagan mit Cowboy- 
hut abbildeten, wird dieses Amerika von Tag zu Tag mehr zum »Reagan Country« (Stern, 
30.4.81, S. 26 oder auch Ferguson und Rogers 1981, 5. 78). Die Verheißung eines »Reagan 
Country« bedeutet aber, daß es dem neuen Präsidenten gelungen ist, eine »illusionär-sym- 
biotische Szenerie« zu schaffen (Lorenzer 1981 a, S. 170), die er selbst in der bildhaften 
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Gestalt des Westerners behertscht, eine neue Vaterfigur, die die Massen zu ihrem kollekti- 
ven Ich-Ideal erhoben haben, weil er sich als der von ihnen bewunderte Cowboy in Szene 
setzt, den er in zahlreichen Western-Filmen geschauspielert hat. Das bedeutet aber, daß 
Reagan sein wirtschaftliches und militärisches Programm durchsetzt, indem er die Masse 
nicht nur über das Über-Ich durch die Erzeugung von Angst und Schuldgefühlen auf der 
Grundlage einer Wiederbelebung der zur Weltanschauung verkommenen puritanischen 
Religion anspricht, sondern sie auch über das Ich-Ideal durch den Rückgriff auf illusionäre 
Hoffnungen und falsche Idealbildungen auf der Basis der »Verführungsgewalt der Bilder« 
für sich einnimmt (Lorenzer 1981 b, S. 1ıy, indem er sich als der in der Bilderwekt des We- 
stens idealisierte Frontier der Pionierzeit in Szene setzt. 

Folgt Reagan mit dieser Selbst-Inszenierung als Cowboy dem Beispiel Roosevelts, der in 
den dreißiger Jahren das infolge der Weltwirtschaftskrise depressiv verarmte Selbstgefühl 
seiner Landsleute auf der Grundlage einer Rückkehr zu den Tugenden des Westerners zu 
erneuern vermochte (vgl. Seeßlen, Weil 1979, S. 80 f), so erklärt sich doch die Tatsache, 
daß heute die auf die ersten Siedler zurückgehende puritanische Weltanschauung und die 
um sie entstandene Bilderwelt° schon wieder Inszenierungen ermöglichen, die Reagans Po- 
litik zu beschönigen und rechtfertigen imstande sind, dadurch, daß sie schon in den Grün- 
derjahren im Dienste einer von Gewalt bestimmten Politik funktionierten. Denn die mit 
der Landnahme und Urbarmachung des nordamerikanischen Kontinents entstandenen 
»Pseudomythen« um den Cowboy (Lorenzer 1981 a, S. 119) und die von den Neuenglän- 
dern entwickelte Gestalt der puritanischen Religion sind nicht einfach Ausdruck einer Ge- 
schichte Amerikas, die vom »Ethos der Demokratie und der Gleichheit« getragen wäre (Ja- 
cobs, Landau, Pell 1971, S. 32); vielmehr sind sie Ausdruck einer Idealisierung, mit deren 
Hilfe man die Tatsache abwehrt, daß diese Geschichte der Gründerjahre zugleich dutch ei- 
ne »Politik des Rassenhasses und Völkermordes« bestimmt wurde (ebd.). Denn für die Ent- 
faltung Amerikas zur Großmacht war die Versklavung der aus Westafrika deportierten 
Schwarzen so konstitutiv wie der Massenmord an den indianischen Völkern’. 

Der amerikanische Holocaust, dem die Ureinwohner der Neuen Welt zum Opfer fielen, 
war nämlich das Resultat einer Politik des Schreckens, für deren unmittelbare Gewalt »der 
Dauereinsatz der eigens für den Indianerkampf geschaffenen U.S.Cavalty« (Spiegel, 
19.11.79, S. 216) so typisch war wie das Kopfgeld für einen gefangenen oder getöteten In- 
dianer, das 100 Dollar betrug - gleichgültig, ob es sich um Krieger, Frauen oder Kinder 
handelte (vgl. Biegert 1976, S. 21). 

Hatte der freundliche Indianer die ersten Siedler »vor dem Hungertod« gerettet (Jacobs, 
Landau, Pell 1971, S. 41), indem er sie lehrte, wie man Mais und andere grundlegende 
Nahrungsmittel anbaut (vgl. ebd., S. 44 f), so schien er ein »heidnisches Paradies zu ver- 
heißen, »von dessen Wiedergewinn die Amerikaner in den Wäldern.der Neuen Welt ge- 
träumt haben, ein naturhaftes Eden, das mit dem einbrechenden Christentum verloren 
ging« (Fiedler 1968, 5. 135). War derart für den in die Wildnis verpflanzten »WASP (Whi- 
te Anglo-Saxon Protestant)« (ebd., S. 13) der Indianer »ein radikal fremdes Wesen« (ebd., 
S. 25), der ihn in schmerzlicher Weise daran erinnerte, daß das von ihm geschaffene 
Selbst, »das immerzu sich bezwingt«, darüber »das Leben versäumt« (Horkheimer, Adorno 
1944, S. 52), so wurde der Wilde für den weißen Amerikaner zum Symbol dafür, was die- 
ser aufgrund seiner auf »Gehorsam und Arbeit« beruhenden Zivilisation (ebd., S. 33) als 
sündhafte Sinnlichkeit tabuierte. Mit der Eroberung Amerikas hatte dieser WASP damit 
die Möglichkeit gefunden, der inneren Abwehrkampf seines Ichs gegen die tabuierten 
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Triebansprüche im Kampf gegen den Indianer an der Grenze zur Wildnis in Szene zu set- 
zen. . 

Die allgemein verbreitete Phantasie, daß der Indianer nur darauf aus sei, die weißen Müt- 
ter zu vergewaltigen und ihre Säuglinge zu erschlagen (vgl. ebd., S. 49 und S$. 106 ff), 
bringt den auf den Indianer projizierten Inzestwunsch mit der Mutter in demselben Maße 
zum Ausdruck, wie den auf ihn projizierten Wunsch »nach der Schändung der weißen 
weiblichen Unschuld« (ebd., S. 108), mit dem sich die Amerikaner an den Frauen dafür zu 
rächen suchen, daß sie ihnen die Lust verweigern, die sie als Mutterfiguren nicht gewähren 
dürfen. 

Gerade weil aber der in Wirklichkeit »sexuell zurückhaltende Indianer (ebd., S. 49) auf- 
grund der auf ihn projizierten Wünsche des WASP als zügellos seine Sexualität ausleben- 
der Wilder identifiziert wurde, verletzte er das Gesetz des Vaters, das der Weiße an der 
Grenze zur Wildnis zu verteidigen suchte. Der Schmerz des Frontiers, um die Sexualität 
betrogen worden zu sein, wurde so zur Lust, als er sich als strafender Vollstrecker der väter- 
lichen Ordnung in Szene setzte: Indem er die aufgrund seiner Sexualängste stets befürch- 
tete Kastration durch die Kastration der Ureinwohner inszenierte, eine Kastration, die nur 
mit Mühe dadutch verhüllt wurde, daß sie sich vom Genitale auf das zu skalpierende 
Haupthaar des Indianers verschob. Doch schon bald projizierten die Siedler der englischen 
Kolonien auch diese von ihnen verübte Grausamkeit auf den »bösen Indianei« und »hiel- 
ten das Skalpieren ... für ein völlig unbegreifliches Verbrechen der Ureinwohner, obwohl 
esin Wirklichkeit bei den Indianern gar nicht Brauch war, bis der weiße Mann für Exschla- 
gene Prämien auszusetzen begann (ebd., S. 46). 

Auf diese Weise gewann der Amerikaner seine neue Identität dadurch, daß er als Europäer 
aufgrund seiner Auswanderung die Möglichkeit gewann, in der Weite des Westens noch 
einmal die Gewalt in Szene zu setzen, mit der das ihm von der Zivilisation auferlegte 
Über-Ich sein Ich in der Erge des psychischen Raumes gezwungen hatte, die Triebansprü- 
che zu disziplinieren und eine anale Charakterbildung zu ermöglichen, um dem weltan- 
schaulichen Angebot des protestantisch-kapitalistischen Geistes entsprechend Arbeitsam- 
keit und Ordentlichkeit, Besitzgier und Sauberkeit zu entwickeln (vgl. Fromm 1970, S. 59- 
68). Aus diesem Grunde wurde für die Weißen der Völkermord an den Indianern zu ei- 
nem Mittel, um sich dafür zu rächen, was ihnen die westliche Zivilisation angetan hatte. 
Die Verleugnung und Verdrängung der Geschichte dieses amerikanischen Holocaustes ge- 
lang aber in dem Maße, wie man im Rückgriff auf »die maximal 35.000 realen Cowboys der 
Jahrhundertwende« (ZEITmagazin, 10.4.81, S. 10) eine Bilderwelt erfand, die mit dieser 
Vergangenheit zu versöhnen imstande war: Diese Vichtreiber, die nichts anderes waren als 


»ausgemergelte, arme Schlucker aus Irland und Galizien, Einwanderer aus Mexico und Armenien, 
Flüchtlinge aus den ausgepowerten Südstaaten (unter ihnen rund 8000 Schwarze) und dem Nirgend- 
wo von New York City« (ebd.), 


wurden zum Gegenstand einer Mythenbildung, mit deren Hilfe die Siedler zur Zeit der Er- 
oberung und Besiedlung des Westens nachträglich zu idealisierten Cowboys gemacht wur- 
den, denen ein »sorgfältig austariertes Cowboy-Image« verliehen wurde, das als erster Wil- 
liam F. Cody alias ‘Buffalo Bill’ in alle Welt verkaufte (vgl. ebd.). 

Daß aber diese »Gewalt« des Frontiers, die einstmals in den leeren Weiten« des nordame- 
tikanischen Kontinents »tolerierbar« gewesen sei, sich in der Gegenwart »zurückgewandt 
habe gegen das moderne Amerika, wo es mit dem Drauflos-Schießen weitergeht« (Time, 
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13.4.81, S. 34), ist eine ins öffentliche Bewußtsein so selbstverständlich eingegangene Auf- 
fassung, daß sie auch noch ein Journalist anläßlich des Attentats auf Reagan vertreten hat, 
um für die Forderung nach Waffengesetzen Partei zu ergreifen. Dieses Beispiel verdeut- 
licht aber den Einfluß der um den Cowboy entstandenen Mythenbildung auf das Alltags- 
bewußtsein, eine Bilderwelt, die den Massenmord an den Indianern entwirklicht, indem 
sie die Neue Welt zu einem Land der »leeren Weiten« stilisiert, das erst die Siedler bevöl- 
kert zu haben scheinen. War die von den Amerikanern idealisierte Gewalt der Pioniere in 
Wirklichkeit durch den an den Indianern begangenen Holocaust ihres verbrecherischen 
Charakters überführt worden, so suchte der Pseudomythos um den Westerner auf der 
Grundlage dieser die menschliche Existenz der Ureinwohner ausradierenden Inszenierung 
nach einer seinen Interessen angemessenen Erklärung dafür, weshalb die Gewalt des We- 
sterners heutzutage unglaubwürdig geworden sei: Sei die Gewalt der Cowboys auf die 
»menschenleeren Weiten« der Prairien zugeschnitten gewesen, wo die Waffe im Kampf ge- 
gen die Wildnis unerläßlich gewesen sei, so haben sie in der Enge der Städte angefangen, 
sich »gegenseitig zu bedrohen und beim geringsten Anlaß zu zerfleischen« (Seeßlen, Weil 
1979, S. 140). Zu betrauern sei deshalb im Rückblick auf die Gründerzeit nicht der Tod 
der Indianer, die dem von den Siedlern organisierten Genozid zum Opfer fielen; vielmehr 
sei das Schicksal des Westerners zu beklagen, der mit der Entstehung der Städte zum Ster- 
ben verurteilt gewesen sei. 

Der Unfähigkeit zur Trauer um den Tod der von den Weißen ausgerotteten Indianer ent- 
spricht so die melancholische Klage um den Tod des Cowboys, der schon immer ein einsa- 
mer Held gewesen und nunmehr, eingeholt durch den gesellschaftlichen Fortschritt, zur 
tragischen Gestalt geworden sei. Daß die Cowboys sich in den Städten am Ende selbst zer- 
fleischen, bedeutet deshalb nichts anderes als die in der Bilderwelt des Westerners in Szene 
gesetzte »Selbstzerfleischung der Melancholie« (Mitscherlich und Mitscherlich 1967, S. 79), 
aufgrund derer die Amerikaner in der Konfrontation mit dem Indianer nur den »eigenen 
Verlust an Selbstwert« beklagen (ebd., S. 78), obgleich nur die Trauer um die Opfer ihrer 
Gewalt eine Bewältigung der Vergangenheit ermöglicht hätte, ein Verlust, der auch des- 
halb bedeutsam ist, weil mit dem Mord an den Indianern etwas getötet wurde, »was für die 
Neue Welt von vitaler Bedeutung« war, eine Vernichtung dessen, »was Amerika ... bis zu 
diesem Moment gewesen« war (Fiedler 1968, S. 87). 

So wie die Bilderwelt um den Cowboy, der durch die leeren Weiten der Prairien reitet, den 
Massenmord an den Indianern entwirklicht, so vermag Reagan seine Landsleute auch da- 
durch für den Bau der Neutronenbombe einzunehmen, daß er diese politische Entschei- 
dung auf seiner Ranch als der Westerner einer entlegenen Wildnis trifft, die die Millionen 
von Menschen vergessen läßt, die durch den - militärisch allein wirksamen - Einsatz von 
Hunderten von Neutronenbomben zu einem langwierigen und schmerzhaften Tod verur- 
teilt wären (vgl. Spiegel, 17.8.81, S. 29). Stattdessen drängt sich den Amerikanern mit Re- 
agans Selbst-Inszenierung als Cowboy das Bild eines heldenhaften Mannes auf, unter des- 
sen Regie es nur darauf ankommt, ein starker Präsident zu sein, der im Ernstfall das Leben 
einer Unzahl seiner (europäischen) Schützlinge so bereitwillig opfern würde, wie der We- 
sterner immer schon »so etwas wie eine Mutter ... und eine Amme derselben Tiere ist, die 
er ihrem frühen Tode zuführt« (Erikson 1950, S. 297). Denn gerade weil das ungelöste Pro- 
blem des amerikanischen Mannes in seiner infantilen Abhängigkeit von der einstmals als 
gefühlskalt und herrschsüchtig erlebten »Mom« liegt (vgl. ebd., $. 282 ff) - jener Mutter, 
die in ihrem Verhalten gegenüber ihrem Kind die Gewalt reproduziert, die in der Gesell- 
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schaft die wirtschaftlich Mächtigen heute im Arbeitsprozeß mit derselben Rücksichtslosig- 
keit ausüben, mit der sich die Frontiers einst die Natur der Neuen Welt unterwarfen? -, 
sucht er sich zwanghaft der Überlegenheit und Männlichkeit des Cowboys dadurch zu ver- 
gewissern, daß er wie Reagan auf der Grundlage der Rationalisierung, es gäbe »Dinge«, 
»für die Männer zu sterben bereit sein müssen« (Spiegel, 19.1.81, S. 96), so selbstverständ- 
lich über das Leben seiner Mitmenschen verfügt, wie er sich früher seiner Mutter hilflos 
ausgeliefert fühlte. 

Indem aber Reagan auf der Grundlage seiner Selbst-Inszenierung als Cowboy davon 
spricht, daß John Wayne »der ganzen Welt eine Vorstellung von dem« gegeben habe, »was 
ein Amerikaner sein sollte« (Reagan 1979, S. 116), idealisiert er wie dieser die Totschläger 
und Mörder, denen die Indianer zum Opfer gefallen sind. Denn der bekannte Western- 
Darsteller ist der Überzeugung, daß wir nicht »im Unrecht waren, als wit« den Indianern 
»dieses große Land weggenommen haben«, weil sie »so eigennützig« waren, »es für sich be- 
halten zu wollen« (Biegert 1976, S. 15). So wie aber für Männer wie Wayne oder Reagan 
die Henker der Pionierzeit nichts anderes als Helden waren, so bewundern sie auch »die das 
Wort Killer als Ehrentitel« betrachtenden »Green Berets« (Spiegel, 17.7.78, 5. 68), jene 
US-Elitetruppen, über deren Kampf in Vietnam John Wayne einen Film gedreht hat, für 
.. den sich noch vor zweieinhalb Jahren Reagan begeistert hat (vgl. Reagan 1979, S. 118). Die 
Politik der Stärke, die der amerikanische Präsident im Rückgriff auf die um den Cowboy 
entstandene Bilderwelt gesamtgesellschaftlich über ein Jahr lang durchgesetzt hat, erhebt 
damit zum kollektiven Ich-Ideal seiner Landsleute den Amerikaner, der als Frontier die In- 
dianer so skrupellos tötete, wie er als Soldat der »Green Berets« in Vietnam gekämpft hat 
und heute die Nationalgardisten El Salvadors im Kampf gegen die Befreiungsfront dieses 
Landes ausbildet (vgl. Spiegel, 1.2.82, S. 102). - 


5. Die Angst vor dem Weltuntergang in Amerika 


James Watt, der neue US-Innenminister, dem die Aufgabe zufällt, die in den letzten zehn 
Jahren vom Repräsentantenhaus verabschiedeten »Gesetze zur Erhaltung der Umwelt« wie- 
der rückgängig zu machen; hat im Kongreß auf die Frage »nach seiner grundsätzlichen Be- 
wertung von Umweltschutz und Landschaftserhaltung« (FR, 6.7.81, S. 3) folgende Ant- 
wort gegeben: »Ich weiß nicht, auf wie viele Generationen wir noch rechnen können bis zur 
Wiederkunft des Herrn« (ebd.). Vermag Watt der Sorge der Umweltschützer »vor einer 
Zerstörung des Landes« (ebd.) dadurch entgegenzutreten, daß er die begründete Furcht 
vor einer ökologischen Katastrophe auf der Grundlage seines fundamentalistischen Glau- 
bens. abwehrt, sie verleugnet und sie stattdessen als die Sorge eines Christen um das Got- 
testeich in Szene setzt, das demnächst auf der Erde zu erwarten sei, so versuchen viele 
Amerikaner auch die Angst vor der atomaren Katastrophe, die aufgrund der von Reagan 
betriebenen Konfrontationspolitik verstärkt wird, dadurch zu entwirklichen, daß man sie 
ebenso als gerechtfertigte Furcht vor dem Jüngsten Gericht dramatisiert. 

So wie aber Schreber auf dem Höhepunkt seiner Krankheit eine Phantasie vom »Weltun- 
tergang« entwickelte (Freud 1911, S. 191), die nichts anderes war als »die Projektion« einer 
»innetlichen Katastrophe« (ebd., S. 192 f), so entwickelten eine Vielzahl der Amerikaner 
auf dem Höhepunkt der gesellschaftlichen und politischen Krise ihres Landes die Phantasie 
einer bevorstehenden Endzeitkatastrophe, die Ausdruck der auf den Himmel der Gläubi- 
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gen projizierten Angst vor der nuklearen und ökologischen Katastrophe ist. Das Ausmaß 
dieser Angst vor dem Weltuntergang zeigt sich darin, daß eine neue Zeitschrift mit dem 
Titel »Endzeit-Nachrichten« entstand, und man einen »wöchentlichen "prophetischen 
Nachrichtendienst’ per Telefon« eintichtete. Übertroffen wurde diese Tatsache nur noch 
durch die »Flut von Filmen über im Neuen Testament vorausgesagte Menschheitskatastro- 
phen« (FR, 18.5.81, S. 1). 

Unter diesen Umständen hat Falwell sicherlich allen Grund dazu, sich darauf zu berufen, 

daß der neuen amerikanische Präsident »wie er selbst ... an die ‘baldige Wiederkehr des 
Herrn’« glaube (Stern, 23.7.81, S. 100): »'Ich denke häufig’, so zitiert er Reagan aus einem 
Gespräch unter vier Augen, ‘daß wir uns rasend schnell auf das Jüngste Gericht zu bewe- 
gen’« (ebd.). 

Auf der Grundlage der Fernseh-Inszenierungen der Kirche und der Aufrüstungs-Inszenie- 
tungen des Staates haben derart die weltliche und die geistliche Macht Rituale organisiert, 
die sich »nicht zufällig ... immer wieder zu einem Todesszenarium« zusammenschließen 
(Lorenzer 1981a, $. 168f.). Denn aufgrund von Washingtons Mobilmachung der Amerika- 
ner gegen die ganze Welt wird der Einzelne sunter Vernichtung seiner Individualität als 
bloßer Teil einer Masse« definiert (ebd., S. 169), ein Verlust, für den die stodessüchtigen 
Verschmelzungsphantasie« zu entschädigen verspricht (ebd., $. 125), die als die von diesen 
Menschen erwartete Endzeitkatasttophe Gestalt angenommen hat. 

Gerade weil es in der Gegenwatt so offensichtlich ist wie niemals zuvor, daß nur gesellschaft- 
liche und politische Veränderungen das unaufhaltsame Fortschreiten in die Katastrophe 
aufhalten und stoppen können, hatte die Mehrzahl der Amerikaner mit Reagan sympathi- 
siert, um auf der Grundlage der Rückkehr zu den Werten einer längst überholten Vergan- 
genheit die hertschende Ordnung zu verteidigen. Denn daß »alles geändert werden müsse« 
(Adorno 1973, $. 234), ist eine dem autoritären Charakter unerträgliche Vorstellung, weil 
sie seine »fundamentale Achtung vor dem Bestehenden« verletzt (ebd.): Eher soll die Welt 
untergehen, als daß die Ordnung der liberalen Wirtschaft erschüttert wird. 

Die Erfüllung der irrationalen Endzeit-Visionen des Jahres 1981 schienen aber in Aussicht 
zu sein, als der Jungfernflug des US-Raumfähre »Columbia« gelungen war. Denn der erfolg- 
reiche Probeflug des »wiederverwendbaren Raumtransporters« (Spiegel, 30.3.81, S. 156) 
signalisierte, daß »der Krieg im All«k nun möglich werde (ebd.). »Schon zu Ende dieses 
Jahrzehnts«, so hat es ein amerikanischer Rüstungsexperte ptophezeit, »kann der Krieg im 
Weltraum Wirklichkeit sein« (ebd., $. 163). 


Bereits die Mondfahrten hatten nach dem mißglückten Schweinebucht-Abenteuer gegen die kubani- 
schen Kommunisten in den vom Rassenkampf und vom Vietnamkrieg beherrschten sechziger Jahren 
die Funktion gehabt, das Selbstgefühl der Amerikaner dadurch zu restituieren, daß man auf den »al- 
ten Pioniergeist« zurückgreifen und zu »new frontiers« vorstoßen konnte (Anders 1970, S. 160). Aber 
schon die Tatsache, daß die US-Astronauten auf dem Mond vergeblich darauf hoffen mußten, auf ei- 
net bis dato unentdeckten Südsee-Insel gelandet zu sein, auf der das Aufdflanzen des Sternenbanners 
Eingeborenen imponiert hätte (vgl. ebd., S. 76 f), verwies auf den Mangel dieser Frontier, an der es 
keine Feinde gab, gegen die man das Recht auf die eigene Landung hätte verteidigen können. 


Mit der US-Raumfähre »Columbia« hat sich jedoch, so Reagan, »eine neue Ära der Raum- 
fahrt eröffnet (FR. 16.4.81, S. 1). Denn da nunmehr der Weltraum zur »neuen Arena für 
die Konfrontation der Supermächte« wird (Spiegel, 30.3.81, $. 156), gewinnt auch die 
Raumfahrt das dramatische Element, das den Kampf an dieser neuen Frontier erst interes- 
sant macht. Den Hauch des Abenteuerlichen erwirbt der Vorstoß ins All nämlich erst in 


Zur Renaissance des autoritären Charakters ın der USA 169 


dem Augenblick, wo sich der Amerikaner in den endlosen Weiten des Weltalls erneut als 
der einsame Cowboy der menschenleeren Prärien in Szene setzen kann, um im »Ein-Mann- 
Raumkreuzer« (ebd., S. 163) auf die Sowjets so Jagd zu machen wie einstmals auf die India- 
ner. 

Die narzißtische Wut, die sie aufgrund der Verletzung ihres Selbstgefühls unter dem wach- 
senden Druck sich verschärfender wirtschaftlicher und politischer Konflikte ihres Landes 
entwickelten, verschoben die meisten Amerikaner auf die Russen, die Reagan auf der 
Grundlage seiner weltanschaulich begründeten und durch Pseudomythen verklärten Insze- 
nierungen über ein Jahr lang zur Verkörperung des Bösen zu machen vermochte. Weil die 
Sowjets aber deshalb mit den gehaßten Selbstfragmenten identifiziert wurden, die die 
Amerikaner aus ihrer Wahrnehmung abgespalten haben, haben sie aufgrund ihrer »Furcht 
vor Vergeltung« »Verfolgungsängste« entwickelt (Klein 1962, S. 112), die in der Angst vor 
einem sowjetischen Überfall Gestalt annehmen und im »Krieg der Sterne« in so dramati- 
scher Weise in Szene gesetzt wurden, in dem »für viele Hörer allzu überzeugend, die Inva- 
sion von Marsmenschen auf der Erde dargestellt« wurde (Stein 1981, S. 29). 

Von dieser Vergeltungsangst suchen sich die Amerikaner, die Männern wie Reagan und 
Falwell Glauben schenken, dadurch zu befreien, daß sie in einem neuen Angriff auf die 
Welt die Vorzeichen dieser Weltkatastrophen-Phantasie umkehren, aufgrund dessen die 
Kommunisten als Ungeheuer von einem anderen Stern die Erde zu überfallen drohen: 
Wenn nämlich Reagan den beiden Astronauten der »Columbia« nach dem Erfolg ihres 
Testfluges versichert hat, daß die US-Bürger sich dank ihrer Leistung »wieder wie Giganten 
fühlen« können (Spiegel, 20.3.81, S. 236), dann inszeniert er die Amerikaner als die mäch- 
tigen Erdgeborenen, die die olympischen Götter angegriffen haben, indem »sie von ihren 
Bergspitzen Felsen und Feuerbrände in die Höhe« schleuderten (Ranke-Graves 1955, S. 
115). Die sich derart als Giganten inszenierenden Amerikaner drohen in ihrer religiösen 
Sehnsucht nach dem Jüngsten Gericht einen alles Menschenleben zerstörenden Weltbrand 
zu entfachen, um sich durch die Vernichtung unseres Planeten selbst zu heilen. Denn ge- 
trade weil die Welt für diese Amerikaner kein eigenständiges Dasein mehr aufweist, viel- 
mehr nur noch als »Rest der Welt« figuriert, als ein Selbst-Objekt, auf das sie ihre Aggres- 
sion verschieben und das sie mit dem Bösen identifizieren, verspricht die Lösung dieses 
Wahnes nur noch der sich zur kosmischen Naturkatastrophe aufblähende Holocaust, für 
den Kirche und Staat die Massen zu mobilisieren schienen. 


Anmerkungen 


1 Wieesin Wirklichkeit um die Menschenrechte in El Salvador bestellt ist, zeigt der Völkermord je- 
ner von Reagan militärisch unterstützten Militärdiktatur, die die Herrschaft einer kleinen Oligar- 
chie von Großgrundbesitzern mit Hilfe eines Terrors aufrechterhält, welcher von Polizei, Militär 
und den mit ihnen kooperierenden Todesschwadronen ausgeübt wird: 

So wie die Terrortrupps »in Dörfer und Weiler« einfallen, um »auf brutalste Art Frauen, Alte, 
Kinder« zu ermorden, die Häuser zu verbrennen, zu plündern und die Haustiere umzubringen 
(Spiegel, 9.3.81, S. 146), so findet man in der Hauptstadt San Salvador und Umgebung »jeden 
Morgen ... durchschnittlich ein Dutzend Gefolterte, Enthauptete, Vergewaltigte und Kastrierte, 
meistens mit unmißverständlichen Botschaften der Todesschwadronen verschen« (FR, 15.8.81, S. 
3). Bei den unter der Zivilbevölkerung angerichteten Massakern, die »den Aufständischen den 
Rückhalt im Volk« entziehen sollen (Spiegel, 1.2.82, S. 102), reißt man den Opfern »Zunge und 
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Ohren« aus, schneidet »Schwangeren ... die Leibesfrucht« heraus, um sie »den Hunden zum Fraß 
vorzuwerfen (Spiegel 2.3.81, S. 131) oder wirft Säuglinge in die Luft und spießt sie mit dem Bajo- 
nett auf (vgl. Spiegel, 1.2.82, S. 100). Seit dem Oktober 1979 sind dieser Schreckenshertschaft 
über 30000 Menschen zum Opfer gefallen. Etwa 250000 Menschen befinden sich auf der Flucht 
vor diesem Terror (vgl. FR, 26.6.81, S. 13). 

2 Daß Reagan sich mittlerweile zu Rüstungskontellverhanilinpen und auch zu einem Treffen mit 
Breschnew bereit erklärt hat, wirft die Frage auf, ob sich in der Gegenwart seine Konfrotationspo- 
litik überhaupt noch gesamtgesellschaftlich durchsetzen läßt. Denn daß nicht nur Reagans Wirt- 
schaftsprogramm nicht anschlägt, sondern auch seine Politik der Aufrüstung durch den wachsen- 
den politischen Protest in Frage gestellt wird, der sich aufgrund der im Frühjahr dieses Jahres in 
den USA entstandenen Friedensbewegung entwickelt hat, verweist auf das den autoritätssgebun- 
denen Charakterdispositionen entgegengesetzte genuin liberale Widerstandspotential der Ameri- 
kaner, eine Tatsache, die jedoch nichts an dem erklärungsbedürftigen Sachverhalt ändert, daß die 
irrationale Konfrontationspolitik Reagans über ein Jahr lang eine Massenbasis hatte. 

3 Wenn im Folgenden das Problem der Kirche in Amerika erörtert wird, so geht es dabei um das 

Problem des Zerfalls der Religion, die zu einer Weltanschauung verkommt, die, »rational und ir- 
tational zugleich« (Lorenzer 1981a, S. 119), an »eine sozial bedingte Persörlichkeitsirnitation« 
anknüpft (ebd., S. 121), um den Einzelnen unter Ausnutzung seiner infantilen Fixierungen in 
das »organisierte Bewaßtsein einer Masse« einzubetten und ihn damit »von seiner asozialen Isolie- 
tung« zu etlösen (ebd., S. 122). Evangelisation wird derart als »weltanschauliche Massenbildung« 
wirksam (ebd., S. 127), wenn die Fersehprediger der fundamentalistischen Kirche ihre Gläubigen 
für Reagans Politik zu mobilisieren sich bemühen - oder aber der Papst sich auf seinen Auslands- 
reisen als massenwirksamer Volksführer in Szene setzt, den die Massenmedien als Super-Star fei- 
ern, auch wenn er nach wie vor die Ehescheidung verbietet und jede Form künstlicher Geburten- 
tegelung verdammt (vgl. König 1981). 
Anders als im Falle dieser zur Weltanschauung verflachten Religion, die an die Persönlichkeitsde- 
fekte des Einzelnen anknüpft, um jede »soziale Unruhe« sogleich »durch eine irrationale Lösung« 
stillzustellen (Lorenzer 1981a, $. 128), bringen die amerikanischen Christen, die sich wie die Ka- 
tholiken mit ihren in EI Salvador verfolgten Glaubensbrüdern solidarisieren (vgl. Spiegel, 
19.4.82, S. 167) und für das »Einfrieren der Atomrüstung« demonstrieren (ebd., S. 160), die indi- 
viduellen Bedürfnisse und Sorgen der durch die Politik Reagans sich betroffen fühlenden Men- 
schen zum Ausdruck, die nicht länger bereit sind, das Problem der Waffenkontrolle »den Haigs 
und Weinbergers« zu überlassen (ebd., S. 168). In diesem Fall ist das Ergebnis nicht Massenbil- 
dung, sondern eine »Kollektivbildung« (Lorenzer 1981a, S. 131), die es ermöglicht, die »Itritatio- 
nen des Alltagslebens« (ebd.) im Dienste einer gesellschaftsverändernden politischen Praxis nutz- 
bar zu machen. 

4 Der Begriff des »Fußboden« ist nicht einfach Karikatur, sondern verleiht einer zur grauenhaften 
Karikatur geronnen Wirklichkeit Ausdruck. Denn gerade die Männer, die im Alltagsleben so oft 
den »Reinigungszwang neurotischer Hausfrauen« (Abraham 1924, S. 124) belächeln und verspot- 
ten, funktionalisieren die dem weiblichen Geschlecht zugeschriebene »Hertschsucht« (ebd.), die 
sich mit Hilfe von Putzeimer und Staubsauger behauptet, im eigenen Interesse, um mit ihrer Hil- 
fe die namenlose Gewalt zu verleugnen, die sie selbst auf gesellschaftlicher und politischer Ebene 
in Szene setzen, indem sie die von den Menschen bewohten Städte und Landschaften zu einem 
vom Ungeziefer des Lebendigen bewohnten Fußboden machen, den sie mit ihren »Bombenteppi- 
chen« zudecken. 

5 Zur Unterscheidung des Über-Ichs als einer einschränkend, verbietenden Instanz und des Ich- 
Ideals als einer Instanz der Wunscherfüllung vgl. Lampl-de-Groot 1963. 

6 Die Tatsache, daß »unsre Erfahrungen mit dem Nationalsozialismus ... uns allzusehr darauf fi- 
xziert« haben, »die Gefahr der Demagogen in ihren ideologischen Konzepten und ihrer politischen 
Rhetorik zu suchen, obgleich der ... Faschismus uns schon auf die Verführungsmacht der Bilder 
hätte hinweisen können« (Lorenzer 1981b, S. 16), macht uns darauf aufmerksam, daß das Massen- 
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individuum, »in der nachinfantilen Vergesellschaftungs nicht nur über die ihm angebotene 
»Weltanschauungs (Lorenzer 1981a, S. 121), sondern auch über die ihm präsentierte Bz/derwelt 
sozialisiert wird, die die Herrschenden zur Durchsetzung ihrer Interessen inszenieren: »Man erin- 
nere sich des gewaltigen sinnlichen Repertoires der nationalsozialistischen Inszenierungen, der 
ausgesonnenen Rituale mit der Blutfahne, der starren Schematik der Aufmärsche ... der systema- 
tischen Tilgung konkurrierender Bilder und Bildproduktionen durch die vom Propagandaministe- 
tium gleichgeschalteten ‘Kultur’-Instanzen« (ebd,. S. 168). 

7 So wie schon auf dem Weg in die Sklaverei nicht weniger als 10 Millionen Schwarze bei ihrem 
Transport nach Nordamerika umkamen (vgl. Jacobs, Landau, Pell 1971, S. 69), so wurden die 
schätzungsweise 10 Millionen Indianer, die noch im frühen 17. Jahrhundert den nordamerikani- 
schen Kontinent besiedelten, bis auf den heutigen Tag auf 850000 dezimiert (vgl. Spiegel, 
19.11.79, $. 212). 

8 Aufden Sachverhalt, daß die »'formgebenden’ Körpervorgänge der Mutter ... von keiner anderen 
Art als die formgebenden Handgriffe des Arbeiters« sind, weil die »Auseinandersetzung des Arbei- 
ters mit der ‘äußeren Natur’ ... in einem praktischen Umgang« realisiert wird, »der dem prakti- 
schen ‘'formgebenden’ Umgang der Mutter in der Mutter-Kind-Dyade in vollem Umfang ver- 
gleichbar ist«, hat Lorenzer in der von ihm entworfenen materialistischen Sozialisationstheorie 
aufmerksam gemacht (Lorenzer, 1972, S. 50 £). 
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